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122. Sitzung 

Bonn, den 10. Oktober 1974 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
25. März 1972 zur Änderung des Einheits-
Übereinkommens von 1961 über Suchtstoffe 

—Drucksache 7/2071 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ju

-

gend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2557 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Braun 

(Erste Beratung 103. Sitzung) 

Von dem Herrn Berichterstatter wird das Wort zu-
sätzlich nicht begehrt. Ich danke dem Herrn Bericht-
erstatter. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. — Das 
Wort wird in der Aussprache nicht begehrt. Ich rufe 
Art. 1, 2, 3, 4, Einleitung und Überschrift auf. Wer 
dem Gesetzentwurf in der zweiten Beratung und in 
der Schlußabstimmung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Frühsport!) 

— Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Damit ist der Gesetzentwurf verabschie-
det. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten E nt-
wurfs eines Gesetzes zu dem Internationalen 
Übereinkommen vom 29. November 1969 über 
Maßnahmen auf Hoher See bei Ölverschmut-
zungs-Unfällen 

— Drucksache 7/2109 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2559 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

(Erste Beratung 106. Sitzung) 

Der Herr Berichterstatter, Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), wünscht keine Ergänzung des Berichtes. 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Das Wort wird 
in der Aussprache nicht begehrt. 

Wer dem Gesetzentwurf in der zweiten Beratung 
und Schlußabstimmung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Ich danke 
Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Verabschiedung fest. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Lenz (Bergstraße), Kunz (Ber-
lin), Frau Berger (Berlin), Vogel (Ennepetal) 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die innerdeutsche Rechts- und 
Amtshilfe in Strafsachen 

— Drucksache 7/1882 — 

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2590 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Arndt (Hamburg) 
Abgeordneter Kunz (Berlin) 

(Erste Beratung 96. Sitzung) 

Von den Herren Berichterstattern wird keine Er-
gänzung des Schriftlichen Berichtes gewünscht. Ich 
danke den Herren Berichterstattern. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich rufe 
Art. 1, 3, 4, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem 
Gesetzentwurf in der zweiten Beratung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen — 
Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ich 
stelle in der zweiten Beratung einstimmige An-
nahme fest. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. Ich schließe die Aussprache. Wer dem 
Gesetzentwurf in der dritten Beratung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
— Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Damit ist der Gesetzentwurf in der drit-
ten Beratung einstimmig verabschiedet. 

Ich rufe nunmehr Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
16. Mai 1973 zum Abkommen über den Han-
delsverkehr und die technische Zusammen-
arbeit zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und den Mitgliedstaaten einer-
seits und der Libanesischen Republik ande-
rerseits 

— Drucksache 7/2110 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirt-
schaft (9. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2573 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Springorum 

(Erste Beratung 106. Sitzung) 

Das Wort wird von dem Herrn Berichterstatter 
zur Ergänzung nicht begehrt. Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Wir treten in die Aussprache ein. — Das Wort 
wird nicht begehrt. Ich rufe Art. 1, 2, 3, 4, Einleitung 
und Überschrift auf. Wer dem Gesetzentwurf in der 
zweiten Beratung und Schlußabstimmung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erhe-
ben. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Damit ist der Gesetzentwurf ein-
stimmig gebilligt. 

Ich rufe den Punkt 6 der heutigen Tagesordnung 
auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
5. Oktober 1973 zwischen den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl und der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl einerseits und der Repu-
blik Finnland andererseits 

— Drucksache 7/1778 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirt-
schaft (9. Ausschuß) 

— Drucksache 7/2574 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wolfram 

(Erste Beratung 88. Sitzung) 

Das Wort zur Ergänzung des Berichts wird nicht 
begehrt. Ich danke dem Herrn Berichterstatter für 
seinen. Bericht. 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe Artikel 
1, 2, 3, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Ge-
setz in der zweiten Beratung und in der Schlußab-
stimmung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. — Ich danke Ihnen. Ich frage, 
ob Gegenstimmen abgegeben werden. — Stimm

-

enthaltungen? — Das ist nicht der Fall, so daß auch 
diese Vorlage einstimmig gebilligt worden ist. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

a) Große Anfrage der Abgeordneten Bewe-
runge, Eigen, Kiechle, Dr. Ritz, Susset, Solke, 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und der Frak-
tion der CDU/CSU 

betr. Lage der deutschen Landwirtschaft 

— Drucksachen 7/2497, 7/2586 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Agrarberichterstattung 
(Agrarberichterstattungsgesetz — AgrBG) 

— Drucksache 7/1990 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/2615 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Löffler 

bb) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 
— Drucksache 7/2576 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ritgen 

(Erste Beratung 103. Sitzung) 

Zunächst hat zur Begründung der Großen Anfrage 
der Herr Abgeordnete Bewerunge das Wort. 

Bewerunge (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Vorrangig agrarpolitische 
Aspekte haben uns bewogen, am 23. August 1974 die 
Große Anfrage zur Lage der deutschen Landwirt-
schaft einzubringen. Natürlich haben uns auch da-
mals schon die europapolitischen Gesichtspunkte be-
schäftigt, wie aus der Anfrage ersichtlich ist. Mit der 
inzwischen stattgefundenen Entwicklung verlegt sich 
die Problematik nunmehr vorrangig auf die Europa-
politik. 

Die Lage der deutschen Landwirtschaft hat sich 
seit dem Frühjahr 1974 krisenhaft zugespitzt. Für 
viele Betriebe ist eine existenzbedrohende Lage da-
durch entstanden, daß die Erzeugerpreise in wichtig-
sten Sektoren erheblich absanken, während die Be-
triebsmittelpreise mit der allgemeinen Inflations-
rate Schritt hielten. Preissteigerungen bei Betriebs-
mitteln von 4,6 "/o stehen einem Absinken der Er-
zeugerpreise von 6,2 °/o im Vergleich zum Vorjahre 
gegenüber. Ohne diese rückläufige Entwicklung der 
Erzeugerpreise hätte sich der Lebenshaltungskosten-
index in der Bundesrepublik noch erheblich stärker 
angehoben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Auch die nächste Zukunft läßt für die Menschen 
auf dem Land nicht etwa rosige Zeiten erwarten. Bei-
spielsweise sei nur auf die vermutlichen Kostenstei-
gerungen bei Düngemitteln und Futtermitteln von 
bis zu 30% hingewiesen. Parallel zu dieser Ent-
wicklung mußte die Regierung ihre Einkommensvor- 
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ausschätzungen für das gerade abgelaufene Wirt-
schaftsjahr laufend revidieren. Meine Fraktion kann 
für sich in Anspruch nehmen, darauf schon im März 
dieses Jahres anläßlich der Agrardebatte hingewie-
sen zu haben. 

Im Zusammenhang mit diesen Vorgängen trat eine 
schwere Krise der EG in Erscheinung, aus der vor 
allen Dingen ein schwerwiegender Mangel an Soli-
darität der Mitgliedsländer zu erkennen war.  Auf 
die inzwischen eingetretenen Wettbewerbsverzer-
rungen, die unserer Landwirtschaft das Leben enorm 
erschweren, wird in der folgenden Debatte noch aus-
führlich eingegangen werden. Herr Minister Ertl hat 
vor kurzem erklärt, der Agrarmarkt in seiner bis-
herigen Form sei gescheitert. Ähnlich hat Minister 
Apel die Funktionsfähigkeit der EG-Agrarpolitik in 
Frage gestellt. Andererseits setzen SPD und FDP 
alles daran, die wahre Situation der deutschen Land-
wirtschaft zu verschleiern und zu beschönigen. 

Angesichts dieser Lage ist für dieses Hohe Haus 
ein Eingreifen in Form einer Debatte — so meine 
ich — dringend geboten. Die Große Anfrage meiner 
Fraktion zur Lage der Landwirtschaft und zur Euro-
papolitik war und ist notwendig. Sie hat ohne jeden 
Zweifel auch einen Druck in Ri chtung  auf schnellere 
Entscheidungen dieser Bundesregierung zur Verbes-
serung der Lage der Landwirtschaft ausgeübt. Aber 
die völlig nichtssagenden Antworten auf die Frage 
nach der Weiterentwicklung der europäischen Be-
lange zeigen deutlich, daß die Regierung bis heute 
kein agrarpolitisches, europapolitisches Konzept hat. 

Nun zu den Preisbeschlüssen und den jüngsten 
Vorgängen um die EG. Auch wenn wir schon in der 
Aktuellen Stunde am 26. September über den Be-
schluß der Bundesregierung, die Beschlüsse des 
Agrarministerrats vom 20. September zunächst ab-
zulehnen, diskutiert haben, so bleibt doch hierzu 
noch Wichtiges zu sagen, insbesondere weil durch 
die jüngsten Beschlüsse wieder eine neue Lage ge-
schaffen worden ist. Lassen Sie mich kurz den Stand-
punkt meiner Fraktion zu den Vorgängen am 20. 
und 25. September noch einmal skizzieren: 

Die CDU/CSU ist keineswegs der Ansicht, daß 
Maßnahmen der Bundesregierung zum Abbau der 
Wettbewerbsverzerrungen in der EG und zu Kor-
rekturen des Agrarmarktsystems verfehlt sind. Wir 
halten allerdings den Zeitpunkt für den Beginn die-
ser Versuche für verspätet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ich habe in meinem Beitrag zur Aktuellen Stunde 
klarzulegen versucht, daß es wahrlich geeignetere 
Termine für den Ansatz zur Neugestaltung bzw. 
Verbesserung gegeben hätte. 

Ein solcher Zeitpunkt war z. B. die EG-Gipfel-
konferenz vom 1. und 2. Dezember 1969, nachdem 
die Übergangsphase der EG vorbei war und entspre-
chend den Verträgen der Eintritt in die endgültige 
Phase formuliert werden mußte. 

(Rawe [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Damals hat Willy Brandt sein europapolitisches 
Handeln in der ihm eigenen Weise ausgiebig in die

-

sem Hohen Hause gefeiert. Schon damals aber hat 
ihm Dr. Barzel in der ersten Debatte dazu erklärt, 
daß uns das neu beschlossene Verfahren der EG-
Agrarfinanzierung noch schwere Kopfschmerzen be-
reiten würde. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Ohne jegliche Gegenleistung hat der damalige 
Kanzler eine Finanzregelung eingeleitet, die den 
deutschen Beitrag von 28% im Jahre 1969 auf zirka 
37 % bis 1978 steigen lassen wird, obwohl in der 
Zwischenzeit drei weitere Länder der EG beigetre-
ten sind. Mit dieser Politik des fröhlichen Ein-
standes wurde die Chance zu einer entscheidenden 
Weichenstellung vertan. 

Ein ähnliches Datum war die Verlegung der struk-
turpolitischen Kompetenz mit finanziellen Auswir-
kungen für den Agrarbereich nach Brüssel. Ent-
gegen dem einstimmigen Beschluß des Bundestages 
vom 8. Mai 1968, Herr Minister Ertl, haben Sie die-
ser Verlegung 1972 aus kurzsichtigem Opportunis-
mus zugestimmt. Ich habe gestern gelesen, daß der 
Herr Bundeskanzler sagt: „Ich bin für Europa, aber 
nicht für eine europapolitische Wurstelei." Das ist 
die Einleitung der Wurstelei gewesen! 

Darüber hinaus sind wir der Überzeugung, daß 
auch der Anlaß zu einer Korrektur der EG-Politik 
verfehlt gewesen ist; denn immerhin hatte sich die 
Regierung, nachdem sie ursprünglich gegen jede 
Agrarpreiserhöhung innerhalb des Wirtschaftsjah-
res war, schon mit einer Agrarpreiserhöhung von 
4 °/o abgefunden. Der Theaterdonner setzte an der 
minimalen Differenz von 1% ein. Gerade das 
konnte bei unseren Nachbarn den Eindruck hervor-
rufen, daß es weniger darum ging, an diesem Pro-
zentpunkt Anstoß zu nehmen, als vielmehr darum, 
vor aller Welt einmal den „strammen Max" zu 
demonstrieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Das ist doch Quatsch!) 

— Lesen Sie die Zeitungen dazu! 

Ein wichtiger Gesichtspunkt lag für uns beson-
ders darin, daß die Ablehnung der Beschlüsse vom 
20. September auf Grund von Überlegungen erfolgt 
ist, die alle — ich betone: alle — schon vorher 
hätten angestellt werden können, was beweist, mit 
welcher beispiellosen Sorglosigkeit oder mit wel-
chem beispiellosen Dilettantismus die Regierung der 
Entwicklung in den letzten Monaten tatenlos zuge-
sehen hat 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und den verantwortlichen Minister in die Verhand-
lung geschickt hat. Das wird nicht nur von weiten 
Teilen der Presse ebenso gesehen, ich kann hier 
sogar Herrn Conrad Ahlers, unseren Kollegen, aus 
der „Wirtschaftswoche" dazu zitieren. 

Die Oberflächlichkeit und die Kraftmeierei des 
Kanzlers haben letztlich den Hut des Herrn Ertl, so 
meine ich, bedenklich ins Rutschen gebracht. Ich 
kann nicht verstehen, wie sich ein Minister zunächst 
für seine hervorragende Verhandlungsführung in 
Brüssel loben und sodann den ganzen Inhalt und 
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das Ergebnis der Verhandlungsführung zunichte 
machen lassen kann. 

(Rawe [CDU/CSU] : Das kann man wohl 
sagen! — Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wie der Minister mit seinem fast verlorenen Gesicht 
vor den Kollegen in Brüssel die Interessen der 
deutschen Seite weiterhin mit Erfolg vertreten soll, 
kann nicht nur seine eigene Sache sein; denn von 
der Stärke seiner Position hängen in unserem Lande 
zu viele Existenzen ab. Mittelbar und unmittelbar 
sind immerhin 10 Millionen Menschen von der Qua-
lität dieser Vertretung berührt. 

Ich stelle fest, daß selbst Herr Bangemann zu der 
Einsicht gekommen ist, Europapolitik könne nicht 
von zwei Metternichen am flackernden Kamin des 
Elysee-Palastes gemacht werden. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Was nützt es dem europäischen Gedanken, wenn 
sich die Regierungschefs zweier Länder gut verste-
hen, wenn aber in der Bevölkerung und in dem 
Regierungsapparat durch unbedachte Handlungswei-
sen wieder neue Ressentiments hervorgerufen wer-
den? Selbst wenn die brüskierende Maßnahme vom 
25. September, wie einige Zeitungen spekuliert ha-
ben, zuvor mit Giscard d'Estaing abgesprochen sein 
sollte, so halten wir es doch für mehr als fragwürdig, 
wenn die deutsche Haltung vor den französischen 
Bauern als Alibi benutzt werden würde, um weitere 
nationale Zuwendungen zu verhindern. Europa kann 
nicht gelingen, wenn statt gemeinsamer Solidarität 
der eine Partner als Buhmann mißbraucht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir begrüßen es selbstverständlich, wenn durch 
die jüngste Ministerratssitzung von Luxemburg die 
offenen Streitpunkte ausgeräumt worden sind. Es 
bleibt aber zu betonen, daß das, was die Bundes-
regierung hierbei erreicht hat, lediglich eine At-
trappe zur Wahrung des Gesichts ist. Die gegenwär-
tigen Wettbewerbsverzerrungen wurden nicht ab-
gebaut; siehe auch die Erklärung von Regierungs-
sprecher Bölling dazu. Allenfalls mag es gelingen, 
eine verfeinerte Form der Wettbewerbsverzerrun-
gen herbeizuführen, solcher Wettbewerbsverzerrun-
gen nämlich, die als Hilfe für die eigene Landwirt-
schaft nicht unmittelbar ins Auge stechen. 

Außerdem ist zu betonen, daß zur Zeit bei weitem 
nicht alle Wettbewerbsverzerrungen vertragswidrig 
sind. Vertragskonforme Wettbewerbsverzerrungen 
hat z. B. der verantwortliche Minister Ertl mit be-
schlossen. Ich erinnere hier auch an das schlechte 
Beispiel des Unter-Glas-Anbaus; hier steht die deut-
sche Seite in einer ruinösen Wettbewerbslage. 

Die als Erfolg gefeierte Anrechnung der Preisbe-
schlüsse auf die notwendige Neufestsetzung für das 
nächste Wirtschaftsjahr ist ein Beschluß, so meine 
ich, der bei dem Beobachter eine wahrhaft monu-
mentale Schlichtheit voraussetzen muß. Wer würde 
denn annehmen, daß man bei der künftigen Neu-
festsetzung die 5 % ige Anhebung innerhalb dieses 
Wirtschaftsjahres vergessen würde? 

Die bezeichnenderweise schon beim Pariser Tref-
fen der Regierungschefs von Bundeskanzler Schmidt 

vorgetragene Forderung nach einer Bestandsauf-
nahme über die bisher in der europäischen Agrar-
politik erzielten Ergebnisse, die man auch am 
20. September hätte durchsetzen können, wertet die 
Bundesregierung heute als einen der Erfolge ihrer 
Intervention vom 25. September. 

Die Bundesregierung ist auch von ihrer ursprüng-
lich erhobenen Forderung insofern abgewichen, als 
danach eine Beschlußfassung überhaupt erst zu 
einem wesentlich späteren Zeitpunkt möglich ge-
wesen wäre; denn in Punkt 4 Abs. 2 ihres Beschlus-
ses vom 25. September werden Verhandlungen und 
Ergebnisse gefordert, die Voraussetzung für eine 
Beschlußfassung sein sollten und die noch nicht 
stattgefunden haben bzw. erreicht worden sind. 

Die Krisen der EG und insbesondere des Agrar-
marktes waren — das haben meine Parteifreunde 
und ich oft betont — schon lange. vorherzusehen. 
Statt aber den Blick, Herr Minister Ertl, konsequent 
in die Zukunft zu lenken, haben Sie immer mit 
Vorliebe auf die Vergangenheit geblickt. 

(Rawe [CDU/CSU] : So ist es!) 

Noch heute glaubt er, die Wurzel allen Übels liege 
in dem Tun früherer CDU/CSU-Regierungen. Die 
großen Probleme sind aber erst nach dem Herbst 
1969 aufgetreten, als die Währungsparitäten der 
Gemeinschaft durch nationale Entscheidungen im-
mer mehr auseinanderrückten. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Weniger Europa!) 

Lassen Sie mich, bevor ich zu dem grundsätzlichen 
Standpunkt meiner Fraktion in Sachen Europa und 
Agrarpolitik komme, noch mit einer irreführenden 
Legende aufräumen, der offenbar auch der Bundes-
kanzler mit einer seiner Erklärungen anhängt und 
die auch in einer mir sehr sympathischen Zeitung 
immer wiederholt wird, der Behauptung endlich, 
durch Preisanhebungen würden die Reichen reicher 
und die Armen ärmer. Dazu ist festzuhalten, daß 
noch nicht einmal 0,5 % aller deutschen landwirt-
schaftlichen Betriebe über 100 Hektar und weniger 
als 3 °/o aller Betriebe über 50 Hektar groß sind. Wir 
sollten diese realen Zahlen immer für uns sprechen 
lassen. 

Nun zur Position der CDU/CSU. Für die CDU/CSU 
ist das Bekenntnis zur europäischen Integration 
eines der Hauptmomente ihrer politischen Grund-
überzeugung. Es sei mir gestattet, darauf hinzuwei-
sen, daß wir diese Neuorientierung damals in der 
deutschen Politik gegen den erbitterten Widerstand 
der Sozialdemokratischen Partei haben durchsetzen 
müssen. 

Die drei Grundlagen für die gemeinschaftliche 
Agrarpolitik waren und sind: Erstens: Gemein-
schaftspräferenz, zweitens: freier Warenverkehr, 
drittens: finanzielle Solidarität. Diese Grundlagen 
können und dürfen nicht in Frage gestellt werden, 
wenn nicht die gesamte Agrarpolitik in Frage ge-
stellt werden soll. 

Die Bundesregierung wird erst noch durch Taten 
beweisen müssen, daß sie dem Europagedanken un-
verbrüchlich treu bleiben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Der Sozialist Mansholt und auch der Freie Demokrat 
Dahrendorf haben ihr bisher keine guten Zeugnisse 
ausgestellt. Anlehnend an Professor Dahrendorf 
läßt sich sagen: Diese Regierung läßt nicht nur keine 
Europakonzeption erkennen, sie hat auch keine. Wer 
das nicht wissen sollte, kann die Antwort auf diese 
Große Anfrage daraufhin einmal überprüfen. 

Der Start der EG mit der Integration des Agrar-
sektors kann nur aus der politischen und wirtschaft-
lichen Lage in der Gründungszeit dieser Gemein-
schaft verständlich gemacht werden. Wir können uns 
heute ohne Zögern dazu bekennen, daß der Beginn 
mit der Integration des Agrarbereichs gerade von 
deutscher Seite große Vorleistungen mit sich ge-
bracht hat. Aber diese Vorleistungen haben sich 
— anders als diejenigen bei der Ostpolitik — längst 
bezahlt gemacht. Immerhin gehen 65 % unseres heu-
tigen Gesamtexports in die EG-Länder. Eine Markt-
öffnung konnte stattfinden, weil für den weniger 
entwickelten Bereich der Landwirtschaft die finan-
zielle Solidarität aller eingetreten ist. 

Die viel verketzerten Marktordnungen haben sich 
— das wird oft leider nur durch reine Unkenntnis 
übersehen — weit es tgehend bewährt. Fehlgeschla-
gen ist keineswegs die ursprünglich konzipierte 
Agrarintegration, fehlgeschlagen ist vielmehr der 
Versuch, einen gewissen wirtschaftlichen Gleich-
klang beizubehalten, wie er Gott sei Dank bis 1969 
schon in besten Ansätzen vorhanden war. Nicht die 
gemeinsame Agrarpolitik ist gescheitert, sondern die 
Währungs- und Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ritz 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Die völlige Zerrüttung unserer Währungsordnung, 
verursacht durch die nicht rechtzeitig bekämpfte In-
flation, führt heute dazu, daß die allermeisten EG-
Verordnungen die Grenzausgleichssätze neu regeln 
müssen. Dies kann man nicht, wie es der Kanzler 
aus Unkenntnis oder Ignoranz tut, der EG-Kommis-
sion anlasten. 

Nach unserer Überzeugung sind gerade die euro-
päischen Institutionen zu stärken und nicht durch 
politisch unkluge Erklärungen des Kanzlers zu 
schwächen. Wer ist nicht gegen einen Wasserkopf 
Europas, wer kann diesen bürokratischen Apparat 
wollen? Ursache und Wirkung müssen aber immer 
miteinander in Einklang gebracht werden. Versagt 
hat eindeutig der Agrarministerrat, den Helmut 
Schmidt gegenüber der Kommission stärken möchte. 
Nicht gegenüber der Kommission muß er gestärkt 
werden, sondern er bedarf der ausdrücklichen Beein-
flussung dahin gehend, daß er beschließt, wozu er 
ohnehin verpflichtet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist eine Beeinflussung, zu der sich der Kanzler 
wohl besser bekennen würde. 

Die öffentliche Diskussion um die gemeinsame 
Agrarpolitik wird immer wieder durch die Frage der 
sinnlosen Überproduktion belastet. Die Bestandsauf-
nahme und Fortentwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik machen eine realistische und nüchterne 

Betrachtung der Welternährungslage wie der Ver

-

sorgung in der EG notwendig. 

Während Hunderte von Millionen Menschen an 
Hunger leiden, während uns in der nächsten Zukunft 
ein akuter Mangel an pflanzlichem Eiweiß — be-
sonders infolge der Ernteausfälle in den USA — be-
droht, leisten wir uns den Luxus, gewisse, relativ 
kleine Überschüsse, die überhaupt nicht geleugnet 
werden sollen, zu verabsolvieren. Präsident Ford hat 
gerade in diesen Tagen den Export von 3,4 Millionen 
Tonnen Getreide in die Sowjetunion untersagt, weil 
er selbst für die USA eine schwierige Versorgungs-
lage heraufziehen sieht. 

Die Ölkrise, die Rohstoffversorgung allgemein 
und das Problem ausreichender Düngemittel berüh-
ren auch die EG so hautnah, daß es fast unverständ-
lich ist, wie sehr wir die Vorteile unserer Lage, die 
einschneidend gerade durch die Marktordnung zu-
stande gekommen sind, verkennen. Im Interesse 
einer allgemeinen Vorratshaltung agrarischer Güter 
auf dieser Welt muß die industriell weitgehend 
hockentwickelte EWG einen Teil der Verantwortung 
mit übernehmen, wie es die USA bereits in der 
Nixon-Runde gefordert haben. 

Wir alle, gerade die Politiker, haben die Verant-
wortung, dafür Sorge zu tragen, daß die Kosten der 
gemeinsamen EG-Agrarpolitik in ihrer Wertung ob-
jektiviert werden. Unsere Agrarpolitik hat den Ver-
brauchern in der EG eine langfristig gesicherte Ver-
sorgung zu Preisen garantiert, die sich in einer 
vernünftigen Relation zu dem lange angestiegenen 
Einkommen der Bevölkerung gehalten haben. So ist 
der Anteil der Aufwendungen für Nahrungsmittel 
beim Vierpersonenhaushalt von etwa 40% im Jahre 
1967 inzwischen unter die Linie von 30 % gesunken. 

Der Stabilitätsbeitrag der EG-Landwirtschaft ist 
unbestreitbar und von hohem Verantwortungsbe-
wußtsein gekennzeichnet. Mit unserer langfristigen 
Sicherung der Versorgung der Verbraucher haben 
wir nicht zuletzt gegenüber den planwirtschaftlichen 
Systemen eine Überlegenheit erreicht, die für die 
Erhaltung unserer Freiheit nicht unerheblich ist. 

Meine grundsätzlichen Überlegungen sollen aber 
auf keinen Fall einer Stellungnahme zu gewissen 
Überschußproblemen aus dem Wege gehen. 

Bei Getreide haben wir zur Zeit bei Weichweizen 
ein Zuviel an Produktion, wenn wir vom eigenen 
Bedarf ausgehen. Aber angesichts hoher Weltmarkt-
preise sind wir genötigt, durch Abschöpfungen 
sicherzustellen, daß nicht die heimische Produktion 
in vollem Umfang auf den Weltmarkt abfließt. Die 
Entlastung der Gemeinschaftskasse durch solche 
Abschöpfungen, also Einnahmen, ist nicht gering. 

Bei Zucker hat uns das Quotensystem der Ge-
meinschaft eine so stabile Lage gebracht, daß wir 
sogar in der Lage sind, das noch vom Weltmarkt 
abhängige England soweit zu versorgen, daß die 
extrem hohen Weltmarktpreise dort nicht uneinge-
schränkt durchschlagen. Nach einem Hinweis durch 
EG-Kommissar Lardinois hätte die Versorgung der 
EG mit Zucker zu Weltmarktpreisen im Jahre 1973 
5 Milliarden Rechnungseinheiten, das sind 18,3 Mil-
liarden DM, mehr gekostet. Das ist, meine Damen 
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und Herren, ebensoviel, wie uns die ganze EG-
Agrarpolitik gekostet hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Gerade diese Gesichtspunkte müssen uns dazu 
führen, nicht der Versuchung zu erliegen, mit unse-
rer Diskussion das Kind mit dem Bade auszuschüt-
ten. Damit meine ich auch Erklärungen wie die von 
Herrn Ertl, die EG-Agrarpolitik in ihrer bisherigen 
Form sei gescheitert. Der Minister sollte es nun 
wirklich besser wissen. 

Sorgen bereiten uns zur Zeit die Überschüsse im  
Fleischsektor, von denen aber noch nicht zu erken-
nen ist, ob sie auf einen saisonalen Fleischberg zu-
rückzuführen sind oder gar auf Dauer bestehen wer-
den. Aber wenn wir schon zur Stützung unseres 
Fleischmarktes gewisse Geldausgaben nicht um-
gehen können, dann meine ich allerdings, daß diese 
Geldzahlungen nicht in unwirksame Kanäle wie 
etwa zu hohe Kühlhauskosten fließen sollten; sie 
sollten vielmehr sozial schwachen Bürgern in allen 
Ländern der EG, also auch der Bundesrepublik, un-
mittelbar zugute kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich verurteile die Fehlentscheidung der Regierung, 
die von solchen Maßnahmen Abstand genommen 
hat, auf das entschiedenste. Uns allen ist das Butter-
geschäft mit Rußland noch zu sehr in Erinnerung, 
als daß wir solchen Gedankengängen nicht endlich 
einmal folgen sollten. 

Natürlich bereiten uns auch die Strukturprobleme 
des Milchmarktes mit den Überschüssen an Butter-
fett und teilweise auch an Magermilchpulver Sorge. 
Ich kann es nicht verstehen, daß die Regierung die 
zweite, verbilligte Buttersorte nicht längst wieder 
eingeführt hat. Hier wäre wieder die Wirkung für 
die sozial Schwächeren deutlich geworden. 

Darüber hinaus ist zu betonen, daß sich die CDU/ 
CSU selbst einer Mengensteuerung nicht entziehen 
würde. Dabei muß aber sichergestellt sein, daß nicht 
England und Italien aus rein devisenpolitischen 
Gründen mithelfen, die Produktion zu steigern. Für 
dieses Mehr an Produktion hat die Gemeinschafts-
kasse einzustehen. Der Spielraum für nationale 
Maßnahmen dieser Art  ist — das kann nicht deut-
lich genug gesagt werden — im Bereich der Auf-
stallungsprämie von dem verantwortlichen Minister 
Ertl selbst gutgeheißen worden. Dies ist eine der 
Maßnahmen, Herr Minister, mit denen Sie die 
Wettbewerbsverzerrung sogar noch selbst unter-
stützt haben. 

(Dr. Ritz [CSU/CSU]: Hört! Hört!) 

Die EG steckt in einer schwierigen und entschei-
denden Zwischenphase, von der wir nicht erkennen 
können, wie lange sie noch dauern wird. Eben des-
halb kann die Frage nach den notwendigen Instru-
menten zur Bewältigung des Übergangs nicht in 
aller Klarheit und Schärfe beantwortet werden. 
Sollte die gegenwärtige Zeitplanung nur annähernd 
eingehalten werden können, wäre besonders das 
Instrument des erweiterten Grenzausgleichs die beste 
Lösung und auch weiterhin voll gerechtfertigt. Nur 
so läßt sich die bestehende Disparität bewältigen. 

Die Übergangsphase kann sicher nicht nur durch 
Kamingespräche gesichert werden. Es bedarf beson-
ders: a) der Stärkung des Europäischen Parlaments, 
b) der Stärkung der Kommission, c) der Stärkung 
dei Entscheidungsbefugnisse im Ministerrat. Die 
Union fordert immer wieder politische Impulse, da-
mit dieses Europa als die einzig zukunftsträchtige 
Idee für unser Überleben gelingt. Sie fordert eine 
Neubelebung des Gemeinschaftsgedankens unter 
den Völkern Europas und besonders bei seiner 
Jugend. 

 
Setzen Sie, Herr Minister — das ist auch dem 

Herrn Bundeskanzler zu empfehlen —, Europa nicht 
aufs Spiel, auch um unserer Bauern willen, die schon 
so viele Vorleistungen im Sinne Europas gebracht 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Meine Damen und Herren, wir treten in die Aus-
sprache ein. Das Wort hat der Abgeordnete 
Saxowski. 

 Saxowski  (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Es ist wieder an der Zeit 
in diesem Hohen Hause, über die Lage der Land-
wirtschaft zu debattieren. Die aktuelle Stunde in der 
vorvergangenen Woche war zu kurz, als daß sie 
dem Thema hätte gerecht werden können. Hoffen 
wir aber, daß Sie sich als Opposition von den rheto-
rischen Entgleisungen dieser aktuellen Stunde er- 
holt haben. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dem Ernst der Lage angemessen sollten Sie sich, 
meine Damen und Herren in der Opposition, der 
billigen Vorwürfe von Schönfärberei enthalten. Wir 
werden dann von unserer Seite aus ganz gern den 
Vorwurf der Schwarzmalerei zurücknehmen. 

Die Opposition sucht Auskunft über die Lage der 
deutschen Landwirtschaft; wohlgemerkt: der deut-
schen Landwirtschaft. Das entspricht ihrem Bewußt-
seinsstand von Ende August bei Einbringung der 
Anfrage. Glaubt man ihren Erklärungen der letzten 
drei Wochen, so ist das Wort deutsch durch euro-
päisch zu ersetzen; denn die Opposition hat in Wort 
und Schrift ihr sonst so hautnahes deutsches Hemd 
kurzerhand mit dem europäischen Rock vertauscht. 
Ihr oppositionelles Sein bestimmt ihr agrarpoliti-
sches Bewußtsein. Das ist leider so. 

Die Widersprüche, in die Sie und die Ihnen eng 
verbundenen Oberen eines bestimmten Verbandes 
sich hineingeritten haben, sind nicht geschenkt; die 
werden hier heute aufgedeckt. 

(Eigen [CDU/CSU] : Nennen Sie doch Roß 
und Reiter! — Rawe [CDU/CSU] : Sagen Sie 
mal: Wer hat Ihnen eigentlich die Rede zu

-

sammengeschrieben?! 	Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— So ist es doch, nicht wahr. Das darf man doch 
wohl sagen. Sie können doch denken, Herr Eigen. 
Sie sind doch sonst so klug. Mit Läusen werden Sie 
doch auch fertig. 
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Die Probleme der deutschen Landwirtschaft stehen 
in engem Zusammenhang mit der Gesamtsituation 
auf dem europäischen Agrarmarkt. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Na also!) 

— Das kann man nicht wegleugnen. — Nach zwei 
fetten Jahren mit erheblichen Gewinnen durch gute 
Ernten und günstige Preise ist die Landwirtschaft 
heute in eine Krise geraten, die hauptsächlich durch 
zwei Faktoren bestimmt ist. 

(Zuruf des Abg. Niegel [CDU/CSU]) 

— Ach, hören Sie mal, Herr Niegel: Lassen Sie uns 
doch auch ausreden. Was haben wir doch eben an-
dächtig dem Herrn Bewerunge gelauscht. Warum 
denn die Unruhe bei Ihnen, wenn andere einmal 
dran sind? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Der hatte auch etwas 
zu sagen!) 

— Wir sagen j a auch etwas. 	Einerseits steigen die 
Betriebsmittelkosten durch Verteuerung der Dienst-
leistungen, die die Landwirte in Anspruch nehmen 
müssen, durch Verteuerung von Diesel, durch stei-
gende Preise bei Futtermitteln. Andererseits fallen 
die Erzeugerpreise, weil das Angebot  die Nachfrage 
übersteigt. Inflation, die sich bei uns in einem mehr 
als erträglichen Rahmen bewegt, und Überproduk-
tion haben die Gewinnerwartungen der europä-
ischen Bauern geschmälert. Viele sind sogar in Not 
geraten; das verkennen wir nicht. Die Preis-Kosten-
Schere, die sich öffnet, weckt wieder Zukunftsangst; 
dagegen ist leider schwer anzudiskutieren. Das ge- 

) ben wir zu. Angestiftet oder spontan, begründet oder 
nicht, schuldlos oder selbstverschuldet, die europä-
ischen Landwirte sind auf die Straße gezogen, haben 
ihre Proteste vor Ministertüren gekippt oder auf die 
Zäune von Präfekturen gespießt. Protest und Ein-
sicht haben die Regierenden in Europa zum Handeln 
bewegt. 

Nationale Alleingänge gefährden den Gemeinsa-
men Markt. Mit einseitigen Maßnahmen rücken die 
europäischen Partner ihren nationalen Agrarproble-
men zu Leibe. Eine schwere Krise wird sichtbar. 
Dem europäischen Krisenmanagement gelingt es mit 
Mühe, die italienischen Importrestriktionen, die ver-
tragswidrig sind, aus dem Weg zu räumen. Mitte 
Juli versucht ein dubioser Beschluß der Agrarmini-
ster, den zerfallenen Rindfleischmarkt zu retten. In 
voller Kenntnis der ökonomischen Sinnwidrigkeit 
beschließt Europa ein Prämiensystem, um das Rind-
fleischangebot zu drosseln. Hier subventionierter 
Abbau von Überschüssen, da staatlich geförderte 

Überschußproduktion. 

Kaum hatten die Agrarminister Brüssel im Hoch-
gefühl verlassen, sich noch einmal auf dem kleinsten 
gemeinsamen Nenner getroffen zu haben, da wur-
den in einigen Ländern Subventionsbomben gezün-
det, die Europa vollends zu sprengen drohten. Frank-
reich und die Beneluxstaaten warten mit langen 
Listen von Sondermaßnahmen auf, 'die gegen Geist 
und Buchstaben der Römischen Verträge verstoßen. 
Mitten im Überfluß werden Preisgarantien für Mast-
verträge erweitert; Kuhprämien fördern die Milch-
produktion; Prämien für Zuchtsauen heizen die Pro

-

duktion von Ferkeln an. Vor einigen Tagen ist ja 
auch gesagt worden, daß allein in Niedersachsen 
heute 491 000 tragende Sauen mehr als im Vorjahr 
stehen. Es wird interessant sein, was da wieder auf 
uns zukommt. Daran ist aber nicht die Regierung 
schuld. Mitten im Überfluß wird zur Erzeugungs-
schlacht geblasen. 

Die Zeche zahlt der Steuerzahler; denn er muß 
das Milliardenspiel in Ordnung bringen. 

(Breidbach [CDU/CSU] : Die Opposition ist 
wohl daran schuld!) 

Die Zeche zahlt der deutsche Bauer; denn er gerät 
in den Strudel eines hemmungslosen Verdrängungs-
wettbewerbs. Mehr und mehr Marktanteile müssen 
verlorengehen, zumal die anderen über Markt- und 
Marketinginstrumente verfügen, gegen die sich der 
einzelne hierzulande nicht zu wehren vermag. 

Vor diesem Hintergrund und nur davor ist zu be-
werten, was am 20. September in Brüssel, danach in 
Bonn und schließlich in Luxemburg geschehen ist. 
Ich habe weit ausgeholt, da man den Hintergrund 
kennen muß. Sollte die Bundesregierung etwa mit-
machen, Gleiches mit Gleichem vergelten, ihrerseits 
Produktionskräfte entfesseln, damit der ökonomi-
sche Wahnsinn zum System erhoben wird? Oder 
sollte die Bundesregierung aus der Rechtschaffenheit 
des Vertragstreuen heraus versuchen, dem Chaos 
Einhalt zu gebieten, zu retten, was zu retten ist, den 
deutschen Landwirten zu helfen, sich aus der 
Schlinge der Wettbewerbsverzerrungen zu befreien. 
Die Bundesregierung ist den Weg der Vernunft ge-
gangen. Dafür danken wir und beglückwünschen Sie, 
Herr Minister. 

('Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Nun haben die Landwirte ihre Preisanhebungen, die 
sie wollen. Ob sie etwas bringen, steht auf einem 
anderen Blatt. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Das ist es!) 

Wir jedoch haben das Bewußtsein, daß der ge-
meinsame Agrarmarkt in einer tiefen Krise steckt 
und nur über eine vollständige Bestandsaufnahme 
der Weg zu finden ist, der zu den Grundlagen der 
Römischen Verträge führt. Mehr will die Regierung 
nicht, und dem stimmen Sie ja auch zu. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Da kennen Sie aber 
den Beschluß des Kabinetts nicht in Gänze! 

Lesen Sie Ziffer 4 Absatz 2!) 

— Ich kann doch auch lesen; schließlich habe ich 
eine Brille, die vergrößert. Da kann ich die Buch-
staben noch besser erfassen. 

(Rawe [CDU/CSU] : Die scheint immer noch 
nicht zu reichen! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Aber vielleicht nicht verstehen! 
— Rawe [CDU/CSU] : Ihre Brille scheint zu 
vergrößern; das ist zuzugeben. Aber das 
Ablesen scheint Ihnen nicht zu gelingen!) 

- Man sieht damit einen kleinen Mann groß, Herr 
Rawe. Das ist doch schön, nicht? 

Die Regierungen sind nun bereit, dafür zu sorgen, 
daß die Regeln des EWG-Vertrages in bezug auf die 
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bestehenden und künftigen Beihilfen streng einge-
halten werden. Dies ist ein Erfolg, den niemand 
unterschätzen darf. Das möchte ich Ihnen einmal in 
aller Bescheidenheit ausdrücklich sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit der Formel, die in Luxemburg gefunden wurde, 
läßt sich leben, bis das europäische Haus auf höch-
ster Ebene geordnet ist. 

In dieser Zeit, in der die Bundesregierung zäh 
und standhaft gegen den europäischen Schlendrian 
zu Felde zieht, haben Opposition und Bauernver-
band nichts weiter im Sinn, als sich in negativer 
Kritik zu ergehen. Statt die Regierung zu unter-
stützen, im Interesse der deutschen Landwirte die 
Wettbewerbsverzerrungen zu bekämpfen, tönen 
Union und Verband unisono, die Bundesregierung 
habe einen Affront gegen die Interessen Europas 
begangen. Ich weiß gar nicht, wo der Affront ist. 
Präsident Heereman — mit Ambitionen eigener Art 
— und sein Präsidium 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Zeitungen muß 
man lesen! — Rawe [CDU/CSU] : Lesen Sie 
auch einmal die ausländischen Zeitungen! 
— Stücklen [CDU/CSU] : Holzhammer

-

methode!) 

nutzen jede Gelegenheit, der Regierung öffentlich 
Unverantwortlichkeit, Leichtfertigkeit, Instinktlosig-
keit vorzuwerfen. Dieses Verhalten ist bodenlos und 
beispiellos leichtfertig. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Sonst bedacht, als Prokurist deutscher Agrarinter-
essen aufzutreten, versuchen diese Herren plötzlich 
in die Rolle der europäischen Mustermänner zu 
schlüpfen, führen sich wie Gouvernanten auf, die 
eine deutsche Regierung, die mutig das heiße Eisen 
der Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der deut-
schen Landwirte anfaßt, zur Ordnung rufen wollen. 
Das werden wir uns merken; das wird so schnell 
nicht vergessen. 

(Lemp [SPD] : Sehr wahr! — Rawe [CDU/ 
CSU]: Bis jetzt hat er noch keinen agrar

-

politischen Satz zuwege gebracht!) 

Jahrelang hat der DBV, der Deutsche Bauernver-
band gefordert, die Wettbewerbsverzerrungen müs-
sen weg, notfalls solle die EWG zum Teufel gehen. 
Auf einmal geht's anders rum, da spielen sie die 
großen Europäer. Dahinter steckt Methode, meine 
Damen und Herren, im Hinblick auf Bayern und 
Hessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sonst verbindlich und mit offener Hand, wird zuge-
schlagen, wenn sich die Gelegenheit dazu bietet. 
Ausschließlich und unverblümt das Geschäft der 
Opposition zu betreiben, das liegt nicht im Inter-
esse der Landwirte, vor allem nicht derer, die auf 
die helfende Hand des Staates hoffen und darauf 
angewiesen sind. 

Sehr wohl wissen die Herren, daß eine 5%ige 
Preisanhebung wenig bringt und daß das Wettbe-
werbsproblem mit Vorrang zu behandeln ist. Man 
muß dem Präsidenten nochmals vorhalten, daß er 

um des psychologischen Effektes willen vor Wo-
chen sogar bereit war, sich mit 4 °/o zufriedenzuge-
ben. Machen wir doch die Rechnung auf: Im März 
8,5 % bis 12 % und nun am 7. Oktober weitere 5 %! 

Da haben wir Klunckers Lohnforderungen noch er-
heblich übertroffen; so sieht's doch aus! 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU — Dr. Ritz 
[CDU/CSU] : Wir reden doch von einem 

Stützungsniveau!) 

— Natürlich, in den Prozenten sieht es so aus, das 
muß man sehen; zwei Anhebungen in einem Jahr. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sind Sie denn auch 
bereit, zu sagen, was die 8 % für die Er

-

zeuger konkret bringen?) 

Die Beschlüsse von Luxemburg machen deutlich, 
daß sich die Bundesregierung mit den am 25. Sep-
tember erhobenen Forderungen, die formal in Ord-
nung und sachlich begründet waren, weitgehend 
durchgesetzt hat. Da es erklärter Wille ist, über 
eine Bestandsaufnahme hinaus zu einer echten Fort-
entwicklung des Gemeinsamen Marktes auf der 
Grundlage der Römischen Verträge zu kommen, 
wird die Bundesregierung nunmehr daran gehen 
müssen, eigene Ideen und Initiativen zur Überwin-
dung der sachlichen und institutionellen Probleme 
zu entwickeln. Wir, die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion sind bereit, mit Rat und Tat zur Seite 
zu stehen. 

Das Einkommen der deutschen Landwirte, wonach 
die Opposition mit Recht zuerst fragt, ist in den 
letzten Monaten Gegenstand heftiger Auseinander-
setzungen gewesen. Da gab es Institute, die mit 
statistischen Werten Ergebnisse errechnet haben, 
die einmal zutreffend waren, aber nicht in diesem 
und dem nächsten Jahr zutreffen werden. Das land-
wirtschaftliche Einkommen hat unter dem Kosten-
druck fürwahr gelitten. Dennoch werden wir im 
Wirtschaftsjahr 1973/74 ein Ansteigen verzeichnen, 
das im vergangenen Herbst angesichts der Rohstoff-
krise niemand für möglich gehalten hätte. 

Und auch im laufenden Wirtschaftsjahr stehen die 
Zeichen gar nicht so schlecht. Schließlich gab es eine 
gute Ernte und inzwischen auch auf dem Fleisch-
sektor steigende Marktpreise; das können Sie nicht 
leugnen! Die nun beschlossenen Brüsseler Preisan-
hebungen und die Anhebung der Vorsteuerpau-
schale hinzugerechnet, die immerhin 410 Millionen 
DM in bäuerliche Taschen fließen läßt, 

(Rawe [CDU/CSU] : Sie haben doch gerade 
erzählt, die bringen nichts! Wo ist denn 
die Logik?! — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU] : Vorhin haben Sie gesagt, das 

bringt nichts!) 

werden wir am Ende dieses Wirtschaftsjahres auf 
ein Ergebnis zurückschauen können, das sich sehen 
lassen kann. 

Zum Thema Steuern! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren von der Opposition, zu Ihrem Är-
ger ist es uns gelungen, die Bundesregierung zur 
1%igen Anhebung der Vorsteuerpauschale zu be-
wegen. 

(Bremm [CDU/CSU] : Endlich!) 
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Wenn so etwas, meine Damen und Herren, in die 
Geschichte eingeht, dann sicher nicht als Ritz-Pro-
zent, sondern als Schmidt-Prozent. 

Über Steuern reden heißt, daß eine große Zahl von 
Steuergesetzen im Rahmen der Steuerreform zu-
gunsten der Landwirtschaft geändert worden sind. 
Dabei soll vor allen Dingen nicht vergessen wer-
den, daß insbesondere durch die Neuregelung des 
Kindergeldes der Landwirtschaft erhebliche Vor-
teile erwachsen. Während die Kinderfreibeträge bis-
her bei geringem Einkommen gar nicht oder nur 
wenig zu Steuersenkungen geführt haben, ist der 
Übergang zu absoluten Beträgen — unabhängig von 
der Einkommenshöhe — mit Vorteilen gegenüber 
dem bisherigen Zustand verbunden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Landwirt, der verheiratet ist und drei Kinder 
hat, wird nach der Neuregelung pro Jahr 1860 DM 
mehr haben als bislang; das ist auch eine ganz hüb-
sche Summe. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Und was hat der, 
der keine Kinder hat?!) 

— Der hat ja auch keine Ausgaben! 

(Bewerunge [CDU/CSU]: Der ist aber noch 
Landwirt!) 

— Dann soll er sich befleißigen, welche in die Welt 
zu setzen, dann kriegt er es auch. Auch die Anhe-
bung des Grundfreibetrages auf je 3 000 DM für je-
den Ehegatten wirkt sich als eine Vergünstigung für 
den Landwirt aus. Für Altenteiler ist eine Neurege-
lung von Bedeutung, wonach als Altersentlastungs-
beitrag 40 % der Bezüge des Altenteilers abgesetzt 
werden können. Der Zufluß von Leibrenten und das 
Altersgeld aus der Alterskasse werden darüber hin-
aus wie bei allen gesetzlichen Krankenversiche-
rungen mit dem Ertragsteil angesetzt. 

Das Thema Agrarsozialpolitik hat die Opposition 
in ihrer Großen Anfrage bezeichnenderweise völlig 
außer acht gelassen. Da scheint es nach Ihrer Auf-
fassung offenbar keine Probleme zu geben dank 
einer guten sozialdemokratischen und freidemokrati-
schen Sozialpolitik, die wir auf diesem Sektor be-
trieben haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Altershilfe, Unfallversicherung, Krankenversiche-
rung, die neue Zusatzversorgungskasse für Land-
und Forstarbeiter und einiges mehr sind teure Er-
rungenschaften, um die wir gekämpft haben. Das 
System der sozialen Sicherung der Landwirtschaft 
und der Menschen im ländlichen Raum ist ziemlich 
abgeschlossen; es macht heute immerhin den stolzen 
Betrag von 2,4 Milliarden DM aus, was Sie auch 
nicht vergessen sollten. 

Was bleibt, haben wir bereits in unserem Wahl-
programm 1972 zur Forderung erhoben: Die Markt-
stellung unserer Landwirte muß gestärkt werden, 
dies insbesondere deshalb, weil in anderen Ländern 
schlagkräftige Instrumente eingesetzt und entwickelt 
werden. Deshalb sind wir gezwungen, sobald wie 
möglich geeignete eigene Instrumente zu schaffen, 
was nicht gegeneinander, sondern miteinander ge

-

schehen sollte. Es sollte auch nicht gegen den Deut-
schen Bauernverband, sondern mit ihm gemeinsam 
begonnen werden. Nur wenn das gelingt, werden 
wir den immer schärfer werdenden Wettbewerbs-
druck innerhalb der EWG bestehen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit 
einem aufmunternden Wort an die Opposition schlie-
ßen! Ich habe Ihre Beiträge und Stellungnahmen in 
letzter Zeit mit besonderer Aufmerksamkeit gele-
sen. Daraus folgt für mich: Sie als Opposition dürfen 
alles. Sie dürfen europäische Agrarpolitik im natio-
nalen Interesse entwerfen, dürfen Agrarkataloge 
vorlegen, auch wenn sie 2 Milliarden DM zusätzlich 
kosten, und dürfen damit den Bauern Sand in die 
Augen streuen. Sie dürfen auch das Gras wachsen 
hören, weil Sie den Rasen nicht zu pflegen haben, 
und last not least darf der verehrte Herr Kollege 
Karl Eigen weiter Leute mit seinen Visionen von 
Läusen und Menschen erschrecken. Nur eines dür-
fen Sie nicht: Anspruch darauf erheben, immer ganz 
ernst genommen zu werden. 

(Beifall bei der SPD und FDP — Dr. Ritz 
[CDU/CSU] : Hauruck!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gallus. 

Gallus (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eigentlich hätte ich geglaubt, daß die Oppo-
sition heute ihren ersten Agrarsprecher, Herrn 
Bewerunge, gar nicht mehr aufs Rednerpult läßt, 
nach dem, was er sich in der Aktuellen Stunde tat-
sächlich sozusagen im „positiven Sinne" zuschulden 
hat kommen lassen. Bei seiner Geisterbeschwörung, 
die er stets in bezug auf die Agrarpolitik, die wir 
betreiben, vollzieht, ist er nun doch einmal zum 
Kronzeugen dafür geworden, was die Opposition zu 
jener Zeit, als sie agrarpolitische Verantwortung zu 
tragen hatte, zu leisten in der Lage war. Er hat 
nämlich wörtlich gesagt— ich zitiere mit Genehmi-
gung des Herrn Präsidenten aus dem Protokoll —: 

Da sitzt unser damaliger Landwirtschaftsmini-
ster Höcherl. Er hat mir oft aus Kabinettssitzun-
gen berichtet. Auch damals wollten wir Preis-
erhöhungen haben. Nicht einmal hat ein Mini-
ster der SPD Ja zu Preiserhöhungen gesagt, 
weil das nicht in Ihr Bild paßt, meine Damen 
und Herren. 

(Bewerunge [CDU/CSU]: So war's!) 

— Ja, so war es, daß Sie sich als ganz großer Koa-
litionspartner der SPD gegenüber nicht durchsetzen 
konnten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo hat er denn 
das gesagt? — Kiechle [CDU/CSU] : Hat er 
gar nicht gesagt! — Rawe [CDU/CSU] : Und 
wieder einmal krähte der Hahn! — Weite-
rer Zuruf von der CDU/CSU: Besser lesen!) 

— Nicht durchsetzen konnten. Das ist das Einge-
ständnis, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das Sie hier, Herr Bewerunge, selbst aktenkundig 
vollzogen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat nicht begrif

-

fen, was damals gesagt worden ist!) 



8116 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 

Gallus 
Ich bin der Meinung, daß bei einem Vergleich zwi-

schen der Zeit, in der Sie agrarpolitische Verantwor-
tung getragen haben, und den Jahren, in denen un-
ser Bundeslandwirtschaftsminister Ertl die Verant-
wortung getragen hat, bei einem Vergleich der 
Jahre 1965 bis 1969 und 1970 bis 1974 insgesamt ge-
sehen, sehr wohl die Waage zu unseren Gunsten 
ausschlägt. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Fragen Sie mal die 
Bauern! — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 

CSU] : Die Bauern fragen!) 

— Sie können es nachlesen! 

Ich stehe nicht hier, meine Damen und Herren von 
der Opposition, um vor Ihnen darzulegen, daß wir 
im Augenblick nicht in einer schwierigen agrarpoli-
tischen Situation wären. Aber es ist einfach fair, 
wenn man gerade in bezug auf die Agrar- und Wirt-
schaftspolitik wenigstens einen größeren Zeitraum 
in die Überlegungen mit einbezieht. Wir alle wis-
sen doch, daß wir es in wirtschafts- und agrarpoliti-
scher Hinsicht sehr stark mit Wellenbewegungen 
zu tun haben, von denen wir bis jetzt noch nicht 
heruntergekommen sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

In diesem Zusammenhang halte ich es sogar für 
unredlich, wenn draußen im Landtagswahlkampf in 
Bayern verbeitet wird, 

(Stücklen [CDU/CSU] : Und in Hessen?) 

— da war ich bei den Bauern noch nicht —, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Gott sei Dank! — Bewerunge 
[CDU/CSU]: Da haben Sie Glück gehabt!) 

in den letzten zehn Jahren hätten die Agrarpreise 
um drei, die Kosten aber um 30 % zugenommen. 
Meine Damen und Herren von der Opposition, so 
einfach machen Sie es sich. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Wer sagt das 
denn?) 

Sie verschweigen — jedenfalls tun es Ihre Partei- 
freunde in Bayern; ich weiß nicht, Herr Kiechle, oh 
Sie die Information weitergegeben haben —, 

(Abg. Rawe [CDU/CSU] : Fragen Sie mal die 
eigenen Parteifreunde in Bayern, warum 

die den Ertl auspfeifen!) 

daß ja gerade in dieser Zeit die Entscheidung fiel — 
das war damals 1964 unter Schmücker und Schwarz 
—, den Getreidepreis zu senken, damit überhaupt 
der Eintritt in die Weiterentwicklung der EWG voll-
zogen werden konnte. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Nicht zu fassen!) 

Bitte sagen Sie das den Landwirten draußen. Sagen 
Sie ihnen auch, daß aus dieser schwierigen Situation 
heraus zum ersten Mal Ertl die Bresche schlagen 
mußte, weil Höcherl sie nicht geschlagen hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ja sicher, er mußte es tun, um die Preise in 
Europa für die deutsche Landwirtschaft wieder in 
Bewegung zu bringen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Daß im letzten Jahr die Kosten für die Landwirt-
schaft ganz erheblich gestiegen sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nachweisbar!) 

wird von uns nicht bestritten. 
(Zuruf von der CDU/CSU: Könnt ihr ja auch 

nicht!) 
Wir sind der Auffassung, daß man so fair sein sollte, 
die Gründe für die Steigerung der Kosten in den we-
sentlichen Bereichen anzuerkennen 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Den 
Rückgang der Preise nicht vergessen!) 

— darauf komme ich noch zu sprechen —, die mehr 
weltwirtschaftlich bedingt ist und nicht der Bundes-
regierung angelastet werden kann. Immerhin hat 
unser Land gegenüber allen anderen westlichen 
Staaten die niedrigste Preissteigerungsrate insge-
samt aufzuweisen. Mit dieser Realität machen wir 
Politik. 

(Beifall 'bei der SPD — Rawe [CDU/CSU] : 
Womit haben wir es nur verdient, daß wir 
uns morgens um 10 Uhr so etwas anhören 

müssen?) 

Nun komme ich zum Rückgang der Preise. 

(Rawe [CDU/CSU] : Wollen Sie auch das 
noch bestreiten?) 

— Auch das wird von uns nicht bestritten. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Kosten rauf, Preise 
runter! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
Der Rückgang dieser Preise steht zum Teil in 
engem Zusammenhang mit der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung. Viele Verbraucher — das stel-
len wir seit Monaten fest — waren gerade bei den 
hochentwickelten Nahrungsmitteln nicht mehr be-
reit, in gleichem Maße Geld auszugeben, wie das 
früher der Fall war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum? — Dr. 
Ritz [CDU/CSU] : Mich haben Sie im März 
dafür noch ausgelacht! — Dr. Stark [Nür

-

tingen] : Wer ist für die gesamtwirtschaft

-

liche Entwicklung verantwortlich?) 

Tatsache ist, daß der Fleischverbrauch pro Kopf im 
Kalenderjahr 1973 um 1,6 kg zurückgegangen ist. 
Früher hatten wir einen Zuwachs im Fleischver-
brauch von 2 kg pro Jahr. 

(Niegel [CDU/CSU] : Die Wirtschaftspolitik 
ist schuld! Die Leute können sich kein 
Fleisch mehr leisten! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Man muß auch hier einmal erkennen, daß ge-
wisse natürliche Grenzen gegeben sind. Es hat den 
Anschein, als ob gerade im Verbrauch von Fleisch 
eine solche Grenze im großen und ganzen erreicht 
ist. Was weniger an Steigerung und weniger an 
Verbrauch vorhanden war, also weniger am Markt 
in Erscheinung trat, macht insgesamt einen Bestand 
von 960 000 Rindern oder 2,3 Millionen Schweinen 
aus. Vergleichen Sie damit einmal die Überstände 
an Veredelungsprodukten im Fleischsektor in der 
EWG und der Bundesrepublik! Dann kommen Sie 
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nämlich beinahe auf die gleichen Zahlen. Der Grund 
für die gesamte Entwicklung der Preise ist also ins-
besondere darin zu suchen, daß der Verbrauch 
stagnierte bzw. zurückgegangen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Susset? 

Susset (CDU/CSU) : Herr Kollege Gallus, sind 
Sie bereit, vor diesem Hause zu bestätigen, daß 
diese Zahl für 1973 zwar stimmt, aber für das 
Jahr 1974 unter Berücksichtigung des Rückgangs 
der Preise für Fleisch eine Verbrauchssteige-
rung festzustellen ist? Das können Sie übrigens aus 
den Berichten einer Organisation entnehmen, der 
auch Sie angehören. 

Gallus (FDP) : Herr Kollege Susset, Sie nehmen 
mir Dinge vorweg, die ich hier alle noch feststellen 
wollte. Sie dürfen nicht annehmen, daß ich das nicht 
wüßte und nicht gelesen hätte. 

Zunächst einmal möchte ich etwas zu den Lösungs-
vorschläg en sagen, die uns in diesen schwierigen 
Monaten zum Teil angeboten worden sind. Da hat 
es doch in verschiedenen Bereichen Agrarpolitiker 
gegeben, die angesichts der Schwierigkeiten mit 
dem Bardepot in Italien, welche die Situation noch 
verschärft haben, in diesem Sommer den Vorschlag 
gemacht haben, hier nach dem Motto zu handeln, 
wie es im Alten Testament geschrieben steht: Auge 
um Auge — Zahn um Zahn. 

(Niegel [CDU/CSU] : Paßt das zum Kirchen- 
papier?) 

Machen die ihre Grenzen dicht, machen wir sie auch 
dicht. — Schlechte Propheten haben sich hier unter-
standen, uns Empfehlungen zu geben, weil sie na-
türlich wissen mußten, daß, wenn wir mit gleicher 
Münze heimgezahlt hätten, das insgesamt gesehen 
in Europa eine gesamtwirtschaftlich schwierige Si-
tuation herbeigeführt hätte. 

Ich bin der Meinung, daß der Weg, den Minister 
Ertl über den Ministerrat beschritten hat, der allein 
richtige war, nämlich über Verhandlungen den 
Versuch zu unternehmen — der zudem gelungen 
ist —, hier das Bardepot weitgehend zu beseitigen. 

Es hat in den schwierigen Monaten um die Jah-
resmitte an Kritik nicht gefehlt. Landwirtschafts-
minister wie Dr. Brunner aus Baden-Württemberg 
haben während der schwierigsten Wochen, wo wir 
die schlechten Preise gehabt haben, schon wieder 
Hochrechnungen der Agrarpreise für die nächsten 
zwei, drei, vier, fünf Jahre gemacht, um damit 
eine Situation an den Horizont zu malen, als ob in 
der Bundesrepublik der Untergang der Landwirt-
schaft bevorstünde. In dem Moment aber — das 
haben wir vor zweieinhalb Jahren feststellen kön-
nen , wo die Preise aus dem Tal wieder heraus-
kommen, machen Ihre CDU-Landwirtschaftsmini-
ster keine Hochrechnungen mehr; da ist das alles 
eine ganz natürliche Selbstverständlichkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Nun, wo stehen wir im Augenblick? Wenn wir 
die Agrarmärkte objektiv betrachten, können wir 
feststellen, daß sich seit Wochen eine gewisse 
Stabilisierung der Märkte abzeichnet. Wir brechen 
darüber zwar nicht in Freudentränen aus, sehen 
darin aber den Beweis, daß es zum Teil gelungen 
ist, die Preise über eine Entlastung der Märkte 
anzuheben. Wir sind der Auffassung, daß mit den 
neuen Preisfestsetzungen der EWG und mit der 
Regelung der Frage der Mehrwertsteuer auch eine 
Entlastung der deutschen Landwirtschaft in bezug 
auf die Mehrkosten, die sie unweigerlich hat, ein-
hergehen wird. 

Wir als FDP sind der Meinung, daß es, so wie 
die Dinge in bezug auf die Festsetzungen der 
neuen Preise in Brüssel und zuletzt in Luxemburg 
gelaufen sind, gar nicht so schlecht war, daß man 
hier gleichzeitig die Forderung in den Raum ge-
stellt hat, einmal eine Bestandsaufnahme über die 
Wettbewerbsverzerrungen in der EWG vorzulegen. 
Wir können heute eines schon ahnen. Wenn diese 
Bestandsaufnahme vollzogen ist, wird die Kommis-
sion in Brüssel feststellen: Sie sind allzumal Sünder. 
Wir werden dann — falls wir auch darunter fallen 
sollten — sicher den Beweis antreten, daß das, was 
wir getan haben und tun mußten, nicht zur Wett-
bewerbsverzerrung, sondern zur Wettbewerbsent-
zerrung beigetragen hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die FDP läßt 
danken!) 

Herr Kollege Bewerunge, Sie sprechen gerade 
im Zusammenhang mit der EWG-Agrarpolitik da-
von, diese Politik sei dadurch gekennzeichnet, daß 
die Gemeinsamkeit darauf beruhe, daß gemeinsame 
Präferenz, freier Warenverkehr und finanzielle 
Solidarität gewahrt werden müßten. Die Entschei-
dung, die auf diese drei Schwerpunkte abgehoben 
hat, bringt natürlich die Schwierigkeit mit sich, 
die EWG-Agrarpolitik überhaupt beweglich genug 
zu machen, um der heutigen Situation gerecht zu 
werden. So sehe ich die damalige Entscheidung. 
Lesen Sie einmal das Interview von Edgar Faure in 
„Agra-Europ" nach. Er sagte — ich zitiere mit Ge-
nehmigung des Herrn Präsidenten —: 

Ich kann Herrn Schmidt durchaus verstehen. 
Nach seiner Meinung kostet der Gemeinsame 
Markt die Bundesrepublik zu viel. Aber das 
bringt das normale Spiel des Gemeinsamen 
Marktes nun einmal mit sich. 

Jetzt kommt das Entscheidende: 

Als ich seinerzeit in Brüssel der Abschaffung 
der Zölle und dem freien Markt zugestimmt 
habe, haben wir bewußt Nachteile für unser 
Land in Kauf genommen, da wir als Gegenlei-
stung einige Vorteile im landwirtschaftlichen 
Bereich erhielten. 

Deshalb, Herr Bewerunge, kann ich es nicht ver-
stehen, wenn Sie nun sagen, daß Europa heute des-
halb nicht in Gefahr gebracht werden darf, weil 
75 % unseres Industrieexports nach Europa gehen. 
Wenn Sie das sagen, müssen Sie hier auch zuge-
stehen, daß das nur auf der Basis der Zugeständ- 
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nisse an Frankreich im Agrarbereich geschehen 
konnnte. Das ist die Realität. Das ist eine Tatsache. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Bewerunge [CDU/CSU]) 

Herr Bewerunge, man kann nicht alles für sich 
in Anspruch nehmen. 

Jetzt habe ich schon zwei Kronzeugen für meine 
Auffassung von der derzeitigen Agrarpolitik. Der 
erste sind Sie, daß Sie vor uns in dieser Hinsicht 
nichts fertiggebracht haben, und der zweite ist 
Edgar Faure. Die Weichen sind mit Ihrer Hilfe so 
gestellt worden, daß die Agrarpolitik gar nicht an-
ders laufen konnte, als sie in Wirklichkeit gelaufen 
ist. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Und dann kam 
Gallus!) 

Ich sage Ihnen: Angesichts der Schwierigkeiten, 
die wir haben, beschwöre ich nicht den dritten Pfei-
ler der gemeinsamen Agrarpolitik, nämlich die 
finanzielle Solidarität, und zwar deshalb nicht, da-
mit die anderen nicht Erzeugungsschlachten schla-
gen können, die wir auf Grund der Tatsache der 
finanziellen Solidarität bezahlen müssen. Meine 
Damen und Herren von der Opposition, genau über 
diese Fragen müssen wir reden, weil die Dinge 
nicht so einfach sind. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : In der Tat!) 

Wenn wir noch etwas tiefer in die Gesamtpro-
blematik der EWG-Agrarpolitik einsteigen, sehe 
ich allerdings insofern einen gewissen Lichtblick, 
als nicht nur unser Minister Ertl, die Bundesregie-
rung, sondern auch gewisse Kräfte im Deutschen 
Bauernverband heute schon wissen, daß man sich 
nicht nur über gemeinsame Preisforderungen, die 
zum Teil nur auf dem Papier stehen können, weil 
die Märkte in Bezug auf die Einkommen der Land-
wirtschaft solche Erhöhungen gar nicht hergeben, 
unterhalten darf, sondern daß man sich — das wird 
in der Zukunft das Entscheidende sein — auch dar-
über unterhalten muß, ob es gelingt, das Problem der 
Produktion der Mengen, die sich am Verbrauch zu 
orientieren haben, halbwegs in den Griff zu be-
kommen. Das dürfte die entscheidende Frage der 
Zukunft für die EG-Agrarpolitik sein. 

Den Vorschlag, den Edgar Faure gemacht hat, eine 
Indexpreisregelung in den EG-Agrarpreisen mit 
einer Quantenregelung, muß man vor diesem Hin-
tergrund sehr vorsichtig bewerten. Er kann ebenfalls 
nur in bezug auf die finanzielle Solidarität gesehen 
werden. Mir steht es nicht zu, von dieser Stelle aus 
als Abgeordneter des Deutschen Bundestages Frank-
reich Vorschläge zu machen, was dort zu geschehen 
hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Anregungen!) 

Vielleicht kann das im Europäischen Parlament ge-
schehen. Aber ich bin auch der Auffassung, daß 
nun endgültig der Zeitpunkt gekommen ist, wo 
man von der Vorstellung Abschied nehmen muß --
das gilt in erster Linie für weite Teile von Frank-
reich —, daß man die nicht stattfindende Struktur- 

und Regionalpolitik mit Agrarpolitik und mit der 
Agrarpreispolitik in der EG vollziehen kann. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Das ist ein Ding der Unmöglichkeit; darüber muß 
gesprochen werden, darüber muß man sich unter-
halten. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Weil ich von dieser Tatsache so überzeugt bin, war 
ich auch stets ein Befürworter des Regionalfonds in 
Europa. Sie können selbst bestätigen, daß ich als 
einer der wenigen im Ernährungsausschuß diesen 
Standpunkt vertreten habe. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Herr Finanzminister, Sie mögen anderer Auffassung 
sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich ist er 
das!) 

Aber auch Sie kommen, zusammen mit allen Finanz- 
ministern Europas, um diese entscheidende Frage, 
ob sie gelöst wird oder nicht gelöst wird, nicht 
herum. Ich behaupte sogar, daß dieser Weg einer 
Trennung von Agrarpreispolitik und Struktur- und 
Regionalpolitik am Ende billiger werden wird, als 
Struktur- und Regionalpolitik über Agrarpreise in 
Europa machen zu wollen. 

(Rawe [CDU/CSU] : Herr Gallus, schauen 
Sie zur Regierungsbank, was die für einen 
Spaß an Ihren Ausführungen haben! — 

Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Ich würde sagen: die Freude lasse ich Ihnen, 
der Ernst kommt sowieso. 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Wollen 
wir es hoffen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nun 
gestatten Sie mir, einige Ausführungen zur gesamt-
steuerlichen Situation zu machen! Sie haben die 
Mehrwertsteuer in Ihrer Anfrage angesprochen. 
Diese Dinge sind in Bälde geregelt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Endlich!) 

Aber Sie haben natürlich bewußt verschwiegen 
— das ist ja auch gar nicht Aufgabe der Opposition, 
das will ich zugestehen —, daß es über diese Mehr-
wertsteuer hinaus noch einen allgemeinen steuer-
lichen Bereich gibt, den wir jetzt im Zusammen-
hang mit der Steuerreform geregelt haben. Hiervon 
möchte ich einmal in aller Deutlichkeit die einheits-
wertbezogenen Steuern ansprechen, weil sie für die 
Landwirtschaft von ganz erheblicher Bedeutung 
waren, sind und auch in der Zukunft sein werden. 
Wir haben jahrelang den Vorwurf von Ihnen und 
von anderen draußen entgegennehmen müssen, daß 
diese „Linkskoalition" in Bonn — und das feiert 
ja jetzt alles in Bayern seine fröhliche Urständ — 

(Dr.  Marx  [CDU/CSU] : Links bleibt links! 
Dr. Ritz [CDU/CSU] : Sie wollen doch 

nicht sagen, daß das eine Rechtskoalition 
ist, oder? — Weitere Zurufe) 
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das Eigentum in Gefahr bringen wolle, insbesondere 
über die Steuergesetzgebung. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Auch!) 

— Ich komme gleich darauf zu sprechen. Ich glaube, 
Sie haben selber eigentlich nicht geglaubt, daß wir 
die Fragen der Grundsteuer, der Vermögensteuer 
und der Erbschaftsteuer, insbesondere im mittleren 
Vermögensbereich, in einer hervorragenden Weise 
gelöst haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eigenlob stinkt!) 

Wir haben auch unser Versprechen voll eingelöst, 
daß vom Gesetz her die Landwirtschaft nicht stärker 
belastet werden soll, auch wenn die Einheitswerte 
für die Landwirtschaft zwischen 1935 und 1964 mit 
der Neufestsetzung um 25% gestiegen waren. Dafür 
wurde die Ertragsmeßzahl im Gesetz um 25% ge-
senkt, nämlich von 8 auf 6 Promille. Gerade diese 
Tatsache und die Heraufsetzung der Freigrenze bei 
der Erbschaftsteuer und Vermögensteuer wird näm-
lich von unseren Landwirten draußen sehr positiv 
bewertet, und zwar deshalb, weil sie wissen, daß 
das, was wir heute an Schwierigkeiten im preis-
lichen Bereich haben, eine vorübergehende Angele-

genheit ist und sein wird, der übrige Steuerbereich 
aber eine Angelegenheit ist, die über Jahre hin-
weggeht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage? — 
Bitte! 

von Bockelberg (CDU/CSU) : Herr Kollege Gal-
lus, ist Ihnen bekannt, daß die Verbesserungen, die 
Sie eben aufgeführt haben, insbesondere die Er-
höhung der Freibeträge bei Erbschaft- und Vermö-
gensteuer, erst im Vermittlungsverfahren durch Ein-
greifen der CDU entstanden sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gallus (FDP) : Herr Kollege, dazu muß ich aber in 
aller Deutlichkeit feststellen, daß die Freibeträge, 
die bereits im Gesetz waren, für die Landwirtschaft 
durchaus genügt hätten. Für Ihre Klientel, die wei-
ter oben liegt, haben sie aber wahrscheinlich nicht 
genügt. 

(Beifall bei FDP und SPD — Lachen und 
Zurufe bei der CDU/CSU) 

Ich darf dazu noch sagen: Wenn Sie schon, Herr 
Kollege, bei der Gesamtsteuerreform sind — — 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] mel-
det sich 7u einer Zwischenfrage) 

— Nein, jetzt nicht, jetzt möchte ich diesen Punkt 
abhandeln. 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Er traut 
sich nicht, weil er keine Ahnung hat! — 

Kiechle [CDU/CSU] : So ist es!) 

— Ich komme gleich noch einmal darauf zu spre-
chen! 

Wenn Sie schon bei der Gesamtsteuerreform sind 
und hier mit großem Lamentieren, auch was Große 

Anfragen anbetrifft, nun bedauern, daß dieses oder 
jenes nicht möglich ist, da es natürlich auf der ande-
ren Seite auch entsprechende Steuerausfälle bringt, 
hätten Sie sich bei der Steuerreform etwas klüger 
verhalten müssen. Ich meine, mir persönlich sind Sie 
nicht so lieb, daß Sie mir drei Milliarden DM wert 
gewesen wären. Das muß ich hier ganz offen sagen. 
Es war der Zwang der Verhältnisse, daß Sie in der 
Steuerreform hier nun um drei Milliarden DM über-

I zogen haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Um zwei Mil

-

liarden!) 

— Um drei Milliarden! —  Sie müssen zur Kenntnis 
nehmen, daß das insgesamt verkraftet werden muß 
und letzten Endes auch zu Lasten mancher Leistun-
gen geht, die für die Landwirtschaft hätten er-
bracht werden können. Das will ich hier einmal sa-
gen. 

(Beifall bei FDP und SPD — Stücklen 
[CDU/CSU] : Die waren doch gar nicht vor- 

gesehen!) 

Und nun zu meinem letzten Thema, dem Boden-
recht. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Wo steht denn das 
in der Anfrage?) 

— Das steht nicht drin. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich möchte es aber in diesem Zusammenhang er-
wähnen, weil Sie das in Ihrer Anfrage vergessen 
mußten, weil Sie nicht geglaubt haben, daß in der 
Zwischenzeit eine vernünftige Lösung zwischen den 
beiden Koalitionspartnern auf diesem Sektor zu-
stande kommen würde. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Abgeschrieben habt 
Ihr eine ganze Portion, und das andere ist 
doch schlecht! — Gegenruf des Bundesmini- 

sters Ertl) 

Ich muß Ihnen eines sagen: Gerade während die-
ser Verhandlungen, in denen es um das Bodenrecht 
ging, hat die CSU in Bayern sich in diesen Fragen 
an die Rockschöße der SPD geklammert. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, und zwar hat sie den Planungswertausgleich 
auf ihrem Parteitag beschlossen und nichts anderes. 
Und bis zu dem Herrn Minister Eisenmann — man 
höre und staune; ich möchte jetzt noch etwas Auf-
klärung treiben — 

(Zurufe von der CDU/CSU — Rawe 
[CDU/CSU] : Gallus als Volksaufklärer!) 

ist noch gar nicht durchgedrungen, daß wir in dem 
Zusammenhang auf keinerlei Kompromiß in bezug 
auf eine Aufspaltung beim Eigentum in Nutzungs-
und Verfügungsrecht eingegangen sind. Trotzdem 
erzählt der Herr Eisenmann in Bayern landauf, land-
ab, die FDP habe beim Eigentum der Aufspaltung 
in Nutzungs- und Verfügungsrecht zugestimmt. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Die Koalition!) 
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Weil Sie eine so christliche Partei sind, würde 

ich Ihnen jetzt empfehlen, auch während des Wahl-
kampfes ab und zu die Bibel zu lesen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU — 
Rawe [CDU/CSU] : Der hat es jetzt wieder 

mit der Bibel!) 

In dieser Frage des Bodenrechts brauchen Sie sich 
nur eines zu Herzen zu nehmen, nämlich das Gebot: 
Du sollst kein falsch' Zeugnis reden wider deinen 
Nächsten! 

(Beifall bei FDP und SPD — von Bockelberg 
[CDU/CSU] : Steht das im Gallus-Brief? — 

Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das sage ich — und ich wiederhole es noch einmal 
von dieser Stelle aus — auch an die Adresse eines 
Staatsministers in Bayern, denn ein Staatsminister 
in Bayern 

(Stücklen [CDU/CSU] : Vogel?) 

scheint hauptsächlich, wenn er bei der CSU ist, 

(Stücklen [CDU/CSU] : Vogel? Vogel?) 

mehr zu sein als ein König. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Ich sage nur ein 
Wort: Vogel?) 

Ich habe aber keine Angst. 

Gestatten Sie mir nun, daß ich noch einige Aus-
führungen mache 

(Rawe [CDU/CSU] : Machen Sie hier ruhig 
noch ein bißchen weiter!) 

zu der Alternative, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zugabe! — Hei

-

terkeit bei der CDU/CSU) 

die Sie agrarpolitisch mit Ihrem CDU-Agrarpro-
gramm geboten haben. Ich kann nur sagen -- in 
Details will ich nicht einsteigen; ich habe es ge-
lesen —, es verdient die Überschrift „Eine Olym-
piade der Wünsche", eine Olympiade der Wünsche, 
die noch nicht einmal Ihre Gesamtfraktion zu tragen 
bereit ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Woher wissen 
Sie das?) 

Das beweise ich Ihnen an einem kleinen Beispiel. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Wie kommt es dann, 
daß Herr Logemann sagt, wir hätten abge

-

schrieben?) 

Unter anderem steht da drin, daß die Grundsteuer 
für die Landwirtschaft abgeschafft werden soll. Ha-
ben Sie Ihre übrigen Kollegen gefragt, wie Sie es 
dann halten wollen mit den Arbeitern, die ein Ein-
familienhaus besitzen? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wollen Sie da die Grundsteuer auch abschaffen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat doch da

-

mit nichts zu tun! — Dr. Ritz [CDU/CSU] : 
Sie haben doch schlecht gelesen!) 

— Ja glauben Sie, daß es möglich ist, die Grund- 
steuer für die Landwirtschaft abzuschaffen, ohne 

nicht gleichzeitig die Grundsteuer für die Einfami-
lienhäuser der Arbeiter abzuschaffen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie sind doch im Irrtum, wenn Sie glauben, hier der 
Landwirtschaft Vorschläge machen zu können, die in 
Wirklichkeit — und mögen sie von noch so vielen 
agrarpolitischen Gruppen unterstützt werden --
nicht realisiert werden können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie noch eine Zwi-
schenfrage? 

Gallus (FDP): Bitte! 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Kollege Gallus, kennen 
Sie den Unterschied zwischen Grundsteuer A und B? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Gallus (FDP) : Auf diese Frage, Herr Kollege 
Eigen, gebe ich keine Antwort. 

(Rawe [CDU/CSU] : Können Sie auch gar 
nicht! Dazu fehlt Ihnen der Sachverstand, 

Herr Gallus!) 

Ich bin 15 Jahre Gemeinderat gewesen. — Herr Kol-
lege, angesichts der Tatsache, daß Herr Eigen eine 
so hervorragende Frage gestellt hat und ich Angst 
haben muß, daß noch mehr solche aus Ihren Reihen 
kommen, möchte ich jetzt meine Ausführungen zu 
Ende führen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn wir uns in diesem Zusammenhang das 
CDU-Agrarprogramm vergegenwärtigen, dann müs-
sen wir uns fragen: Wieso hat diese große Partei 
nicht den Mut gehabt, auch einmal zu sagen, daß die 
Frage der Produktionsmenge in der Agrarpolitik 
eine große Rolle spielen wird? Wenn ich mir noch 
einmal vergegenwärtige, was Sie zur Milchproduk-
tion und zum Milchpreis gesagt haben einerseits 
sei festzustellen, daß wir zuviel davon haben, und 
gleichzeitig sei festzustellen, daß natürlich in gar 
keiner Weise in der Zukunft in das eingegriffen 
werden soll, was hier zu geschehen hat —, so ist 
das auf keinen Nenner zu bringen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Auch falsch, was Sie 
da sagen! Alles falsch! Schlecht lesen kön

-

nen Sie gut! — Bewerunge [CDU/CSU] : 
Gut lesen kann er schlecht!) 

Ich bin der Meinung, daß wir einiges dafür getan 
haben, daß die Veredelungsproduktion für die bäu-
erliche Landwirtschaft erhalten bleibt. Ich mache 
heute den zusätzlichen Vorschlag, daß die FDP der 
Auffassung ist, in bezug auf die Überproduktion 
der Schweine seien die Dinge dahin gehend in Eu-
ropa in den Griff zu bekommen, daß man in Europa 
anstreben soll, die Schweinebestände pro Produk-
tionseinheit im einzelnen Betrieb auf 1 000 Liege-
plätze zu beschränken. Wenn wir Agrarpolitik und 
Umweltpolitik auf einen Nenner bringen wollen, 
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dann müssen wir ganz konsequent diesen Weg 
gehen. 

Meine Damen und Herren, ich erspare es mir, noch 
auf wesentliche Probleme einzugehen. Sie sind be-
reits angesprochen worden, z. B. die Frage der Men-
genregulierung in Zusammenhang mit der Vorrats-
haltung, die unweigerlich gemacht werden muß an-
gesichts des Hungers in der Welt. Aber eines möchte 
ich hier noch zurückweisen, nämlich die Tatsache, 
daß alles, was wir tun — und vieles braucht eine ent-
sprechende Anlaufzeit —, von Ihnen so dargestellt 
wird, als ob das nichts sei, meine Damen und Her-
ren. Dagegen wehre ich mich, denn die Agrarpolitik 
Europas wird sich nach wie vor mit der Tatsache 
auseinandersetzen müssen, daß die Agrarproduk-
tion schneller steigt als der Verbrauch, daß das 
weitere Problem auf uns zukommen wird, daß wir 
schlechte Gebiete haben, wo nur über Direktzu-
wendungen überhaupt Bauern erhalten werden kön-
nen. Das sind Probleme, um deren Lösung wir nicht 
herumkommen. 

Wir sind der Meinung, daß wir für unsere Agrar-
politik von Ihnen und vielen anderen Kreisen kein 
Lob erwarten können. Aber wir sind gleichzeitig der 
Auffassung, daß es in zunehmendem Maße draußen 
in der Landwirtschaft eine bäuerliche Jugend, Frau-
en und Männer gibt, die das Bemühen anerkennen, 
das wir bisher in der Agrarpolitik gezeigt haben und 
das wir mit unserem Bundeslandwirtschaftsminister 
Ertl auch in der Zukunft fortsetzen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat Herr Bun-
desminister Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte nochmals betonen, daß ich 
der Opposition sehr dankbar bin, daß sie uns diese 
agrarpolitische Aussprache hier und heute vermit-
telt hat. Sie gibt mir vor allem Gelegenheit, die 
Dinge richtigzustellen. 

In dieser Großen Anfrage — das war wohl auch 
die Absicht — steckt natürlich auch ein Stück Wahl-
kampf. Das will ich aber nicht global unterstellen. Da 
war auch Sorge dabei. Aber natürlich ist es das gute 
Recht der Opposition, zu sagen: Es sind auch noch 
Wahlen; warum sollen wir das Geschäft nicht nut-
zen? Das ist ganz legitim! 

Nur eines, verehrter Kollege Bewerunge: Die Kri-
tik der Opposition ist notwendig, weil die Regie-
rung sich daran orientieren muß. Aber nur Kritik 
ohne Alternative ist zu wenig, um für sich überhaupt 
in Anspruch nehmen zu können, eine Alternative 
zu sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das habe ich in dem bisherigen Beitrag der Opposi-
tion vermißt. 

Ich will aber zunächst einige Dinge — weil ich 
mich nachher mehr grundsätzlichen Fragen widmen 
möchte — richtigstellen. Zunächst lassen Sie mich  

hier, weil mir das zur Objektivierung der Tatbe-
stände der letzten Wochen geradezu als eine Not-
wendigkeit erscheint, auf folgendes hinweisen: Der 
Herr Bundeskanzler hat auf Grund eines Telefonan-
rufs von mir, den ich Ende August noch vom Kran-
kenbett aus machte, unverzüglich zugestimmt, daß 
wir, bevor wir unsere Position im Agrarkabinett, das 
der Vorbereitung der Brüsseler Verhandlungen dien-
te, festlegen, ein Gespräch mit dem Präsidenten des 
Deutschen Bauernverbandes führen. Dieses Gespräch 
ist dann geführt worden. Zur Vorbereitung dieses 
Gesprächs hat der Herr Präsident Heereman — das 
ist sein Recht und seine Pflicht — an den Herrn 
Bundeskanzler mit Datum vom 26. August 1974 
— hier ist das Original — einen Brief geschrieben. 
In diesem Brief heißt es unter 4.1.1.: 

Revision der EG-Agrarpreisbeschlüsse vom 
23. März 1974 für das laufende Wirtschaftsjahr. 
Wenigstens die ursprüngliche COPA-Forderung 
nach einer Erhöhung der gemeinsamen Agrar-
preise für das Wirtschaftsjahr 1974/75 um 
durchschnittlich 12,5 %. 

Nachdem 8,5 % im März beschlossen wurden, be-
deutet das die konkrete Forderung von 4 %. Das-
selbe hat auch der Präsident des Bayerischen Bau-
ernverbandes in einem Brief an mich am 1. August 
gefordert. 

Dennoch wird im bayerischen Wahlkampf behaup-
tet, dies würde nicht zutreffen. Wer das noch be-
hauptet, spricht wider besseres Wissen. Ich bedauere 
das sehr; denn ich schätze die Loyalität von Herrn 
von Heereman. Ich weiß aber auch, daß es andere 
gibt, die ihre politische Stellung — möglicherweise, I 
weil sie Zusagen haben, Landwirtschaftsminister zu 
werden — ausschließlich für parteipolitische Zwecke 
zum Schaden der deutschen Landwirtschaft mißbrau-
chen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Dies ist eine Unter

-

stellung!) 

— Ich zitiere mittelbayerische Zeitungen, Kollege 
Stücklen. Ich sammle alles; Sie können sich darauf 
verlassen. Ich bin im Sammeln von Briefen sehr 
penibel — was sonst gar nicht meine Art ist —, weil 
ich weiß, daß man mir sonst das Wort im Munde 
umdreht. 

Lassen Sie mich hier ein Weiteres feststellen. Ich 
habe in der Aktuellen Stunde erklärt: Der Beschluß 
der Bundesregierung — wer ihn gelesen hat, konnte 
zu gar keiner anderen Schlußfolgerung kommen — 
bedeutet „ja, aber". Ich habe weiter erklärt: Ich 
fühle mich an meine Ad-referendum-Zustimmung 
gebunden, aber in der Sache — nämlich in den drei 
Punkten: Mitverrechnung bei dem neuen Preispa-
ket, Abschaffung oder Stopp produktbezogener Bei-
hilfen und Bestandsaufnahme — stehe ich voll hinter 
dem Kabinettsbeschluß. 

Ich kann nur sagen: Wir haben uns in diesen drei 
Punkten voll durchgesetzt. Erstens ist es so, daß die 
belgische Regierung in der letzten Ministerratssit-
zung erklärt hat, eine von ihr beabsichtigte produkt-
bezogene Beihilfe für Zuchtschweine werde auf 
Grund der Intervention der Bundesregierung ge-
stoppt und nicht ausbezahlt. 
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Zweitens: Die Kommission hat erklärt --- das ist 

im Ratsprotokoll festgehalten —, sie werde die im 
Vertrag vorgesehene Prüfung der bereits eingeleite-
ten produktbezogenen Beihilfen unverzüglich fort-
setzen und auch darauf bestehen, daß diese Beihilfen 
abgebaut werden. 

Drittens: Die französische Regierung hat erklärt, 
sie werde keine weiteren produktbezogenen ver-
tragswidrigen Beihilfen in Kraft setzen. 

Viertens: Alle Länder haben erklärt, ihre Bei-
hilfen bis Ende dieses Jahres zu melden. 

Ich kann nur feststellen: Die Bundesregierung 
hat sich mit ihren Punkten voll durchgesetzt, und 
sie hat die volle Zustimmung von Kommission und 
Rat erhalten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Damit habe ich dieses Problem abgehakt. 

Lassen Sie mich jetzt, bevor ich wiederum zu 
grundsätzlichen Fragen zurückkomme, auf ein wei-
teres Problem eingehen, nämlich auf die Einkom-
mensentwicklung der Landwirtschaft. Daß die Ein-
kommensentwicklung in der Landwirtschaft in den 
ersten sieben, acht Monaten dieses Jahres nicht 
erfreulich war, hat niemand bestritten. Wir haben 
deshalb als allererstes 208 Millionen DM für die 
Landwirtschaft zur Verfügung gestellt. Weitere 
40 Millionen DM stehen noch in diesem Jahr im 
Rahmen des Bergbauernprogramms bereit, auch mit 
der Möglichkeit der Ausgleichszulagen. Dies war 
auch dank der guten Zusammenarbeit mit den Län-
dern möglich, für die ich mich hier ausdrücklich 
bedanken möchte. Weitere Hilfen sind den Gärt-
nern zuteil geworden. Es handelt sich insgesamt 
— unter Einschluß der Fischerei — um 400 Mil-
lionen DM. 

Wir haben diesen Tatsachen im Kabinett auch 
mit der Anhebung der Vorsteuerpauschale Rech-
nung getragen. 

Zum Brüsseler Kompromiß darf ich Ihnen sagen, 
daß ich auch heute noch sachliche Bedenken habe. 
Ich bin aber sehr dankbar dafür, daß einige Firmen 
jetzt erklärt haben, sie wollten einen Teil nach-
zahlen; alles können sie allerdings gar nicht nach-
zahlen. Wir kannten ja die Problematik bei Ge-
treide. Ich will auf das Thema der Aktuellen 
Stunde hier nicht näher eingehen. 

Wir haben uns mit unserem grundsätzlichen Peti

-

tum durchgesetzt und dennoch die fünfprozentige 
Erhöhung beschlossen — ein Prozent mehr, als am 
26. August der Deutsche Bauernverband in seinem 
Brief an den Bundeskanzler gefordert hatte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da die 
Indexzahlen eine so große Rolle spielen, lassen Sie 
mich folgendes sagen: Die Zahlen, die Herr Bewe-
runge genannt hat, stimmen. Man muß aber auch 
so objektiv und fair sein, daß man sagt: Indexzahlen 
sind sicherlich ein Indiz, aber sie sind nicht das 
ausschließliche Indiz für die Einkommensentwick-
lung, weil das Produkt aus Menge mal Preis — be-
einflußt durch eine höhere Produktivität; das muß  

dankbar anerkannt werden — die Ertragslage be-
stimmt. 

(V o r s i t z : Präsident Frau Renger) 

Nun einige Zahlen, wie es wirklich ausschaut, 
und zwar immer im Vergleich 1965/66 zu 1968/69 
und 1969/70 zu 1972/73 und auch der Versuch, 
1973/74 durch eine Hochrechnung mit einzubeziehen. 
In den vier Jahren vor der sozialliberalen Koalition 
betrug der durchschnittliche jährliche Einkommens-
zuwachs in den Marktfruchtbetrieben insgesamt 
nur 7,2 %; in der Zeit, in der wir die Verantwor-
tung tragen, in diesen fünf Jahren, dagegen plus 
10,8 %. Die Futterbaubetriebe plus 6,8 % in der 
Zeit, als Sie die Verantwortung trugen; als die 
sozialliberale Koalition die Verantwortung trug, 
plus 15,0 %. Alle Betriebe insgesamt in den vier 
Jahren, als Sie die Verantwortung trugen — die 
Opposition, Sie, meine Herren! —, plus 7,2 %, seit-
dem diese Regierung die Verantwortung trägt, plus 
13,3 % jährlich. 

Das sind die ganz nüchternen Zahlen, die Sie 
auch alle kennen, die man nur nicht gerne wahr-
haben will. Daher begrüße ich diese Debatte so 
sehr, damit diese Tatsachen nun endlich der Öffent-
lichkeit bekannt werden. 

Ich kann dabei auch hinzufügen, warum bei allei-
niger Betrachtung der Preisindices das zustande 
kommt, meine verehrten Kollegen: weil natürlich 
bei den Preisindices produktbezogene Leistungen, 
wie wir sie im Aufwertungsausgleich gezahlt ha-
ben, und die Mehrwertsteuer keine Berücksichti-
gung finden. Ich appelliere jetzt an alle, die Ver-
antwortung tragen, endlich einmal fairerweise ob-
jektiv miteinander zu diskutieren und nicht ein-
fach durch Unterschlagung gewisser Fakten ein 
optisch falsches Bild darstellen zu wollen. 

Dazu — zum Ausgleich durch die Mehrwert-
steuer — muß ich Ihnen sagen — ich tue das nicht 
zum Renommieren; aber ich bin durch die Oppo-
sition gefordert, und deshalb werde ich der Öffent-
lichkeit diese Zahlen bekanntgeben —: Ausgleich 
durch Mehrwertsteuer 1970: 734,0 Millionen DM, 
1971: 806,6 Millionen DM, 1972: 890,0 Millionen 
DM, 1973: 956,0 Millionen DM, 1974: geschätzt 
1 000 Millionen DM; ergibt insgesamt von 1970 
bis 1974 4 386,6 Millionen DM, die voll einkom-
menswirksam wurden, die aber in keiner Index-
rechnung berücksichtigt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben die 
doch verloren!) 

— Das haben sie gar nicht am Markt verloren! Ma-
chen Sie es sich doch nicht so einfach. Aber der Herr 
Kollege Friderichs kommt gleich hierher, der wird 
Ihnen erklären, wie das ausschaut. Insbesondere 
beim Wein haben wir schon gar nichts verloren. Das 
behauptet noch nicht einmal der Winzer, verehrter 
Kollege. Das können Sie möglicherweise noch bei 
Getreide sagen, wo der Preis sehr interventionsab-
hängig ist, nicht aber bei Produkten, die nicht so in-
terventionsabhängig sind. Deshalb gehört der Wein 
schon gar nicht dazu. Da wollen wir schon sachkun-
dig bleiben. 
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Und nun zum Flächenausgleich: 1970: 920,7 Mil-

lionen DM, 1971: 934,7 Millionen DM, 1972: 793,6 
Millionen DM, 1973: 591 Millionen DM; ergibt 3 240 
Millionen DM, ergibt mit dem Ausgleich über die 
Mehrwertsteuer zusammen 7 626,6 Millionen DM. 
Das sind echte Tatbestände der Einkommenssitua-
tion der deutschen Landwirtschaft, die durch keine 
Indexzahlen belegt werden; aber diese Beträge sind 
direkt in die Taschen — und wir sagen: Gott sei 
Dank und mit Recht — der. deutschen Landwirt-
schaft geflossen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Weh-
ner [SPD] : Hört! Hört!) 

Dazu eine weitere Bemerkung. Wie schaut's bei 
den Preisen aus? Kollege Gallus hat mit Recht auf 
unsere Maßnahmen, die gemeinschaftlichen und 
auch die nationalen, hingewiesen und auf die In-
terventionen. Ich halte das für gerechtfertigt, weil 
so, wie die Weltmarktlage ist — ich bin Herrn Be-
werunge sehr dankbar, daß er auf die Weltmarkt-
lage hingewiesen hat; auch ich kann noch gar nicht 
wissen, ob wir das Fleisch, das wir jetzt in den 
Kühlhäusern haben, nicht nächstes Jahr im Herbst 
notwendig brauchen können, damit wir nicht wie-
derum den anderen Pendelausschlag bekommen —, 
eine vorratsorientierte Agrarpolitik geradezu auch 
im Interesse der Verbraucher notwendig ist. Hier 
sind wir uns voll einig, und ich kann nur sagen: ich 
stimme dem voll zu. 

Aber wie haben sich die Preise im September 
1974 gegenüber September 1973 entwickelt? Weizen 
plus 1,3, Roggen plus 6,4, Braugerste plus 8,4, Futter-
gerste plus 5,5, Rinder, Durchschnitt alle Klassen, 
plus 5,0, Bullen A plus 8,5, Kühe B plus 7,4, 
Schweine, Durchschnitt alle Klassen, minus 19,8 
Schweine minus 20, Milch plus 5,8 N.  Das sind die 
realen Zahlen. Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß 
wir zur Zeit eben nach wie vor Probleme vorwiegend 
in der Schweinehaltung haben, obwohl sich da — zu-
mindest jetzt — ein Zwischenhoch bemerkbar macht. 
Sie kennen die neuesten Marktschätzungen. Es wäre 
unreell und auch unlauter, einfach zu sagen, daß das 
zyklische Tief, das wir haben, möglicherweise nicht 
bis zum nächsten Mai andauert. Dieses Problem 
muß dann gemeinsam gelöst werden. 

Ein letztes Wort — dann komme ich zu den grund-
sätzlichen Bemerkungen — zur Finanzierung. Auch 
hier scheint die Opposition nicht ganz richtig infor-
miert zu sein. Von Ihnen, Herr Kollege Bewerunge, 
wurde behauptet, daß unser Anteil am EG-Haushalt 
bis 1978 auf 37% steigt. Dazu kann ich Ihnen nur 
folgendes sagen. Der Deutsche Bundestag hat, wie 
Sie im Protokoll nachlesen können, die Finanzrege-
lung einstimmig beschlossen. Das heißt, daß auch 
Sie ihr zugestimmt haben. Das gilt übrigens auch 
für das Aufwertungsausgleichsgesetz; aber das ist 
jetzt gar nicht so wichtig. 

Die deutsche Verhandlungsposition im Jahr 1970 
war natürlich durch das im Rahmen des EWG-Ver-
trages festgelegte System der Agrarmarktordnun-
gen unter Koppelung mit der EG-Finanzierung be-
stimmt. Aber nach unseren Mitteilungen — meine 
Mitarbeiter wissen das, und die Mitarbeiter des 

Finanzministers, glaube ich, wissen es noch besser — 
kann ich über unseren Anteil sagen, daß die 37 % 
nicht richtig sein können. Ich war selbst in dieser 
Aushandlungsphase dabei, verehrter Herr Kollege 
Bewerunge. Da wollten die anderen zunächst 36 % 
und haben sich dabei sogar auf Zusagen früherer 
Regierungen berufen. Wir haben jedoch als äußerste 
Marge 32,2 °/o genannt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Steigerungs

-

raten!) 

— Hier sind Sie falsch informiert; ich will gerne 
darauf eingehen. 

Nach dem bisherigen Verlauf werden wir bis 
1978 einen Anteil von ungefähr 28 bis 30 % haben, 
wobei, wie Sie wissen, gerade die Franzosen nicht 
zu Unrecht sagen, daß die Deutschen im Augenblick 
größere finanzielle Nutznießer als sie sind. Denn die 
Franzosen tragen gegenwärtig zur Finanzierung der 
EG-Marktmaßnahmen durch Exportabgaben infolge 
hoher Weltmarktpreise für Zucker und für Getreide 
erheblich mehr bei. Sie bringen größere Opfer, als 
wir sie bringen, und zwar im Interesse der Verbrau-
cher der Gemeinschaft. Sie bringen aber auch mate-
rielle Opfer, weil sie auf diese höheren Außenhan-
delseinnahmen verzichten. 

Das ist eine ganz veränderte Situation, und aus 
diesem Grund wird sich möglicherweise eines Tages 
eine ganz andere Bestandsaufnahme ergeben. Die 
Fronten verschieben sich im Augenblick sehr. Des-
halb ist es für mich auch so wichtig, darauf hinzu-
weisen. 

Sie haben dann noch auf die „Wettbewerbs-
beschlüsse unter Glas"  hingewiesen, Herr Bewe-
runge. Das hat weiß Gott nichts mit Beschlüssen zu 
tun, sondern das hat etwas damit zu tun, daß die 
Holländer billigeres Erdgas haben und daß ich in 
der Zwangslage war, etwas zu tun. Und Ihr Kollege 
Eigen stellt ja schon wieder einen neuen Antrag in 
der Richtung, etwas Vertragswidriges zu tun. Da 
müssen Sie einmal untereinander prüfen, ob Sie von 
der Opposition von der Regierung verlangen, ver-
tragswidriges Verhalten zu zeigen, oder ob Sie von 
der Regierung verlangen, sich vertragskonform zu 
verhalten. Beides zusammen kann man nicht fordern. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Im übrigen können Sie sich darüber auch von Herrn 
Narjes ein klein wenig informieren lassen. Ich 
schlage Ihnen vor, einmal ein Privatgespräch mit 
Herrn Narjes über das Problem des vollen Grenz-
ausgleichs zu führen. Sprechen Sie einmal mit Herrn 
Narjes! Der kann Ihnen das aus berufenem Mund 
erklären, weil er die Dinge von Haus aus kennt. 
Außerdem hat er, wie ich weiß, eine ganz andere 
Auffassung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich dann noch den Punkt „Sozialfleisch" ab-
handeln. Hier will man uns unterstellen, wir hätten 
kein soziales Herz. Ich habe allerdings im CDU-
Agrarprogramm, das ich aufmerksam studiert habe, 
kein einziges Wort über Verbraucher gelesen. Na-
türlich kommt man vor Wahlen auch auf die Ver-
braucher zu sprechen. 
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Ich gebe gerne zu, daß ich nichts dafür übrig 

habe, nun auch Sozialfleisch in Form von Bezugs-
scheinen einzuführen, weil der Verwaltungsaufwand 
dafür viel zu groß ist. Da ist unsere Methode, Kon-
serven herzustellen und sie sozial Schwachen konti-
nuierlich zur Verfügung zu stellen, viel unkompli-
zierter, für den Verbraucher aber ebenso nützlich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Darüber hinaus berücksichtigen wir, wie Sie wissen, 
Gemeinschaftseinrichtungen, Altersheime, Kranken-
häuser, Schulen usw. Das läßt sich verwaltungs-
mäßig machen; aber ich kann doch nicht Zwei-Mark-
Gutscheine zum Einkauf von billigem Sozialfleisch 
ausstellen. Das wäre für uns einfach zuviel Verwal-
tungsaufwand. Dafür sind uns unsere Beamten zu 
teuer. Dashalb haben wir den einfacheren, unkom-
plizierteren Weg gefunden. 

Sozialbutter gibt es. Außerdem haben Sie noch 
eine zweite Buttersorte angeschnitten. Wissen Sie, 
einerseits — ich komme jetzt zu den grundsätzlichen 
Bemerkungen zu Europa — kritisieren Sie, wir un-
terstützten die Kommission zu wenig. Dann be-
schließt die Kommission etwas, und Sie sagen: Die-
sen Kommissionsbeschluß dürft ihr in Deutschland 
aber nicht durchführen. Auch das geht nicht. Wenn 
ich auch sehr dafür eintrete — ich bin durchaus da

-

für —, daß die Kommission den ihr zustehenden 
Stellenwert hat, so bin ich doch auch der Auffas-
sung — ich sage Ihnen das in aller Deutlichkeit —, 
daß in einer Zeit, in der die gesamte wirtschaftliche 
Situation in Europa so diffus ist, so auseinander

-

läuft, die Kommission — das können Sie auch in 
einem Vortrag nachlesen, den ich in der Akademie 
Tutzing gehalten habe — mehr die Funktion der 
Koordinierung als die der Legislative zu überneh-
men hat; ich komme da auf einige grundsätzliche 
Dinge noch zu sprechen. 

Aus diesem Grunde können Sie der Regierung 
ihr vertragskonformes Verhalten nicht vorwerfen. 
Ebenso brauchen wir uns auch gar nicht über das 
Thema Fleischprämie zu unterhalten. Ich bin selber 
der Meinung, daß wir das Interventionsverfahren 
bei uns zu stark ausgedehnt haben; ich bin ein Geg-
ner der permanenten Intervention. Ich werde bei der 
Bestandsaufnahme darauf dringen, daß diese per-
manente Intervention abgeschafft wird, weil sie den 
Markt verfälscht und weder dem Erzeuger noch dem 
Verbraucher nutzt; da machen nur andere Leute ihre 
Geschäfte. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Ich werde diesen Punkt der permanenten Interven-
tion sehr stark herausstellen. Aber es ist nun ein-
mal so, daß unter Neun nie einer mit dem Kopf wird 
durch die Wand gehen können, da wird es immer 
Kompromisse geben müssen. Und die Briten haben 
auf Grund der Beitrittsakte das Recht, diese Prämien 
für eine gewisse Zeit beizubehalten; daraus haben 
wir dann eine kommunitäre Aktion gemacht. Inso-
weit partizipieren wir daran, ohne daß wir dabei 
unbedingt sehr glücklich sind. 

Damit, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, habe ich diese aktuellen Punkte, glaube ich, ab- 

gehandelt. Lassen Sie mich jetzt auf die grundsätz-
lichen Dinge zu sprechen kommen. Zwei Sätze 
kann ich, Herr Kollege Bewerunge, aufrechterhal-
ten! Sie sagen, Sie hätten zwei Sätze von mir 
zitiert, aber den zweiten haben Sie eben nicht 
zitiert: Erstens, die Agrarpolitik der ursprüng-
lichen Konzeption ist gescheitert; ich werde auch 
begründen, warum. Zweitens, das liegt nicht so sehr 
daran, daß die Agrar konstruktion gescheitert 
ist — d i e ist nicht gescheitert —, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Aha, sehr gut!) 

sondern weil die Agrarpolitik — ich habe das auch 
gesagt — nicht in die Wirtschafts- und Währungs-
union eingebettet war. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Aber diesbezüglich, meine sehr verehrten Kollegen, 
können Sie doch dieser Bundesregierung nicht einen 
Vorwurf machen und behaupten, wir hätten alle 
diese Probleme vom Tisch! Wenn wir die Inflations- 
politik Frankreichs und Italiens mitgemacht hät-
ten, dann wären wir zwar voll eingebettet, aber zum 
Schaden der deutschen Landwirtschaft und zum 
Schaden der deutschen Verbraucher. 

(Beifall bei der SPD und FDP — Zuruf des 
Abg. Bewerunge [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Bewerunge, da brauchen wir uns 
gar nicht zu streiten, das bestätigt Ihnen sogar die 
Kommission in Brüssel. Lesen Sie die neuesten Kon-
junkturberichte des Jahres 1975 aus Brüssel! Da wird 
Ihnen das bestätigt, wie Ihnen das übrigens jeder 
Fachkundige bestätigen wird. Ich glaube nicht, daß 
wir uns hier darüber unterhalten sollten. Im übrigen 
gibt es auf der Regierungsbank noch andere Redner, 
die Ihnen das, wenn Sie mir keinen Glauben schen-
ken, noch besser erläutern können. 

Wegen unserer Stabilitätspolitik ist natürlich die 
Kluft zu den inflationären Ländern größer geworden. 
Diese Kluft läßt sich doch gar nicht überbrücken — 
zumindest nicht in absehbarer Zeit —, vor allen Din-
gen dann nicht, wenn die anderen Länder nicht 
auf unseren Stabilitätskurs einschwenken. Daraus 
ergibt sich zwangsläufig, daß sich die Vorstellun-
gen — und gleich werde ich über ein Erlebnis mei-
ner ersten Nachtsitzung in Brüssel berichten —, die 
man — nicht zuletzt auch auf deutsches Drängen 
hin — hatte, nicht ohne weiteres durchsetzen ließen. 

An dieser Stelle muß ich auch die Beamten meines 
Hauses in Schutz nehmen. Denn ich habe meine Be-
amten oft kritisch gefragt: Habt ihr denn keine Be-
denken gehabt? Sie haben darauf geantwortet: Wir 
haben große Bedenken gehabt, aber es gab da an-
dere Ressorts — insbesondere das Kanzleramt —, 
die gesagt haben: Aus politischen Gründen muß 
hier alles getan werden, damit wir den Franzo-
sen Genüge leisten. 

(Gallus [FDP] : Genau!) 

Das muß doch hier einmal in aller Deutlichkeit ge- 
sagt werden. Dieselben Leute, die heute immer sa- 
gen: „Haut doch einmal mit der Faust auf den 
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Tisch!", haben noch nicht einmal mit dem kleinen 
Finger draufgeklopft. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
FDP) 

Und wenn sie draufgeklopft hätten, dann hätten sie 
sich schon den Finger gebrochen. 

(Heiterkeit) 

Es gibt in dieser Regierung gar keine Meinungs-
verschiedenheiten darüber, daß wir Europa brau-
chen, daß wir eine Zusammenarbeit in Europa brau-
chen. Das ist für uns ebenso selbstverständlich wie 
für alle anderen. Im übrigen: Das Presseecho in der 
Welt war ursprünglich sehr kritisch und ist danach 
sehr wohlwollend geworden. Darüber hinaus kann 
ich Ihnen auch mitteilen, das Klima zwischen Frank-
reich und Deutschland war in der letzten Ratssitzung 
ausgesprochen gut. Die Spekulationen, hier sei euro-
päisches Porzellan zerschlagen worden, treffen also 
nicht zu. Lesen Sie einmal nach, wie die jüngsten 
Meldungen über die Stimmung unter den Regierun-
gen ausschauen. Aber das Entscheidende ist — und 
jetzt muß ich das Erlebnis der Brüsseler Nacht be-
kanntgeben — Als ich damals um den Aufwertungs-
ausgleich rang, erklärte mir ein deutscher Kommis-
sar: Führen Sie eine Zündholzsteuer ein, dann kön-
nen Sie das Geld an Ihre Bauern verteilen. Das war 
seinerzeit die „Beihilfe" eines deutschen Kommis-
sars. Ich habe nie die Würdelosigkeit vergessen, wie 
damals ein deutscher Kommissar seinen Landsmann 
und Minister vor allen anderen behandelte, die mich 
ausgelacht und gesagt haben, so etwas würde es bei 
ihnen nie geben. 

Dann aber hatte ich einen Dialog mit Herrn Mans-
holt — ich glaube, es war in der Früh um 1 oder 
2 Uhr —, wobei ich Herrn Mansholt sagte: Glauben 
Sie denn wirklich, daß die Abwertung des Franc die 
erste und letzte war, und glauben Sie, daß unsere 
Aufwertung die erste und letzte war? — Ich sehe 
ihn heute noch vor mir — ich war ja damals noch ein 
unbekannter und zu belehrender junger Mann —, 
wie er mit innerer Überzeugung sagte: Das lassen 
wir nicht zu. Ich antwortete darauf: Herr Mansholt, 
das ist ein sehr starkes Wort; mich würde nur inter-
essieren, auf Grund welcher ökonomischer Erkennt-
nisse und Fakten Sie zu dieser starken Behauptung 
kommen. Er sagte: Das  lassen die Agrarmarktord-
nungen nicht zu. Meine Antwort — das können Sie 
nachlesen —: Eher werden die Agrarmarktordnun-
gen zusammenbrechen, als daß Sie das verhindern 
können; denn die ökonomischen Fakten sind stär-
ker, es sei denn, Sie machen eine ökonomisch wider-
sinnige Politik. 

Natürlich ist das Pferd insoweit von hinten aufge-
zäumt worden. Man hätte den Anfang mit der 
Außen- und Sicherheitspolitik, mit der Wirtschafts-
und Währungspolitik machen müssen und hätte erst 
zum Schluß mit der endgültigen Harmonisierung der 
Agrarpolitik beginnen dürfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, es 
nutzt mir gar nichts — Herr Eigen hat ja da eine 
besondere Art, im Wahlkampf zu sagen, ich rede 

nur über die Vergangenheit —, weil wir die Gemein- 
schaft nicht gefährden wollen und weil wir wissen, 
daß für unsere Partner die Agrarpolitik wesentliches 
Element ihres Verhältnisses zu Europa ist. Deshalb 
müssen wir notfalls Kompromisse schließen, auch 
wenn wir sie in der Sache nur ganz schwer ver-
tragen können. 

Das ändert aber nichts daran, daß eine Bestands-
aufnahme notwendig ist und ein Gesamtkonzept für 
Europa entwickelt werden muß. Es kann unmöglich 
sein, daß die Teilintegration des Agrarmarktes allein 
funktionsfähig bleibt. Es bedarf vielmehr der Ge-
samtharmonisierung aller Politiken. Erst dann kann 
— auf lange Sicht gesehen — eine funktionsfähige 
Agrarpolitik in eine funktionsfähige Wirtschafts-
und Währungspolitik eingebettet werden. Ich 
brauche Ihnen nicht zu sagen, daß das in diesem 
Jahrzehnt nicht mehr zu erwarten ist. Daher geht 
es bei dieser Bestandsaufnahme auch darum, eine 
Interregnumsphase zu finden. Politik ist immer die 
Kunst des Möglichen und muß möglicherweise prag-
matisch und sukzessive weiterentwickelt werden. 

Für die Bundesregierung wird es von großer Be-
deutung sein, daß diese Bestandsaufnahme von den 
Zielen des Art. 39 des Vertrages ausgeht. Für uns 
steht auch nicht unser finanzieller Beitrag zur Dis-
position, aber ebensowenig die faire Partnerschaft 
und Chancengleichheit für alle Landwirtschaften in 
Europa. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Für uns geht es hier um die Frage: Brauchen wir 
denn alle diese Marktordnungen und in welcher 
Form brauchen wir sie? Wie können wir das Ziel I 
der Preiseinheit angesichts der Wirtschafts- und 
Währungssituation erreichen? 

Ein sehr wichtiger Punkt ist auch die Frage der 
Produktionsziele und die Mitverantwortung der Er-
zeuger. Es ist höchste Zeit, eine Form zu finden, in 
der die Erzeuger für diese Agrarpolitik mitverant-
wortlich gemacht werden. Das gilt für alle Länder. 
Nur so werden wir Marktstabilisierung erreichen 
können. Berücksichtigt werden müssen auch die 
Veränderungen am Weltagrarmarkt, der sehr labil 
geworden ist. Ich möchte mit allem Nachdruck sa-
gen, wir haben in dieser Gemeinschaft im Augen-
blick — mit Ausnahme einiger Produkte — keinen 
Grund, die Produktion zu reduzieren, denn wir wer-
den sie vielleicht in den nächsten Jahren brauchen, 
und der deutsche Verbraucher wird uns vielleicht 
dankbar sein, wenn es sie gibt. Aber ich kann auch 
nicht sagen, daß es für die nächsten zehn Jahre so 
sein wird; ich bin hier sehr vorsichtig geworden. 
Denn kein Markt ändert sich so schnell wie der 
Agrarmarkt — wie wir gesehen haben. 

Wir werden ferner die strukturelle Anpassung in 
eine gesamte regionale Verbesserung einpassen 
müssen. Herr Kollege Gallus hat betont, daß er für 
den Regionalfonds ist. Auch die Bundesregierung ist 
für den Regionalfonds. Nur muß ich eines sagen: 
Von Fonds allein als Töpfchen zum Verteilen durch 
Kommissare halte ich gar nichts. Fonds für konkrete 
Programme — ja! Daran liegt es doch! Wir haben 
gemeinsam eine Strukturpolitik konstruiert. Ich 
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werde von der Opposition dafür ja gescholten, daß 
wir das gewagt haben. Aber zwei Länder haben sie 
heute noch nicht angewandt, obwohl sie am ehesten 
Strukturverbesserungen brauchen. Ich befürchte 
leider, daß es uns beim Bergbauernprogramm auch 
so geht. Wir haben mit den Ländern den Beschluß 
gefaßt: Anmeldung ab 1. Oktober. Ich bin über-
zeugt, es wird ein Land geben, das sich wahrschein-
lich erst in fünf Jahren anmelden wird, obwohl es 
dieses Programm ganz notwendig brauchte. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Die haben doch gar 
keine Berge!) 

— Doch, die haben sehr hohe Berge. Das kommt 
davon, wenn man die Landkarte von Europa nicht 
kennt. Dann macht man auch eine falsche Europa-
politik. Das ist möglicherweise auch in der Ver-
gangenheit manchmal der Grund für Fehler ge-
wesen. 

Kommen wir zur strukturellen Anpassung. Ich 
war in diesen Tagen gerade bei einem informellen 
Gespräch in Savoyen. Ich kann nur den deutschen 
Landwirten und dem Ernährungsausschuß raten, 
dort einmal hinzufahren. Erkundigen Sie sich nach 
dem dortigen Milchpreis. Und fragen Sie, was dort 
der Schlepper und der Handelsdünger kosten. Dann 
werden Sie sehen, daß die Landwirtschaft durch 
unsere Stabilitätspolitik nicht im Stich gelassen 
worden ist, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

;) sondern im Punkt „Kostensteigerung" sogar Vor-
teile gehabt hat, gemessen an Frankreich und 
Italien. Gehen Sie mal hin und erkundigen Sie sich 
nach dem Milchpreis in Savoyen. Erkundigen Sie 
sich nach den Landmaschinenpreisen in Savoyen. 
Dann werden Sie vor allem eines merken — das 
sage ich wiederum nicht an die Adresse der Oppo-
sition, sondern an die der deutschen und euro-
päischen Öffentlichkeit Agrarstrukturpolitik 
können Sie nur in einer umfassenden Raumord-
nungs-, Infrastruktur- und Sozialpolitik lösen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das geht nur in diesem Rahmen. Dieser Rahmen 
muß zuvor geschaffen werden. Wenn wir in diesen 
Landstrichen wie Savoyen keine außerlandwirt-
schaftlichen Arbeitsplätze und zusätzlichen Ein-
kommenskombinationen schaffen, dann werden wir 
diese Probleme nicht lösen können. Deshalb haben 
wir auch unser Nebenerwerbsprogramm fortent-
wickelt, denn wir haben gesehen, daß hier noch 
einiges zu tun ist. Insoweit wird sich die Bestands-
aufnahme hier nicht nur auf das erstrecken können, 
was bisher in Form von Marktordnungen geschehen 
ist, sondern sie muß auch die Lösung der mensch-
lichen und sozialen Probleme der Landbevölkerung 
in ganz Europa umfassen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Darauf wird die Bestandsaufnahme ausgerichtet 
werden. Sie können versichert sein, daß wir alles tun 
werden, was in unseren geistigen Kräften steht, um 
dazu einen konstruktiven Beitrag zu leisten. 

Ich halte allerdings nichts davon — das ist meine 
Erfahrung aus fünf Jahren Brüssel —, jetzt schon 
mit jedem Detail hausieren zu gehen. Aber ich habe, 
glaube ich, eine Grundkonzeption auf den Tisch ge-
legt, über die man durchaus diskutieren kann. Ich bin 
auch für jede Anregung, von wem auch immer sie 
kommt, sehr dankbar. 

Fest steht: die Krise der Agrarwirtschaft -- sie ist 
in anderen Ländern viel tiefgreifender als in 
Deutschland; das habe ich jetzt erst in Frankreich zu 
spüren bekommen — läßt sich nur lösen, wenn wir 
diese Agrarwirtschaft in den Rahmen unserer ge-
samten wirtschaftlichen und sozialen Aktivitäten 
einbetten, und zwar in dem Sinne, daß zwar nicht 
jeder Bauer Bauer bleiben kann, daß aber jeder 
Mensch auf dem Lande gleiche Chancen haben 
und sozial gleichberechtigt in dieser Gesellschaft be-
handelt werden muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir zwei, drei Vorbemerkungen. Zu dem, was  der 

 Herr Kollege Saxowski heute in seinem ersten Bei-
trag nach der Begründung der Großen Anfrage hier 
vorbrachte, will ich nichts sagen. Aber in einem 
Punkt, Herr Kollege Saxowski, möchte ich Ihnen wi-
dersprechen. Vielleicht war es doch nicht ganz der 
gute, diesem Hause angemessene Stil, wenn Sie 
von hier aus Drohungen im wahrsten Sinne des 
Wortes gegen einen immerhin wichtigen Berufs-
stand bzw. seinen Verband aussprechen. 

(Beifall und Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie sagten dazu — das war Ihr Schlußwort — die 
Opposition brauche in diesem Hause nicht ernst ge-
nommen zu werden. Wir können Ihnen nicht vor-
schreiben, das zu tun oder zu lassen. Dies hängt sich 
wohl an ein Wort Herbert Wehners an, der am An-
fang der letzten Legislaturperiode meinte, er brau-
che die Opposition nicht. Das ist ein Stil, der eine ge-
wisse konstruktive Auseinandersetzung natürlich 
nicht erleichtert. Ich hatte mir gewünscht, das gerade 
aus Ihrem Mund nicht hören zu müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Herr Kollege Gallus, ich will weder auf 
das uns hinlänglich bekannte Evangelium, das Sie 
hier in jeder Rede verkünden, 

(Stücklen [CDU/CSU]: Gallus-Brief 33!) 

eingehen, noch möchte ich einiges von den Dingen 
erwähnen, die hier im Hause nur zu etwas Schmun-
zeln veranlaßt haben. Aber zweierlei möchte ich kor-
rigieren, was Sie hier bewußt falsch vorgebracht ha-
ben. 

Einmal haben Sie das Papier der CDU/CSU nicht 
gelesen, wenn Sie behaupten, wir wollten die Grund-
steuer abschaffen. Wir haben in dem Papier der 
CDU/CSU erklärt, daß wir sie abbauen wollten. Da-
mit ist gemeint — falls Sie nicht selber darauf kom- 
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men — , daß wir es nicht für richtig halten, wenn es 
Gemeinden gibt, in denen Bauern 800 % des Meß-
betrages zahlen müssen, und andere, wo sie nur 
150 oder 200 % zahlen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Sinn ist, hier eine Höchstgrenze einzuführen. 

(Zurufe von der SPD) 

Möglicherweise läßt auch die FDP einmal fünf Ge-
danken in der Richtung bei sich selbst zu. 

Herr Bundesminister, nur eine einzige Bemer-
kung zu dem, was Sie hier sagten. — Ihre Ausfüh-
rungen über Sinn und Zweck einer Agrardebatte 
finde ich übrigens nicht ganz besonders überzeu-
gend. — Sie haben hier Indexzahlen als Beweis 
dafür genannt, daß es der Landwirtschaft besser 
gehe, als es üblicherweise dargestellt werde, und 
haben dabei gleichzeitig mit bewegten Worten 
— wir kennen ja Ihren Stil sehr gut — an die Fair-
neß der Auseinandersetzung appelliert. Dann dür-
fen Sie aber nicht nur die Indexzahlen der Preis-
steigerungen von einem Jahr zum anderen, son-
dern müssen auch die Indexzahlen der Kostenstei-
gerungen bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist ja gerade die Preis-Kosten-Klemme, die der 
Landwirtschaft die Schwierigkeiten macht, nicht 
etwa nur die Preise. 

Nun lassen Sie mich aber etwas zur Großen An-
frage sagen. Meine Damen und Herren, am 20. Sep-
tember dieses Jahres hat sich der Herr Bundeskanz

-

ler hier vor dem Plenum zu Fragen der Agrar-
politik geäußert. Er hat auf die Demonstrationen 
der Bauern mit folgenden Sätzen Bezug genommen: 

Die Tatsache, daß die Bauerndemonstrationen 
in allen sieben kontinentalen EG-Ländern 
gleichzeitig an den Grenzen stattfinden, ist 
doch wohl ein Zeichen dafür, daß die Ge-
schäftsführer das organisiert haben und daß das 
nicht spontan war. 

Er fuhr etwas später fort: 

Die Regierung jedenfalls läßt sich in ihren agrar-
politischen Beschlüssen weder durch Zermür-
bungstaktik in Nachtsitzungen in Brüssel noch 
durch Grenzdemonstrationen der angeblich euro-
päisch gesonnenen Landwirte von dem Kon-
zept wegbringen, das sie für notwendig hält. 

Diese merkwürdige Beurteilung geordneter und 
regulärer Demonstrationen von Europas Bauern 
durch den deutschen Bundeskanzler ist bezeich-
nend. Kein Wort des Verständnisses etwa fur die 
Existenzsorgen dieser Menschen und Familien! 
Keine Zusicherung in der ganzen Haushaltsrede, 
das Anliegen etwa auf Berechtigung zu überprüfen 
und, wenn notwendig, für soziale Gerechtigkeit zu 
sorgen! Lediglich die Bemerkung: Das war organi-
siert und daher unaufrichtig. 

Sollen die Bauern eigentlich wild demonstrieren, 
wenn sie von Ihnen ernst genommen werden wol-
len, etwa ohne Anmeldung und Genehmigung und 
eine gewisse Organisation durch die Behörden? 

Für uns jedenfalls waren Unruhe und Demonstra

-

tionen mitten in Erntezeiten — das muß man auch 
einmal dazu sagen — Grund genug, sich dieser 
Sorgen ernsthaft anzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir erkennen seit langem, daß angesichts stän-
dig steigender Produktionskosten und in dem in 
Rede stehenden Bereich stark sinkender Verkaufs-
preise die Sorgen um Haus und Hof mindestens 
berechtigt sind. Auch deswegen haben wir die 
Große Anfrage eingebracht, um die Lage der deut-
schen Landwirtschaft an Hand der Antwort der 
Bundesregierung ernsthaft diskutieren zu können, 
auch im Hinblick auf Lösungsmöglichkeiten. 

Meine Damen und Herren, die Antwort der Bun-
desregierung zeigt leider, daß dazu wenig Bereit-
schaft von seiten der Regierung besteht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Teilweise weigert sie sich überhaupt, auf Fragen 
einzugehen. Teilweise umschreibt sie lediglich 
Tatbestände, die sehr genau bekannt sein müßten. 
Zum Teil verrät die Antwort — mit Verlaub ge-
sagt —Hilflosigkeit, ja, sogar Unwissen. So antwor-
tet die Bundesregierung beispielsweise auf die 
Frage nach der Mehrwertsteuer sehr ausweichend. 
Auf die Frage II. 4 wird gar keine Antwort gege-
ben, obwohl auf die Frage nach der halbjährigen 
Entlastung dann, wenn — laut Bundesregierung — 
die  Jahressteuerentlastung 410 Millionen DM be-
trägt, eine Antwort möglich sein müßte. Wenn das 
der Computer nicht schafft, geht es vielleicht mit 
dem Hirn. Unter Einbeziehung der Tatsache, daß im 
Herbst normalerweise ein beträchtlicher Teil der 
Ernte verkauft wird, bedeutet das — ins Deutsche 
übersetzt —: Die Bundesregierung läßt die deut-
schen Landwirte in diesem halben Jahr rund 250 Mil-
lionen DM an Steuern weiterzahlen, obwohl das 
Mehrwertsteuergesetz das gar nicht verlangt. 

Die Behandlung der Frage der Mehrwertsteuer 
durch die Bundesregierung und die Koalition war in 
dieser Hinsicht ohnehin bezeichnend. Über sechs 
Monate des Jahres 1974 verweigert man den Bauern 
also Steuergerechtigkeit. Die Bürokratie legt — 
trotz laufender Ankündigungen durch Minister und 
Staatssekretär schon früh in diesem Jahr — die 
Zahlenunterlagen nur unvollständig vor. Die SPD-
Fraktion weigert sich überhaupt, einen derartigen 
Gesetzentwurf einzubringen, und die FDP schließt 
sich dem dann wohl notgedrungen an. Als dann 
aber über ein sonst nicht gewähltes Verfahren der 
Gesetzentwurf schließlich doch eingebracht wird, zieht 
die Bundesregierung gleichzeitig auf den Sektor der 
Strukturverbesserung und Investitionen im länd-
lichen Raum 80 Millionen DM Bundesmittel — mit 
den Komplementärmitteln der Länder sind es zu-
sammen rund 130 Millionen DM — für die Landwirt-
schaft ab. Das geschieht wohl nach dem Motto: Da 
die höhere Steuer nun nicht mehr eingeht, kriegt ihr 
weniger Flurbereinigung, Wege und ähnliches. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : So ist es!) 

Meine Damen und Herren, wenn wir dies zu 
Helmut Schmidts, des Herrn Bundeskanzlers Ver- 
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halten zur Agrarpolitik in den letzten drei Wochen 
in Beziehung setzen, ergibt sich für jeden objektiven 
Betrachter die Möglichkeit zu einer klaren Beurtei-
lung der Lage. Möglicherweise spielt in der ganzen 
Angelegenheit auch die Zahl der Betroffenen eine 
Rolle. Das hätte dann leider mit seriöser Politik 
nichts zu tun. Ich habe den Eindruck, daß hier die 
Belange der Minderheiten bei der Koalition nur sehr 
begrenzt berücksichtigt werden. Ich fürchte fast, 
daß hier der Satz Anwendung findet: „Recht hat, wer 
zahlreich ist." 

Man muß in diesem Zusammenhang leider feststel-
len, daß der sinnlose Kraftakt Bonns, der wegen einer 
5 %igen Erzeugerpreiserhöhung vollzogen worden 
ist — und letztlich auch auf dem Rücken der Bauern 
und gegen Europa —, auch nur unter dem Druck 
der Partner wieder zurückgenommen worden ist. Das 
war ja nicht von vornherein so beabsichtigt. Dieser 
Akt wurde übrigens unter Zurückziehung fast aller 
gestellten Bedingungen zurückgenommen. Ich 
meine, das gleiche Ergebnis hätte man durch Ge-
spräche mit den Nachbarn auch erzielt, ohne daß 
man sie in einem wohl neuen Stil hätte quasi an-
brüllen müssen. Die seltsame Rolle, die der Herr 
Bundesminister Ertl dabei gespielt hat, möchte ich 
nicht weiter erwähnen; sie spricht für sich selbst. 
In einem gewissen Sinn — ich bedaure das — war 
sie fast beschämend. Mir fällt hier die Beteuerung 
eines SPD-Abgeordneten ein, der in allerjüngster 
Zeit in einem Gespräch einmal erklärt hat: Mit 
der Kraft eines Ministerwortes ... Er fügte dann 
Weiteres hinzu. Ich frage: Herr Bundesminister, 
wo bleibt künftig die Kraft Ihres Ministerwortes 
gegenüber Brüssel, dem Parlament und den Bauern? 
Die Bauern jedenfalls sind von dieser Verhaltens-
weise eines Ministers, dem sie im voraus, sozusa-
gen als Vorschuß sehr viel Vertrauen entgegen-
gebracht haben, tief enttäuscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum Stil der Beantwortung der Großen Anfrage 
noch ein weiteres Beispiel. Die Frage unter III. 4 
lautet: Welche Konsequenzen wurden aus einem 
bestimmten Gutachten gezogen? Die Antwort lautet 
sinngemäß: Die üblichen. Dies ist ja wohl keine 
Antwort. In meiner Heimat sagt man: Keine Antwort 
ist auch eine Antwort. 

Eine zentrale Bedeutung, meine Damen und Her-
ren, für jede Planung in der Agrarpolitik kommt 
unserer Frage I Ziffer 3 zu, nämlich der Frage nach 
Erzeugungs- und Bedarfsschätzungen für die näch-
sten Jahre. Die Antwort der Bundesregierung — ich 
zitiere auszugsweise mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin — sieht so aus: Erzeugung und Ver-
brauch von Lebensmitteln ist schwer überschaubar 
und kann nicht quantifiziert werden, Verbraucher-
gewohnheiten sind kaum vorauszuschätzen, kaum 
vorhersehbare Entwicklung der Weltagrarmärkte, 
nur schwer eine Aussage über die Erzeugerpreisent-
wicklung möglich, bei Getreide die Entwicklung nur 
schwer abzuschätzen. Allein dreimal in dieser Ant-
wort finden wir das Wort „Unsicherheit". 

(Stücklen [CDU/CSU] : Davon ist doch die 
ganze Regierung geprägt!) 

Meine Damen und Herren, aber vom kleinen Bau-
ern verlangen die Koalition, die Bundesregierung 
und auch ihr nahestehende Einrichtungen dauernd, 
er solle seine Produktion dem Bedarf anpassen. 

Präsident Frau Renger: Wollen Sie eine Zwi-
schenfrage beantworten? 

Kiechle (CDU/CSU) : Gleich! — Die Bundesregie-
rung wirft der Landwirtschaft in letzter Zeit ver-
stärkt Überproduktion vor, obwohl sie selbst — 
siehe die offizielle Antwort — nicht in der Lage ist 
zu sagen, wo, wann, bei welchen Produkten sie 
auftreten wird und wo nicht. — Bitte schön! 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Gallus, bitte! 

Gallus (FDP) : Herr Kollege Kiechle, wollen Sie 
dem Hohen Hause bestätigen, daß sich die Bundes-
regierung in der Beantwortung dieser Frage völlig 
korrekt verhalten hat angesichts der Unsicher-
heiten bei den Getreide-Welternten, wie wir es 
besonders in diesem Jahr erlebten, wo überall in 
der Welt die Ernteschwankungen größer sind als bei 
uns, was entsprechende Rückwirkungen auf die 
Situation in Europa hat? 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Kollege Gallus, ich 
habe nicht gesagt, daß das, was die Bundesregierung 
aussagt, falsch sei. Ich habe nur gesagt — ich 
schimpfe deswegen gar nicht —, daß sie nicht in der 
Lage ist, halbwegs vernünftige Zahlen für die näch-
sten Jahre zu präsentieren, auch mit dem ganzen 
Riesenapparat nicht. Aber den Bauern predigt sie, 
sie sollten ihre Produktion dem Bedarf anpassen. 
Das ist das Problem! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann nur sagen, meine Damen und Herren. Daß 
man die Forderung nach Mengensteuerung laut stellt 
— das ist ja nun wohl heute auch wieder offiziell 
angeklungen — und dabei so tut, als sei das leicht 
möglich und außerdem im großen und ganzen Sache 
der Landwirtschaft — siehe Selbstbeteiligung —, man 
aber selbst keine Ahnung von der künftigen Ent-
wicklung hat, das ist eben nicht seriös. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle möchte 
ich einmal eine verschlechterte Rahmenbedingung 
der Agrarpolitik anführen, die sich im Hinblick auf 
die gesunkene reale Kaufkraft mancher Bevölke-
rungskreise zeigt. Die Bundesregierung begnügt 
sich dann meist damit, von notwendigen strukturel-
len Anpassungen zu sprechen. Sie tut es seit Jahren 
bei der Agrarpolitik, sie tut es heute z. B. auch bei 
der Automobil- und der Textilindustrie. Das da auch 
andere als Strukturgründe eine Rolle spielen, möchte 
ich Ihnen an einem Beispiel zeigen. Ich möchte dies 
gerade als Landwirt tun, weil ich ein sehr eindrucks-
volles Schreiben eines Betriebsrats eines großen 
deutschen Textilwerks bekommen habe. In diesem 
Schreiben wird mir klar nachgewiesen, daß dieselbe 
Ostfirma mit demselben Produkt in übereinstimmen- 
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den Anzeigen in Ost- und West-Berlin um Absatz 
wirbt. Es handelt sich in dem Falle um eine Strumpf-
hose. 

(Lachen bei der SPD) 

— Lachen Sie ruhig! In Ost-Berlin kostet sie 9,50 
DM. Das Etikett war überklebt, sie hatte vorher 
15 DM und soundsoviel gekostet. Und in West-
Berlin kostet sie 75 Pfennig. Die Strumpfhose wurde 
von Leuten dieses Werks am selben Tag gekauft, 
sowohl in Ost- als auch in West-Berlin. Da kann 
man doch nun nicht mehr von Strukturanpassung 
reden. Meine Damen und Herren, das ist doch nicht 
mehr und nicht weniger als Existenzvernichtung 
durch Dumpingpreise. Hier hätte die Bundesregie-
rung eine Schutzverpflichtung zugunsten solcher 
Zweige, hier geht es aber auch — und deswegen 
sage ich es in dem Zusammenhang von dieser 
Stelle aus — um Arbeitsplätze und um die Kauf-
kraft der Bevölkerung, die für uns als Landwirte 
sehr wohl eine große Rolle spielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, angesichts der allge-
meinen Nahrungsmittelversorgung in der Welt stellt 
sich bei uns die Frage nach echten Überschüssen — 
davon war ja vorher die Rede —, wenn ich einmal 
von Butterfett absehe, fast nicht. Es stellt sich viel-
mehr die Verpflichtung der EG-Regierungen zu einer 
dauernden und nachhaltig gesicherten reichlichen 
Versorgung von 260 Millionen Menschen mit Le-
bensmitteln. Präsident Fords jüngste Maßnahme 
sollte jedem Einsichtigen zeigen, was auf der Welt 
los ist. Meine Damen und Herren, es ist nur eine 
ganz knappe Marge zwischen Zuviel und Zuwenig, 
innerhalb der wir leben. Wer jeden Tag genug und 
beliebig zu essen haben will, muß mehr produzieren, 
als er voraussichtlich braucht. So genau aufs Kilo, 
wie manche, ich muß schon sagen, engstirnige Ver-
bandsinteressenten und Laien traurigerweise glau-
ben, läßt sich das tägliche Brot nicht erzeugen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier spricht, Ungläubigen und ähnlichen Leuten zum 
Trotz, auch der liebe Gott ein Wort mit. 

Es wäre für Verbraucher und Bauern gut, wenn 
die Agrarmarktkosten und so manche Hilfe für die 
Landwirtschaft künftig unter den Begriff „Vorsorge 
und Sicherheit für unsere Menschen" anstatt unter 
der diskriminerenden Bezeichnung „Subvention" 
liefen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur zwei Industrieregionen dieser Erde sind über-
haupt in der Lage, Lebensmittel über den eigenen 
Bedarf hinaus zu erzeugen und auf Vorrat zu hal-
ten:  die USA und Kanada auf der einen Seite und 
die EG auf der anderen Seite. Niemand sonst, we-
der Rußland noch irgendwelche Staaten der dritten 
Welt, kann dies tun. Von uns also hängt damit die 
Sicherheit der Ernährung unserer Menschen we-
sentlich mit ab. 

Versetzen Sie sich doch bitte einmal in die psy-
chologische Lage von Menschen, die ihrerseits be-
schimpft, zumindest aber kritisiert werden, wenn sie 
zuviel produzieren, andererseits dann aber von dem 

Herrn Bundespräsidenten aufgefordert werden — 
unter dem Motto „Zu viele Menschen haben zuwenig 
zu essen" —, zu spenden. Es ist doch in der Öffent-
lichkeit fast nicht verkaufbar, daß wir uns hier 
dauernd über „entschieden zuviel zu essen" bekla-
gen, auf der anderen Seite aber dann bei denselben 
sammeln, um anderen, die Hunger haben — und das 
wird doch wohl niemand bezweifeln — zu helfen. 

Lassen Sie mich ein paar Gedanken auf die Zu-
kunftsentwicklung verwenden. Meine Damen und 
Herren, der Politologe Karl Deutsch  hat  dazu sinn-
gemäß vor kurzer Zeit folgendes gesagt: 

Wir leben in einem hochindustrialisierten Land. 
In relativ kurzer Zeit, etwa 10 bis 15 Jahren, 
werden solche Länder in drei Bereichen vor 
ungeheuren Schwierigkeiten stehen. Der erste 
Bereich — er zeichnet sich bereits ab — ist die 
Energieversorgung. Der zweite Bereich — eben-
falls bereits erkennbar — ist die Versorgung 
mit Rohstoffen. In beiden Bereichen findet schon 
ein weltweiter Verteilungskampf statt. 

Meine Damen und Herren, die Auswirkungen dieses 
Verteilungskampfes sind ja spürbar, sowohl für 
Volkswirtschaften  als auch für den  einzelnen. Was 
da heute geleistet wird, ist wohl eine Art Vermö-
gensabgabe der Industrieländer an die Rohstofflän-
der — von diesen übrigens erzwungen —, die im 
Vergleich zu unseren bisherigen freiwilligen Lei-
stungen etwa im Rahmen der Entwicklungshilfe gi-
gantische Ausmaße hat und noch annehmen kann. 
Dies gilt aber für Rohstoffe mindestens ebenso wie 
für Energie, denn wir haben außer Kohle kaum Roh-
stoffe zur Verfügung. Unsere Abhängigkeit kann zu-
nehmen, und ich bin davon überzeugt, daß sie zu-
nehmend steigen wird; sie kann bis an die Grenze 
der Erpreßbarkeit gehen. 

Karl Deutsch nennt einen dritten Bereich: die Ver-
knappung der Lebensmittel. Er befürchtet, daß, wenn 
die Bevölkerung der Welt rapide weiter wächst, in 
wenigen Jahren auch in diesem Bereich Verteilungs-
konflikte weltweit auftreten werden. Diese Gefahr 
ist doch heute schon sichtbar. Die westliche Welt 
verschließt nur weitgehend, was den öffentlichen 
Bereich anbetrifft, noch die Augen davor. Aus einer 
Zeit des Überflusses würden dann auch wir in eine 
Zeit der Verknappung eintreten. Auch die Liefer-
länder von Rohstoffen zur Lebensmittelproduktion 
oder von Lebensmitteln selbst, werden aufhören, 
zu Billigstpreisen uns zu beliefern, um Industriegü-
ter dafür zu erhalten. Mit dem Ausbau moderner 
Kommunikationsmittel wächst das Bewußtsein und 
das Wissen von zwei Drittel der Weltbevölkerung 
über die — vergli chen  mit uns — katastrophale 
eigene Lage. Es war doch das Nichtwissen über die-
sen Unterschied, der wesentlich zur Stabilität der 
bisherigen weltpolitischen Situation beigetragen 
hat, trotz der fast unerträglichen Ungleichheit. Diese 
Diskrepanz aber, meine Damen und Herren, läßt sich 
nicht länger aufrechterhalten. Es entwickelt sich ein 
politisches Klima, welches sich z. B. in der Welt-
handelskonferenz und anderen Bereichen nieder-
schlagen kann, woraus sich dann Beschränkungen, 
Eingriffe und Boykottmaßnahmen gegen hochindu-
strialisierte Länder entwickeln können, von deren 
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Umfang wir uns im Augenblick noch keine Rechen-
schaft ablegen. 

Hier spielt die Landwirtschaft eine erhebliche 
Rolle. Der entscheidende Konflikt, meine Damen 
und Herren, wird nicht darüber auftreten, warum bei 
uns jeder dritte oder zweite ein Auto fährt und bei-
spielsweise in Indien fast keiner; er wird in dem 
Augenblick einsetzen, in dem der breiten Weltöf-
fentlichkeit im Sinne von Völkern erkennbar wird, 
daß in einem Jahr 50 oder 100 oder 200 Millionen 
Menschen hungern oder verhungern müssen, wäh-
rend andere im Überfluß leben. Eine solche Situa-
tion kann man politisch kurzfristig durchstehen, 
langfristig aber nicht. Daran hat Agrarpolitik von 
heute zu denken, wenn sie den Namen „Politik", 
nämlich Gestaltung der Zukunft, wirklich verdienen 
will. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann darf man aber bei uns keinesfalls die Men-
schen, die das tägliche Brot erzeugen, wirtschaft-
lich am schlechtesten stellen. Dann darf man keine 
Einschränkungen eigener sicherer Nahrungsquel-
len systematisch betreiben und dabei noch — ich 
gebe zu: überzeugt — glauben, das sei modern. Dann 
darf man auch nicht die Bauern psychologisch unter 
Druck setzen — das gilt nicht nur für die deut-
schen —, indem man sie zu Kostgängern der Na-
tion zu stempeln versucht 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

— ich erinnere an das berühmte Wort eines SPD-
Abgeordneten von der „privilegiertesten Schicht in 
unserer Bevölkerung" —, indem man ihnen über 
das allen anderen zugemutete Maß hinaus Stabili-
tätsopfer zumutet und außerdem, Herr Bundesmini-
ster, mit schönfärberischen Broschüren ihnen in 
ihrem Versuch, die Öffentlichkeit auf ihre Lage auf-
merksam zu machen, in den Rücken fällt. 

Dazu gehört auch die Behauptung, die Vorsteuer-
pauschale habe Subventionscharakter und die Kin-
dergeldregelung sei ein zusätzlicher Einkommens-
bestandteil. Ich weiß nicht mehr, wer das heute ge-
bracht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Herr Saxowski!) 

Meine Damen und Herren, wenn doch jeder Bür-
ger dieses Landes, ob Ministerialdirigent oder So-
zialhilfeempfänger — natürlich, sofern er Kinder 
hat —, dieses Kindergeld bekommt, dann ist es 
nicht ganz redlich, das so darzustellen und den 
Bauern aufs Butterbrot zu schmieren, als ob sie da 
nun wieder eine Sonderleistung bekämen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Als ob es eine zusätzliche Hilfe 

für die Landwirtschaft wäre!) 

Ich stelle hier folgende Fragen an die Bundes-
regierung: Welche Mengen an Nahrungsmitteln 
— aufgegliedert nach den verschiedenen Produk-
ten — stellen für 260 Millionen Menschen eine nor-
male Vorratshaltung dar? Das muß doch einmal ge-
sagt werden, damit man dann über Überschüsse 
reden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Welche Mengen sind eine Sicherheitsreserve unter 
Berücksichtigung des labilen Welthandels und von 
Ernteschwankungen? Welche Mengen sollten von 
der EG für die hungernden Völker präventiv und 
kontinuierlich zur Verfügung gestellt werden? Bei 
welchen Produkten will die Bundesregierung eine 
Mengensteuerung einführen und wie, bei wem, mit 
welchem Ziel durchführen? Ist die Bundesregierung 
bereit, den deutschen Bauern ein Marktinstrument 
zu verschaffen ähnlich etwa der französischen 
FORMA? Hat der Bundeskanzler, als er von seiner 
Konzeption der Agrarpolitik hier im Hause sprach, 
nur in der damaligen 5 %-Kategorie gedacht oder 
etwa auch an die existentiellen Fragen wie Grenz-
ausgleich und Folgen für die Bauern aus der lau-
fenden Auseinanderentwicklung der Währungspari-
täten sowie an die sich stark vermindernden Markt-
anteile der deutschen Landwirtschaft bei wichtigen 
Produkten? 

Meine Damen und Herren, Reform der Agrar-
politik ist also derzeit wieder einmal ein gängiges 
Schlagwort. Bundesregierung und auch ihr nahe-
stehende Organisationen lassen es zu, daß der  Bür-
ger draußen darunter ausschließlich Verminderung 
der finanziellen Verbindlichkeiten für die Agrar-
politik, Beseitigung der sogenannten Überschüsse 
sowie Beschuldigungen gegenüber dem einzig ech-
ten, kompetenten Gemeinschaftsorgan versteht. Das 
ist aber keine Konzeption. 

Der zuständige Fachminister hat auf die Frage 
nach dem neuen Reformkonzept — er sprach heute 
auch wieder einiges dazu -- am 5. April 1974 wört-
lich erklärt: 

Ich würde sagen, die Zielvorstellungen 

— des neuen Reformkonzepts — 

liegen ungefähr in Art. 39, d. h. angemessene 
Beteiligung der Landwirte an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung, aber gleichzeitig auch 
ausreichende und preiswerte Versorgung der 
Verbraucher. 

Herr Bundesminister, wir stimmen Ihnen da zu. Aber 
das ist weder ein Reformkonzept noch ist es neu. 
Das ist der alte Art. 39 des EWG-Vertrages, von 
dem wir immer ausgingen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Ist deswegen, so muß man sich schon fragen, das 
ganze Donnern, das ganze Spektakulum mit den 
eigenen Nachbarn und auch mit unseren Bauern er-
forderlich gewesen? 

Wir, die CDU/CSU, bekennen uns leidenschaftlich 
zu einem einigen Europa. Wir wissen, daß uns die 
Geschichte auch gar nicht mehr allzu viel Zeit lassen 
wird, uni zu verhindern, daß Europas Einzelstaaten 
zum bedeutungslosen Anhängsel von Machtblöcken 
werden. Wir waren und sind bereit — ich sage das 
ausdrücklich -- , dafür Opfer zu bringen, aber ge-
meinsame. Der Weg zu einem einigen Europa mag 
länger dauern als ursprünglich angenommen. Er 
muß aber weitergegangen werden. Wenn längere 
Übergangszeiten geänderte Übergangsbedingungen 
erfordern, dann laßt uns miteinander darüber reden! 
Dies muß aber — wie unter Partnern üblich — von 
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Partner zu Partner geschehen und nicht etwa in dem 
Ton, den die Bundesregierung im Sinne von Schul-
meistern und Besserwissern hier zu spielen ver-
sucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Niemand kennt eben ein Patentrezept. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Deswegen ist diese Art der dauernden Belehrung 
in dieser wichtigen Frage auch unangebracht. Die 
gemeinsame Agrarpolitik sollten wir als gemein-
samen Beitrag zur Europa sehen und dabei auch die 
uns zufließenden Vorteile des gemeinsamen Mark-
tes beachten. Insofern sind es doch wahrhaftig ge-
meinsame Kosten und keine Kosten für die Land-
wirtschaft allein. 

Meine Damen und Herren, ein neues Konzept 
von seiten der Bundesregierung ist nicht in Sicht, 
siehe Bundesminister Ertl. Laßt uns also wohl bes-
ser zur alten Zielsetzung stehen und dabei geduldig 
die Mängel der bisherigen Regularien verbessern. 

Für uns 60 Millionen Deutsche, auf engstem Raum 
lebend, von Energie und Rohstoffen bis zu 100% 
abhängend und auf Märkte unserer Nachbarn ange-
wiesen, gilt noch mehr als für die meisten anderen 
das Gebot der Zusammenarbeit und des Miteinander 
nach innen und erst recht nach außen. Auch bei der 
Lebensmittelversorgung liegen heute — für jeden 
Einsichtigen sichtbar — Überfluß und Mangel enger 
beieinander als je zuvor. Ihre Sicherheit allein ver-
hindert unmittelbare Abhängigkeit, ja, Erpreßbar-
keit. Die Kosten dieser Sicherheit sind sehr wichtig, 
aber sie sind sekundär. Soweit es die eigene Pro-
duktion betrifft, sind sie außerdem kalkulierbar. 
Vergleicht man sie etwa mit unseren Mehrkosten 
für 01, dann sind sie sogar bescheiden. Das muß man 
alles im Zusammenhang sehen und richtig ein-
ordnen. 

In der Agrarpolitik und auf anderen Gebieten 
werden nicht diejenigen die richtigen Entscheidun-
gen für morgen treffen, die über den Tellerrand des 
heutigen Tages nicht hinausblicken und sich mit 
Erkenntnissen von gestern an die Probleme von 
morgen wagen. Leider hat die Bundesregierung mit 
der Beantwortung der Großen Anfrage weder klare 
Antworten gegeben noch große Entwicklungs-
perspektiven aufgezeigt. Sie blieb am Tag hängen. 
Dabei hätte es sich für SPD und Bundeskanzler 
angeboten — aus aktuellem Anlaß übrigens —, 
„über den Tag hinaus" zu sehen und zu weisen. Wir 
wollen Ihnen mit unserem Entschließungsantrag 
eine Hilfe dazu bieten. 

Wer die politische Bedeutung der deutschen und 
europäischen Land- und Ernährungswirtschaft richtig 
einschätzen will, ihr auch den gebührenden Platz in 
unserer Gesellschaft und Wirtschaft zu geben bereit 
ist, der kann ihre Bedeutung nicht nur an der Zahl 
ihrer Wähler und dem Beitrag zum Bruttosozialpro-
dukt messen, er muß ihre politische Bedeutung an 
der Anhäufung von technischem Wissen bei diesem 
Bevölkerungskreis messen,  um  Lebensmittelproduk-
tion und Bodennutzung unter ungünstigen Umstän-
den sicherzustellen. Er muß sie auch messen an dem 

unter Umständen existentiellen Beitrag, den die Land-
wirtschaft in einer veränderten Welt für ein hoch

-

industrialisiertes Land leisten muß, das nicht mehr 
wie bisher auf Kasten anderer, unterentwickelter 
Teile der restlichen Welt einen hohen Lebensstan-
dard wie selbstverständlich genießen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Friderichs. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen! Meine Her-
ren! Ich möchte auf die weltpolitischen und welt-
philosophischen Ausführungen des Abgeordneten 
Kiechle nicht eingehen, soweit sie die Rohstoffver-
sorgung etc. betreffen. Dies ist anderen Gelegen-
heiten in diesem Hause vorbehalten. 

Ich möchte mich kurz zu dem Teil melden, der 
sich mit der Agrarpolitik befaßt; denn es handelt 
sich ja wohl um eine Große Anfrage der Opposi-
tionsfraktion. 

(Eigen [CDU/CSU]: Und eine kleine Ant- 
wort der Regierung, Herr Minister!) 

— Die angemeldeten Redezeiten sind kurz; Sie 
haben recht. 

Ich möchte mich zunächst nur einen Moment mit 
dem Herrn Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU be-
fassen, der dieser Debatte nicht beiwohnt. Über die 
Motive wäre sicher zu diskutieren. 

(Rawe [CDU/CSU] : Ich habe der Regierung 
gesagt, warum er nicht hier sein kann!) 

— Ich bitte um Entschuldigung, das ist mir nicht 
bekannt. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Das ist Ihnen nicht 
bekannt, aber Sie diffamieren! Und dann 
den vornehmen Max machen! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Sie müssen sich 

unterrichten lassen!) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Wenn Sie mir ge-
sagt hätten, daß Herr Professor Carstens verhindert 
ist — 

(Rawe [CDU/CSU] : Ich habe es dem Kanz

-

ler gesagt, wie Sie wissen! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

— Ich bestreite das doch gar nicht. Ich bitte um 
Entschuldigung, daß ich es nicht gewußt habe. Das 
kann doch vorkommen! 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Das habt ihr doch 
gar nicht notwendig, so zu beginnen! — Zu- 
ruf von der SPD: Wo ist denn Strauß? — 

Weitere Zurufe) 

Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich mich in 
seiner Abwesenheit gleichwohl mit ihm beschäftige. 
Dies wird doch wohl noch erlaubt sein! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Professor Carstens hat nämlich in der 
letzten Debatte über diesen Gegenstand, in der 
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Aktuellen Stunde, unter Ziff. 6 seiner aufgelisteten 
Ausführungen gesagt: 

Die weitere Begründung, man habe nationale 
Alleingänge in der Agrarpolitik zurückdrängen 
wollen, ist abwegig. Es ist im Gegenteil zu 
befürchten, daß die Entscheidung der Bundes-
regierung (vom 25. 9.) weitere nationale Allein-
gänge auslösen wird. 

Diese Behauptung ist unzutreffend, wie die Rats-
entscheidung eindeutig gezeigt hat; denn Sie wis-
sen ebensogut wie wir, daß in Frankreich weitere 
nationale Alleingänge bevorgestanden haben, und 
zwar genau zwei Tage nach der hier geführten Ak-
tuellen Stunde. Diese sind nicht eingetreten. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Es ist 
noch nicht aller Tage Abend!) 

Zweiter Punkt. Unter Ziff. 9 hat er behauptet, die 
deutschen Bauern gingen leer aus, denn „kein 
Mensch weiß, ob die Prophezeihung des Ernäh-
rungsministers, daß in Kürze ein Beschluß nach den 
Wünschen der Bundesregierung zustandekommen 
würde, in Erfüllung gehen wird" . Nun bitte ich um 
Verständnis, daß es außerhalb der Opposition auch 
noch Menschen gibt. Es haben nämlich einige ge-
wußt, daß ein solcher Beschluß zustandekommt, weil 
wir ja wahrscheinlich so etwas nicht in den blauen 
Himmel hineinschreiben ohne Kontaktnahme mit 
unseren Nachbarn innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft. 

Ich glaube aber, wir sollten bei einer Großen An-
frage die Stunde nutzen, um etwas mehr über  den 

 Gehalt von Agrarpolitik zu sagen. Niemand kann 
bestreiten, daß im Agrarbereich innerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaft große Fortschritte erzielt 
worden sind, was die Menge des Warenaustauschs 
zwischen den Gemeinschaftsländern anlangt. Dies ist 
einfach festzustellen. Es kann aber zweitens auch 
niemand bestreiten, daß hier gravierende Fehlent-
wicklungen stattgefunden haben und daß bis jetzt 
nicht in der notwendigen Offenheit über die wunden 
Punkte gesprochen worden ist. Dies kann nicht ein-
fach mit „Welternährungsproblemen" abgetan wer-
den. Ihnen ist doch auch bekannt, daß — jedenfalls 
zu unseren Gestehungskosten — Europa die Welt 
kaum versorgen kann, es sei denn, wir subventio-
nieren unsere Agrarprodukte in beachtlichem Aus-
maß herunter. Man kann sicher darüber diskutieren, 
ob und in welchem Ausmaß das sinnvoll ist. Nur: So 
zu tun, als ob unseren Produkten der Weltmarkt als 
Markt ohne staatliche Intervention offenstünde, ist 
einfach an der Sache vorbeidiskutiert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn ich mich mit der Agrarpolitik beschäftige, 
will ich nur einige wenige Zahlen nennen. Seit Be-
stehen der Europäischen Gemeinschaft steigt die 
Produktion von Agrargütern im Durchschnitt jähr-
lich um 3%. Innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft steigt der Verbrauch im gleichen Zeitraum im 
Durchschnitt um 2%. An  diesen  beiden Fakten ist 
doch nicht vorbeizukommen. Meine Damen und Her-
ren, glauben Sie ernsthaft, daß es in dieser Welt 
möglich sei, Europa zu einem der größten, ja sogar 
dem größten Exporteur industrieller Produkte und 

Anlagegüter zu entwickeln und gleichzeitig zum 
größten Exporteur von Agrargütern? Da muß ich Sie 
einmal fragen: Womit sollen eigentlich die Import-
länder dann unsere Ausfuhren noch bezahlen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eins ist doch wohl unbestritten: unser Überschuß ist 
notwendigerweise das Defizit der Nachbarn. Leider 
ist in der Ökonomie ja alles so klar berechenbar. Da 
liegen mit die Probleme. Ich hätte mir gewünscht, 
daß bei einer Großen Anfrage solche Fragen ernst-
haft diskutiert werden und man hier nicht Finger-
hakeln aus südlichen Landen oder auch aus dem 
Hessenlande im Bundestag aufführt. 

(Rawe [CDU/CSU] : Sie haben Ihren 
Kollegen Minister offensichtlich recht gut 
verstanden! — Dr. Müller-Hermann [CDU/ 
CSU] : Herr Friderichs, diese Probleme sind 
in den Jahren Ihrer Regierungszeit erst 

richtig verschärft worden!) 

— Es ist völlig richtig, daß diese Probleme mit zu-
nehmender Dauer des Agrarmarktes an Gewicht 
zugenommen haben. Das, Herr Müller-Hermann, 
bestreite ich überhaupt nicht. Man sollte nur nicht 
so tun, als ob das die Folge von Regierungspolitik 
sei. Ich will Ihnen eins sagen: Völlig richtig ist, daß 
das Problem der europäischen Agrarmärkte — ich 
meine der regionalen Märkte — während der Amts-
zeit dieser Bundesregierung viel größer geworden 
ist. Das ist unbestritten; denn in dem Ausmaß, in 
dem sich die Wirtschaften der Gemeinschaft ausein-
anderentwickelt haben — 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das ist der Punkt!) 

in der Währungspolitik, in der Wirtschaftspolitik —, 
nehmen die Probleme eines fiktiven gemeinsamen 
Marktes zu. Aber entschuldigen Sie: Ich bin nicht be-
reit, nur wegen des gemeinsamen Agrarmarktes in 
den europäischen Inflationsgleichschritt einzutreten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU: Nein, diese Konsequenz 
ziehen wir nicht! — Das wollen wir doch 

auch nicht!) 

— Nein, diese Konsequenz ziehe ich nicht. Das Pro-
blem des Grenzausgleichs besteht doch ganz einfach 
in der Tatsache, daß Sie heute Inflationsraten von 
20 % in dem einen Land vorfinden und von 14 oder 
15 % in einem anderen Land. Und Sie wissen ganz 
genau, daß sich unsere Preissteigerungsrate nicht 
mehr nur, wie es früher war, in zwei, drei Prozent-
punkten oder auch zehn von denen in anderen Län-
dern unterscheidet, sondern daß die Differenz 
heute 100 % zu Frankreich, 200% zu Italien und 
außerhalb der Gemeinschaft bis zu 400 % beträgt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das ist doch das Faktum. Bitte, Sie können sagen: 
Du, Bundesregierung, hättest auch noch die franzö-
sische und italienische Wirtschaftspolitik mit betrei-
ben müssen. Aber ich glaube, das verlangt doch wohl 
ernsthaft niemand. 

(Wehner [SPD] : Das wäre die Konsequenz!) 
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Aber das ist eigentlich die Konsequenz der Forde-
rungen, die hier gestellt werden. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das ist Phantasie, 
keine Konsequenz!) 

Ich bin der Meinung — lassen Sie mich das ein-
mal rein ökonomisch sehen —, daß die Agrarpreise 
in dieser Gemeinschaft zwei Funktionen eben nicht 
gleichzeitig erfüllen können, nämlich die Funktion 
der Marktstabilisierung und die Funktion angemes-
sener Einkommenssicherung. Die Konzeption war so 
angelegt, daß die Preise diese beiden Funktionen 
erfüllen sollten. Herr Kollege Ertl hat, wie ich 
finde, in einer hervorragenden Weise dargelegt, daß 
das eben nicht gelungen ist und nach meiner Mei-
nung nie gelingen kann. 

Die Preise können bei so unterschiedlichen Struk-
turen, so unterschiedlichen Produktionskosten — 
von  Süditalien bis nach Dänemark über die Bundes-
republik Deutschland — diese beiden Funktionen 
nicht erfüllen. Hier liegt eine Fehlanlage des Ge-
meinsamen Marktes; denn die Anlage war doch so, 
daß ein regional nicht differenziertes Preissystem 
die Einkommensprobleme der Bauern lösen sollte. 
Das kann nicht gelingen. Entweder Sie konzentrie-
ren sich bei der Preispolitik auf die Betriebe mit 
den schwächsten Einkommen und wollen hier eine 
soziale Komponente ausschließlich über den Preis 
einführen — mit dem Erfolg, daß Sie bei den ande-
ren die Überproduktion stimulieren — oder aber 
Sie konzentrieren sich zur Vermeidung von Über-
produktionen auf die einkommensstärkeren ;Be-
triebe. Dann schaffen Sie Sozialprobleme bei denen, 
die mit diesen Preisen nicht mithalten können. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Das ist doch einfach so. Und bei einer Großen An-
frage, die draußen hochstilisiert wird, müssen wir 
doch wohl über derartige Fragen, die ich für wich-
tig halte, sprechen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Lassen Sie uns doch einmal deutlich sagen, 
worum es geht. Es geht doch nicht, wie in anderen 
Bereichen darum, 20 Millionen DM hinauf- oder hin-
unterzurechnen, die im Rahmen eines Bundeshaus-
halts viel, aber in der Relation wenig sind. Nein, 
meine Damen und Herren! Wie sieht es denn bei 
den Überschüssen aus? Nehmen Sie einmal den Teil 
„Garantie" des EAGFL, des Ausgleichs- und Garan-
tiefonds! Dieser betrug im Jahre 1971 1,571 Mil-
liarden Rechnungseinheiten, und er beträgt im Jahr 
1974 — drei Jahre später, meine Damen und Her-
ren! — 3,513 Milliarden Rechnungseinheiten. Das ist 
doch die Entwicklung. Tun wir doch nicht so, als 
ob wir daran vorbeidiskutieren könnten! Sie alle 
wissen doch, in welchen Ländern und in welchem 
Ausmaß die Dinge wirklich geschehen sind. Die 
Landwirte selbst sind doch mit dieser Überschußpro-
duktion unzufrieden. Hier aber wird so getan, als ab 
es ein Problem der Welternährung wäre, Überschüs-
se zu produzieren. Nein, die Landwirte selbst wollen 
dies nicht, und zwar mit Recht nicht, weil ihnen 
in der Öffentlichkeit diese 3 1/2 Milliarden als Zu-
schuß angerechnet werden, obwohl, wie wir alle 

miteinander wissen, nur ein bestimmter Teil davon 
überhaupt unmittelbar in die Landwirtschaft fließt. 
Wollen wir also diese Dinge klar sehen und nicht so 
tun, als ginge es darum, was wann und wo und in 
welcher Form beschlossen wurde. 

Es geht um mehr: es geht um die Fortentwicklung 
einer agrarpolitischen Konzeption und nicht um 
das, was — ich werde mich dazu noch äußern — in 
bestimmten Anträgen hier auf den Tisch kommt. An-
ders ausgedrückt: Die Einkommen allein von garan-
tierten Mindestpreisen abhängig zu machen, heißt, 
die Einkommensdisparität in der Landwirtschaft in 
einem Ausmaß zu steigern, daß Sie den Agrarmarkt 
in Europa jedenfalls nicht so haben können wie es 
anzustreben ist. 

Ihre Sektorpolitik ist doch geradezu merkwürdig. 
Als ob Sie nicht wüßten, was man in Ihrer eigenen 
Fraktion im Nachbarsektor Wirtschaft über diese 
Dinge denkt! Sie müssen doch eine konsistente Hal-
tung an den Tag legen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese Befriedigung von Gruppeninteressen unter 
Abschottung der anderen ist doch kein Ersatz für 
eine komplette Konzeption, die diese Bundesrepu-
blik Deutschland erwarten kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Jenseits von 

Gut und Böse!) 

Sie selbst wissen doch ganz genau, daß von dem 
gemeinsamen Agrarmarkt in Wahrheit nur ein Pfei-
ler total funktioniert, nämlich der gemeinsame 
Außenschutz. Das ist das, was wirklich funktioniert. 
Nicht einmal der freie Warenverkehr in der Ge-
meinschaft funktioniert so, wie er angelegt war. 
Wollen wir denn über das Bardepot der Italiener und 
all die Dinge hinwegdiskutieren? Sie kennen die 
Gründe, warum es eingeführt wurde oder nach Mei-
nung der italienischen Regierung eingeführt wer-
den mußte. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
entzieht sich nicht der finanziellen Solidarität, die 
sie im Rahmen der europäischen Verträge übernom-
men hat. Aber verstehen Sie bitte, daß wir wenig-
stens wissen wollen, für welchen politischen Inhalt 
wir diese politische Solidarität zu leisten haben! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wissen auch, daß wir in diese Gemeinschaft 
als wirtschaftlich stärkste Nation hineingegangen 
sind. Wir wissen auch ganz genau, daß, wenn sich 
die Gesamtheit entwickeln muß, die wirtschaftlich 
Stärksten einen Beitrag zur Entwicklung der 
Schwächsten zu leisten haben. Aber wir müssen 
doch wenigstens wissen, wozu; denn nur finanzielle 
Transfers zwischen Staaten ist doch wohl nicht der 
Inhalt unserer Politik. 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Das müßte 
die Bundesregierung selbst beantworten!) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Bewerunge? — Bitte! 
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Bewerunge (CDU/CSU) : Herr Minister, wenn 
ich unterstelle, daß damals nicht die letzte Weis-
heit gefunden wurde, sind Sie dann nicht mit mir 
der Meinung, daß 1969, als die vorläufige Phase 
zu Ende war, Korrekturen in dem Sinn anzubringen 
gewesen wären, daß wir eine Linie gefunden hätten, 
die uns alle heute zufriedenstellen würde, und daß 
das nicht geschehen ist? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich teile völlig Ihre Meinung, daß eine Linie ge-
funden werden muß; darüber ob 1969 oder zwei 
Jahre früher oder später, können wir lange disku-
tieren. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller-Hermann) 

— Entschuldigen Sie bitte, ich war ja auch einmal 
Staatssekretär in diesem Metier und in dieser Eigen-
schaft auch in Brüssel. Ich weiß, wie oft Herr Kol-
lege Ertl versucht hat, eine Neuformulierung der 
Agrarpolitik unter Überwindung der wunden Punkte 
und der institutionalen Fehlerquellen herbeizufüh-
ren. Ich weiß aber auch, daß es offensichtlich ande-
rer — ich hätte beinahe gesagt: — Eklats bedurfte, 
um die, die dort mit am Tisch sitzen, zu bewegen, 
nun endlich an die Dinge heranzugehen. Deswegen 
war der Beschluß vom 25. September nicht nur rich-
tig; ich sage Ihnen: er war notwendig. Sonst wäre 
nichts passiert, überhaupt nichts. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der französische Staatspräsident teilt diese Meinung 
auch, um das einmal ganz klar zu sagen. 

Es ist keine Frage, daß alle Staaten von der Inte-
gration profitiert haben. Ich will auf die Prozent-
zahlen nicht mehr eingehen. Wenn Sie mich fragen: 
Wo sehen Sie denn Bedingungen für die Weiter-
entwicklung?, so muß ich Ihnen sagen: Eine Agrar-
politik muß, wenn sie weiter formuliert wird, eine 
größere Marktorientierung bringen. Wir sollten uns 
hier nicht hinter den vorgeschobenen Argumenten 
der Weltsituation verschanzen; die hat auch eine 
Rolle zu spielen und da ist zu definieren, wie der 
Beitrag der Gemeinschaft ist. Dann ist aber auch zu 
definieren, meine Damen und Herren, wie hoch die 
dafür entstehenden Kosten sind. Dann können Sie 
sich nicht ständig hier herstellen und sagen, der 
Bundeshaushalt steige zu sehr. Vielmehr müssen 
Sie dann auch einmal sagen, woher Sie das Geld 
nehmen, um das alles bezahlen zu wollen. Also: 
Marktorientierung, und zwar — das sage ich mit dem 
Kollegen Ertl — in Übereinstimmung mit der ge-
samtwirtschaftlichen Ordnung, weil es anders nicht 
geht. Denn der Geburtsfehler des Gemeinsamen 
Marktes ist doch der, daß man so getan hat, als 
könne man einen Sektor von Politik zu einem Ge-
meinsamen Markt mit einer gemeinsamen Währung 
machen — wissend, daß die übrigen Sektoren der 
Politik jedenfalls nicht einmal so koordiniert waren, 
daß sie sich nicht auseinanderentwickeln konnten. 

(Wehner [SPD] : Leider wahr!) 

Das ist es doch! 

Und wir werden hier bei der Koordination der 
Wirtschaftspolitk noch miteinander sprechen müs

-

sen. Denn darüber müssen Sie sich im klaren sein: 
daß Sie dabei liebgewordene Dinge, die auch Sie 
für richtig halten — in Übereinstimmung mit mir —, 
wahrscheinlich gar nicht werden halten können. 
Warten wir doch einmal ab, wie es dann mit Auto-
nomien, Notenbank, Tarifautonomie und ähnlichen 
Dingen ist, wenn es einmal um die Formulierung ge-
meinsamer Politik geht. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

So einfach wird das ja wohl alles nicht, wie man das 
draußen in Wahlkämpfen zu verkünden glaubt. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu dem sagen, was 
Herr Kollege Ertl angeschnitten hat. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Müller-Hermann? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin, ich habe ein Problem: ich sehe die 
Uhr, und ich weiß, daß meine Redezeit mitgestoppt 
wird. 

Präsident Frau Renger: Sie möchten in Ihrer 
Rede fortfahren, Herr Bundesminister? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Wenn mir die Zeit für die Beantwortung meiner 
Fragen nicht auf die Redezeit angerechnet wird, bin 
ich bereit, so viele Fragen zu beantworten, wie ge-
stellt werden. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Ich würde 
vom Herrn Minister doch gerne wissen, ob er sich 
nicht etwas konkreter darüber äußern kann, was in 
dieser mehr oder weniger langen Durststrecke ge-
schehen soll, in der die Wirtschafts- und Währungs-
politik auf das Niveau der gemeinsamen Agrar-
marktpolitik angehoben werden soll? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich sehe — ich muß es jetzt wegen der vorgerück-
ten Zeit schlaglichtartig und abstrahiert sagen — 
folgende Möglichkeit, 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Das sind 
zwar alles kritische Anmerkungen, aber ist 
nichts Konstruktives! — Dr. Wagner 
[Trier] [CDU/CSU] : Bisher war keine Kon

-

zeption erkennbar!) 

solange eine Wirtschafts- und Währungsunion nicht 
da ist und noch in einer gewissen bzw. weiten 
Ferne liegt. Nicht alles, was man in der Tasche hat, 
ist für alle Beteiligten erkennbar. Sie haben mich 
nie danach gefragt, Herr Wagner. Ich wäre gern 
bereit, Ihnen meine Vorstellungen auch schriftlich 
zu geben, wenn Sie das wünschen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Die Große Anfrage 
war konkret!) 

Aber wenn ich Ihnen das in zwei Sätzen sagen 
darf: 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU]: Bitte!) 
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Bundesminister Dr. Friderichs  
In der Zwischenzeit genügt nicht eine Koordinie-
rung der Wirtschaftspolitiken — Position Frank-
reich —, sondern nach meiner Meinung muß in der  
Zwischenzeit folgendes erreicht werden: erstens ein  

Abbau der Zieldisparitäten der Wirtschaftspolitiken  

der Gemeinschaftsländer, zweitens eine Annähe-
rung der Zielprioritäten der Gemeinschaftsländer  
und drittens eine Angleichung der wirtschaftspoli-
tischen Instrumentarien. Dies zu erreichen muß in  

der Zwischenzeit versucht werden.  

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Jetzt sind  
wir schlauer!)  

Darüber gibt es klare, schriftlich formulierte Vor-
stellungen, die übrigens in einer Klausurtagung des  
Bundeskabinetts im Detail diskutiert worden sind,  
die unseren Partnern auch bekannt sind.  

Lassen Sie mich nur noch einen Punkt kurz an-
schneiden. Herr Kollege Ertl hat nach meiner Mei-
nung mit Recht gesagt, Agrarpolitik sei nicht lös-
bar, ohne andere wirtschaftspolitische Sektoren da-
bei zu berücksichtigen. Wir haben mit unserer  
Regionalpolitik innerhalb der Bundesrepublik  
Deutschland — die stecke ich mir nicht an den Hut,  

um das gleich zu sagen; denn die Aktionspro-
gramme Gemeinschaftsaufgabe sind während der  
Großen Koalition von Herrn Professor Schiller als  

Wirtschaftsminister entwickelt und von Herrn  

Strauß als Finanzminister mitfinanziert worden; Sie  
kennen die Gründe, warum es zur Gemeinschafts-
aufgabe kam; wir haben sie fortgesetzt, wir haben  

jetzt neue Kriterien entwickelt und die Gebiete neu  

abgegrenzt — von 1969 bis 1972 357 000 neue  
Arbeitsplätze geschaffen — in diesen Gebieten —,  
von 1969 bis 1973 sogar 513 000 neue Arbeitsplätze.  

Das ist mit ein Weg, der gegangen werden muß,  
wenn das alles funktionieren soll.  

Und nun kommt die Frage: Warum wart Ihr denn  
dann gegen den Europäischen Regionalfonds? Ich will  
Ihnen meine persönliche Meinung dazu ganz offen  

sagen. Das, was — nach der damaligen Vorlage —
dort finanziert werden sollte, war eben keine euro-
päische Regionalpolitik, sondern war unter der Be-
zeichnung „Regionalpolitik" ein internationales  
Transfersystem von monetären Ressourcen. Dafür zu  

zahlen ist diese Regierung eben nicht bereit.  

(Beifall bei der FDP und der SPD)  

Lassen Sie mich ganz deutlich sagen: Ich lasse sogar  
über größere Beträge mit mir reden, wenn wirklich  

europäische Regionalpolitik betrieben wird. Denn  
darüber sind wir uns doch wohl hoffentlich einig:  

daß eine gemeinsame Wirtschafts- und Währungs-
politik auf der Basis so unterschiedlicher Regional-
strukturen, wie wir sie jetzt haben, ga nz offensicht-
lich unmöglich ist. Daher kann niemand ein größe-
res Interesse an einer Angleichung der Regional-
strukturen haben als das in der Gemeinschaft wohl  
mit am besten strukturierte Land, die Bundesrepu-
blik Deutschland. Aber Geld zur Verfügung stellen,  
um ein Finanzausgleichssystem zu schaffen, dem  

keine Regionalpolitik zur Seite steht, kann doch  
wohl nicht Aufgabe einer Regierung sein; Sie hätten  

uns dann mit Recht kritisiert.  

(Beifall bei der FDP und der SPD)  

Meine Damen und Herren, nur noch wenige Be-
merkungen! Vor wenigen Tagen berichtete dpa, daß  

die Junge Union — da Sie sich sonst mit den Jusos  

und Judos beschäftigen, beschäftigte ich mich seit  
neuestem auch mit der Jungen Union,  

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist sehr gut!)  

— ich finde das wirklich gut, weil der Kongreß in  
Lahnstein sehr interessant war — dort gesagt hat:  

Mit der sachlichen Darstellung in der Auseinander-
setzung mit der Bundesregierung sei die Junge  
Union unzufrieden; das bedeutet Kritik am Frak-
tionsvorsitzenden. Und dann geht es wörtlich wei-
ter: „Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion muß sich  

stärker darum bemühen, deutlich und differenziert 
die Regierung zu kritisieren" — also eine Auffor-
derung an Sie, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch schärfer?!) 

— „noch" ist falsch — „und klarzumachen, wie ihre 
eigenen Vorstellungen von der Verwirklichung der 
politischen Ziele aussehen". 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Was ich Ihnen seit längerer Zeit vorhalte, sagt jetzt 
auch die Junge Union.  Die Meldung ist vom 4 Ok

-

tober. Ich gebe Ihnen zu, daß Sie in unvorstellbarer  
Geschwindigkeit der Jungen Union gefolgt sind und  
einen Entschließungsantrag vorgelegt haben.  

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der  
SPD — Lachen und Widerspruch bei der  

CDU/CSU)  

Sie fordern in diesem Antrag die Stärkung der euro-
päischen Institutionen. Das ist unbestritten, auch wir  
wollen das. Auch ich bin der Meinung: Der Erfolg  
des Beschlusses vom 25. September, Kommission  

u n d Rat zur Bestandsaufnahme zu drängen, geht  
genau in die Richtung der Stärkung der Institutionen.  

(Eigen [CDU/CSU] : Sehr schwach!)  

— Warten Sie mal ab.  

In Ziffer 3 a sagen Sie, Sie wollten einen Grenz-
ausgleich auf alle Produkte und auf den vollen  
Warenwert ausdehnen. Damit treten Sie für die  

Schaffung neuer Wettbewerbsverzerrungen ein,  

denn das Aufwertungsland Deutschland würde dann  

nicht aufwertungsbedingte Exportsubventionen und  
Einfuhrabgaben gegenüber seinen Partnerländern  

anstreben. Das würde bedeuten, daß wir unseren  
Markt lückenlos im Umfang des Grenzausgleichs ge-
genüber unseren Partnern abschotten.  

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch nicht  
wahr!)  

— Entschuldigen Sie, das müssen Sie mal ökono-
misch durchdeklinieren, dann werden Sie sehen,  

wohin Sie dann kommen. Es wäre ein eklatanter  
Verstoß gegen den freien Warenverkehr und damit  

gegen den gemeinsamen Agrarmarkt. Übrigens finde  

ich es nicht ungeschickt, daß Sie Ziffer 3 a auf die  
erste Seite schreiben und die dem widersprechende  

Ziffer 3 b auf die nächste Seite. Das widerspricht  
sich absolut.  

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der  

FDP — Unruhe bei der CDU/CSU)  
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Bundesminister Dr. Friderichs 
Sie hätten besser unten die Ziffer 3 a weggelassen, 
damit man nicht umblättert, denn auf der nächsten 
Seite wird es noch schöner. Sie sagen — in Verfolg 
der Aufforderungen der Jungen Union — Sie seien 
gegen die nationalen vertragswidrigen Maßnahmen 
der anderen. — Einverstanden; das haben wir be-
schlossen. Nun aber sagen Sie: Wenn die trotzdem 
solche Maßnahmen einführen, dann fordern wir die 
Bundesregierung selbst zum vertragswidrigen Ver-
halten auf. Dies steht in Ziffer 3 b expressis verbis. 
Da können Sie machen, was Sie wollen. 

(Dr. Ritz meldet sich zu einer Zwischen- 
frage — Beifall bei der SPD und der FDP — 
Zurufe von der CDU/CSU: Das ist gelogen! 

— Das ist unerhörte Dialektik!) 

Ich bin froh darüber, daß der Professor für euro-
päisches Recht, Herr Professor Carstens, sich dies 
nicht mit anhören muß. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Ritz [CDU/CSU] : Das ist eine Unverschämt- 
heit, was Sie da gesagt haben! Es ist traurig, 

daß Sie keine Frage zulassen!) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Narjes. 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Nach der 
Rede des Herrn Bundeswirtschaftsministers und 
einigen Bemerkungen des Herrn Bundesernährungs-
ministers halte ich es für notwendig, einige Anmer-
kungen zu europapolitischen und handelspolitischen 
Partien dieser Debatte zu machen. Es ist richtig, daß 
man sich um eine Bestandsaufnahme mühen muß. 
Nur wird dies schon seit fünf oder sechs Jahren 
gefordert und ist keine Erfindung dieses Jahres. In-
folgedessen können, meine Herren von der Bundes-
regierung, alle nachträglichen Entschuldigungen, 
die Sie jetzt eifrig und mit täglich wechselnden 
Schwerpunkten konstruieren, um die eklatante Bla-
mage vom 5. September auszutarieren, nicht dar-
über hinweghelfen, daß Sie in der Art und Weise, 
wie Sie diese Entscheidung herbeigeführt haben, der 
Bundesrepublik schweren europapolitischen Scha-
den zugefügt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
von der SPD) 

Wenn eine Bestandsaufnahme kommt, dann sollten 
wir die Bestandsaufnahme auf all das erweitern, 
was bei dieser Gelegenheit zum Thema Brüssel teil-
weise mit unfairen, ja geradezu infamen Verun-
glimpfungen von Regierungsseite zur Kommission 
hin gesagt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kommission, die sich politisch nicht wehren 
kann, weil sie teilweise von Ihnen abhängig ist, 
muß sich hier zum Prügelknaben für etwas machen 
lassen, was allein der Ministerrat und in diesem 

auch die deutsche Regierung seit Jahren mit ver-
schuldet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Müller- 
Hermann [CDU/CSU] : Der Ministerrat hat 

versagt!) 

Damit beginnt auch schon einer der größten Feh-
ler in der Analyse, die offensichtlich die Bundes-
regierung zugrunde gelegt hat. Wenn sie von meter-
langen Fernschreiben und von den komplizierten 
bürokratischen Mechanismen in Brüssel spricht, so 
gibt es darunter keinen einzigen, der nicht auch mit 
die Unterschrift eines deutschen Regierungsmit-
glieds trägt. Sie ergeben sich aus den jeweiligen 
Entscheidungen, die über die Marktordnung ergan-
gen sind. Diese Entscheidungen haben einen ganz 
bestimmten praktischen Grund, der auch einsich-
tig ist. Als Europa die Agrarmarktpolitik begann, 
war es notwendig, in einem vertrauensbildenden 
Verfahren auch solche Dinge im Gesetzgebungsver-
fahren zu regeln, die normalerweise national nur 
im Wege von Verwaltungsanordnungen erlassen 
werden. Die Folge ist, daß die Gesetzgebungsme-
thode benutzt wurde, um eben überhaupt etwas 
regeln zu können. Das geschah in der Hoffnung, daß 
man nach einigen Jahren — wenn sich das einge-
fahren hat — zu anderen leichteren Verfahren der, 
wenn Sie so wollen, Ausführung der Marktordnung 
und ihrer Steuerung kommen könnte. Wenn man 
hier aber nun so tut, als ob dies alles aus der Mut-
willigkeit der Kommission heraus geschehen sei 
und sie verdiene deshalb abgeschafft zu werden, so 
ist das aus dieser Entwicklung heraus schlicht Ge-
schichtsfälschung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rawe [CDU/ 
CSU] : Das ist die Redlichkeit, von der 

Herr Ertl spricht!) 
— Ja. 

Eine zweite Frage ist mir nach den letzten Dis-
kussionen nicht mehr ganz klar. Bleiben Sie nun 
eigentlich bei dem Ziel des gemeinschaftlichen 
Agrarmarktes, wie es einmal politisch die Grund-
lage der Europäischen Gemeinschaft war, oder 
nicht? Wenn das so ist, wenn Sie dabei bleiben, 
müssen Sie auch davon ausgehen, daß das, was 
heute existiert, geltendes Recht ist und, soweit es 
ein Vertrag ist, von dem Kanzler sogar als Verfas-
sungsrecht qualifiziert worden ist. Dann können Sie 
das nur in der Form und in der Weise ändern, daß 
Sie die Zustimmung aller Beteiligten dafür bekom-
men. Von den Bemühungen, diese Zustimmung aller 
Beteiligten zu erringen und darüber, was Sie dazu 
in dieser Richtung zu unternehmen gedenken, habe 
ich bis jetzt in dieser Debatte wenig gehört. Dazu 
gibt es offenbar entweder in dem noch eine Lücke, 
was Sie aussagen wollen, oder in dem, was Sie 
bisher erkannt haben, um dieses Problem zu lösen. 

Dann kommt eine weitere Frage, meine Herren 
von der Bundesregierung. Bleibt das Ziel eines ein-
heitlichen — nicht undifferenzierten; das war falsch, 
Herr Kollege Friderichs: es ist ein differenzierter 
Preis; nur sind die Grenzen, in denen differen-
ziert werden kann, relativ klein; doch das nur zur 
Korrektur — Preises noch das Ziel der Bundes- 
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Dr. Narjes 
regierung, oder möchte sie dieses Ziel nicht mehr 
aufrechterhalten? Dies ist eine erste und elemen-
tare Frage, die geklärt sein sollte, bevor man an 
Weiteres geht. 

Natürlich ist es schwierig und vielleicht sogar auf 
lange Sicht nicht möglich — ich sage das ohne Ein-
schränkung —, die Einkommensprobleme über den 
Preis zu lösen. Aber mit welchem anderen Verfah-
ren 

 
 wollen Sie das erreichen, das insgesamt billiger 

ist? Wobei die Frage, ob das billig oder teuer ist, 
nicht allein eine Frage danach ist, was der Steuer-
zahler aufzubringen hat, sondern auch eine Frage 
danach, was Verbraucher plus Steuerzahler aufzu-
bringen haben. Die Gesamtbilanz ist entscheidend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu diesem Thema hat gerade kürzlich der Kom-
missar Lardinois — wenn ich ihn richtig verstanden 
habe — noch einmal wiederholt, daß der Übergang 
etwa zu einem englischen System der Direktsub-
ventionen, der deficiency payments, genau das 
Doppelte von dem für die Steuerzahler kosten wür-
de, was im Augenblick zu bezahlen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn dies aber unter den denkbaren Möglichkeiten 
die bisher wahrscheinlichste ist, wenn ich das rich-
tig sehe, so wüßte ich nicht, mit welch anderem Ver-
fahren Sie billiger davonkommen wollten. 

Ein weiteres. Es könnte ja auch — das hat Herr 
Minister Ertl dankenswerterweise anklingen las-
sen — die Bestandsaufnahme zu einer neuen Sicht 
der Interessen führen, und zwar weil sich der Welt-
zuckerpreis in den letzten sechs Jahren verzwanzig-
facht hat, so daß wir im Augenblick auf dem Welt-
markt das Dreifache des europäischen Preises zah-
len; es könnte sein, daß die europäischen Zucker-
rübenproduzenten eines guten Tages zu der Er-
kenntnis kommen werden, daß es sich gar nicht 
lohnt, ihren Zucker an die Deutschen zu „verschen-
ken", weil sie statt dessen das Dreifache auf dem 
Weltmarkt ernten können. Dann hätten wir eine 
ganz andere Lage und ganz andere Bilanzen. Auch 
daran sollten wir denken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb bitte ich auch insoweit um etwas mehr 
Nüchternheit und nicht zu viel Vergangenheitsbe-
wältigung. 

Aber doch noch ein Stichwort zur Vergangenheits-
bewältigung: der 31. 12. 1969. Das ist kein Tag, den 
die Opposition erfunden hat, sondern das ist das 
Ende der Übergangszeit gewesen. Zu diesem Ende 
der Übergangszeit war es nach dem Vertrag nötig 
und möglich — das ist in der Konferenz im Haag 
besprochen worden— zu prüfen, ob die Ziele der 
Übergangszeit erreicht worden sind oder nicht. Dies 
war die entscheidende Frage. Dies war die letzte 
Position, von der aus die Regierungen, die die Ziele 
der Übergangszeit als nicht erreicht angesehen ha-
ben, die ihre Interessen als nicht gewahrt angesehen 
haben, hätten sagen können: „Nein, verlängert um 
ein oder zwei Jahre, so wie der Vertrag es vorgese-
hen hat." Alles dies ist nicht ernsthaft geprüft wor-
den. Ich habe schon bei anderer Gelegenheit, viel- 

leicht mit zu vorsichtigen Worten, hier ausgedrückt, 
das damals ohne Strategie gewurschtelt worden ist, 
nur um in Richtung Westen Scheinfrieden zu haben, 
damit man in Richtung Osten Geschenke machen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sollte auch ein Wort zum Grenzausgleich sa-
gen. Ich glaube, Herr Bundesminister Friderichs, der 
Referent, der Sie auf die Ziffern 3 a) und b) hinge-
wiesen hat, hat entweder das agrarpolitische Voka-
bular nicht gekannt oder hat sich irreführen lassen. 
Die Ziffer 3 a), so wie ich sie lese — aber ich bitte um 
Korrektur; das ist simple deutsche Sprache — zielt 
darauf ab, daß die durch ein Auseinanderfallen der 
Währungsparitäten entstehenden Ungleichgewichte 
grenzwirksam voll ausgeglichen werden. Von einem 
Abschotten der Grenze — wie Sie daraus folgern — 
ist also, wenn ich das richtig verstehe, mit keinem 
Wort die Rede gewesen. 

Dementsprechend ist der sogenannte Widerspruch 
zu Ziffer 3 b) auch nicht da. Denn die nationalen 
Maßnahmen, die unter Ziffer 3 b) angestrebt werden, 
sind vertragskonforme Maßnahmen. Vielleicht hätte 
man das anders sagen können; aber nichts anderes 
ist damit gemeint. 

(Zurufe von der SPD) 

— Schön, Vertragsreformmaßnahmen; wobei ich als 
Fußnote hinzufügen sollte: die ganze Unterschei-
dung zwischen vertragskonformen und nicht ver-
tragskonformen Maßnahmen hat sich zu einem Ver-
schiebebahnhof für Subventionen entwickelt, der 
auch mit in die Bestandsaufnahme hineinkommen 
sollte. Denn alles in allem, meine ich, kommen wir 
da nicht sehr gut weg. 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Aus 1969, und 
dann abgeschrieben! — Zuruf von der SPD) 

Dann haben Sie, Herr Bundesminister Friderichs, 
den Fraktionsvorsitzenden angesprochen und, wenn 
ich es richtig sehe, u. a. gemeint, er sei durch das 

 Luxemburger Ergebnis mit seiner Behauptung, daß 
nationale Alleingänge zu befürchten seien, wider-
legt worden. Nun, daß sie zu befürchten gewesen 
sind, können Sie schlechthin nicht bestreiten; erstens. 
Zweitens: Die  Art der Reaktionen unserer Nach-
barn, unserer Partner damals schon vorherzusehen, 
ab sie sich Ihrem Diktat beugen oder ob Sie inzwi-
schen in anderer Form, weil Sie inzwischen Ihre 
Positionen weitgehend aufgegeben haben, deshalb 
bereit sind, den gesichtswahrenden Rückzug zu or-
ganisieren, — das sind doch zwei ganz andere Dinge, 
die nicht zuletzt deshalb ausgelöst sind, weil man 
sich auch hier im Hause, wie die öffentliche Meinung 
in Europa, so energisch dagegen ausgesprochen hat, 
daß Sie in so schurigelnder Weise mit den Partnern 
der Gemeinschaft umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie  eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Ehrenberg? 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Gern. 
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Präsident Frau Renger: Bitte, Herr Ehrenberg! 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Kollege Narjes, darf 
ich Ihre Interpretation der Ziffern 3 a) und 3 b) so 
verstehen, daß Sie es für richtig halten, daß die 
Bundesrepublik einen — wie es hier so schön steht 
— Ausgleich grenzwirksam voll durchführt und 
gleichzeitig nationale Maßnahmen oben drauflegt? 
Darf ich Sie so verstehen? 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU) 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Davon ist doch keine 
Rede. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Ehrenberg, der Grenzausgleich ist eine 
Folge von Währungsdisparitäten, die es im Augen-
blick des Zustandekommens der Marktordnung 
nicht gegeben hat. Wir warten auf den Tag, an dem 
eine europäische gemeinschaftliche Wirtschafts- und 
Währungspolitik diese Disparitäten wieder beendet, 
und dann ist der Grenzausgleich hinfällig. 

Bis dahin aber muß der Grenzausgleich eben die 
Funktion erfüllen, die er zwangsläufig hat, weil die 
Disparitäten existieren. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 

— Nein, dafür ist er nicht zuständig. 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Das ist 
doch etwas ganz anderes! Sie haben keine 
Ahnung! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

) 3 h) bezieht sich auf den Fall, daß der deutschen 
Seite bei Wettbewerbsverzerrungen anderer Art 
kostenwirksame Nachteile entstehen. Das hat nichts 
mit dem Grenzausgleich zu tun. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Gerne, wenn es der Zeit-
ablauf erlaubt. 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Nur damit man nicht an-
einander vorbeispricht, verehrter Herr Kollege Nar-
jes: Es geht ja nicht darum, ob das irgendwo anders 
zu registrieren ist. Darf ich noch einmal von Ihnen 
eine Stellungnahme dazu erbitten, ob Sie es für rich-
tig hielten, bei voll wirksamem Grenzausgleich 
obendrein noch nationale Maßnahmen zu ergreifen 
und nicht darauf hinzuwirken, daß die anderen 
Staaten ihre nationalen Maßnahmen abbauen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind doch 
zwei verschiedene Dinge!) 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Herr Kollege Ehrenberg, 
ich wiederhole: Es dreht sich in Ziffer 3 b) darum, 
wie sich die deutsche Seite im Blick auf die Be-
standsaufnahme in Brüssel verhält, insbesondere 
auf den Katalog der Wettbewerbsverzerrungen und 
die Unklarheit, die heute darüber herrscht, oh die 
anderen Wettbewerbsverzerrungen abgebaut wer-
den, wie sie abgebaut werden, wie lange es dauert, 

bis sie abgebaut sind, und welche kostenwirksamen 
Verzerrungen es in dieser Zeit gibt. Ich könnte mir 
vorstellen, daß jeder Bundesernährungsminister mit 
einem solchen Text im Rücken am Ratstisch die an-
deren Verzerrungen wesentlich schneller abbaut, 
als wenn er ohne einen solchen Text dastünde. Sie 
müssen dies auch einmal unter dem Gesichtspunkt 
des Verhandelnden sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ritz [CDU/ 
CSU] : Herr Ehrenberg hat doch keine Ah

-

nung von den Dingen!) 

Von seiten der Bundesregierung wurde mit Recht 
darauf hingewiesen — ich glaube, es war Minister 
Ertl, der dies tat —, daß sich der Welthandel für 
Agrarprodukte zunehmend labil entwickelt. Ich habe 
den bisherigen Ausführungen noch nicht entnehmen 
können, welche Konsequenzen Sie daraus zu ziehen 
gedenken. Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit in die-
sem Zusammenhang auf folgendes lenken. Es muß 
berücksichtigt werden — dies muß für jeden, der 
einer liberalen Handelspolitik verschrieben ist, be-
sonders schmerzlich sein —, daß unsere Hauptver-
sorgungsquellen im Ausland zunehmend einem Sy-
stem von Exportverboten, Exportkontrollen und ex-
portstatistischen Maßnahmen, ,die als Vorstufen von 
Kontrollen gelten können, unterworfen werden. Wir 
müssen das Problem der Sicherheit unserer Versor-
gung dann unter Umständen anders sehen, als wir 
es vielleicht noch vor fünf, sechs Jahren getan ha-
ben. Wir haben es nicht allein mit dem Ausnahme-
fall Soja zu tun. Es sind auch der kürzliche Fall des 
Stopps der 3-Millionen-t-Lieferung an die Sowjet-
union und andere in der inneramerikanischen Dis-
kussion befindlichen Maßnahmen, auf die ich der 
Kürze halber hier nur verweisen möchte, zu regi-
strieren, die wahrscheinlich ein Überdenken der 
Sicherheit unserer Versorgung und der sich daraus 
ergebenden handelspolitischen Konsequenzen unab-
weisbar machen werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, irgend-
einer der Redner — ich glaube, es war Herr Gallus 
— hat in bezug auf die Vergangenheit von Gewur-
stel gesprochen. Ich meine, dieses Gewurstel dauert 
an; es ist nur noch hektischer und lauter geworden. 
Von Alternativen war keine Rede. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Frehsee. 

Frehsee (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Kiechle hat sich zu 
Beginn seiner Ausführungen darüber beklagt, daß 
mein Fraktionsfreund Saxowski seine Ausführungen 
mit  der  Feststellung geschlossen habe, die verschie-
dentlichen Beiträge und Äußerungen der Opposition 
aus der letzten Zeit zur europäischen Agrarpolitik 
und zu den  Erklärungen und zu der Haltung der 
Bundesregierung würden nicht den Anspruch darauf 
erheben, immer ganz ernst genommen zu werden. 
So seine wörtliche Formulierung, die ich mir habe 
geben lassen. 
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Frehsee 
Meine Damen und Herren, Sie haben einen sol-

chen Beitrag, wie ihn der Kollege Saxowski gemeint 
hat, heute auf den Tisch des Hauses gelegt. Ziffer 1 
Ihres Entschließungsantrages enthält eine absolute 
Unterstellung, die, um mit Saxowski zu sprechen, 
nicht den Anspruch darauf erheben kann, ganz ernst 
genommen zu werden. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Dr. Wagner 
[Trier] : Es ist aber leider so!) 

Ist Ihnen, Herr Kollege Narjes — — 

(Dr.  Narj es: Aber Herr Friderichs war da- 
mit einverstanden! Sehr, hat er gesagt!) 

— Nun, dann muß ich das etwas schärfer formulie-
ren, als das der Bundeswirtschaftsminister zu Ab-
satz 1 dieser Entschließung gesagt hat. 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Er war 
ganz damit einverstanden!) 

Herr Kollege Narjes, ist Ihnen denn nicht bekannt, 
ist Ihnen entgangen, daß sich der zuständige Kom-
missar, Herr Lardinois, am Tage nach diesem 
spektakulären Veto der Bundesrepublik vor dem 
Europäischen Parlament positiv und dankbar zu 
diesem Schritt der Bundesregierung geäußert hat? 
Ist Ihnen das entgangen? Ist Ihnen entgangen, Herr 
Kollege Narjes, daß nach der Beratung des Mini-
sterrats am 2. Oktober eine ganze Reihe von Land-
wirtschaftsministern und auch einige Außenminister 
den Schritt der Bundesregierung als eine Stärkung 
der Institutionen Europas, insbesondere der Kom-
mission, bezeichnet haben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Worin besteht 
die?) 

Ich als Mitglied des Europäischen Parlaments emp-
finde diese Entwicklung als eine Stärkung des Euro-
päischen Parlaments und als eine Stärkung des Be-
mühens des Europäischen Parlaments, wieder zum 
EWG-Vertrag und zu der gemeinsamen Agrarpolitik 
zurückzuführen, wie sie in Art. 39 des EWG-Ver-
trags postuliert ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollen wir 
sehen!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, will ich 
mich mit dieser Entschließung nicht weiter ausein-
andersetzen. Wir schließen uns, was die Punkte 2 
und 3 betrifft, ganz und gar den Ausführungen des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers an. Ich darf, Frau 
Präsidentin, gleich im Namen der sozialdemokrati-
schen Fraktion beantragen, diese Entschließung an 
die Ausschüsse zu überweisen, und zwar Ziffer 1 an 
den Auswärtigen Ausschuß und die Ziffern 2 und 3 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Lassen Sie mich nun bitte auch noch etwas näher 
auf die gemeinsame Agrarpolitik eingehen, nach der 
in den Kapiteln 3, 4 und 5 dieser Großen Anfrage 
der Opposition gefragt wird! Der Ministerrat hat am 
2. Oktober beschlossen — ich zitiere aus diesem 
Beschluß einmal wörtlich; denn dieser Beschluß hat 
es in sich, er ist wichtig —, die Kommission aufzu-
fordern, vor dem 1. März 1975 — vor dem 1. März 
1975, binnen vier Monaten! — nach Prüfung aller 

ihr zur Verfügung gestellten Angaben eine voll-
ständige Bestandsaufnahme der gemeinsamen 
Agrarpolitik zu erstellen, und zwar insbesondere 
nach Maßgabe der Ziele des Art. 39. Aber selbst 
wenn wir in vier Monaten eine bessere Grundlage 
für eine Grundsatzdiskussion haben werden, sollten 
wir, finde ich und finden meine Freunde, heute auf 
einige grundsätzliche Anmerkungen nicht ver-
zichten. 

Die Bestimmungen des EWG-Vertrages über die 
gemeinsame Agrarpolitik sind, wie die bisherige 
Aussprache auch gezeigt hat, man kann sagen: das 
Schicksalsbuch auch unserer deutschen Landwirt-
schaft. Diese deutsche Landwirtschaft spielt in unse-
rer Volkswirtschaft allen Zweifeln zum Trotz eine 
große Rolle, und sie wird sie mit Sicherheit auch in 
Zukunft spielen. Dies, meine Damen und Herren, 
ist der Ausgangspunkt, von dem aus die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion an die Probleme 
der nationalen wie der europäischen Agrarpolitik 
herangeht. 

Diese Agrarpolitik muß eine soziale sein, wobei 
das Adjektiv „sozial" nicht so gemeint ist, als ob 
es nur um soziale Regelungen für die in der Land-
wirtschaft Tätigen ginge. Die Agrarpolitik muß eine 
für die gesamte Volkswirtschaft und für die gesamte 
Bevölkerung soziale sein. Das heißt, sie muß den 
Wirtschaftszweig Landwirtschaft in die Volkswirt-
schaft integrieren und ihn ihr nutzbar machen. Wir 
werden angesichts der Entwicklung der Weltbevöl-
kerung, angesichts der stark steigenden Nachfrage 
nach Nahrungsmitteln — ich sage dies auch unter 
dem Eindruck der FAO-Konferenz, die gerade gewe-
sen ist — und angesichts der weltweiten Sorge, die 
doch besteht, Herr Bundeswirtschaftsminister, eine 
ausreichende Versorgung mit Nahrungsmitteln zu 
gewährleisten, auf eine bestimmte Menge Landwirt-
schaft hier bei uns in Deutschland, auf eine be-
stimmte Zahl von Menschen, die freiwillig bereit 
sind, Landwirtschaft zu betreiben, in überschaubarer 
Zukunft nicht verzichten können. 

(Richtig! und Beifall bei der CDU/CSU) 

Der EWG-Vertrag enthält in seinem Art. 39 
Grundbestimmungen für eine soziale Agrarpolitik. 
Dort heißt es, daß die Produktivität der Landwirt-
schaft gesteigert werden soll, um den in der Land-
wirtschaft tätigen Menschen eine angemessene Le-
benshaltung zu gewähren, daß die Versorgung 
sichergestellt und für die Belieferung der Verbrau-
cher zu angemessenen Preisen Sorge getragen wer-
den soll. Es heißt dort allerdings auch, daß die 
Märkte stabilisiert werden sollen. Zu diesen Zielen 
des Art. 39 bekennt sich die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion heute wie vor 17 Jahren, als 
dieser Artikel, übrigens in Anlehnung an § 1 un-
seres Landwirtschaftsgesetzes, verwirklicht wurde. 

Nun wird allenthalben die Frage gestellt, ob sich 
dieser Art. 39 als undurchführbar erwiesen habe. Da 
haben wir vor einem halben Jahr für das laufende 
landwirtschaftliche Wirtschaftsjahr 1974/75 Agrar-
preisanhebungen um durchschnittlich 8,3 %, bei 
Rindfleisch sogar um 12 % gehabt — Anhebungen 
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Frehsee 

des Interventionspreisniveaus —, und jetzt, ein 
halbes Jahr danach, sind die Erzeugerpreise nied-
riger als vorher; dennoch liegen die Verbraucher-
preise durchschnittlich um 6 % höher. Wir haben 
steigende Überschüsse, die bei einigen Produkten 
zu Bergen angewachsen sind. Wir haben steigende 
Kosten dieses gemeinsamen Agrarmarkts, und, was 
das Schlimmste ist, wir haben die nationalen Son-
dermaßnahmen. 

Es wird häufig gesagt, daß dieses Desaster — das 
muß man doch so nennen — darauf zurückzuführen 
sei, daß die gemeinsame Agrarpolitik isoliert sei, 
daß sie im luftleeren Raum betrieben werden müsse, 
daß jedoch Agrarpolitik ein Teil der Wirtschafts-
politik sei und daß sie nur funktionieren könne, 
wenn auch eine gemeinsame Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik betrieben werde. Dies ist sicherlich 
nicht unzutreffend. Aber es sollte nicht zu dem 
Fehlschluß führen, daß es keine agrarpolitischen 
Probleme mehr in der Gemeinschaft geben würde, 
wenn wir eine gemeinsame Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik hätten. Sicher gäbe es nicht diesen 
Grenzausgleich, aber genauso sicher gäbe es die 
gleichen Einkommensprobleme wie jetzt. Es bliebe 
die Divergenz, Herr Minister Friderichs — und das 
ist für meine Begriffe die Hauptkrux —, zwischen 
den planwirtschaftlichen Regeln, die wir auf der 
Basis des Art. 39 haben, auf der Erzeugerebene 
und den marktwirtschaftlichen Regeln auf der Ver-
arbeitungs- und der Handelsstufe. Diese Divergenz 
ist es, die uns bei der Findung eines dementspre-
chenden Agrarmarktsystems soviel Sorgen bereitet. 

Aber diese gemeinsame Agrarpolitik ist neben 
der Zollunion eine der beiden Säulen der Europä-
ischen Gemeinschaft. Auf keinem anderen Gebiet 
sind wir so weit gekommen wie auf dem Gebiet der 
Agrarpolitik. Diese Säule — eine der beiden Säu-
len — ist ins Wanken geraten. Wer sie wieder In-
standsetzen will — und das wollen wir, und an den 
Grundsätzen des Art. 39 wollen wir nicht rütteln —, 
muß das System ergänzen oder verändern, das zur 
Durchführung der damit verbundenen Politik ge-
schaffen wurde. Dies ist im Jahre nach der Unter-
zeichnung des EWG-Vertrages in Stresa geschaffen 
worden; dort hat man den Grünen Dollar, die soge-
nannte Rechnungseinheit, erfunden und gemeint, 
daß das Hauptinstrument der gemeinsamen Agrar-
politik die Preispolitik sein solle. 

Auch an dieser Stelle sollten wir uns an unser 
deutsches Landwirtschaftsgesetz erinnern. Mit Ent-
rüstung hat die damalige Regierungsfraktion, die 
heutige Opposition, sozialdemokratische Anträge 
zurückgewiesen, den Katalog der Mittel, die in § 1 
des Landwirtschaftsgesetzes aufgeführt sind, durch 
die Bereiche Finanzpolitik und Sozialpolitik zu er-
gänzen. Diese Fraktion hatte schon damals die Über-
zeugung, daß die Ziele des Art. 39 des Vertrages bei 
weitgehender Beschränkung auf die Preispolitik 
nicht erreichbar sein würden. Wir haben das damals 
— Sie können es nachlesen — bereits gesagt, vor 
17 Jahren. Diese Fraktion hat nie gesagt, daß man 
auf die Preispolitik verzichten könne oder solle. 
Aber sie sah voraus, daß die konkurrierenden Ziele 
des Art. 39, ausreichende Erzeugereinkommen und  

angemessene Verbraucherpreise, mit der Preispoli-
tik allein nicht zu realisieren sein würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben seitdem viele Beweise für die Richtigkeit 
dieser Überzeugung gehabt. Der letzte Beweis, ein 
besonders schlagender Beweis, ist uns nun in diesem 
Jahr geliefert worden. 

Der Preis genügt übrigens auch nicht als einziges 
Mittel zur Steuerung der Produktion. Neben die 
Steuerung der Produktion über den Preis muß nach 
unserer Überzeugung eine Mengensteuerung treten. 
Wir begrüßen es, daß sich dieser Gedanke jetzt end-
lich mehr und mehr durchsetzt. Ich habe mich ge-
freut, in Ihrer Äußerung auch einen positiven Ak-
zent im Unterschied zur Äußerung des Kollegen 
Kiechle zu finden. Wir begrüßen es auch, daß dieser 
Gedanke jetzt auch vom Bauernverband immer 
stärker aufgenommen wird. Eine Mengensteuerung 
soll doch nicht etwa den Produktionsspielraum des 
landwirtschaftlichen Erzeugers grundsätzlich ein-
engen, sie soll ihn flexibel gestalten, sie soll aber 
sicherstellen, daß Marktanteile erhalten werden und 
daß mörderische Erzeugungsschlachten zwischen den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft unterbleiben. 

Es ist heute sicherlich nicht der Ort und auch nicht 
der Zeitpunkt, detaillierte Überlegungen über das 
System einer Mengensteuerung anzustellen. Dar-
über sollen sich die Agrarwissenschaftler noch die 
Köpfe zerbrechen, und der Bauernverband ist auf-
gerufen, seine Vorschläge zu machen. Es wird ver-
mutlich von Produkt zu Produkt verschiedene Sy-
steme geben. Wir kennen bisher drei: das gut funk-
tionierende Quotensystem bei Zucker, das obliga-
torisch ist, das freiwillige Mengensteuerungssystem 
bei Schlachtgeflügel und Eiern, und das vorn Mini-
sterrat im Winter in Aussicht genommene System 
der „Mitverantwortungsabgabe" bei Milcherzeug-
nissen. 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Darauf 
können Sie sehr stolz sein!) 

Aber die Bundesregierung sollte hier heute einen 
Anstoß erhalten. Sie sollte nicht nur auf Vorschläge 
der Kommission warten. Sie sollte die Zurückhal-
tung, die sie sich bis zu diesem spektakulären und 
— allen Ihren Einwänden zum Trotz in der Tat 
so wirkungsvollen Veto vorn 25. September auf-
erlegt hat, aufgeben, und sie sollte der Kommission 
selbst Vorschläge unterbreiten. Sie sollte beispiels-
weise auch jenen Vorschlag des Generalsekretärs 
des französischen Bauernverbandes prüfen, der doch 
auch ein Angebot darstellt, die landwirtschaftliche 
Erzeugung regional zu spezialisieren. Es ist doch 
ganz interessant, daß ein solches Angebot vorn 
Generalsekretär des französischen Bauernverbandes 
kommt, von dem doch gesagt wird, daß er für Erzeu-
gungsschlacht sei wie seine Regierung. Solche und 
andere Ergänzungen des Systems des gemeinsamen 
Agrarmarkts werden sich mit Sicherheit als not-
wendig erweisen, wenn die Bestandsaufnahme vor-
liegt, die doch lediglich eine Kodifizierung dessen 
darstellt, was wir mehr oder weniger wissen, meine 
Damen und Herren. 
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Frehsee 
Die Einkommenspolitik wird nicht mehr aus-

schließlich auf die Preispolitik gestützt werden kön-
nen. Das ist schon von verschiedenen Rednern ge-
sagt worden, auch vom Bundeswirtschaftsminister, 
und insofern stimme ich ihm voll zu. Einkommens-
politik muß sich auch auf Agrarstruktur- und regio-
nale Strukturpolitik, auch auf Schaffung außerland-
wirtschaftlicher Arbeitsplätze erstrecken. Wir ma-
chen das alles, aber das soll nicht nur bei uns ge-
schehen. Das muß auch bei den anderen geschehen, 
wenn Einkommenspolitik gemacht wird. Wenn die 
anderen dies alles nicht tun, was wir auf dem Ge-
biete der regionalen Strukturpolitik, beispielsweise 
der Schaffung außerlandwirtschaftlicher Arbeits-
plätze in ländlichen Gebieten, tun, dann sind sie auf 
dieses ausschließliche Mittel der Preispolitik ange-
wiesen, dann gibt es solche Auswüchse, wie wir 
sie jetzt zu verzeichnen haben. Wo diese Bereiche 
nicht ausreichen, da wird geprüft werden müssen 
— wir sind uns darüber klar —, ob nicht direkte, 
aber produktneutrale Einkommensbeihilfen gegeben 
werden müssen, wie sie übrigens für Bergbauern 
in diesen Tagen in Kraft treten. Sie müssen natür-
lich im gesamten Gebiet der Gemeinschaft einheit-
lich sein, und sie müssen produktneutral sein. Die 
gegenwärtigen nationalen Sondermaßnahmen, die 
überwiegend produktgebundene Einkommensbeihil-
fen darstellen, haben die Einheit des Agrarmarkts 
zerstört. 

Die Entscheidung des Ministerrats vom 2. Okto-
ber, eine Bestandsaufnahme vorzunehmen und keine 
neuen nationalen Sondermaßnahmen einzuführen, 
war ein großer Erfolg der Bundesregierung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Worin bestand der?) 

Daß die Opposition in diesem Haus dies nicht an-
erkennt, verwundert nicht. Es muß ihr überlassen 
bleiben, die deutsche Bundesregierung als den Buh-
mann der französischen Bauern darzustellen, wie 
das heute hier geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber es wird von der deutschen Öffentlichkeit und 
von allen anderen Mitgliedsländern der EG und 
nicht nur von Großbritannien anerkannt, daß dies 
ein Erfolg in Richtung auf wieder zurück zu Art. 39, 
wieder zurück zum Vertrag, Wiederherstellung der 
Grundlagen der gemeinsamen Agrarpolitik bedeutet. 
Es sind alle dafür, daß die Gemeinschaft erhalten 
bleibt. Es sind alle überzeugt, daß dazu die gemein-
same Agrarpolitik wieder instand gesetzt werden 
muß. Darum handelt es sich jetzt. 

Nachdem jene Voraussetzungen akzeptiert wur-
den, hat die Bundesregierung dann auch der gene-
rellen Preisanhebung um 5 °/o zugestimmt. Aber: 
nachdem ihre Voraussetzungen erfüllt worden sind, 
hat sie zugestimmt. Wir sind mit ihr nach wie vor 
der Überzeugung, daß diese Preisanhebung über-
wiegend politisch-psychologische Bedeutung hat, 
daß sie aber agrarpolitisch außerordentlich zweifel-
haft ist. Sie wird nur bei Milch und Zucker voll 
wirksam werden. Bei Milch, diesem Volksnahrungs-
mittel, werden es dann in diesem Jahr 13 °/o sein; 
der Liter wird nun mehr als 1 DM kosten, und das 
halbe Pfund Butter wird wieder 2 DM kosten. Das 

Getreide haben die Bauern meist bereits verkauft. 
Bei Rindern und Schweinen haben sie von der 
pauschalen Preisheraufsetzung nichts. 

Nun aber hat Herr Kollege Bewerunge gesagt, 
wir seien uns alle einig, daß Kosten gespart wer-
den müßten. Die Kosten steigern diese Beschlüsse 
natürlich, denn es wird bei Milch einen neuen Pro-
duktionsanreiz geben, und der Butterberg wird 
weiter anwachsen, über die 330 000 t hinauf, die 
er jetzt beträgt. 

Diese die tatsächlichen Bedürfnisse in keiner 
Weise berücksichtigenden ignoranten Preisbeschlüs-
se sind keine Großtat der gemeinsamen Agrarpolitik. 

Eine große Leistung der Bundesregierung ist je-
doch die Erhaltung des Grenzausgleichs. Eingeweih-
te wissen, wie schwer es der deutsche Minister in 
dieser Frage gegenüber seinen Kollegen hat. Auch 
ich muß Ihnen als Mitglied des Europäischen Parla-
ments sagen, daß der Grenzausgleich der Stein des 
Anstoßes gegenüber den deutschen Mitgliedern im 
Europäischen Parlament ist. Unsere Bauern sollten 
diese Leistung honorieren. Sie sollten sich nicht von 
dieser bloßen Zahl 5 % täuschen lassen oder sich an 
ihr berauschen. Sie sollten sich nicht einreden las-
sen, nur der sei der wahre Freund der Landwirt-
schaft, der für Preiserhöhungen sei, selbst wenn sie 
weitgehend nur nomineller Natur sind. Diese Preis-
erhöhungen sind keine realen Preiserhöhungen. Sie 
sollten sich nicht an Zahlen berauschen, sie sollten 
die Realitäten sehen. Sie sollten nachrechnen, was 
ihnen beispielsweise dieser Grenzausgleich, was 
ihnen der Erfolg bei der Abwehr der italienischen 
Restriktionen gebracht hat, und nicht zuletzt, was 
sie in der Entwicklung der Kosten der landwirt-
schaftlichen Produktion hier bei uns in der Bundes-
republik — im Vergleich zu den anderen Bauern in 
der Gemeinschaft — der Stabilitätspolitik dieser 
Bundesregierung zu verdanken haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Es hat sich heute wieder einmal 
gezeigt, daß man auch über die Situation der deut-
schen Landwirtschaft nicht reden kann, ohne von 
Europa zu sprechen. Das hat bestimmte aktuelle 
Gründe in den Ereignissen der letzten Wochen, über 
die offenbar zwischen der Opposition und der Re-
gierungskoalition und auch zwischen der Opposition 
und un seren europäischen Partnern unterschiedliche 
Auffassungen bestehen, — wenn sie sich nicht etwa, 
meine Damen und Herren von der Opposition, nur 
auf erste Pressemeldungen unmittelbar nach dem 
Beschluß des Bundeskabinetts beziehen würden, der 
sich nicht vordringlich mit den 5 und 4 °/o, sondern 
mit dem Abbau der nationalen Maßnahmen ausein-
andergesetzt hat. 

Wenn Sie die Reaktionen heute mit genügendem 
zeitlichen Abstand sehen, ist es gar keine Frage, daß 
dies ein Vorstoß für Europa und nicht gegen Europa 
gewesen ist. 
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Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Ronneburger (FDP) : Bitte. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Herr Ronneburger, nur eine 
Frage, die vielleicht doch der Klärung dient: Sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß das Ergebnis von 
Luxemburg, d. h. die Zustimmung, nur möglich ge-
worden ist, weil die Bundesregierung ihrerseits auf 
eine der wichtigsten Bedingungen ihres Kabinetts-
beschlusses vom 25. September, nämlich dem in Zif-
fer 4 Abs. 2, verzichtet hat, wonach sie erst zuzu-
stimmen bereit ist, wenn zuvor die Vorschläge und 
die Ergebnisse über die Agrarpreisrunde 1975/76 
vorliegen? Sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß 
das Festhalten an dieser Bedingung einen Beschluß 
zu diesem Zeitpunkt unmöglich gemacht hätte und 
daß insofern das Fallenlassen überhaupt erst das 
Ergebnis von Luxemburg ermöglicht hat? 

Ronneburger (FDP) : Die wesentliche Voraus-
setzung für die Zustimmung der Bundesregierung, 
Herr Kollege Dr. Ritz, war die Zusage zur Vorzie-
hung der Preisbeschlüsse und war die vor allen 
Dingen entscheidende Frage der befriedigenden Er-
klärung der anderen zur Frage der nationalen Maß-
nahmen. Der Deutsche Bauernverband und wir alle, 
die wir agrarpolitisch unmittelbar engagiert und in-
teressiert sind, haben in den letzten Jahren doch 
nicht umsonst immer wieder darauf hingewiesen, 
daß die schwerste Belastung der europäischen Agrar-
politik und auch die Entwicklung der Landwirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland dadurch hervor-
gerufen werden, daß es diese Wettbewerbsverzer-
rungen gibt. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das war gut, aber 
keine Antwort!) 

Hierin einen Vorstoß auf Kosten Europas zu sehen, 
halte ich nun wirklich für eine völlige Verkennung 
und Verdrehung der Tatsachen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. Ritz 
[CDU/CSU] : Das war keine Antwort!) 

— Ich habe ausdrücklich auf Ihre Frage geantwortet 
und bin gern bereit, Herr Kollege Dr. Ritz, darauf 
noch einmal zurückzukommen. 

Ich meine, wir sollten uns, wenn wir die europä-
ische Agrarpolitik sehen, nüchtern über eines im 
klaren sein. Mit dem, was ich jetzt sage, meine Da-
men und Herren, wende ich mich nicht etwa nur an 
die Opposition in diesem Hause, sondern damit 
möchte ich etwas Grundsätzliches all denen sagen, 
die immer wieder erklären, sie seien für Europa und 
für mehr Europa und für ein sich einigendes Europa. 
Herr Bundeslandwirtschaftsminister Ertl hat mit 
Recht darauf hingewiesen, daß die Agrarpolitik 
Europas erst dann vollständig funktionieren wird, 
wenn sie in eine Wirtschafts- und Währungsunion 
eingebettet ist. Wenn ich das aber in eine Forderung 
auf den heutigen Tag umsetze, an dem es diese 
Wirtschafts- und Währungsunion noch nicht gibt, 
dann muß ich all denen, die sich für Europa erklären, 
sagen, daß das eben Geld kostet und daß man nicht 

der Agrarpolitik Vorwürfe machen kann, die an die 
allgemeine Europapolitik und an die Bereitschaft 
der Partner im europäischen Markt, einer wirklich 
gemeinsamen Wirtschaftspolitik zuzustimmen, zu 
richten wären. Dieses Stück gemeinsamer Wirt-
schaftspolitik zu erhalten wird auch in Zukunft Geld 
kosten. Aber es darf nicht so sein, daß man dieses 
Stück Geld nicht als Vorleistung für Europa, son-
dern als Vorleistung für die Landwirtschaft in Euro-
pa oder der Bundesrepublik bezeichnet. 

(Beifall bei der FDP) 

Das sollte an diesem Punkt einmal ganz deutlich 
gesagt werden. 

Wenn wir von der Integration des gemeinsamen 
Agrarmarkts ausgehen, sollten wir, so meine ich, 
auch einmal nüchtern sehen, in welcher Zwangs-
situation zum Teil auch unsere Partner sind, weil 
sich die Währungssituationen einfach auseinander

-

entwickeln. Auch darauf hat Herr Ertl vorhin mit 
einigen Worten hingewiesen. Ich möchte das mit 
einigen Zahlen untermauern, damit es hier völlig 
deutlich wird. 

Im vergangenen Jahr hat sich — das ist unbe-
streitbar und eine Belastung für die Landwirtschaft 
— das Verhältnis zwischen Kosten und Preisen in 
der Landwirtschaft zu ihren Ungunsten entwickelt. 
Aber wir haben in der Bundesrepublik Deutschland 
immer nur gesehen und immer nur gehört — Herr 
Kiechle, auch hier wäre ich dankbar gewesen, wenn 
Ihre Darstellung der Situation vollständig gewesen 
wäre --, daß die Kostenbelastung der Erzeuger in 
der Bundesrepublik gestiegen ist und daß wir zu-
gleich ein Sinken der Preise für unsere Produkte 
gehabt haben. Das ist ein unbestreitbarer Zustand. 
Es wird auch nicht bestritten, daß dagegen etwas 
getan werden muß. Übrigens hat sich die Bundes-
regierung bis zum heutigen Tage, und zwar mit Er-
folg, für diese Dinge eingesetzt. 

Aber seien wir uns darüber im klaren: Das Aus-
einanderwachsen der Prozentpunkte zwischen Er-
zeugerpreisen und Kostenbelastung hat im ersten 
Quartal 1974 gegenüber dem ersten Quartal 1973 
in der Bundesrepublik Deutschland zu einer Ver-
größerung der Schere um 10,5 Prozentpunkte ge-
führt, aber in Frankreich um 20,7 Prozentpunkte. 
Wenn wir also nationale Maßnahmen in Frankreich 
kritisieren und wenn wir uns gegen solche Maßnah-
men wenden, sollten wir nicht übersehen, daß die 
Stabilitätspolitik der Bundesregierung durch das 
Zinsniveau nicht nur eine Belastung unserer Be-
triebe darstellt, die unbestreitbar ist — diejenigen, 
die investiert haben oder investieren müssen, sind 
durch diese Zinsen belastet —; daß wir durch ein 
weit geringeres Ansteigen der Kosten im Vergleich 
zu unseren Partnern — ich habe nur den einen Part-
ner Frankreich genannt — auch in einem ganz er-
heblichen Vorteil sind, sollte ebenfalls nicht über-
sehen werden. Die Kosten haben sich in Frankreich 
doppelt so belastend entwickelt wie in  der Bundes-
republik. Wir haben in Frankreich Steigerungen 
der Kosten um 26 %. Sie alle wissen — ich brauche 
Ihnen das nicht zu wiederholen —, um welchen 
Prozentsatz es in der  Bundesrepublik  geht. 
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Ronneburger 
Nun, meine Damen und Herren, wir sind uns dar-

über einig: Wir wollen Europa, und wir wollen eine 
gemeinsame europäische Agrarpolitik. Nur, Herr 
Kiechle, Sie haben von der Ü berproduktion gespro-
chen. Sie haben diese Überproduktion bagatellisiert. 
Ich kann Ihnen diesen Vorwurf nicht ersparen; denn 
Sie haben gesagt, so genau ließe sich das tägliche 
Brot nun nicht produzieren, um 1 Kilo hin und her. 
Wir sind uns aus praktischer Erfahrung sicher dar-
über einig, daß es tatsächlich nicht um 1 Kilo hin 
und her geht. Aber Herr Friderichs hat vorhin auf 
die Zahlen — Garantieanteil im EAGFL — hinge-
wiesen. 

Ich will das noch etwas deutlicher sagen. Es geht 
ja nicht um das Hin- und Herschieben des einen 
Kilos, das man nicht berechnen kann, sondern es 
geht um die Frage, ob die notwendige Bevorratung, 
die ja bei Überproduktion immer als ein Polster 
vorhanden sein kann und unbestrittenermaßen vor-
handen sein muß, nicht das tragbare Maß überschrei-
tet. Hier ist nicht etwa von seiten der Bundesregie-
rung das schulmeisterliche Verlangen an die Land-
wirtschaft gerichtet worden, sie möge ihre Überpro-
duktion einstellen, sondern von der Bundesregie-
rung ist vernünftigerweise nicht mehr und nicht 
weniger getan worden, als darauf hinzuweisen, daß 
wir auf Dauer um eine Mengensteuerung nicht her-
umkommen. 

330 000 Tonnen Butter Gesamteinlage in der EG 
sind im Augenblick sicher mehr, als irgend jemand 
für vernünftig halten wird. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Ich habe doch gesagt: 
mit Ausnahme der Butter! — Dr. Ritz 

[CDU/CSU] : Hat er gesagt!) 

— Dann will ich — damit diese Bemerkung nicht 
unwidersprochen bleibt —, Herr Kiechle, auch auf die 
Frage des Rindfleisches hinweisen und Ihnen ein-
fach sagen: Das, was auf Butter zutrifft, kann heute 
für Rindfleisch ja zweifellos auch nicht aus der Welt 
geredet werden. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Der Minister sagt, 
,das kann im nächsten Sommer ganz anders 
aussehen! Und dann macht ihr jetzt Men-

gensteuerung!) 

— Herr Dr. Ritz, ich glaube, wir sind uns darüber 
einig, daß gerade das Verhältnis zwischen Milch-
und Rindfleischproduktion eines der Gebiete ist,  an 
dem die Frage einer Marktlenkung, einer Produk-
tionslenkung am meisten in Verdrückung geraten 
ist — mit Recht , weil es nun offenbar doch schwe-
rer ist, Herr Kiechle, Produktion und Verbrauch 
vorherzuschätzen. 

Wenn in der Antwort der Bundesregierung von 
„kaum vorherschätzbar" und „schwer erfaßbar" die 
Rede ist, dann ist dieses Gebiet ja gerade der Be-
weis dafür, wie schwer das ist. Übrigens haben wir 
hier einen Punkt — Herr Eigen, ich bin immer dank-
bar, wenn Sie mir einmal zustimmend zunicken; ich 
habe dieses Vergnügen nicht oft —, bei dem auch 
unsere Berufsvertretung, auch unsere Landwirt-
schaftskammern, alle miteinander in Europa und in 
der Bundesrepublik Deutschland gesagt haben: Um

-

stellung von Milch- auf Rindfleischproduktion ist 
notwendig. 

Aber daß es einfach notwendig ist, Mengensteue-
rung einzubauen mit der gleichzeitigen Verpflich-
tung des Staates, nun allerdings überproduzierte 
Mengen auf Grund von solchen Empfehlungen dann 
auch dem Erzeuger abzunehmen — das gehört zu 
den Kosten, von denen ich einleitend für die gesamte 
Europapolitik gesprochen habe. 

Nun ist es natürlich eine gefühlsmäßige Belastung 
für uns alle, die wir in der Landwirtschaft tätig sind, 
wenn wir auf der einen Seite — in diesem Punkt 
gebe ich Ihnen, Herr Kiechle, völlig recht — vom 
Hunger in der Welt hören und uns auf der anderen 
Seite darüber im klaren sind, daß wir, im Grunde 
genommen, gezwungen sind, Produktionen einzu-
schränken, auf einem bestimmten Punkt — zumin-
dest bei bestimmten Produkten — festzuhalten. 
Wenn Sie jedoch darauf hingewiesen haben, es sei 
unverständlich, daß man auf der einen Seite von Pro-
duktionslenkung, -einschränkung spreche und auf 
der anderen Seite zu Spenden für die Hungernden 
in der Welt auffordere, dann muß ich Ihnen sagen, 
daß ich diesen Widerspruch nicht sehe. Denn die 
Unterstützung der Hungernden in der Welt kann 
eben nur dann erfolgen, wenn irgend jemand diese 
Spenden bezahlt. Wir sind uns auch sicher darüber 
einig, daß das nicht ein Berufsstand allein tun kann. 
Um helfen zu können, besteht deswegen einfach die 
Notwendigkeit, zu Spenden aufzurufen, während der 

 europäische Markt zugleich die Schwierigkeit hat, 
mit gewissen Überproduktionen fertig zu werden. 
Ich meine, wir sollten diese Dinge sehr nüchtern 
sehen. 

Wenn ich den Text Ihrer ursprünglichen Anfrage, 
meine Damen und Herren in der Opposition, mit dem 
Inhalt Ihrer Ausführungen in der heutigen Debatte 
vergleiche, dann stelle ich, im Grunde genommen, 
eine mich befriedigende Änderung des Themas fest. 
Ich glaube, es ist gut, daß wir die gesamte Debatte 
weniger darauf abgestellt haben, was man mög-
licherweise der Bundesregierung vorwerfen kann. 
Herr Dr. Narjes hat freundlicherweise zugegeben, 
daß früher gewurstelt worden sei; er hat das aller-
dings mit der Feststellung verbunden, es würde 
weiter gewurstelt. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : In den letzten vier 
Jahren ist gewurstelt worden, und es wird 

offensichtlich weiter gewurstelt!) 

— Er hat gesagt, es würde weiter gewurstelt. Darin 
sehe ich das Eingeständnis, daß zumindest früher 
auch gewurstelt worden ist. 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Von wo ab gewur

-

stelt worden ist, haben Sie nicht mitbekom

-

men! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Dann hätten Sie ihm genauer zuhören müssen, 
Herr Kollege! Ich bestreite mit allem Nachdruck, daß 
der Vorwurf, den Herr Dr. Narjes im zweiten Teil 
seiner Aussage erhoben hat, der tatsächlichen Situ-
ation der Agrarpolitik entspricht. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
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Ronneburger 
Wir müssen uns jedoch darüber klar sein, was hier 
noch nationale Agrarpolitik ist. 

Es wurde immer wieder gefordert, ab 1969 hätte 
die neue Konzeption kommen müssen; ich verweise 
hier auf das, was Herr Frehsee gesagt hat. Wie oft 
hat Herr Ertl in Brüssel diesen Versuch wieder un-
ternommen! Er sitzt doch nicht allein in Brüssel. Er 
trifft doch nicht allein die Entscheidungen über die 
Konzeption der europäischen Agrarpolitik. Ausge-
rechnet in dem Moment, meine Damen und Herren 
von der Opposition, in dem die Bundesregierung 
einmal mit Nachdruck auf eine solche neue Kon-
zeption abstellt, machen Sie ihr nun den Vorwurf, 
das sei zu hart. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich glaube, wir sollten uns gemeinsam um diese neue 
Konzeption bemühen. Wir sollten uns auch darüber 
im klaren sein, daß die Bundesregierung nur im Rah-
men der vertragskonformen nationalen agrarpoliti-
schen Maßnahmen in der Lage ist, das zu erreichen, 
was ihr das Landwirtschaftsgesetz mit Recht vor-
schreibt. 

Zum Schluß nur eine Bitte, meine Damen und 
Herren von der Opposition. Ich kann das wegen der 
zeitlichen Begrenzung nicht näher ausführen. Warum 
reden Sie eigentlich nie von der Agrarsozialpolitik? 
Warum reden Sie eigentlich nie von jenem Bereich, 
der sich einfach in den Ertragszahlen des Grünen 
Berichtes nicht niederschlägt, der aber für die soziale 
Sicherung und für die Gesamtsituation der Landwirt-
schaft von nicht zu übersehender Bedeutung ist? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Ronneburger, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß wir im vorigen Jahr --- -- 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, Mo-
ment! Der Redner war zu Ende, und wir sind so 
knapp mit der Zeit, daß ich Sie doch bitten möchte, 
das zu respektieren. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Früh. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zu Beginn eine kurze Anmerkung zu der finanziellen 
Solidarität der Gemeinschaft machen, die schon ver-
schiedentlich angesprochen worden ist. Ich glaube, 
wenn sich alle zu diesem Grundsatz bekennen — und 
das ist sehr deutlich geworden — und wenn auch 
das feststeht, was hier verschiedentlich, auch vom 
Herrn Bundeswirtschaftsminister gesagt worden ist, 
nämlich daß die Bundesrepublik Deutschland einen 
Anteil von 28% zu den Einrichtungen des europä-
ischen Agrarmarktes zahlt, dann sollten wir uns 
auch endlich darauf einigen — das wäre schon ein 
ganz wesentlicher Fortschritt —, daß das Wort vom 
„Zahlmeister Europas" allmählich aus unserer Dis

-

kussion verschwindet; denn es bringt viel Unstim-
migkeit und Ärger in die Diskussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sollten uns ferner einmal darauf einigen, da-
von zu sprechen, wieviel Geld wieder nach Deutsch-
land zurückfließt, das die Vorratshaltung und Aus-
richtung ermöglicht. Dann sehen wir einmal klar, 
daß der Nettobetrag ganz anders ist als derjenige, 
von dem immer gesprochen wird. 

(Gallus [FDP] : Das hat der Herr Kollege 
Bewerunge noch nicht begriffen!) 

Dann darf ich hier ein weiteres hinzufügen. Ich 
bin nicht glücklich, Herr Minister, und nicht ganz 
sicher, ob es so gut ist, wenn wir die besonderen 
Bedingungen oder Maßnahmen, was den Flächen-
ausgleich und die Mehrwertsteuer angeht, hier so 
darlegen und uns dieser Dinge besonders rühmen. 
Ich habe Bedenken, daß, wenn es einmal an die Auf-
rechnung der Beihilfen, der Sondermaßnahmen und 
all dieser Dinge geht, wir in diesem europäischen 
Aufrechnungsmechanismus Gefahr laufen und dann 
sehen werden, daß wir nicht mehr — so wird es 
mindestens von den anderen Partnern dann darge-
legt werden — die weiße Weste haben, auf die wir 
uns dauernd berufen. 

(Gallus [FDP]: Nach dem Motto: Sie sind 
allzumal Sünder!) 

Ganz bedauerlich ist, Herr Gallus, daß nämlich 
einige Maßnahmen, die längst schon hätten durch-
geführt werden sollen und jetzt immer noch nicht 
realisiert sind, in diese Sondermaßnahmen hinein-
gezogen werden. In diesem Zusammenhang meine 
ich vor allem die Vorsteuerpauschale. Sie wird uns, 
weil sie zu einem zu späten Zeitpunkt kommt, jetzt 
im Zusammenhang mit den Sondermaßnahmen sicher-
lich angekreidet werden. 

Ich will hierzu noch kurz ein letztes ausführen. 
Wenn vom Herrn Bundeswirtschaftsminister gesagt 
worden ist, daß sich die Garantieausgaben in kurzer 
Zeit verdoppelt haben, dann sollte dazu auch aus-
geführt werden, daß es sich jetzt um neun Länder 
gegenüber früher sechs Ländern gehandelt hat. Das 
darf ja nicht außer acht gelassen und unterschlagen 
werden. 

Lassen Sie mich nach diesen Vorbemerkungen 
noch ein kurzes Wort zu Ihnen, Herr Frehsee, sagen. 
Sie haben ja deutlich zu machen versucht, wie stark 
durch diesen Kabinettsbeschluß und die Ereignisse, 
die bei uns geschehen sind, gerade die europäischen 
Einrichtungen an Bedeutung gewonnen haben. Sie 
wissen ganz sicherlich, wie die Stimmung im Euro-
päischen Parlament im ersten Moment war; wir 
waren dort beieinander. Es ist gar keine Frage, daß 
dort die Deutschen mit schlimmen Beinamen ver-
bunden wurden; auch der Bundeskanzler wurde ent-
sprechend mit Beinamen bedacht. — Herr Lange, Sie 
nicken mir zu. Es war für uns eine schlimme Situa-
tion. Entsprechend zum Ausdruck kam die Reaktion 
der Partner auch in der am nächsten Tag erschiene-
nen Überschrift des  „Figaro":  „Ist dies die Depesche 
von Ems?" Wir wissen, wie das bei unseren europä-
ischen Partnern eingeschlagen hat. Und eines ist 
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ganz sicher: Eine solche Zeitungsberichterstattung 
wirkt in den Völkern lange nach und weckt wieder 
vieles an europäischen Emotionen aus der Vergan-
genheit, von denen wir geglaubt haben, daß sie 
überwunden wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Lange? 

Lange (SPD) : Herr Früh, sollten Sie nicht billiger-
weise hinzufügen, daß nach dem ersten Schock, der 
bei den anderen eingetreten ist, diese Antistimmung 
am nächsten Morgen restlos vorbei war? 

(Gallus [FDP] : Sehr gut!) 

Dr. ,Früh (CDU/CSU) : Herr Lange, ich muß Ihnen 
hier zugeben, daß wir uns alle am anderen Morgen 
sehr bemüht haben, in einer gemeinsamen Entschlie-
ßung die Dinge wieder einigermaßen ins Lot zu brin-
gen. Ich lege hier Wert darauf, daß durch Bericht-
erstattun g , Zeitungsüberschriften und -artikel in die 
Völker hinein eine so nachteilige Stimmung getra-
gen worden ist. 

(Gallus [FDP] : Na, na, so tragisch war es 
auch nicht!) 

Lassen Sie mich nun zu Ihrem Kabinettsbeschluß 
kommen, der hier so groß gerühmt worden ist. Hier 
steht zu lesen, daß der Ministerratsbeschluß vom 
20. September nur bestätigt werden könnte, wenn 
Erklärungen über den Abbau der Sondermaßnahme 
und außerdem Verhandlungsergebnisse über die er-
neute Agrarpreisfestsetzung vorlägen. Es ist unbe-
stritten, daß Sie von dieser wichtigsten und ent-
scheidendsten Bedingung abgegangen sind, abgehen 
mußten, weil Sie sonst den Beschluß am 2. Oktober 
gar nicht hätten fassen können. 

Herr Minister, ich möchte mich direkt an Sie 
wenden: Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
fragen, ob es nicht möglich gewesen wäre, in dieser, 
wie man sagt, so harmonischen Runde mindestens 
zwei Sachfragen dringender anzusprechen, die uns 
hier vor allem berühren: Erstens, ob die doch hor-
renden Wettbewerbsnachteile der deutschen Unter-
glasbaubetriebe gegenüber der holländischen Kon-
kurrenz nicht alsbald einem befriedigenden Kom-
promiß zugeführt werden könnten, da unter den ge-
gebenen Umständen auf diesem Gebiet höchste Eile 
geboten ist. Zweitens, hat es wirklich keine Chance 
gegeben, die EG-Maßnahme „Rinderprämie", die 
von den Ländern durchgeführt wird, so zu harmoni-
sieren, daß sie nicht Monat für Monat die deutsche 
Landwirtschaft benachteiligt und daß nicht durch 
den Winter hindurch im Fell verpacktes, subven-
tioniertes Rindfleisch im Frühjahr auf unsere Märkte 
zurückdrängt? Ich meine, es wäre dringend notwen-
dig gewesen, in diesen beiden Fragen unmittelbar 
aus der Sitzung heraus einen Erfolg zu bringen. 

Herr Minister, ich habe in diesem Zusammenhang 
eine weitere Frage: Hat es Sie nicht ein wenig miß-
trauisch oder zumindest stutzig gemacht, daß diese 

Aktion eigentlich am meisten Beifall bei dem Part-
ner in der EG gefunden hat, der ihr bisher am kri-
tischsten gegenübersteht und der in seinem gestern 
beendeten Wahlkampf die EG zum wichtigsten The-
ma hochstilisiert hat, zu einem Thema, mit dem er 
sowieso noch in eine Volksabstimmung gehen will? 
Und ist es nicht für die weitere Entwicklung der EG 
bedauerlich, wenn nicht gar gefährlich, den Beifall 
gerade dieses Partners zu bekommen, der mit dem 
Thema EG innerlich wirklich noch nicht fertig ist? Ich 
hoffe nicht, daß dieser Partner aus der letzten Sit-
zung in seinem Lande im letzten Moment auch noch 
Wahlkampfmunition bezogen hat. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Gallus? 

Gallus (FDP) : Herr Kollege, wollen Sie dem be-
sagten Partner politisch nicht zugestehen, daß sich 
seine Einstellung zu Europa wandeln und daß er 
seine Haltung ändern kann. 

Dr. Früh (CDU/CSU): Doch,  ich  würde ihm das 
gern zugestehen. Ich bedaure nur, daß er der EG 
beigetreten ist und trotzdem die jetzt noch verant-
wortliche Regierung diesen Beitritt einer Volksab-
stimmung unterziehen will, sich also nicht durch-
ringen konnte, den vollzogenen EG-Beitritt zu ak-
zeptieren. 

Lassen Sie mich nun noch auf einen anderen ent- 
scheidenden Punkt hinweisen, wenn es um die Kri-
tik an der europäischen Agrarpolitik geht. Wir alle 
wissen, daß die Kommission schon am 31. Oktober 
1973 ein Memorandum zur gemeinsamen Agrarpoli-
tik vorgelegt hat. Sie hat darin sehr deutlich die 
Ungleichgewichte auf einigen Agrarmärkten, die es 
zu regulieren gilt, den Mechanismus der Marktorga-
nisation, der zu vereinfachen ist, und die Ausgaben 
der Abteilung „Garantie" des EAGFL, die zu ver-
ringerte sind, angesprochen. Dieses Memorandum ist 
im Europäischen Parlament intensiv beraten worden 
und auch mit einer im ganzen zustimmenden Emp-
fehlung an den Ministerrat gegangen. Es war eigent-
lich während Ihrer Präsidentschaft, Herr Bundes-
ernährungsminister, als dieses Memorandum vor-
gelegen hat und nach diesem Memorandum die 
Agrarpolitik hätte entscheidend beeinflußt werden 
müssen. 

Sicherlich sind in den Preisverhandlungen einige 
positive Dinge, Veränderungen in den Preisrelatio-
nen bei Getreide, dabei herausgekommen. Auch 
einige zusätzliche Vorschläge, was die Eiweißver-
sorgung der EG angeht, wenn wir an Soja und 
Trockenfutter denken, wurden realisiert; aber den-
noch sind Kernpunkte dieses Memorandums bislang 
nicht in die Wirklichkeit umgesetzt worden. Ich 
meine, hier war eine Grundlage und auch ein An-
satzpunkt der Kommission für eine Anpassung der 
Agrarpolitik gegeben. 

Deshalb halte ich es für wenig sinnvoll und kei-
neswegs für konstruktiv was in jüngster Zeit 
auch in Zwischentönen und dann wiederum sehr 



8146 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 

Dr. Früh 
deutlich geschehen ist —, daß man die europäischen 
Einrichtungen und ihren Bürokratismus attackierte. 
Wir alle wissen — es ist hier schon einmal ange-
sprochen worden —, woher die meterlangen Fern-
schreiben kommen. Es ist nicht einfach Freude und 
Spaß am Bürokratismus, sondern es hängt damit 
zusammen, daß diese europäische Agrarpolitik auf 
dem Weg nach Europa alleingelassen worden ist. 
Solange wir keinen besseren Weg über die ausein-
anderfallenden Währungsparitäten haben, müssen 
wir uns mit diesem Übel abfinden. 

Wenn jedoch hinter dieser Stimmungsmache — 
das muß deutlich gesagt und gefragt werden — ge-
gen europäische Einrichtungen etwa der Versuch 
steckt, sie auszuhöhlen und Europapolitik künftig 
mehr in Gipfel- oder Telefongesprächen machen zu 
wollen und den Schwerpunkt dorthin zu verlagern, 
dann müssen wir dieser Methode deutlich wider-
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn eines ist sicher: diese europäische mühsame 
Kärrnerarbeit — niemand weiß das sicherlich besser 
als auch der Herr Minister — kann nur im Detail 
von diesen europäischen Einrichtungen geleistet 
werden, oder sie wird überhaupt nicht getan. Diese 
Agrarpolitik ist eine solche Kärrnerarbeit. Erst wenn 
man auch auf anderen Gebieten einmal so weit vor-
gedrungen wäre, würde man voll anerkennen und 
würdigen, welche Schwierigkeiten in dieser Agrar-
politik stecken. 

Um so bedauerlicher finde ich es, daß diese Agrar-
politik kaum mehr ein gutes Wort findet. Dazu darf 
ich Sie, Herr Minister, mit Erlaubnis der Frau Prä-
sidentin zitieren. Sie sagten anläßlich Ihrer Ernte-
dankrede: „eine Politik, welche gleichermaßen Er-
zeuger, Verbraucher, Steuerzahler und auch noch 
den internationalen Handel stört." Da muß ich 
sagen: da ist ja alles drin, und niemand ist damit 
zufrieden. Das ist ein vernichtendes Urteil über 
diese Politik. 

(Bundesminister Ertl: Habe ich 1967 schon 
gesagt!) 

— In den Informationen des Bundesernährungsmini-
steriums vom 7. 10. 1974, Herr Minister. 

(Bundesminister Ertl: Das habe ich 1967 
schon gesagt!) 

— Aber ich darf Sie doch zitieren, wenn es in Ihrer 
Erntedankrede steht. 

(Bundesminister Ertl: Ich freue mich sogar!) 

Und das ist doch ein vernichtendes Urteil, nachdem 
wir uns da hier dazu bekannt haben. Gleichzeitig 
aber lese ich in der FAZ, daß Sie in Ihrer auf der 
Ikofa in München verlesenen Rede die europäische 
Agrarpolitik verteidigt haben, 

(Gallus [FDP]: Sehr richtig!) 

weil sie zum Wohlstand in Europa beitragen 

(Gallus [FDP] : Kein Widerspruch!) 

und bei den Grundnahrungsmitteln zu einer rela-
tiven Preisstabilität geführt hat. 

(Gallus [FDP] : Auch das stimmt!) 

Ich würde sagen: diese Wechselbäder sind nicht 
zu verstehen. Sie sind vor allem nicht zu verstehen 
von den Menschen draußen, die diese Politik doch 
tragen sollen, sich überzeugt für eine europäische 
Politik einsetzen sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann mir diese Wechselbäder nur dadurch er-
klären, daß man sich unterschiedlich äußert je nach-
dem, vor welchem Publikum man spricht. 

Diese Agrarpolitik — lassen Sie es mich kurz 
machen, ich sehe die rote Lampe — hat zwei Seiten. 
Die eine ist ausreichend beklagt worden, Herr 
Frehsee, wir kennen die Sorgen. Es ist unsere große 
Aufgabe, hier ständig zu verbessern. Das wird eine 
Daueraufgabe sein. 

Aber die Kehrseite dieser Agrarpolitik kommt 
leider zu kurz. Da müssen wir uns genauso mühen, 
einmal klarzulegen, daß diese Agrarpolitik der 
Schlüssel zur Wirtschaftsgemeinschaft gewesen ist 
und damit auch der Schlüssel zum Wohlstand der 
europäischen Völker — Herr Minister, da darf ich 
mich auf Sie berufen —, daß diese Agrarpolitik für 
den Verbraucher ein breites Angebot an Nahrungs-
mitteln geschaffen hat, und zwar bei sinkendem 
Anteil der Nahrungsmittelausgaben am Lebens-
haltungsindex, und daß die Einfuhren aus den Dritt-
ländern von 1963 bis 1972 um 48 % gestiegen sind; 
so laut Memorandum. Diese Agrarpolitik hat auch 
eine Strukturverbesserung in der Landwirtschaft 
auf Grund der volkswirtschaftlichen Entwicklung 
ermöglicht, die bei uns ohne soziale Spannung ver-
laufen ist. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
würden Sie Ihr Versprechen halten? Die Redezeit 
ist zu Ende. 

(Dr. Früh [CDU/CSU] : Ja!) 
— Danke! 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Sie ist zum Motor der euro-
päischen Entwicklung geworden, wird aber zu ihrem 
Hemmschuh gestempelt. Niemand kann sie dafür 
verantwortlich machen, daß dieser Motor fast nur 
auf einem Kolben läuft und auf den anderen Zylin-
dern — der Regionalpolitik, der Währungspolitik, 
der Steuerpolitik — allenfalls mühsam stottert. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Wir sollten dieser euro-
päischen Agrarpolitik auch in der Öffentlichkeit 
mehr und überzeugenden Beistand leisten, bei aller 
Kritik und bei aller notwendigen Verbesserung, um 
die wir uns gemeinsam ständig bemühen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Müller (München). 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Noch einer von 
denen! — Weiterer Zuruf von der SPD: 

Auch das noch!) 
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.Dr. Müller (München) (CDU/CSU) : Frau Präsi

-

dentin! Meine Damen und Herren! Ich bin kein 
Agrarexperte, aber nach der Beurteilung, die ich 
treffen kann, die mir als Großstadtbürger zusteht, 
kann man, glaube ich, feststellen, daß „auf die Dauer 
auch der Landwirtschaft nicht Erzeugerpreise unter 
den Produktionskosten aufgezwungen werden kön-
nen". Meine Damen und Herren, diese Feststellung 
trifft der Jahresbericht der Verwaltung der städti-
schen Güter der Landeshauptstadt München. Es wird 
damit begründet, daß im vergangenen Wirtschafts-
jahr 60 000 DM Verlust angefallen sind, während im 
Vorjahr noch 296 000 DM Gewinn waren. Dies sei 
die Folge der Verschlechterung der Erzeugerpreise 
und der laufend steigenden Aufwendungen bei den 
Betriebsmitteln. 

Wenn das die Verwaltung von städtischen Gütern 
einer Stadt mit absoluter SPD-Mehrheit feststellt, 
die ja sicher unter dem Doktor Vogel „hervor-
ragend" verwaltet worden ist, dann kann man die-
ser objektiven Feststellung über den Zustand unse-
rer Landwirtschaft nichts mehr hinzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Büchler. 

Büchler (Hof) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich 
zu dem, was der Kollege Müller hier aus einem Be

-

richt  zitiert hat, nicht äußern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kann er ja nicht!) 

— Na, doch! Man kann es natürlich. Ein Wirtschafts-
bericht einer Abteilung einer Stadt kann diese 
Anmerkungen machen. Warum nicht? Das hat nichts 
mit der Politik und der Führung der Stadt als solche 
zu tun. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Nur mit dem Ergeb-
nis!) 

Darf ich vielleicht zum Abschluß dieser Debatte 
doch noch einige Bemerkungen machen, die, so 
meine ich, hier ausgesprochen werden müßten. Wir 
sind der Opposition eigentlich sehr dankbar und 
auch sehr verbunden, daß sie uns immer wieder 
Gelegenheit gibt, unsere Agrarpolitik der Landwirt-
schaft und der breiten Bevölkerung darzustellen und 
zu verdeutlichen. Wir haben leider — auch das darf 
ich hier sagen — nicht die diversen Kanäle wie Sie, 
meine Damen und Herren von der Opposition, um 
bestimmte agrarpolitische Auffassungen nun ganz 
nahe an den Bauern heranzubringen. 

(Zuruf von der SPD: Zum Schaden der 
Landwirtschaft!) 

— Zum Schaden der Landwirtschaft, ich gebe Ihnen 
sehr recht, verehrter Herr Kollege. Manchmal wären 
diese Kanäle aber doch sehr angebracht, und sei es 
nur, um den einzelnen Landwirt darüber zu infor-
mieren, wie die Tatsachen in der Agrarpolitik aus-
sehen und was von dem Krisengerede verschie-
dener Oppositionspolitiker zu halten ist. 

Aber, ich meine, es geht auch so. Alle paar Wo-
chen eine Agrardebatte garantiert auch, daß unsere 
Agrarpolitik an den Mann kommt, zu den Land-
wirten dringt. Sie haben doch Ihr Waterloo bei der 
letzten Aktuellen Stunde hier im Bundestag erlebt, 
Herr Ritz. Darüber ist man sich doch draußen in der 
Landwirtschaft einig geworden. Die Stimmung ist 
seither auch etwas umgeschlagen. Auch dies ist 
eine Tatsache, die man feststellen kann. Sie werden 
sich — so möchte ich sagen — verdammt hart tun, 
im Hinblick auf die bevorstehenden Landtagswahlen 
bei den Bauern glaubhaft zu bleiben. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Ich lade Sie mal zu 
meinen Veranstaltungen ein!) 

— Ich bin gerne bereit, bei Ihnen auf das Podium zu 
gehen. Sie brauchen sich da wirklich nichts auszu-
rechnen. 

Weil wir bei der Glaubwürdigkeit in der Agrar-
politik sind, möchte ich auch ein Wort zu Ihrem Pro-
gramm, das heute am Rande erwähnt worden ist, 
sagen. In diesem Gemeinschaftsprogramm der CDU/ 
CSU sind alle Elemente der Vorstellungen beider 
Parteien auf einen kleinstmöglichen Nenner ge-
bracht. Das muß man auch sagen. In die Präambel ist 
bereits so ungefähr alles hineingepackt, was dort 
überhaupt hineinzupacken ist. Aber Sie haben etwas 
vergessen. Das ist die Preispolitik. Scheinbar ist die 
Preispolitik kein primäres Ziel Ihrer Agrarpolitik 
mehr. Wir nehmen das zur Kenntnis. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Ein selbstverständ

-

liches Ziel!) 

— Das steht nicht in der Präambel. Aber sagen Sie 
es auch bitte draußen den Bauern. Ich habe es dort 
liegen. 

Ich bin bei genauem Studium Ihres Programms, 
meine Damen und Herren von der Opposition, zu 
folgendem Ergebnis gekommen: Im Westen nichts 
Neues! Dies darf doch wohl gesagt werden. 

Sie haben einen riesigen Warenhauskatalog auf-
gestellt, in dem fast alle Sätze wie folgt beginnen 
— fast alle, sage ich, daß Sie mich jetzt nicht fest-
legen —: Erhebliche Anhebung, Verbesserung, ver-
stärkte Unterstützung, Prämien für gezielte Maß-
nahmen, Abbau der Grundsteuer. So, wie es dort 
steht, Herr Kollege Kiechle, ist der totale Abbau ge-
meint. Hier hat der Kollege Gallus vollkommen recht 
gehabt; das ist gar keine Frage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Bewe

-

runge [CDU/CSU] : Die Interpretation müs

-
sen Sie dem Urheber zugestehen, nicht 
Herrn Gallus! Wer hat das eigentlich ge- 

macht?) 

— Er hat es gesagt. Der Herr Kiechle hat das hier in 
der Debatte nur bestritten, aber es steht so drin, 
und mit Recht hat Herr Gallus ihn auf die Probleme, 
auf andere Kreise hingewiesen. Was Ihr Programm 
kostet, das steht wohl in den Sternen. Das darf man 
vielleicht auch sagen. 

Es gibt ein paar Punkte, bei denen wir grundsätz-
lich anderer Auffassung sind, so z. B. das Bodenrecht. 
Wir nehmen Ihnen diese Auffassung nicht ab, viel- 
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leicht die Junge Union und die Sozialausschüsse. 
Das könnte natürlich passieren. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Das sind doch nur 21! 
— Dr. Ritz [CDU/CSU] : Daß Sie sich wirk

-

lich nicht schämen, angesichts der Vor

-

gänge in Ihrer Landeshauptstadt das zu 
sagen!) 

Dann gibt es natürlich noch die Gesetzgebungskom-
petenz im Bereich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege. Wie Sie den Bogen von Ihrem Berliner 
Papier jetzt hierher erwischt haben, ist mir natürlich 
auch rätselhaft, aber lassen wir das. Ansonsten kann 
man feststellen, daß keine Alternativen vorhanden 
sind. 

Wir alle sind gespannt und neugierig — und das 
ist nun wirklich die Kernfrage —, wie der zukünf-
tige Kanzlerkandidat der Union — falls wir über-
haupt einen bis 1976 zu Gesicht bekommen wer-
den — dieses Programm aufnimmt. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Fünf haben die! — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Einen brauchen wir doch! — Denn er muß ja 
schließlich, Herr Kollege, draußen in der Land-
bevölkerung glaubwürdig bleiben, er muß ja die 
Stimmen der Wähler gewinnen. 

Besonders angetan sind wir von dem Satz in 
Ihrem Programm, die CDU/CSU überlasse jedem 
Landwirt die freie Entscheidung, ob er seinen Be-
trieb im Haupt- oder im Nebenerwerb weiterführen 
will. Ich möchte sagen: Das ist einfach komisch. 
Demagogisch wird die Angelegenheit erst, wenn 

I) festgestellt wird: Die CDU/CSU will keinen behörd-
lich verordneten Strukturwandel. Wer will denn 
das eigentlich?, möchte ich fragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ach hören Sie doch auf! Wir müssen uns — der 
Herr Minister wird dazu sicher noch einiges sagen — 
über einige Tatsachen der Agrarpolitik klarwerden. 
Die Bundesregierung hat sich — auch das darf man 
doch sagen — um das Problem der Zu- und Neben-
erwerbslandwirtschaft gekümmert. Von dieser Bun-
desregierung wurde die Nebenerwerbslandwirt-
schaft erstmals in den Agrarbericht aufgenommen 
und von Jahr zu Jahr kommt in den Agrarberichten 
der Nebenerwerbslandwirtschaft mehr Bedeutung 
zu. Damit wird die Bundesregierung den Entwick-
lungen in der Landwirtschaft und im ländlichen 
Raum gerecht. Wir sind der Bundesregierung dank-
bar, daß sie die Frage der Nebenerwerbsbetriebe in 
der Landwirtschaft nicht zu einer Ideologie gemacht 
hat, wie das in Bayern geschehen ist. Nichts ande-
res ist doch diese Formel von der Partnerschaft 
zwischen Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben, 
nichts anderes ist doch darunter zu verstehen. Es 
steckt auch in Wirklichkeit nichts dahinter, wenn 
man etwas nachfaßt. 

(Vor sitz : Vizepräsident Frau Funcke) 

Die Bundesregierung hat sich also mit Sorgfalt 
um diese Nebenerwerbslandwirtschaft gekümmert. 
Ein sichtbares Zeichen ist das anstehende und nun 
anlaufende spezielle Förderungsprogramm für die-
sen Bereich der Landwirtschaft. Ich meine, um es 

mit einem Satz zu sagen, daß damit neben der 
hauptberuflichen Landbewirtschaftung auch die Ne-
benerwerbslandwirtschaft ihren Platz in der Agrar-
politik gefunden hat. Wir alle wissen ja, daß über 
die Hälfte der Betriebe in naher Zukunft im Neben-
erwerb betrieben wird. Das ist also keine Neben-
sächlichkeit, sondern schon ein wichtiger Gesichts-
punkt und ein wichtiger Pfeiler der Agrarpolitik, 
vor allem wenn man die Vorteile, die Einordnung 
des Zu- und Nebenerwerbs oder der Nebenerwerbs-
landwirtschaft überhaupt anspricht, wie z. B., daß 
sie der Verödung der Landwirtschaft entgegen-
wirkt. Darüber hinaus ist sie natürlich eine Ergän-
zung des Familieneinkommens, vor allem in den 
landwirtschaftlichen Gebieten, in denen sich das 
industrielle Einkommen nicht allzu hoch darstellt, 
wo es bedauerlicherweise noch nicht so hoch ist. 
Man betrachte auch die betriebswirtschaftliche 
Seite, das Ausnutzen des vorhandenen Betriebs-
kapitals und die Weiterbewirtschaftung der vorhan-
denen Fläche. Der wichtigste Punkt, so meine ich, 
ist die Erhaltung der Kulturlandschaft in diesem 
Bereich. Wir wollen also diese Tätigkeit unter-
stützen. 

Wir wollen in dem Zusammenhang auch erwäh-
nen, daß die nebenberufliche Landwirtschaft sicher 
ein wichtiger Teil im Rahmen des Strukturwandels 
in der Landwirtschaft ist und daß sie die Funktion 
des Strukturwandels erfüllt. Darüber hinaus gibt es 
dünn besiedelte Regionen, die natürlich durch diese 
Nebenerwerbslandwirtschaft in ihrer Existenz er-
halten und auch besiedelt bleiben. 

Aber es gibt auch einige Fragen, die näher unter-
sucht werden müssen, weil sie noch nicht eindeutig 
genug geklärt sind. So geht es auch darum, end-
gültig zu klären, inwieweit die Doppelbelastung 
durch die landwirtschaftliche Tätigkeit und den zu-
sätzlichen Beruf zu einer frühen Verrentung und zu 
einer erhöhten Unfallgefahr führt. Diese bei den Be-
troffenen weit verbreitete Ansicht, die sicher auch 
begründbar ist, hat wahrscheinlich auch einen reel-
len Hintergrund. Deshalb muß der Gesamtkomplex 
gründlich untersucht werden, damit wir in der Politik 
die entsprechenden Schlüsse daraus ziehen können. 
Die Landbewirtschaftung muß unter der Maxime 
stehen, daß die landwirtschaftliche Tätigkeit nicht 
den qualifizierten Aufstieg im außerlandwirtschaft-
lichen Beruf behindert, daß keine Überlastung der 
Familie, insbesondere der Ehefrau stattfindet und 
daß nur solche Investitionen gefördert werden, die 
Arbeit sparen und arbeitserleichternd wirken, und 
daß, noch ein weiterer Punkt, hauptsächlich exten-
sive Bewirtschaftungsformen gefördert werden, die 
gleichzeitig auch eine Marktentlastung bringen. 
Wenn man das Programm sieht, das am 18. Septem-
ber 1974 im Kabinett beschlossen wurde, kann man 
mit Befriedigung feststellen, daß es realistischer-
weise diese Voraussetzungen erfüllt. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang — Sie 
haben es ja auch in Ihren Fragen angeschnitten — 
auch noch etwas zu dem Problem der Gemeinschafts-
aufgabe „Agrarstruktur und Küstenschutz" sagen. 
Soweit man das heute beurteilen kann, bewährt sich 
diese Gemeinschaftsaufgabe. Erstens. Es gibt end- 
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lich eine klare Abgrenzung und Aufgabenverteilung 
zwischen Bund und Ländern und zwischen dem, was 
gemeinsam durchgeführt wird. Zweitens. Die Pro-
gramme können langfristig angelegt werden und 
sind leichter in ihrer Wirkung zu kontrollieren. 
Drittens. Es ist besser möglich, Prioritäten nach sach-
lichen und räumlichen Schwerpunkten zu setzen. Da-
mit sind nur einige positive Punkte herausgegriffen. 

Der Kampf im Planungsausschuß um Länderanteile 
wird auch in Zukunft weitergehen. Erfahrungsgemäß 
fühlt sich jedes Land benachteiligt, vor allem vor 
jeweiligen Landtagswahlen. Das dürfen wir hier 
ruhig feststellen. Im Zweifelsfalle ist wie immer der 
Bund schuld. Bayern hat es auf diese Art und Weise 
zu wahren Meisterwürden gebracht. Gegenbeweise 
der Bundesregierung werden einfach nicht zur Kennt-
nis genommen, das müssen wir hier auch feststellen. 
Vielleicht sei es mir in diesem Zusammenhang ge-
stattet, Herr Minister, darauf hinzuweisen, daß wir 
in unserem Fachausschuß die Rahmenpläne gerne 
vor der Beschlußfassung durch den Planungsausschuß 
diskutiert hätten und in Zukunft diskutieren würden. 

Ein nächster Meilenstein in der Fortentwicklung 
der Agrarpolitik als ein Teil der Gesellschaftspolitik 
ist das sogenannte Bergbauernprogramm. Man hätte 
sich, so meine ich, eine Einengung der Förderungs-
fläche wünschen können, aber mit der Einteilung in 
zwei Gebietsklassen wird doch garantiert, daß die 
Gebiete mit den größten Problemen besser geför-
dert werden. Es wäre schlimm — leider sind schon 
Bestrebungen vorhanden —, wenn die sogenannten 
Kerngebiete, die die höchste Förderungspräferenz 
und die höchsten Ausgleichszulagen haben sollen, 
noch weiter ausgedehnt würden. Das Programm 
wird im nächsten Jahr hoffentlich in allen Ländern 
voll anlaufen können. Die Förderungssätze in die-
sem Programm sind beachtlich. Ich will der Land-
wirtschaft hier nicht vorrechnen, was sie in Zukunft 
zu erwarten hat, aber dennoch sei es mir gestattet, 
hier zu sagen, daß mit diesem Programm eine echte 
Hilfe für die gefährdeten Gebiete geleistet wird; 
denn dieses Programm reicht weit über die Förde-
rung der Landwirtschaft hinaus. Es gilt, für die Be-
völkerung eine Kulturlandschaft zu erhalten, die ne-
ben ihrer Erholungsfunktion große wasserwirtschaft-
liche und umweltpolitische Aufgaben erfüllt. 

Zu diesen drei Programmen müßte man eigentlich 
noch, um das Bild abzurunden, die regionale Wirt-
schaftsförderung und die Raumordnung mit erwäh-
nen, damit ganz klar wird, daß der ländliche Raum 
und seine Bewohner bei der sozialliberalen Koali-
tion in besten Händen sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Ertl. 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte zunächst 
allen Diskussionsrednern sehr herzlich danken. Es 
war ja ganz interessant, die Vielfalt der Meinungen, 
auch die Pluralität innerhalb der CDU, zu hören. 

Wenn ich mir vor Augen führe: Bewerunge, Früh, 
Narjes, Müller, muß ich sagen: Sie sind wirklich die 
pluralistischste agrarpolitische Gemeinschaft, die es 
an diesem Tag gibt. Ich gratuliere Ihnen! 

(Bewerunge [CDU/CSU] : Wir fragen Sie, 
ob Sie liberal sind!) 

Vielleicht kommt noch mein alter Freund Knut als 
neue Pluralität hinzu. Auf einen mehr oder weniger 
kommt es nicht an. Es fehlt auch noch ein Landes-
vorsitzender, nämlich Franz Josef Strauß. Es wurde 
ja hier so viel davon gesprochen, daß Butterberge 
bagatellisiert und dramatisiert werden. Ich denke 
nur an die Agrartagung mit Franz Josef Strauß in 
Bad Windsheim, Wahlkampf! Draußen redet man 
eben anders als drinnen! Das kennen wir! Neben 
dem Butterberg ein Weinsee! Das kommt übrigens 
von einer Melodie, daran hat er wohl gedacht. Dann 
heißt es weiter: 

Seiner Meinung nach ist der Agrarzusammen-
schluß in der EWG zu früh erfolgt. Milliarden, 
die bisher in den EWG-Topf flossen, hätten sei-
ner Meinung nach zunächst in die heimische 
Landwirtschaft fließen müssen. 

Ich muß sagen: Franz Josef Strauß war damals Re-
gierungsmitglied, als der Agrarmarkt beschlossen 
wurde. Das muß man doch einmal sagen; so geht es 
ja nicht. 

Aber lassen Sie mich nun zu einigen Fragen, die 
an mich gerichtet worden sind, Stellung nehmen. 

Verehrter Herr Kollege Büchler, Ihren Wunsch, 
die Rahmenpläne für die Gemeinschaftsaufgabe 
rechtzeitig vorzulegen, erfülle ich gern, soweit ich 
das kann. Nur muß ich sagen: im Gesetz ist fest-
gelegt, daß sie rechtsgültig erst dann sind, wenn 
sie der Planungsausschuß verabschiedet hat. Das ist 
nicht meine Schuld. Ich kann nur sagen: Lesen Sie 
im Bundestagsprotokoll meine Rede nach, und im 
übrigen erinnere ich an die letzte Fernsehsendung 
der Landesvorsitzenden der drei Parteien in Bayern. 
Dazu hat der Finanzminister Strauß eine sehr inter-
essante Bemerkung gemacht. Er hat gesagt, das sei 
der Wunsch — ich muß es hier einmal sagen; Sie 
können es dann vielleicht sogar rechtfertigen — 
der  Sozialdemokraten gewesen und er hätte sich 
gegen sie nicht durchsetzen können. So im Fern-
sehen nachzuhören, weil ich ihm vorgehalten habe, 
daß das Verfahren sehr schwerfällig ist. 

Nun ist ein Punkt offengeblieben, Herr Kollege 
Ritz. Ich will wegen der Kürze der Zeit nur noch 
einmal auf Punkt 4 unserer Beschlüsse hinweisen. 
Nachdem wir diese veröffentlicht haben, erlassen 
Sie mir ;  zu wiederholen. was wir unter Punkt 4 
im Kabinettsbeschluß vom 25. September gesagt 
haben. Da heißt es nämlich: „erst dann zuzustim-
men, wenn vertragswidrige nationale Maßnahmen 
abgebaut werden." 

(Eigen [CDU/CSU]: Und jetzt zitieren Sie 
einmal weiter!) 

Es ist alles veröffentlicht. Ich weiß, Sie sind ein 
guter Leser, und wegen der Kürze der Zeit will ich 
das nicht zitieren. Ich habe da nichts zu verheim-
lichen; ich schreibe Ihnen ja über alles Briefe. 
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Genau dieser Punkt ist erfüllt worden; ich betone 
das noch einmal. Es hat übrigens die ganze deutsche 
Presse mit Ausnahme eines einzigen Agrardienstes 
richtig berichtet, und dieser berichtet permanent 
mit Absicht falsch. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das sei hier gesagt, daß dies Absicht ist. Aber ich 
werde dafür sorgen, daß eine Richtigstellung er-
folgt. Ich werde das aus der Welt schaffen. 

Die Kommission hat ausdrücklich erklärt, sie 
werde das Prüfungsverfahren gegen die bereits 
eingeleiteten Maßnahmen der Franzosen fortsetzen. 
Die französische Regierung hat erklärt, sie werde 
keine weiteren produktbezogenen Maßnahmen er-
greifen. Die belgische Regierung hat erklärt, sie 
werde die beabsichtigten Beihilfen für Zucht-
schweine einstellen. Alle Länder haben sich ver-
pflichtet, ihre Beihilfen zu melden; wir natürlich 
auch! 

Das war auch sehr interessant: Kollege Bewe-
runge wies hier auf die Punkte 3 a und 3 b des 
Entschließungsantrags hin; ich will auf dieses Thema 
nicht näher eingehen. Kollege Früh sagt aber: 
Geben wir einmal Obacht, wie es dann mit der Vor-
steuerpauschale ausschauen wird. An all dem ist 
etwas richtig; aber ich würde Ihnen wirklich einmal 
raten, in diesem Punkt eine einheitliche Meinung 
zu vertreten, denn ich weiß heute nicht, mit welcher 
Rückendeckung von seiten der Opposition ich bei 
welchem Sektor und in welchem Punkt gegebenen-
falls in Brüssel rechnen könnte. Ich habe das aus 
dieser Diskussion nicht entnehmen können. Ich 
habe auch bisher außer kritischen Bemerkungen, 
die sehr wohl berechtigt sind, die sogar verpflich-
tend sind, keinen konstruktiven Beitrag im Sinne 
einer Alternative gehört. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ja, bitte, Herr Früh! 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Minister, darf ich 
noch einmal darauf aufmerksam machen, daß ich 
nicht die Tatsache der Vorsteuerpauschale ange-
sprochen habe, sondern den Zeitpunkt, daß sie jetzt 
mit diesen übrigen Sondermaßnahmen zeitlich zu-
sammenfällt und nicht schon längst über die Bühne 
gezogen worden ist, so daß dieser zeitliche Zusam-
menhang nicht gegeben gewesen wäre? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Am zeitlichen Zusammenfall 
kann es doch nicht liegen. Bei diesem Problem kann 
es doch nur in der Sache liegen. Herr Früh, ich 
meine, das, was Sie sagen, können Sie doch nicht 
vertreten! Entweder ist die Sache vertragskonform, 
dann ist der Zeitpunkt unwichtig, oder es ist der 
Sache nach nicht vertragskonform, dann wird die 
Kommission handeln. Das müssen Sie wirklich ein-
sehen. Ich muß Ihnen sagen: solche Fragen sollten 
Sie dem Bundesminister nicht stellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes

-

minister, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Ja, bitte, Herr Sauter! 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, können Sie mir, wenn diese Entscheidungen 
des Kabinetts so positiv gewesen sind, sagen, wes-
halb Sie in jenen kritischen Tagen beim Bundesprä-
sidenten gewesen sind? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten: Erstens ist dies mein gutes Recht. 
Sie wissen, die Frau Bundespräsident ist Röntgen-
ärztin, sie hat sich nach meinem Fuß erkundigt. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Sauter [Epfen

-

dorf] [CDU/CSU] : Beim Bundespräsidenten!) 

— Ja, Sie müssen aufpassen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
bei der FDP) 

Bei der Gelegenheit haben wir zwei uns auch unter-
halten. Natürlich unterhalten wir uns dabei. Frau 
Scheel hat sich nach meinem Fuß erkundigt. Das ist 
eine ganz normale Angelegenheit. Da müssen Sie 
sich bessere Fragen einfallen lassen. 

(Heiterkeit) 

Letzter Punkt! Herr Müller ist — wie immer — 
wieder verschwunden. 

(Zuruf) 

— Ist er da? — Ich bestreite gar nicht, daß mög-
licherweise die städtischen Güter in München, die 
ich sehr gut kenne, die eine starke Mastwirtschaft 
haben, Schweinemastbetriebe, heute in die roten 
Zahlen kommen. Aber er hat gesagt, im Vorjahr 
hätten sie 296 000 DM Gewinn erzielt. Und von einer 
unternehmerischen Landwirtschaft erwarte ich, daß 
sie, wenn sie in einem Jahr 296 000 Gewinn hat, 
auch einmal ,ein Jahr mit 60 000 Mark Verlust durch-
hält. Da bleiben nämlich insgesamt für zwei Jahre 
noch 230 000 Mark übrig. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist natürlich was für Ökonomen, nicht für Hi-
storiker. 

(Zuruf von der SPD: Das kann Herr Müller 
nicht wissen!) 

Einen behördlichen Strukturwandel hat niemand 
in diesem Lande verordnet und wird niemand ver-
ordnen. Das sind immer die uralten Unterstellungen. 
Das haben inzwischen die Bauern auch gemerkt. 
Aber eine Gießkannenförderung wie in den frühe-
ren Jahren hat zu vielen Fehlinvestitionen in der 
deutschen Landwirtschaft geführt. Heute differen-
zieren wir zwischen der Förderung des Vollerwerbs

-

betriebs und der Förderung des Nebenerwerbsbe-
triebs. Das empfinden auch die Bauern inzwischen 
als einen Fortschritt. Alle, die bisher kritisierten, 
haben kein einziges brauchbares Gegenkonzept 
vorlegen können. 
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Als ich mein Amt übernahm, gab es einen Mans-

holt-Vorschlag mit MLU, und wie das alles hieß, und 
ähnliches mehr. Anstelle der Mansholtschen Vor-
stellungen, die ich weil sie nur betriebsgrößen-
spezifisch gedacht waren — ablehne, ist mein Kon-
zept das differenzierte, einzelbetriebliche Pro-
gramm, ,das Konzept der Strukturpolitik für Euro-
pa geworden. Das bestätigen mir auch alle anderen 
Fachleute in allen Ländern. Die einzigen, die das 
möglicherweise bisher noch nicht akzeptierten, sind 
in der Opposition. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die Bauern!) 

Lassen Sie mich noch ein letztes Wort dazu sagen, 
ob wir nicht den falschen Beifall bekommen haben 
wegen der Briten. Herr Frerichs, ich würde sehr 
warnen, eine Europapolitik zu betreiben, die zwi-
schen Freunden ersten und zweiten Grades unter-
scheidet. Das ist der Anfang vom Ende einer euro-
päischen Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Im übrigen kann ich Ihnen nur sagen, Herr Frerichs 
— — jetzt wäre ich wirklich dankbar, wenn Sie jetzt 
vielleicht aufpassen würden. Ich schreib mir ja alles 
auf und mache mir die Muhe, zu antworten, und 
dann paßt man nicht auf! Ich kann ja aufhören. Aber 
das geht ja so nicht. Das kann auch der Saaldiener 
nicht machen ,da muß er warten. 

Ich will Ihnen nur eines sagen. Wenn Sie die seri-
ösen britischen Zeitungen gelesen haben, „Times", 
„Guardian", dann haben die alle geschrieben: Der 
Kompromiß von Brüssel wird Wilsons Position be-
einflussen. Sie haben nämlich so unterschwellig auf 
Wahlhilfe angespielt. Ich habe das sehr wohl regi-
striert. Das ist auch Ihr gutes Recht. Die Opposition 
darf alles tun. Dafür dürfen wir ja auch auf alles 
antworten. Man hat geschrieben: Es wird Herrn Wil-
son angesichts des Kompromisses von Brüssel und 
der offensichtlichen Vorteile auch für die britischen 
Verbraucher einschließlich der britischen Farmer 
sehr schwerfallen, eine absolut negative Haltung zur 
Gemeinschaft beizubehalten. Ich halte das für eine 
bedeutende Sache. Wer glaubt — dieses Problem 
steht auch heute in einem Magazin und dazu hat 
sich auch ein französischer Politiker geäußert —, daß 
man Europa wieder aufteilen kann in ein Sechser

-

Fünfer- oder Vierer-Europa, dem sage ich: Das wäre 
der Anfang vom Ende. Entweder können wir die Ge-
meinschaft halten und erweitern, oder wir werden 
die Gemeinschaft reduzieren bis auf Null, was zum 
Schaden Gesamteuropas wäre. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich kann auf die Rinderprämien und einige andere 
Punkte in der ganzen Eile nicht näher eingehen. Ich 
bitte um Entschuldigung. Aber die Rinderprämie ist 
natürlich auch ein Kompromiß. Da gibt es gar keinen 
Zweifel. Die Briten haben ein Recht auf diese Prämie. 
Dafür intervenieren sie nicht. Weil andere Länder 
auch ein Interesse an dieser Prämie hatten, haben 
wir dann diesen Kompromiß beschlossen. Hätte man 
ihn nicht beschlossen, wäre möglicherweise Deutsch-
land ganz leer ausgegangen. Das wollte ich wieder-
um nicht. 

Lassen Sie mich stichwortartig noch einige Punkte 
abhaken. Herr Kollege Kiechle, ich werde alle Ihre 
Fragen noch einmal im Protokoll nachlesen. Wenn 
ich es für richtig halte und glaube, daß es sinnvoll 
ist, noch einmal den Dialog aufzunehmen, werde ich 
Ihnen einen Brief schreiben. 

Lassen Sie mich noch folgenden Punkt erwähnen: 
Wollen Sie einen Fonds machen? Meine Herren, wir 
haben doch ein Absatzfondsgesetz, und Ihre Vertre-
ter sind die Stellvertreter des Kollegen Schmidt (Gel-
lersen). Da gibt es auch Geld, da gibt es jährlich Ein-
nahmen. Es liegt an Ihnen, z. B. besondere Absatz-
förderungsmaßnahmen durchzuführen. Die CMA 
unterliegt nur der Oberaufsicht des Ministers, ist 
aber in der absoluten Kontrolle der Selbstverwal-
tung des Berufsstands, so wie der Berufsstand auch 
verankert ist bei den Einfuhr- und Vorratsstellen; 
dies gilt auch für die Genossenschaften, den Handel 
und die Verbraucher. 

Herr Kiechle, diese Frage richtet sich also nicht an 
den Minister, sondern an den Gesetzgeber, ob er das 
Absatzfondsgesetz ändern will, oder sie richtet sich 
an den Berufsstand, inwieweit er bereit ist, selbst 
etwas zu machen. Das ist doch eine klare Situation! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Wagner [Trier] 
[CDU/CSU] : Das ist Quatsch!) 

Dieser Minister hat den Eier-Stabilisierungsfonds ge-
schaffen. Den gab es vorher nicht. Das ging, weil er 
jetzt einen Berufsstand gefunden hat, nämlich die 
Eier- und Geflügelerzeuger, der freiwillig mitmachte, 
und dafür bekam er auch subsidiär staatliche Hilfen. 
Aber ohne Mitwirkung des Berufsstands geht es 
nicht, wird es nicht gehen und wird es unter diesem 
Minister nie gehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich habe vor drei Jahren dem Berufsstand ange-
boten, sich zur Steuerung des Schweinezyklus Ge-
danken zu machen, wie man — ähnlich wie bei Eiern 
und Geflügel — durch einen Stabilisierungsfonds mit 
Beteiligung der Erzeuger vielleicht eine gewisse Kor-
rekturmöglichkeit in die Hand bekommt. Die Proble-
matik des Schweinemarktes ist viel größer als bei 
Eiern: größeres und  differenziertes  Angebot, Über-
produktion in den Niederlanden usw. Aber, meine 
Freunde, ich frage mich: Ist man in der COPA nur 
beisammen, um Prozentzahlen für Preiserhöhungen 
zu fordern, oder diskutiert man nicht auch einmal 
grundsätzliche Fragen der Gestaltung der Agrar-
markt- und Strukturpolitik? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das muß ich hier einmal in aller Deutlichkeit sagen, 
weil ich ohne Mitwirkung des Berufsstands auch in 
puncto Mengensteuerung nichts tun kann. Ich will 
mich ja gar nicht festlegen. Sie kennen meine Hal-
tung. Ich bejahe die Quoten bei den Zuckerrüben. 
Bei Milch kann ich Ihnen gleich sagen: Sosehr das 
wünschenswert ist — die Italiener sagen: „Wir sind 
ein großes Importland, warum sollen wir Mengen-
steuerung machen?" — hier gibt es eben politische 
Sachzwänge, die dafür verantwortlich sind, daß sich 
möglicherweise wünschenswerte Dinge gar nicht 
durchführen lassen. 
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Zu den Marktanteilen möchte ich folgendes sagen. 

Wenn Sie die Prozentzahlen lesen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, werden Sie sehen: So 
toll ist das gar nicht. Wenn Sie dann noch addieren, 
was wir an Export gewonnen haben, schaut die Dis-
kussion schon anders aus. 

Leider kann ich auf Herrn Narjes nicht mehr ein-
gehen. Es ist ihm ja nicht gelungen, Herrn Fride-
richs zu widerlegen. Ich meine den Widerspruch 
zwischen 3 a und 3 b. Dieser Widerspruch bleibt. 
Diese Entschließung hätte mehr konsequentes Den-
ken erfordert. Ich muß Ihnen sagen: Eine Alter-
native für die Agrarpolitik steckt darin nicht, son-
dern nur viele Widersprüche sind darin enthalten. 
Allerdings ist es für mich insofern sehr nützlich, als 
ich das jetzt immer in meinen Wahlveranstaltungen 
verlesen werde. Ich bin sehr dankbar, daß Sie das 
interpretiert haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein 
letztes Wort zur Finanzierungsregelung, damit hier 
nicht eine neue Mär entsteht. Tatsache ist, daß am 
31. Dezember 1969 laut Vertrag die Übergangszeit 
zu Ende war. Diese Regierung hat ihre Aufgabe 
Mitte November 1969 übernommen. Aber viel wich-
tiger war, daß am 30. Juni 1968 die Zollunion mit 
dem vorgezogenen Abbau der Zölle in Kraft getre-
ten ist. Damit waren auch die Weichen gestellt — 
Sie wissen ganz genau: Getreidepreissenkung 1967 

für die totale Inkraftsetzung der Marktordnun-
gen. Dies wollte ich nur der historischen Wahrheit 
willen gesagt haben. 

Ich meine, heute früh bezüglich der grundsätz-
lichen Probleme einen gewissen Rahmen abgesteckt 
zu haben. Wir sind national heute Gott sei Dank so 
weit, daß wir durch das Bergbauernprogramm — ich 
bin allen Diskussionsrednern sehr dankbar 	einen 
wichtigen Einstieg in eine weitere 	wie ich meine: 
nützliche — regionale Differenzierung gefunden ha-
ben. Wir haben, wie wir von Anfang an erklärten, 
das einzelbetriebliche Förderungsprogramm für den 
Nebenerwerbssektor so fortentwickelt, daß es in Zu-
kunft eine Hilfe bei der Umstellung von der haupt-
auf die nebenberufliche Landbewirtschaftung gibt, 
daß es eine Anpassungshilfe für arbeitserleichternde 
Investitionen in Nebenerwerbsbetrieben geben wird 
und die Beteiligung der Nebenerwerbsbetriebe an 
allen Kooperationen mit Ausnahme der bodenunab-
hängigen Veredelung ermöglicht wird. Auch das ist 
ein Schritt nach vorn. 

Worum es geht, ist letzten Endes, daß es uns ge-
lingt, die Agrarpolitik aus einem Zustand der Sack-
gasse herauszuführen — das gelingt mit agrarpoli-
tischen Maßnahmen allein nicht — und sie für die 
Zeit des Übergangs und der damit verbundenen 
Schwierigkeiten auf dem wirtschaftlichen Sektor 
so flexibel zu gestalten, daß die Chancengleichheit 
einigermaßen für alle gewahrt bleibt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir einige wenige Schlußbemerkungen zu dieser 
Debatte. Lassen Sie mich zusammenfassen. 

Erstens. Der Beschluß von Luxemburg am 2. Okto-
ber war nur möglich, weil die Bundesregierung eine 
der entscheidenden Konditionen ihres Kabinetts-
beschlusses vom 25. September hat fallenlassen. Wir 
halten das für richtig. Nur sollte man jetzt nicht 
überall etwas als großen Erfolg feiern, was nur mög-
lich wurde, weil man im Grunde bei der Zustimmung 
einen entscheidenden Teil des Kabinettsbeschlusses 
eliminiert hat. 

(Zurufe von der SPD und der FDP) 

Zweitens. Nach wie vor besteht zwischen An-
spruch und Wirklichkeit in der Politik dieser Regie-
rung ein tiefer Bruch. Ich habe mit einiger Freude 
noch heute nacht das Bulletin vom 9. August zur 
Hand genommen, 

(Dr. Marx: Nachtlektüre!) 

in dem die Bundesregierung ein Resümee ihrer 
Präsidentschaft im Ministerrat von sich gibt. Meine 
Damen und Herren, ich kann hier gar nicht be-
streiten und weiß es im Detail auch nicht, wieweit 
die Bundesregierung in den vergangenen Jahren in 
internen Verhandlungen auf gewisse Revisionen in 
der gemeinsamen Agrarpolitik gedrängt hat. Nur, 
wenn ich in diesem Resümee, das veröffentlicht ist, 
lese, der Bestand der Gemeinschaft und die Verteidi-
gung des Erreichten seien am Ende der deutschen 
Präsidentschaft gesicherter als noch zuvor, ein Aus-
ufern der Krise habe verhindert, die Tendenz zu 
nationalen Alleingängen der Partner habe aufge-
fangen und trotz außergewöhnlicher Belastung der 
Agrarmarkt funktionsfähig gehalten werden können, 
dann frage ich mich, was nun eigentlich stimmt, ob 
das stimmt, was Staatssekretär Bölling sagt, daß 
nämlich dieser Agrarmarkt eine Karikatur sei, oder 
ob das stimmt, was hier die Bundesregierung in 
ihrer amtlichen Mitteilung von sich gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie dürfen es doch niemandem draußen in Europa 
verargen, wenn gesagt wird: Das mit den Deutschen 
läuft ganz gut; denn schaut euch die offizielle Regie-
rungsmitteilung an; danach ist der gemeinsame 
Agrarmarkt intakt. Dies war nicht irgendwann im 
vorigen Jahr, sondern am 9. August dieses Jahres. 
Anspruch und Wirklichkeit fallen hier weit ausein-
ander. 

Drittens. Was die Alternative betrifft, so muß ich 
Ihnen, verehrter Herr Minister Ertl, ehrlich sagen, 
daß diese die Möglichkeit voraussetzt, auf Vor-
schläge zu antworten. Mit anderen Worten: Ich kann 
keine Alternative entwickeln, wenn ich nicht einmal 
weiß, was die Regierung konkret will. 

(Dr. Marx: Sehr gut!) 

Ich muß Ihnen offen gestehen: Natürlich wird man 
nicht alle Detailvorschläge für Teilkorrekturen oder 
Revisionen der EG-Agrarpolitik schon auf den offe-
nen Markt oder auch nur in dieses Parlament tragen 
können. Aber diese Anfrage hätte durchaus die Mög- 
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Dr. Ritz 
lichkeit geboten, sehr konkret die Zielrichtung der 
deutschen Politik bei der auch von uns als not-
wendig erkannten Revision und Fortentwicklung ge-
meinsamer Agrarpolitik einzuleiten. Ich muß Ihnen 
sagen: Dazu hat nun weder Herr Minister Ertl noch 
Herr Minister Friderichs auch nur einen konkreten 
Vorschlag gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in der Bestandsauf-
nahme sind wir uns doch vergleichsweise schnell 
einig. Dieser EG-Agrarmarkt leidet darunter, daß 
die Währungs- und Wirtschaftsunion ausgeblieben 
ist. 

(Freiherr von Kühlmann-Stumm [CDU/CSU] : 
Und bleibt!) 

Die Kunst der nächsten Jahre besteht also darin, in 
dieser Übergangsphase die Instrumente so zu ge-
stalten, daß wir ein Höchstmaß an gemeinsamer 
Agrarpolitik halten, ohne daß die Grundlagen in 
Frage gestellt werden. Ich glaube, so weit besteht 
doch Einmütigkeit. 

(Gallus [FDP] : Was soll denn das? — Zu- 
rufe von der SPD) 

Darum stellt sich do ch konkret die Frage: Was 
machen wir denn, wenn wir hier ständig an der 
Rechnungseinheit als einem europäischen Instru-
ment der Agrarpolitik herumkritisieren, 

(Gallus [FDP] : Ihr macht das!) 

ohne zu sagen, wie wir konkret die Alternative aus-
gestalten? 

Ich stelle fest, daß die Antwort der Bundesregie-
rung sagt: Na ja, gut ist die Rechnungseinheit nicht 
— ich vereinfache jetzt —; aber etwas Besseres gibt 
es im Augenblick nicht. 

(Gallus [FDP] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage) 

— Herr Kollege Gallus, ich bitte um Nachsicht. Ich 
habe der Frau Präsidentin zugesagt, mich auf fünf 
Minuten zu begrenzen. Ich glaube, wir sind es den 
Fragestellern auch schuldig, uns an diese Termin-
zusage zu halten. 

Mit anderen Worten, meine Damen und Herren, es 
fehlt für die sehr konkreten zu entscheidenden Pro-
bleme jede Anregung der Bundesregierung. Nichts 
anderes bedeutet es, wenn wir in Ziffer 3 a sagen, 
daß sichergestellt werden muß, daß durch währungs-
politische Entscheidungen entstehende Ungleichge-
wichte grenzwirksam voll ausgeglichen werden müs-
sen. Wir lassen Ihnen ja sogar den Spielraum, dann 
mit diesen Instrumenten möglicherweise zu vari-
ieren. 

(Zuruf von der SPD) 

Wir haben das Wort „Grenzausgleich" in seiner To-
talität noch nicht einmal drin. 

Ich habe jedoch die Sorge, daß das, was Herr Mi-
nister Friderichs heute sagte, der Beginn eines Rück-
zugs der Bundesregierung von dieser bisher von uns 
allen unbestrittenen Position war. Wenn das so 
wäre, schiene es mir in der Tat sehr gefährlich. 

Der nächste Punkt: Mengensteuerung. Meine Da-
men und Herren, ich sage auch hier, daß es zu die-
sem Problem kein verdammenswertes Ja und kein 
kategorisches Nein gibt. Solange jedoch — hier ge-
ben wir Herrn Minister Ertl gern recht — Länder 
der Gemeinschaft aus devisenpolitischen Grün-
den — und nicht aus agrarpolitischen — glauben, 
sie müßten mit hohen nationalen Aufwendungen 
ihre spefizische Produktion, etwa bei Milch, stei-
gern, so ist es doch eine Illusion, hier Erwartungen 
zu wecken, wir könnten mit Mengensteuerung alle 
Probleme lösen. 

(Gallus [FDP] : Sagt doch keiner!) 

Daß wir an das Problem herangehen müssen, ist 
unbestritten. 

(Zurufe von der SPD) 

— Doch, meine Herren, wir müssen darüber offen 
sprechen. 

Nun zum letzten, zur angeblichen Meinungsver-
schiedenheit bei Punkt b, nationale Maßnahmen. Ich 
bleibe dabei, daß Wettbewerbsverzerrungen im ge-
meinsamen Markt nicht nur durch vertragswidrige 
nationale Maßnahmen, sondern auch durch vertrags-
konforme nationale Maßnahmen entstehen. 

Hier ist eben der Unter-Glas-Gartenbau das klas-
sische Beispiel. Es reicht nicht aus, wenn die Bundes-
regierung sagt: Aus der finanzpolitischen Lage un-
seres Landes heraus weigern wir uns jetzt, eine zu-
sätzliche Beihilfe für die Unter-Glas-Gärtner zu zah-
len. Da muß man fragen, wie dann in diesem wich-
tigen Wettbewerbsbereich für unsere Produzenten 
überhaupt noch die Möglichkeit besteht, zu annehm-
baren Bedingungen zu erzeugen. Das sind die Kern-
fragen, auf die es leider keine Antwort gegeben 
hat, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun kann ich mir denken, daß es vor allem außer-
halb dieses Innenraumes, sicher auch auf der Presse-
tribüne, manche Enttäuschung über die Debatte gibt, 
weil man eben vielleicht gehofft oder erwartet hatte, 

(Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

daß nun große, neue Vorschläge entwickelt werden 
würden. Nun, meine Damen und Herren, vielleicht 
ist diese Enttäuschung noch früh genug aufgekom-
men — auch für die Bundesregierung —, um zu er-
kennen, daß es über Luxemburg hinaus jetzt vor 
allem darauf ankommt, konkrete Vorschläge über 
den Tag hinaus zu entwickeln, die gewährleisten, 
daß wir im nächsten Jahrzehnt ohne Vollzug der 
Währungs- und Wirtschaftsunion ein Minimum an 
Gemeinschaft in diesem Europa erhalten können. 

Ich meine, daß die Debatte dann, wenn diese Ent-
täuschung zu diesem Ergebnis führt, trotz allem ein 
Erfolg war, und wir sind froh, daß wir sie durch 
unsere Große Anfrage ermöglicht haben. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD]: Bravo!) 

Ich darf Sie anschließend bitten, die Entschließung 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur weiteren Beratung zu überweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort wird 
nicht mehr gewünscht. Was den Entschließungsan-
trag angeht, so ist mir mitgeteilt worden, daß der 
Punkt 1 an den Auswärtigen Ausschuß, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Gut, einverstanden!) 

die Punkte 2 und 3 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten überwiesen werden sol-
len. Besteht Einigkeit? — Kein Widerspruch; dann 
ist so beschlossen. 

Wir kommen nun zur zweiten Beratung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Agrarberichterstattung. Ich neh-
me an, die Aussprache darüber ist erfolgt. Der Be-
richterstatter wünscht das Wort nicht. 

Ich rufe die §§ 1 bis 17 — Einleitung und Über-
schrift — auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist 
so beschlossen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein. Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Beratung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen nun zur 

Fragestunde 
— Drucksachen 7/2584, 7/2604 — 

Ich rufe die Dringlichkeitsfragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Finanzen auf. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Haehser zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Collet auf: 

Trifft es zu, daß in dieser Woche das US-Hauptquartier in 
Europa über Pläne entscheidet, nach denen mehrere hundert Ar-
beitsplätze für deutsche Arbeitnehmer in der Süd- und West-
pfalz verlorengehen sollen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
ich wäre dankbar, wenn ich die Fragen wegen ihres 
engen Sachzusammenhangs zusammen beantworten 
dürfte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Gut, ich rufe also 
auch die Frage 2 des Herrn Abgeordneten Collet 
auf: 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu unternehmen, um 
einem dadurch verursachten Anstieg der Arbeitslosenquote in 
dieser Region abzuhelfen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Collet, nach Aus-
kunft des US-Hauptquartiers in Heidelberg trifft es 
nicht zu, daß in dieser Woche über Pläne entschie-
den wird, nach denen mehrere hundert Arbeitsplätze 
für deutsche Arbeitnehmer in der Süd- und West-
pfalz verlorengehen sollen. 

Tatsache ist, daß zwischen einzelnen US-Haupt-
quartieren Studien über eine Veränderung der 
Depot-Struktur im Raume Pirmasens besprochen 

werden. Erst nach Abschluß dieser Studien wird sich 
zeigen, ob — und gegebenenfalls welche — Maß-
nahmen auch hinsichtlich eventueller Personalver-
schiebungen in Betracht zu ziehen sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Collet (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß es beim Bundesverteidigungsministerium 
Informationen dahin gehend gibt, daß eine wesent-
liche Reduzierung der deutschen Zivilbeschäftigten 
bei den US-Streitkräften vorgesehen ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Collet, mir ist be-
kannt, daß es keine Informationen gibt, die über die 
hinausgehen, die ich Ihnen gegeben habe. 

Ich füge aber hinzu, daß das US-Hauptquartier be-
absichtigt, in Pirmasens eine Presseverlautbarung 
herauszugeben, um Gerüchten über einen bevorste-
henden Personalabbau größeren Umfangs entgegen-
zutreten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Collet (SPD) : Wären Sie trotzdem bereit, sich 
hinsichtlich meiner letzten Frage noch einmal beim 
Bundesverteidigungsministerium zu informieren? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Allzeit bereit, Herr Kollege! 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Collet (SPD) : Darf ich Sie darüber hinaus fragen, 
ob Ihnen bekannt ist, daß, unabhängig von der 
Ihnen durch das US-Hauptquartier erteilten Ant-
wort, im internen Dienstverkehr bereits die Anwei-
sung gegeben wurde, die Aufgaben, die dem Depot 
Pirmasens und anderen Depots — Bollenbach und 
Germersheim nenne ich als Beispiele — übertragen 
wurden, zum großen Teil in andere Bereiche zu ver-
lagern. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Nun, Herr Kollege Collet, wenn 
Sie sich Ihre eigenen Fragen ansehen — ich gehe 
davon aus, daß das der Fall gewesen ist —, dann 
müssen Sie mir zugeben, daß ich sie beantwortet 
habe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Noch eine Zusatz-
frage. 

Collet (SPD): Da ich ja eine Antwort nicht werten 
kann, aber weiß, daß das US-Hauptquartier Ihnen 
keine korrekte Antwort gegeben hat, mußte ich 
diese Frage stellen. 

Ich darf jetzt die zweite Frage, deren Beantwor-
tung Sie offengelassen haben, für den Fall wieder-
holen, daß weitere Informationen vom US-Haupt-
quartier an Sie gegeben werden. 
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Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich habe das nicht ganz verstan-
den, Herr Kollege Collet. Was wünschen Sie von 
mir beantwortet zu wissen? 

Collet (SPD) : Sie haben meine zweite Frage des-
wegen nicht beantwortet, weil Sie die erste negativ 
beantwortet haben. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Gut, jetzt habe ich Sie verstan-
den. — Ich hatte die zweite Frage insoweit doch 
beantwortet, als ich Ihnen sagte, daß die Besorgnis, 
die in Ihrer zweiten Frage zum Ausdruck kommt, 
vom US-Hauptquartier offensichtlich nicht geteilt 
wird. Eben aus diesem Grunde gibt das US-Haupt-
quartier oder eine untere zuständige Instanz in Pir-
masens eine Presseverlautbarung heraus. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da wir 
annehmen, die befürchteten Verluste an Arbeits-
plätzen für  deutsche Arbeitnehmer hingen mi i einem 
vorhergehenden Beschluß der Amerikaner zusam-
men, sich aus bestimmten Bereichen zurückzuziehen 
oder sich zu konzentrieren, möchte ich gern fragen, 
ob die von Ihnen erwähnten Studien für geänderte 
Depotstrukturen und ähnliche Dinge mit innerhalb 
und außerhalb dieses Hauses oft laut gewordenen 
Wünschen zusammenhängen — entweder im Zu-
sammenhang mit MBFR oder einseitig —, weitere 
Rückzüge der Amerikaner und ihrer Pioniereinheiten 
aus Europa und aus der Bundesrepublik Deutschland 
zu sehen. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich kann diesen Zusammenhang 
nicht sehen, Herr Abgeordneter Marx. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage? 

Herr Staatssekretär, ich muß Sie bitten, wegen 
der späteren Fragen noch zu warten. Wir fahren 
jetzt in der vorgesehenen Reihenfolge fort. Vielen 
Dank zunächst. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern auf. Zur Beantwortung steht Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Schmude zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Kollegen Dr. Kunz 
auf: 

ist die Bundesregierung bereit, eine wissenschaftliche Unter-
suchung in Auftrag zu geben, um festzustellen, wie groß der 
Informationsstand der deutschen Jugend über den Komplex 
„Verbrechen an Deutschen" tatsächlich ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kunz, mit der 
Formulierung „Verbrechen an Deutschen" ist der 
von Ihnen angesprochene Bereich sehr weit gefaßt. 
Ihn überhaupt einzugrenzen, dürfte kaum überwind-
baren Schwierigkeiten begegnen, wenn man etwa 

die Fragen prüft, auf welchen Zeitraum die Betrach-
tung zu beschränken ist und welche unter deutscher 
Verantwortlichkeit erfolgten Handlungen einzube-
ziehen sind. 

Mit diesem Vorbehalt ist die Bundesregierung der 
Ansicht, daß die Jugend in der Bundesrepublik 
Deutschland durch Geschichts- und Gemeinschafts-
kundeunterricht an den Schulen in erheblichem Um-
fang über den Komplex „Verbrechen an Deutschen" 
informiert ist. Diese Fragen sind so umfassend mit 
den einzelnen Phasen der jüngeren europäischen 
Geschichte verwoben, daß sie nicht losgelöst von 
den zeitgeschichtlichen Zusammenhängen betrachtet 
und behandelt werden können. 

Deshalb erscheint es außerordentlich fragwürdig, 
ob bei der Breite dieses Themas, der unüberseh-
baren Fülle der Geschehnisse und der unsicheren 
Quellenlage von einer wissenschaftlichen Unter-
suchung, wie sie mit der Frage angeregt wird, ein 
fundiertes Ergebnis zu erwarten ist, das zudem in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem beträcht-
lichen Aufwand steht, den ein solches Forschungs-
vorhaben erfordern würde. 

Die Bundesregierung würde es aber im übrigen 
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten für 
nicht unbedenklich halten, wenn von ihr ein For-
schungsauftrag vergeben würde, der praktisch eine 
Erfolgskontrolle des Geschichtsunterrichts und des 
gemeinschaftskundlichen Unterrichts, eines Berei-
ches, der in die Schulhoheit der Länder fällt, zum 
Gegenstand hätte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, auf Grund welcher gesicherter wissenschaft-
licher Erkenntnisse kann die Bundesregierung die 
soeben vorgetragene Meinung vertreten, daß der 
Wissensstand der Jugend hinreichend groß sei? Ist 
überhaupt geeignetes Schulmaterial vorhanden? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kunz, die Bundes-
regierung verfügt nicht über etwaige Gutachtens-
ergebnisse oder ähnliches, was sie hier als gesi-
cherte wissenschaftliche Erkenntnisquelle benen-
nen könnte. Sie geht von der Vielzahl der ihr vor-
liegenden Informationen aus, wenn sie hier die Auf-
fassung vertritt, daß über diesen Komplex Infor-
mationen in erheblichem Umfang auch bei den von 
Ihnen angesprochenen Kreisen vorliegen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, können Sie überhaupt den Widerspruch auf-
klären, der nach Ihren Äußerungen darin liegt, daß 
die Bundesregierung einerseits der Auffassung ist, 
eine annähernde wissenschaftlichen Maßstäben ge-
nügende Darstellung dieses Komplexes wäre nicht 
möglich, andererseits aber behauptet, die junge Ge-
neration sei hinreichend informiert? 
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Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kunz, ich habe 
schon bei der Beantwortung Ihrer ursprünglichen 
Frage deutlich gemacht, daß die Bundesregierung 
ihre Auffassung zum Informationsstand der Jugend 
in der Bundesrepublik Deutschland hier mit erheb-
lichen Vorbehalten äußert, die sich aus den ein-
gangs gemachten Einschränkungen im Blick auf die 
Abgrenzung des von Ihnen angesprochenen Themas 
ergeben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie nicht die Auffassung teilen, daß wenigstens 
nach dem Legalitätsprinzip eine Beweissicherung 
hinsichtlich der Verbrechen an Deutschen notwen-
dig ist, dies um so mehr, als der Vizekanzler und 
Bundesaußenminister Willy Brandt am 25. April 
1969 der Meinung zugestimmt hat, daß die objektive 
Darstellung von Verbrechen und Vergehen gegen 
die Menschenrechte, die an Deutschen begangen 
wurden, in einer maßvollen Form auch zur Reini-
gung der Atmosphäre beitragen kann, wenn dies 
zum richtigen Zeitpunkt und in entsprechender 
Weise erfolgt? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Dr. Czaja, ich darf 
Sie wegen der Beantwortung dieser Frage auf die 
sehr ausführliche Erörterung dieses Themas in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages am 25. Sep-
tember 1974 verweisen, in der es in der Tat um die 
Frage gegangen ist, wie weit hier Feststellungen 
zu treffen sind. Heute geht es darum, ob untersucht 
werden soll und kann, wie weit der Informations-
stand der deutschen Jugend zu diesem Thema reicht. 
Meines Erachtens geht es damit also um eine andere 
Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Gerster auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sich das partner-
schaftliche Verhältnis zwischen Kirche und Staat auf der Grund-
lage des Artikels 140 des Grundgesetzes in Verbindung ruit 
Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vorn 
11. August 1919, insbesondere der Status der Kirchen als Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, bewährt hat und daher keine 
Veranlassung besteht, die bestehende Rechtsstellung der Kirchen 
ins Grundgesetz zu verändern? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Gerster, auf eine 
entsprechende Frage des Kollegen Möllemann hat 
die Bundesregierung im November 1973 hier erklärt, 
daß das im Grundgesetz geregelte Verhältnis zwi-
schen Staat und Kirchen partnerschaftlich gestaltet 
ist und gleichzeitig genügend Spielraum für eine Dis-
kussion der Beziehungen zwischen Staat und Kir-
chen bietet. 

An dieser Meinung der Bundesregierung hat sich 
nichts geändert. Wie Ihnen sicher bekannt ist, wer-
den sowohl im kirchlichen wie im politischen Bereich 

die von Ihnen angesprochenen Themen seit länge-
rem diskutiert. Im Zuge der Diskussion hat eine 
der Koalitionsparteien, die FDP, auf ihrem Ham-
burger Parteitag Thesen zum Thema „Freie Kirche 
im freien Staat" beschlossen, auf die Sie sich mit 
Ihrer Frage offensichtlich beziehen. Die Bundesre-
gierung sieht es allerdings nicht als ihre Aufgabe 
an, zu Parteitagsbeschlüssen hier Stellung zu neh-
men. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie sagen, daß über das partnerschaftliche 
Verhältnis zwischen Kirche und Staat diskutiert 
werden soll oder sogar werden müßte, so frage ich 
Sie konkret, ob sich nach Meinung der Bundesregie-
rung etwas — wenn ja: welcher Teil — an diesem 
bisher bestehenden Verhältnis nicht bewährt hat. 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Gerster, zunächst 
darf ich richtigstellen, daß ich nicht gesagt habe, es 
müßte oder sollte diskutiert werden, sondern daß ich 
darauf verwiesen habe, daß das Verhältnis zwischen 
Staat und Kirchen bei uns einen freien Spielraum 
für diese Diskussion läßt. Ob dieser Spielraum ge-
nutzt wird oder nicht, ist eine andere Frage. 

Im übrigen kann ich auf Ihre Zusatzfrage nur er-
klären, daß es bisher bei der Bundesregierung weder 
den formellen Beginn eines Meinungsbildungspro-
zesses noch etwa Beschlüsse oder sonstige Ent-
scheidungen gegeben hat, aus denen ich Ihnen hier 
über eine Änderung der früheren Auffassung berich-
ten könnte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Kann ich Ihrer Ant-
wort entnehmen, daß bei der Bundesregierung keine 
Pläne bestehen und auch nicht die Erarbeitung von 
Plänen ins Auge gefaßt ist, um dieses partnerschaft-
liche Verhältnis, wie es im Grundgesetz festgelegt 
ist, zu verändern? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sie können meiner Antwort ent-
nehmen, daß derartige Pläne nicht bestehen und 
daß auch mit irgendeiner Vorbereitung der Erar-
beitung derartiger Pläne nicht begonnen worden ist. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Hört! Hört ) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Roser (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, ist der für diese Frage federführend ver-
antwortliche Minister als Mitglied des Kabinetts be-
reit, die von Ihnen gemachten Aussagen in aller 
Öffentlichkeit und mit der gleichen Deutlichkeit zu 
bestätigen und damit dieses Kirchenpapier oder 
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Roser 
dieses sogenannte Kirchenpapier als für ihn irrele-
vant und gegenstandslos zu bezeichnen? 

(Seiters [CDU/CSU] : Und für den Papier-
korb!) 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, Sie können zu-
nächst davon ausgehen, daß die von mir hier ab-
gegebene Erklärung mit dem von Ihnen genannten 
Minister in vollem Umfang abgestimmt ist und so-
mit so anzusehen ist, als hätte er sie hier abgegeben. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Eine Erklärung für 
die Bundesregierung!) 

Die von Ihnen daraus gezogene Folgerung, daß da- 
mit ein Parteitagsbeschluß irrelevant sei, vermag 
ich aber in gar keiner Weise als schlüssig anzusehen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Sondern?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 47 des Herrn Abgeordne-
ten Gerster auf: 

Will din Bundesregierung ein neues Verhaltnis zwischen Staat  
und Kirche schaffen z. B. durch die Aufhebung des öffentlich-
rechtlichen Status der Kirchen, den Fortfall der Kirchensteuer 
zugunsten eines kircheneigenen Beitragssystems und durch die 
Aufhebung von Verträgen und Konkordaten? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Gerster, die Bun-
desregierung hat nicht die in Ihrer Frage angespro-
chene Absicht. Gleichwohl verfolgt sie aufmerksam 
die öffentliche Erörterung der von Ihnen angespro-
chenen Themen, mögen die Beiträge dazu aus dem 
politischen oder aus dem kirchlichen Bereich kom-
men. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, gedenkt die Bundesregierung die Kirchen aus 
dem gesundheitspolitischen, sozialpolitischen und 
kulturpolitischen Bereich zurückzudrängen, oder ist 
nach ihrer Auffassung der derzeitige Zustand eines 
sehr starken und umfangreichen Engagements der 
Kirchen zufriedenstellend? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Gerster, die Bun-
desregierung hat, wie ich bereits erklärt habe, nicht 
die Absicht, irgendeine dieser Maßnahmen, die Sie 
hier angesprochen haben, zu treffen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das wäre auch sehr 
schwierig!) 

Sie ist in der Tat der Auffassung, daß der bisherige 
Zustand sich bewährt hat, daß dieser Zustand aber 
nicht ausschließt, auch weiterentwickelte Vorstel-
lungen zu bilden und zu diskutieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Teilt die Bundesre-
gierung meine Auffassung, daß das hohe Maß des 
Engagements der Kirchen in diesen Bereichen ge-
rade unter dem Gesichtspunkt des Subsidiaritäts-
prinzips erhalten und ausgebaut werden sollte? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Bundesregierung hat mehr-
fach Gelegenheit genommen, das soziale Engage-
ment der Kirchen in besonderer Weise zu würdigen 
und seinen Nutzen für unsere Gesellschaft heraus-
zustellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, bedeuten die Antworten, die Sie dem Kollegen 
Gerster soeben gegeben haben, daß die Bundes-
regierung nur bislang aus Mangel an Beschäftigung 
mit den neuen Plänen des Hamburger Parteitages 
der FDP noch nicht zu dieser Absicht gelangt ist, 
oder beruht diese Auffassung der Bundesregierung, 
die Sie vorgetragen haben, auf einer bereits getrof-
fenen Entscheidung, in der sich die in Hamburg 
anwesend gewesenen Mitglieder der Bundesregie-
rung nicht durchsetzen konnten? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Jäger, zunächst: 
Sie können in der Tat davon ausgehen, daß die in 
Hamburg gefaßten Beschlüsse noch nicht Gegen-
stand einer Erörterung oder gar Entscheidung inner-
halb der Bundesregierung sein konnten. Zudem 
wird auch Ihnen bekannt sein, daß zwischen den 
die Bundesregierung tragenden Koalitionsparteien 
hier keine völlige Übereinstimmung der Meinungen 
besteht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Dann sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern be-
antwortet. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. 

Ich rufe nunmehr die Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundeskanzlers und Bundeskanzler-
amtes auf. Zur Beantwortung ist Frau Parlamenta-
rischer Staatssekretär Schlei hier. 

Ich rufe Frage 107 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kunz (Weiden) auf. 

Welche disziplinaren Schritte sind gegen diejenigen Ange-
hörigen des Bundesnachrichtendienstes eingeleitet worden, die 
sich nach der Erklärung der Parlamentarischen Staatssekretärin 
des Bundeskanzleramtes vol dein Deutschen Bundestag am 
19. September 1974 ohne Auftrag vorschriftswidrige Aufgaben 
gemacht haben? 

Frau Schlei, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Dr. Kunz, es sind keine diszi-
plinaren Schritte eingeleitet worden. Unmittelbar 
nach seinem Amtsantritt im April 1968 hat der der-
zeit amtierende Präsident des Bundesnachrichten-
dienstes eine interne Weisung erteilt, daß jede 
Aufklärungstätigkeit des Bundesnachrichtendienstes 
im innenpolitischen Raum zu unterbleiben habe. 



8158 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 

Parl. Staatssekretär Frau Schlei 
Diese Weisung war notwendig, weil der Bundes-
nachrichtendienst unter der Leitung seines früheren 
Präsidenten Gehlen auch Daten über wichtige Per-
sönlichkeiten in der Bundesrepublik Deutschland 
gesammelt hatte Es konnte in diesem Fall gar nicht 
in Betracht kommen, einzelne Beamte des Bundes-
nachrichtendienstes, die am Zustandekommen die-
ser Dossiers beteiligt waren, für eine Tätigkeit dis-
ziplinarrechtlich zur Verantwortung zu ziehen, die 
wahrscheinlich auf Weisung, zumindest aber mit 
Billigung des früheren Dienstvorgesetzten erfolgte. 

Ich darf Sie, verehrter Herr Kollege Dr. Kunz, 
im übrigen darauf hinweisen, daß am 14. März 1972 
das parlamentarische Vertrauensmännergremium 
über die Haltung der Bundesregierung und der 
neuen Leitung des Bundesnachrichtendienstes zur 
früheren Inlandstätigkeit des Bundesnachrichten-
dienstes eingehend unterrichtet wurde. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das heißt also: zur 
früheren! Von gegenwärtig ist keine Rede!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Frau Staatsse-
kretärin, Sie haben in der Beantwortung der Frage 
von einem pflichtwidrigen Verhalten gesprochen. 
Worin liegt denn dieses pflichtwidrige Verhalten der 
Angehörigen des Bundesnachrichtendienstes in die-
sem Zusammenhang? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Das pflichtwidrige Verhalten lag darin, daß 
über Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, be-
sonders im Bereich der Politik, Nachrichten gesam-
melt wurden — systematisch gesammelt wurden —, 
was nach der Dienstanweisung nicht zulässig ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Frau Staatsse-
kretärin, halten Sie es nicht für logisch, daß Per-
sonen, die im Ausland aus bestimmten Gründen 
observiert werden, auch im Inland vor derselben 
Dienststelle observiert werden? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzleramt: Nein, Herr Kollege, es ist nicht zuläs-
sig, über Persönlichkeiten des öffentlichen Dienstes 
in dem hier gemeinten Sinne systematisch Nach-
richten zu sammeln. Es ist auch nicht erlaubt, daß 
in der Auslandsbeobachtung eventuell anfallende 
Daten so systematisch geordnet werden, daß dar-
über Personenakten entstehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Kollegen Hansen. 

Hansen (SPD) : Frau Staatssekretärin, sind Sie 
mit mir der Auffassung, daß, wenn hier schon etwas 
zu ahnden ist, dies dann doch eher die damals 
politisch Verantwortlichen betrifft? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Sicherlich. Wenn wir davon ausgehen, 
daß vielleicht überlegt wird, daß dann Herrn Geh-
len disziplinarische Schritte hätten treffen müssen, 
müßte sich die Frage allerdings nicht an diese Bun-
desregierung, sondern auf die Amtsführung des vor-
maligen Chefs des Bundeskanzleramtes, Herrn Pro-
fessor Carstens, richten; denn zur Zeit der Amtsfüh-
rung von Herrn Professor Carstens amtierte Herr 
Präsident Gehlen, trat Herr Gehlen in den Ruhe-
stand, folgte Präsident Wessel nach und wurde von 
Präsident Wessel die Weisung erteilt, die Inlands-
aufklärung einzustellen. Erst seit Herbst 1969 ist, 

 wie Sie wissen, Herr Kollege, dann die sozialliberale 
Regierung anzusprechen gewesen. Hier ist inzwi-
schen auch allen klargemacht worden — auch in den 
Fragestunden durch Herrn Professor Ehmke —, daß 
der damalige Chef des Bundeskanzleramtes, Herr 
Professor Ehmke, in verantwortlicher Handhabung 
seines gemäß § 3 der Bundesdiziplinarordnung ge-
gebenen Ermessens davon abgesehen hat, diszipli-
narrechtliche Schritte gegen Herrn Gehlen zu unter-
nehmen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Die Zusatzfrage war 
aber gut gestellt! — Böhm [Melsungen] 
[CDU/CSU]: Die „spontane" Zusatzfrage! — 

Seiters [CDU/CSU] : Sie  liest alles ab!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatssekre-
tärin, welche hellseherischen Fähigkeiten haben Sie 
in den Stand gesetzt, die Zusatzfrage des Kollegen 
Hansen aus einem Blatt heraus zu beantworten? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Jäger, da Sie eifrig die Fragestunden 
verfolgen, müßten Sie wissen, daß wir uns auf die 
konstruktive Phantasie des gesamten Plenums ein-
stellen. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, eine 
Zusatzfrage! 

Ey (CDU/CSU) : Frau Staatssekretärin, glauben 
Sie ernsthaft, daß bei einer qualifizierten Aufga-
benerfüllung eines Nachrichtendienstes In- und 
Auslandsaufgaben streng getrennt werden können? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Ja. Erstens glaube ich immer ernsthaft, und 
zweitens ist dies nicht eine Frage des Glaubens, 
sondern eine Frage der korrekten Dienstanweisung 
— und diese ist nachzulesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage.  
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Vizepräsident Frau Funcke 
Ich rufe die Frage 108 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Wittmann auf: 
Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß Verlautbarun-

gen, in denen von Gesprächen des Leiters der Ständigen Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutschland in Ost-Berlin mit dem 
SED-Chef und dem stellvertretenden "DDR"-Außenminister über 
ein „Paket" die Rede ist, in dem auch die Frage der Rücknahme 
der widerrechtlichen Erhöhung des Zwangsumtauschsatzes ent-
halten sein soll, in derÖffentlichkeit wie bei den Gesprächs-
partnern den Eindruck erwecken, die Rücknahme könne Gegen-
stand von Absprachen und Gegenleistungen sein, und worauf 
gründet die Bundesregierung ihre Hoffnung, Ost-Berlin werde 
diese rechtswidrige Maßnahme vollständig zurücknehmen? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin! 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Auf Ihre Frage, Herr Kollege Dr. Witt-
mann, erteile ich die Antwort, daß die Bundesregie-
rung Ihre Befürchtungen nicht teilt. Sie hat immer 
wieder klar zum Ausdruck gebracht, daß die Rück-
nahme der Verdoppelung des Mindestumtausch-
satzes allein Sache der DDR ist und daß es, von uns 
her gesehen und von uns her gegeben, keine Gegen-
leistungen dafür geben kann. Die Bundesregierung 
wird an dieser Auffassung auch weiterhin festhalten. 
Sie hat in allen Gesprächen über diese Frage gegen-
über der DDR diesen Standpunkt vertreten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Frau 
Staatssekretärin, glauben Sie nicht, daß der anderen 
Seite geradezu der Appetit kommt, Leistung und 
Gegenleistung gegenüberzustellen und eine der im 
„Paket" befindlichen möglichen Leistungen der Bun-
desrepublik als Gegenleistung für die Rücknahme 
der Verdoppelung des Zwangsumtauschsatzes an-
zusehen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Herr Kollege Dr. Wittmann, über den Ap-
petit und die Größe des Appetits will ich hier kein 
Urteil fällen. Wir werden aber bei unserer bewähr-
ten Haltung bleiben, die wir wohl als eine gemein-
same Haltung ansehen können. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Frau 
Staatssekretärin, Sie haben mir den zweiten Teil 
meiner Frage nicht beantwortet. Könnten Sie mir 
noch Tatsachen nennen, auf denen die Hoffnung der 
Bundesregierung gegründet ist, daß die Verdoppe-
lung des Zwangsumtauschsatzes nun endgültig und 
vollständig zurückgenommen wird? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Die Bundesregierung hat — wie auch der 
Senat von Berlin — die Erwartung, daß zur Ge-
schäftsgrundlage zurückgekehrt wird — und zur 
Erwartung gehört selbstverständlich auch die Hoff-
nung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Müller. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Frau Staatssekretär, 
können Sie dem Hohen Hause etwas über den Stand 
der Bemühungen mitteilen? Sie berichteten von Ge

-

sprächen mit dem Ziel, diesen Umtauschsatz wieder 
auf den ursprünglichen Stand zurückzuführen. Wel-
chen Stand meinten Sie, und was haben Sie in der 
Zwischenzeit dabei erreicht? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Wenn Sie hier auf einen Briefwechsel ab-
stellen, Herr Kollege Müller: dieser gilt noch als 
nicht zu veröffentlichen. Das betrifft dann auch Ihre 
Frage. Im übrigen wurde gestern im Innerdeutschen 
Ausschuß über dieses Thema gesprochen. Ich nehme 
an, Sie waren anwesend. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU] : Gesprochen 
schon, aber nichts gesagt!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte, eine Zu-
satzfrage. 

Roser (CDU/CSU) : Frau Parlamentarische Staats-
sekretärin, können Sie uns eine Auskunft darüber 
geben, welche Tatsachen der eben von Ihnen ange-
sprochenen Erwartung zugrunde liegen? 

Frau Schlei, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
kanzler: Hier ist nicht über Tatsachen zu philoso-
phieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir können nur darauf hinweisen, daß wir in jedem 
Gespräch die Gelegenheit nehmen, auf unsere Auf-
fassung hinzuweisen. Sie kennen die Situation ge-
nau und wissen daher, daß eine andere Möglichkeit 
nicht besteht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Frage 109 ist zurückgezogen. 
Ich rufe die Frage 110 des Herrn Abgeordneten 

Sauter auf: 
Stehen die Bundesregierung, einzelne Bundesministerien oder 

nachgeordnete Behörden in irgendeiner Verbindung finanzieller 
Art mit unabhängig firmierenden Pressediensten, und erhalten 
gegebenenfalls derartige Pressedienste in irgendeiner Form 
finanzielle Zuwendungen aus Bundesmitteln für die Verbreitung 
— auch regierungsgenehmer — Informationen? 

Bölling, Staatssekretär, Chef des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung: Herr Ab-
geordneter Sauter, ich darf Ihnen möglichst gründ-
lich auf Ihre Frage antworten. Da es kaum Presse-
dienste gibt, die im Titel oder im Impressum aus-
drücklich als unabhängig firmieren, geht die Bundes-
regierung davon aus, daß Ihr Interesse an dieser 
Auskunft mehr prinzipieller Natur ist. 

Zum ersten Teil Ihrer Frage ist zu sagen, daß das 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
und andere Ressorts schon dadurch in finanziellen 
Verbindungen zu Pressediensten stehen, daß sie für 
abonnierte Exemplare die Abonnementgebühren zah-
len. Die Zahl der bezogenen Pressedienste und der 
Abonnements schwankt natürlich je nach Aufgaben-
stellung und Informationsbedürfnis der Ressorts. 
Gelegentlich werden von Ressorts auch andere Stel-
len oder Personen mit abonnierten Exemplaren be-
liefert, z. B. auch die Fraktionen und einzelne Ab-
geordnete dieses Hohen Hauses. 
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Staatssekretär Bölling 
In Ausnahmefällen kann eine Gewährung von Zu-

wendungen an Pressedienste zur Erfüllung ihrer Auf-
gabe in Frage kommen. So erhalten z. B. zwei Presse-
dienste Zuwendungen in einer jährlichen Gesamt-
höhe von 26 900 DM, um die Verbreitung von Presse-
meldungen aus der DDR und aus den Zonenrand-
gebieten zu unterstützen. 

Zum zweiten Teil der Frage ist festzustellen, daß 
es nach den Vorschriften der gemeinsamen Geschäfts-
ordnung der Bundesministerien und den Vorbemer-
kungen zu Kap. 04 03 des Haushaltsplanes Aufgabe 
des Presse- und Informationsamtes ist, die Nach-
richtenträger, die anderen Organe der öffentlichen 
Meinungsbildung und die Bevölkerung über — so 
heißt es im Text — „über die politischen Ziele und 
die Arbeit der Bundesregierung zu unterrichten". 
Im Ressortbereich wird dies natürlich durch die 
Pressestellen ergänzt. Bei der Erfüllung ihrer Infor-
mationsaufgabe halten das Presse- und Informations-
amt und einige Ressorts in bescheidenem Umfang 
auch vertraglich vergütete Verbindungen zu Presse-
diensten, z. B. das Presse- und Informationsamt im 
Bereich der Entspannungs-, Sicherheits- und Wehr-
politik sowie im Bildungs- und Wissenschaftsbereich, 
das Bundesministerium des Innern in seinem Auf-
gabenbereich, das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit auf dem Gebiet des Gesund-
heitsschutzes, vor allem zum Schutz gegen Alkohol-, 
Nikotin- und Medikamentenmißbrauch, das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Entwicklungspolitik, das Bundes-
ministerium für innerdeutsche Beziehungen auf dem 
Gebiet der innerdeutschen Thematik. 

Über einige vertragliche Kontakte zu Pressedien-
sten kann ich — und auf diese Antwort sind Sie 
vorbereitet — hier aus Gründen der Vertraulichkeit 
keine Angaben machen. Der Haushaltsplan sieht 
eben aus diesen Gründen der Vertraulichkeit in be-
stimmten Fällen ein besonderes, Ihnen bekanntes 
Verfahren zur Unterrichtung des Bundestages vor, 
z. B. bei dem Tit. 53 101 im Etat des Presse- und In-
formationsamtes. Danach unterrichtet der Bundes-
rechnungshof einen Unterausschuß des Haushalts-
ausschusses über das Ergebnis seiner Prüfung. In die-
sem Unterausschuß sind, wie Sie wissen, alle Frak-
tionen vertreten. Ein ähnliches Verfahren besteht 
im Geschäftsbereich des Bundesministers für inner-
deutsche Beziehungen. Für den Tit. 685 01 gibt es 
dort einen auf das Jahr 1949 zurückgehenden Aus-
schuß von acht Mitgliedern, dem ebenfalls Vertre-
ter aller Fraktionen dieses Hauses angehören und 
dem regelmäßig über diesen Titel Bericht erstattet 
wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, kann ich aus Ihrer Antwort entnehmen, daß Sie 
nur auf die Zuwendungen abgestellt haben, die 
nach der Haushaltsordnung ausgewiesen sind? 

Boiling, Staatssekretär, Chef des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung: Ja, von an-
deren ist mir nichts bekannt. Sie wissen selbst, daß 

es unter diesen vertraulichen Titeln einige solcher 
Pressedienste gibt. Dieses ist von Anbeginn an die 
Übung gewesen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, könnten Sie mir Auskunft darüber geben, ob 
die Bundesregierung oder eine nachgeordnete 
Dienststelle in irgendeiner Verbindung zu dem Bun-
desdienst für Heimatfragen Peter Schultze-Moderow 
in Wiesbaden-Bierstadt steht? 

Bölling, Staatssekretär, Chef des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung: Dieses ist 
mir nicht bekannt, aber ich will mich, wenn es nicht 
unter dieses Kapitel fällt, das ich vorhin beschrieben 
habe, Herr Abgeordneter Sauter, gern kundig ma-
chen und Sie darüber informieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, werden Sie für den Fall, daß dieses Organ 
unter diesen Titel fällt, den Sie vorhin angeführt 
haben, dem Vertrauensmännergremium darüber be-
richten? 

Bölling, Staatssekretär, Chef des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung: Ich glaube 
nicht, daß dem irgend etwas entgegensteht, Herr 
Abgeordneter. 

(Zuruf) 

— Sie meinen mit „Vertrauensmännergremium" 
sicherlich den Unterausschuß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. Damit sind die Fragen aus dem Bereich 
des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes 
beantwortet. Ich danke auch Ihnen, Herr Staats-
sekretär Bölling. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amtes auf. Zur Beantwortung steht 
Herr Staatsminister Moersch zur Verfügung. Die 
Frage 111 stellt der Herr Abgeordnete Hansen: 

Welche Hindernisse gibt es im einzelnen für die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu den selbständigen Staaten, die 
die Bundesregierung bisher nicht anerkannt hat? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, es ist bekannt, daß die Bundes-
regierung bereit ist, mit allen Staaten diplomatische 
Beziehungen aufzunehmen, die das wünschen. Wenn 
dies in einigen wenigen Fällen noch nicht gesche-
hen ist, so liegen dem auf der einen oder der an-
deren Seite — Hindernisse zugrunde, deren Natur 
ich als „politisch" im eigentlichen Sinne bezeichnen 
möchte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 
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Hansen (SPD) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, Ihre sehr knappe Antwort durch die Nen-
nung dieser Staaten zu ergänzen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich frage, welche Staaten Sie 
meinen. Ich bin dann gerne bereit, im einzelnen, 
auch mit den Gründen, hierzu Stellung zu nehmen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Selbständige Staaten!) 

Hansen (SPD) : Die Staaten, nach denen ich in 
meiner Frage gefragt habe. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Sie haben nach keinen bestimmten Staaten gefragt, 
deswegen habe ich keinen bestimmten Staat in der 
Antwort nennen können. Sie wissen aber, daß wir zu 
Albanien und zu Kuba keine diplomatischen Bezie-
hungen haben, um nur zwei Beispiele zu nennen. 
Ebensowenig übrigens seit einiger Zeit mit dem 
Tschad. 

Vizepräsident' Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Hansen (SPD): Herr Staatssekretär, ist unter den 
zuletzt genannten Staaten einer, bei dem die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen 

(Dr. Marx [CDU/CSU): Das ist ja wie ein 
Kreuzworträtsel!) 

aus Rücksichtnahme auf die Interessen eines ande-
ren Staates verhindert wird? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich habe umfassend geantwor-
tet. Ich habe auf politische Interessen im eigent-
lichen Sinne des Wortes hingewiesen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, eine 
Zusatzfrage. 

Walkhoff (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich 
aus Ihrer Antwort schließen, daß beispielsweise zu 
der Volksrepublik Kuba keine Beziehungen aufge-
nommen worden sind, weil man Rücksicht auf die 
Interessen der Vereinigten Staaten nimmt? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Sie können aus dem, was ich gesagt habe, dieses 
nicht schließen. Sie können nur demnächst erfahren, 
daß über solche Beziehungen verhandelt werden 
wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Die Frage 112 des Abgeordneten Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) wie auch die Frage 113 des Abgeord-
neten Höcherl werden auf Bitte des jeweiligen 
Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 114 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sich die Stel-
lungnahme des Botschaftsrats Valentin a. Koptelzew auf  einer 
Tagung in Loccum dahin, die „Träume" von einer Wiederver-
einigung seien nicht mehr real (die „Welt" ve in  17. September 
1974), mit Artikel 41 Abs. 1 der Wiener Diplomatenkonvention 
vom 18. April 1961 vereinbaren lasse, wonach „Diplomaten 
verpflichtet sind, sich nicht in die inneren Angelegenheiten 
des Empfangsstaates einzumischen", und was beabsichtigt sie zu 
tun, um die Beachtung auch dieser von der Sowjetunion feier-
lich übernommenen Verpflichtung durchzusetzen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, der Text des Vortrages von 
Botschaftsrat Koptelzew liegt der Bundesregierung 
nicht vor. Dieser Vortrag wurde auf einer Tagung 
der Evangelischen Akademie in Loccum, also in 
einem nicht-offiziellen Rahmen, gehalten. Es han-
delte sich demnach nicht um eine offizielle Stel-
lungnahme der sowjetischen Botschaft, sondern, 
dem Zweck der Tagungen in Loccum entsprechend 
— den ich hier in diesem Gremium als bekannt vor-
aussetze — um einen persönlichen Diskussionsbei-
trag von Herrn Koptelzew. 

Im übrigen hatte die einladende Evangelische 
Akademie in Loccum wohl die sicherlich nicht 
falsche Meinung, daß das Thema Wiedervereinigung 
nicht als eine innere Angelegenheit zu betrachten 
sei, sondern auch die Vier Mächte berühre, was mir 
jedenfalls auch aus der Auswahl des Referenten 
hervorzugehen scheint. Aus diesen Gründen sieht 
die Bundesregierung in den Ausführungen des Bot-
schaftsrats keinen Verstoß gegen die Wiener Kon-
vention von 1961. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, trifft I 
es zu, daß nach Art. 41 Abs. 1 dieser Konvention 
Diplomaten verpflichtet sind, sich nicht in die inne-
ren Angelegenheiten des Empfangsstaates einzu-
mischen, und zwar in offiziellen und inoffiziellen 
Erklärungen, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um dies durchzusetzen, da alle Verfassungs-
organe, auch die Bundesregierung, verpflichtet sind, 
in ihrer Politik auf die Erreichung der Wiederver-
einigung und des Wiedervereinigungsanspruchs hin-
zuwirken, diesen im Inneren wachzuhalten und nach 
außen beharrlich zu vertreten? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, das in Ihrer Frage angeführte 
Zitat aus der Wiener Konvention trifft im Wesent-
lichen zu. Aber ich kann nicht einsehen, daß die 
Wiedervereinigung nur eine innere Angelegenheit 
sein soll, denn sonst stände es wohl anders um sie. 
Ich nehme doch an, daß Ihnen bekannt ist, welche 
Mächte hier mitzureden haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, da 
Sie der Auffassung sind, daß der grundgesetzlich 
festgelegte Auftrag aller Verfassungsorgane, die 
Wiedervereinigung in rechtlicher Weise zu vertre-
ten, keine innerdeutsche Angelegenheit ist, möchte 
ich Sie fragen, wie dies Ihrer Auffassung nach mit 
der Präambel des Grundgesetzes und mit dem Bun- 
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desverfassungsgerichtsurteil vom 31. Juli 1973 zu 
vereinbaren ist. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich vermag überhaupt nicht zu 
erkennen, inwiefern Sie das meiner Äußerung ent-
nehmen. Das habe ich nicht gesagt. Deswegen ver-
stehe ich auch Ihre Frage in diesem Zusammenhang 
nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) : Herr Staatsminister, teilen Sie 
meine Auffassung, daß die Äußerungen des Herrn 
Koptelzew in innerem Zusammenhang mit der Ver-
lautbarung der regierungsamtlichen sowjetischen 
Iswestija steht, die in Radio Moskau am 3. Oktober 
wiedergegeben wurde, wonach die deutsche Frage 
von der Geschichte abgeschlossen und erledigt sei, 
und daß hierin eine einheitliche sowjetische Kam-
pagne zu sehen ist, der die Bundesregierung ent-
gegentreten müßte? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, einen Zusammenhang herzu-
stellen zwischen den Äußerungen des Botschaftsrats 
bei der Evangelischen Akademie in Loccum und dem 
sowjetischen Regierungsorgan ist jedermann unbe-
nommen, auch Ihnen, Herr Abgeordneter. Die 
Bundesregierung kann darüber keine Urteile ab-
geben, zumal ich Ihnen soeben gesagt habe, daß ich 
den Vortrag im Wortlaut nicht kenne und daß die 
Evangelische Akademie auch keine Stellungnahme 
der Bundesregierung erbeten hat, sondern einen 
Botschaftsrat eingeladen hat, um eine Meinung zu 
hören und darüber zu diskutieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatsminister, sind Sie im Ernst der Meinung, daß 
ein Botschaftsrat einmal als Privatmann irgendwo 
sprechen kann und ein anderes Mal als Botschafts-
rat? Unterliegen nicht alle Äußerungen — so habe 
ich es wenigstens im Völkerrecht gelernt —, die ein 
Diplomat auf fremdem Boden tut, dem Interventions-
verbot, und gilt das nicht für alle diese Äußerungen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich glaube, wir reden hier völlig 
an der Sache vorbei. Sie müßten doch die Frage stel-
len, ob wir es für richtig halten, daß künftig evange-
lische Akademien sowjetische Diplomaten einladen 
oder nicht. Die evangelischen Akademien haben sich 
dafür entschieden, alle Gesprächspartner einzuladen, 
die ihnen zur Verfügung stehen, und sie gehen si-
cherlich davon aus, daß ein sowjetischer Botschafts-
rat nichts sagt, was seiner Regierung nicht gefällt. 
Ich hoffe, auch ein deutscher würde das im Ausland 
nicht tun. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Dann rufe ich die Frage 115 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Hat die Bundesregierung die zwangsweise Trennung aus den 
Oder-Neiße-Gebieten ausreisender deutscher Familien in der 
Weise „jeweils dem polnischen Außenministerium gegenüber 
zur Sprache gebracht" (Stenographischer Bericht über die 116. Sit-
zung des Deutschen Bundestages, Seite 7812), daß sie gemäß 
Merkblatt 5 der GO für die Vertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland mit den Richtlinien für den diploma-
tischen Verkehr eine „Verbalnote" oder ein „Memorandum"  — 
die  auch als diplomatische Interventionen gegenüber dem pol-
nischen Außenministerium ausdrücklich bezeichnet wurden —
überreichte, und hat sie dabei darauf verwiesen, daß sie in 
Wahrnehmung der Verfassungspflicht zum Schutz der deutschen 
Familien im Rahmen des völkerrechtlich Zulässigen handle und 
sie die Zerreißung der Familien bei der Ausreise als Erschütte-
rung der in der „Information" niedergelegten Vertragsgrund-
lage behandeln müsse? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat die in 
Ihrer Frage erwähnten Fälle in der Form zur Sprache 
gebracht, die ihr unter den gegebenen Umständen 
geeignet erschien und erscheint. Sie hat dabei darauf 
hingewiesen, daß die ungleiche Behandlung der Aus-
reiseanträge von Angehörigen einer in einem ge-
meinsamen Haushalt lebenden Familie weder dem 
Wortlaut noch dem Sinn der „Information" ent-
spricht. Im übrigen bitte ich um Ihr Verständnis da-
für, daß es der Bundesregierung angesichts der lau-
fenden Kontakte mit der polnischen Regierung in 
der Frage der Umsiedlung und des Umfangs des 
Problems sowie der großen Zahl von Einzelfällen, 
die dabei erörtert werden, nicht möglich ist, jeweils 
detailliert über Wortlaut und Form von Interventio-
nen Auskunft zu erteilen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, nach-
dem Sie mir am 19. Oktober 1973 hier ausdrücklich 
erklärt haben, daß die Bundesrepublik verpflichtet 
sei, in jedem Einzelfall diplomatischen Schutz für 
deutsche Staatsangehörige auszuüben, auch in den 
Oder-Neiße-Gebieten, frage ich Sie, ob bei der Inter-
vention der Bundesrepublik Deutschland sichtbar 
wurde, daß die Vertretung namens der Bundes-
republik Deutschland als Völkerrechtssubjekt inter-
veniert? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, diese Interventionsnotizen be-
ruhen wie die gesamte Tätigkeit der Botschaften auf 
internationalem Recht. Ich darf Sie im übrigen daran 
erinnern, welchen Vorbehalt die Bundesregierung 
1970 gegenüber dem Vertragspartner gemacht hat. 
Sie hat nämlich ausdrücklich klargestellt, daß durch 
diesen Vertrag niemandem Rechte verlorengehen, 
die ihm auf Grund deutscher Gesetze zustehen. Das 
ist der polnischen Seite notifiziert worden. Hierüber 
ist auch hier wiederholt gesprochen worden. Ich 
glaube nicht, daß ich zu dem Thema heute noch et-
was Neues beitragen kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatz-
frage? 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, nach-
dem die Notizen bisher nur als Bekanntgabe von 
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Wünschen von Familien bekanntgeworden sind, 
frage ich Sie noch einmal, ob in den nach der Ge-
schäftsordnung für die auswärtigen Vertretungen 
geltenden Richtlinien Verbalnoten oder Memoran-
den oder mündliche Demarchen eingebracht wurden, 
die sichtbar machten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland als Völkerrechtssubjekt für deutsche 
Staatsangehörige handelt. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich glaube, daß Ihrer Frage eine 
mißverständliche Auffassung über den Wert von 
Überschriften im diplomatischen Verkehr zugrunde 
liegt. Schriftliche Interventionen in Einzelfällen wer-
den nach der von unserer Botschaft in Warschau ge-
übten Praxis in der Regel als „Notizen" gekenn-
zeichnet. Die Wahl der Überschrift, Herr Abgeord-
neter — das möchte ich hier einmal klarstellen —, 
hat keinerlei Einfluß auf den Wirkungsgrad einer 
solchen Intervention. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Sie haben aber eine 
Geschäftsordnung!) 

— Herr Abgeordneter, wir haben eine Geschäfts-
ordnung, und wir haben Botschafter, die eine ent-
sprechende Praxis ausüben. Es kommt darauf an, daß 
von dieser Geschäftsordnung in einer Weise Ge-
brauch gemacht wird, die im Interesse der Betroffe-
nen liegt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Moersch, in welcher Form hat die polnische Regie-
rung denn auf diese sogenannten Interventionsnoti-
zen, die im diplomatischen Verkehr in dieser Form 
völlig unüblich sind, geantwortet, und in welchem 
Verhältnis zu den bisherigen Formen des diploma-
tischen Verkehrs — Memorandum, Demarche usw. 
— steht eine solche Interventionsnotiz? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, das ist kürzlich im Auswärtigen 
Ausschuß eingehend dargelegt worden. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Das 
ist billig!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. — Dann danke ich Ihnen, Herr Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Justiz. Zur Beantwortung: Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Dr. de With. 

Ich rufe die Frage 48 des Herrn Abgeordneten 
Rollmann auf: 

Was tut die Bundesregierung, um die 3,3 Millionen junger 
Menschen, die am 1. Januar 1975 das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und volljährig werden, im Sinne des Berichts des Rechts-
ausschusses des Deutschen Bundestages vom 6. März 1974 (Druck-
sache 7/1762) auf die mit der Volljährigkeit verbundenen Rechte 
und Pflichten vorzubereiten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Die Bundesregierung führt eine 

Reihe von Aufklärungsmaßnahmen durch, um die 
am 1. Januar 1975 volljährig werdenden jungen Bür-
ger über ihre neuen Rechte und Pflichten zu infor-
mieren. Der Bundesminister der Justiz gibt seit An-
fang September das Faltblatt „Mit 18 volljährig" 
heraus, das eine Startauflage von 500 000 Exempla-
ren hat und in Text und Gestaltung bewußt auf die 
Gruppe der 18- bis 21jährigen abgestellt ist. Dieses 
Faltblatt soll den jungen Bürgern in einfacher und 
plastischer Form einen Überblick über ihre neue 
Rechtsstellung ab 1. Januar 1975 geben. Das Faltblatt 
wird vom Bundesjustizministerium aus direkt an 
Schulen, Fachschulen, Berufsaufbauschulen, Volks-
hochschulen, Jugendämter und Betriebe mit Lehr-
werkstätten versandt, so daß eine gezielte Infor-
mation der 18- bis 21jährigen möglich ist. 

Außerdem wird das Faltblatt auch allen Organi-
sationen, die sich mit der Jugendarbeit, Jugendhilfe 
oder Jugenderziehung beschäftigen, zur Verfügung 
gestellt. Wegen der großen Nachfrage bereitet das 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
einen Nachdruck des Faltblattes in einer Auflage von 
1 Million Exemplaren vor. Dieser Nachdruck wird 
etwa Ende Oktober verfügbar sein und auch Hin-
weise mit Adressen auf die Bundeszentrale und dic 
Landeszentralen für politische Bildung sowie die 
Verbraucherorganisationen enthalten. 

Neben dem Faltblatt gibt das Bundesministerium 
der Justiz eine weitere, ausführlichere Information 
über das neue Volljährigkeitsgesetz heraus — Auf-
lage 30 000 —, die besonders für diejenigen ge-
dacht ist, die das neue Volljährigkeitsgesetz an die 
jungen Bürger herantragen können, also z. B. für 
Lehrer, Eltern und Erzieher. 

Ich darf, Herr Kollege, in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß die Gesamtkosten für die 
Aufklärungsaktion „Mit 18 volljährig" rund 40% 
der disponiblen Masse der Mittel des Bundesjustiz-
ministeriums im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit für 
1974 in Anspruch nehmen. Diese Zahl sollte zugleich 
geeignet sein, die Bedeutung der für die Öffentlich-
keitsarbeit aufgewandten Mittel zu unterstreichen 
und gewisse in der Öffentlichkeit immer wieder laut-
werdende Vorwürfe hinsichtlich der Verwendung 
solcher Mittel zu entkräften. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung bereitet darüber hinaus folgende Aufklä-
rungsmaßnahmen vor: 

Erstens. Herausgabe einer Jugendzeitung, in der 
unter anderem auch die Rechte und Pflichten nach 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters dargestellt 
werden; Auflage 500 000, Erscheinen: Mitte Oktober. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : „Rechtzeitig" mit 
Bild des Ministers!) 

Zweitens. Produktion eines Kino-Kurzfilms zum 
Einsatz in Beiprogrammen der Lichtspieltheater und 
zum nichtgewerblichen Einsatz über die Landes-
filmdienste etc. 

Drittens. In Absprache mit Wochenschauen sollen 
die wesentlichsten Auswirkungen gezielt zum Jah-
reswechsel in „Spots" dargestellt werden. 



8164 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 

Parl. Staatssekretär Dr. de With 
Viertens. Unterstützung von Informationsmaßnah-

men anderer Stellen durch Bereitstellung von Infor-
mationsmaterial. Derartige Unterstützungen nehmen 
nicht nur Jugendorganisationen, sondern auch z. B. 
öffentlich-rechtliche Kreditanstalten für ihre Infor-
mationsschriften in Anspruch. 

Fünftens. Herausgabe von Pressemitteilungen mit 
Informationen über die Änderung der Rechtslage; 
gezielt wiederum zum Jahreswechsel. 

Sechstens. Den Redaktionen von Funk und Fern-
sehen, die das Thema behandeln wollen, stehen die 
zuständigen Referate sowohl im Bundesministerium 
der Justiz als auch im Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung mit Informationen zur Ver-
fügung. 

Siebtens. Außerdem wird das Thema „Volljährig-
keit" auch im größeren Zusammenhang behandelt, 
z. B. in den vom BPA herausgegebenen „109 Tips 
für die Frau" (4. Auflage). Ferner plant die Bundes-
zentrale für politische Bildung eine Sonderseite in 
der Informationsschrift „Parlament", in der das 
Thema „Herabsetzung des Volljährigkeitsalters" be-
handelt werden soll. 

Neben all diesen vielseitigen Aufklärungsmaß-
nahmen darf nicht übersehen werden, daß die Auf-
klärung der jungen Bürger über ihre neuen Rechte 
und Pflichten nicht allein Aufgabe der Bundesregie-
rung sein kann. Vor allem sind hier die Schulen und 
Ausbildungsstätten sowie alle Institutionen der Ge-
sellschaft, die mit der Erziehung und Ausbildung 
von jungen Menschen in irgendeiner Form betraut 
sind, aufgerufen. Hierauf hat der Bundesminister 
der Justiz von der Bundespressekonferenz am 
2. September 1974 deutlich hingewiesen. Auch die 
Organisationen und Verbände der Wirtschaft soll-
ten überlegen, ob und welche Maßnahmen in ihrem 
speziellen Bereich in Frage kommen, um zu einer 
Aufklärung der volljährig werdenden jungen Bür-
ger beizutragen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, nachdem der Bundestag das Voll-
jährigkeitsalter ja bereits im Frühjahr dieses Jahres 
auf das 18. Lebensjahr herabgesetzt hat, frage ich: 
Warum setzen die Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Aufklärung der 3,3 Millionen betroffenen jungen 
Bürger erst im Herbst dieses Jahres ein? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich gehe davon aus, daß es 
auf einem entsprechenden „timing" beruht, wenn 
die Information mindestens drei Monate vor dem 
Zeitpunkt beginnt. Zudem haben wir im Sommer 
mit den Ferien zu rechnen, was zum Teil für die 
Aufklärung hinderlich ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
Sie eben von der notwendigen Mitarbeit der Ver

-

bände der Wirtschaft gesprochen haben, frage ich 
Sie: Was hat die Bundesregierung bisher getan, um 
die Verbände und Organisationen der Wirtschaft 
dazu zu veranlassen, die jungen Bürger auf die Her-
absetzung des Volljährigkeitsalters mit vorzuberei-
ten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Wie ich eben ausführte, hat der 
Bundesminister der Justiz eine Bundespressekonfe-
renz abgehalten, wodurch, wie ich meine, hinrei-
chend zum Ausdruck kommt und kam, was alles von 
seiten dieses Hauses und des Presse- und Informa-
tionsamts der Bundesregierung zur Verfügung steht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe dann die Frage 49 des Herrn Abgeord-
neten Rollmann auf: 

Welche Verhandlungen hat die Bundesregierung im Sinne des 
Berichts des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages vom 
6. März 1974 (Drucksache 7/1762) mit den Bundesländern geführt, 
damit „der rechtskundliche Unterricht an den Schulen verstärkt 
wird"?  

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Im Zusammenhang mit den von 
der Bundesregierung eingeleiteten Aufklärungs-
aktionen über die Herabsetzung des Volljährig-
keitsalters ist der Bundesminister der Justiz auch an 
die Kultusminister der Länder herangetreten und hat 
sie gebeten, durch geeignete Maßnahmen — hierzu 
gehört sicherlich auch der Rechtskundeunterricht — 
mit dazu beizutragen, daß die am 1. Januar 1975 
volljährig werdenden jungen Bürger über ihre 
neuen Rechte und Pflichten informiert werden. 

Das Thema „Rechtskundeunterricht" ist außer-
dem auf der Konferenz der Justizminister und 
-senatoren der Länder am 6. und 7. Mai 1974 in 
Karlsruhe eingehend behandelt worden. Die Konfe-
renz hat eine Entschließung verabschiedet, in der sie 
ihre Bereitschaft erklärt, bei der Förderung des 
rechtskundlichen Unterrichts weiterhin mitzuwirken, 
und in der sie empfiehlt, daß die einzelnen Landes-
justizverwaltungen mit den Kultusverwaltungen 
ihrer Länder in einen Meinungsaustausch zur Über-
windung von Schwierigkeiten eintreten. Der Vor-
sitzende der Justizministerkonferenz ist gebeten 
worden, diese Fragen mit dem Vorsitzenden der Kul-
tusministerkonferenz zu besprechen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Rollmann (CDU/CSU) : Darf ich fragen, Herr 
Staatssekretär, wann der Bundesjustizminister an 
die Kultusminister der Länder herangetreten ist und 
mit welchem Resultat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich kann Ihnen nicht das genaue 
Datum sagen. Aber ich meine, aus meiner Antwort 
ging hervor, daß der Bundesjustizminister all das 
getan hat, was in seinen Kräften steht. Schließlich 
hat er keine Kompetenz gegenüber den Kultus-
ministern. Er kann nur die Bitte an sie herantragen. 
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Parl. Staatssekretär Dr. de With 
Das wird dadurch unterstrichen, daß dieses Thema 
auf der Konferenz der Justizminister und -senatoren 
Gegenstand der Tagesordnung war. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Rollmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
frage konkret: Wann ist der Bundesjustizminister an 
die Kultusminister der Länder herangetreten? Das 
muß sich doch wohl aus Ihren Unterlagen ergeben. 
Oder findet das vielleicht erst übermorgen statt? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Nein. Ich kann Ihnen das genaue 
Datum im Moment nicht sagen. Aber ich bin sehr 
gerne bereit, es Ihnen schriftlich mitzuteilen. Im 
Zusammenhang mit Ihrer ersten Frage war nicht 
ersichtlich, daß Sie diese Frage nun auf den Tag 
genau beantwortet wissen wollten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 50 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Becher auf: 

Unter welchen Voraussetzungen können Rechtsanwälte der 
Deutschen Demokratischen Republik als Verteidiger an Straf- 
und Zivilprozessen in der Bundesrepublik Deutschland teilneh 
men? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Dürfen die beiden Fragen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Becher im Zusammenhang 
beantwortet werden? 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Fragesteller 
ist einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 51 
des Herrn Abgeordneten Dr. Becher auf: 

Können Rechtsanwälte aus der Bundesrepublik Deutschland 
Mandanten in Straf- und Zivilprozessen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik vertreten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Bei der Beantwortung Ihrer An-
frage, Herr Abgeordneter, ist zu unterscheiden zwi-
schen einer sehr geringen Zahl von Rechtsanwälten 
aus Berlin (West) und Berlin (Ost), die aus früherer 
Zeit noch eine Zulassung im anderen Teil Berlins 
haben, und der ganz überwiegenden Zahl aller 
anderen Rechtsanwälte. Zunächst gehe ich auf den 
in der Regel geltenden Zustand ein, der für die 
Bundesrepublik Deutschland wie folgt zu beschrei-
ben ist. 

In Strafsachen ist heute herrschende Auffassung, 
daß nur im Geltungsbereich der Strafprozeßordnung 
zugelassene Rechtsanwälte frei nach § 138 Abs. 1 
StPO als Verteidiger gewählt werden können. 
Andere Anwälte, auch solche aus der DDR, können 
nur nach § 138 Abs. 2 StPO mit Genehmigung des 
Gerichts als Verteidiger zugelassen werden. 

Im Zivilprozeß vor einem Landgericht oder einem 
höheren Gericht muß sich die Partei durch einen bei 
dem betreffenden Gericht zugelassenen Rechtsanwalt 
vertreten lassen. Ein Rechtsanwalt aus der DDR 
kommt dafür nicht in Betracht. 

Die Regelung der Zivilprozeßordnung vor dem 
Amtsgericht ist komplizierter. Man kann sie auf die 
kurze Formel bringen: Rechtsanwälte — gleich, bei 
welchem Gericht sie zugelassen sind — dürfen eine 
Partei immer vertreten; andere geschäftsmäßige 
Rechtsberater nur, wenn sie besonders als Prozeß

-

agent zugelassen sind; Privatpersonen, wenn sie die 
nötige Fähigkeit zum geeigneten Vortrag haben. Es 
muß der Entscheidung des Gerichts im Einzelfall 
überlassen werden, ob es Rechtsanwälte aus der 
DDR zuläßt. 

Nach der Entwicklung der Rechtsprechung und der 
Kommentarliteratur im Strafprozeß dürfte es nahe-
liegen, daß unter einem Rechtsanwalt in der Zivil-
prozeßordnung ein Rechtsanwalt verstanden wird, 
der im Geltungsbereich dieses Gesetzes zugelassen 
ist. Ob das Auftreten eines Anwalts aus der DDR, 
der demnach nicht die Befugnisse eines Rechts-
anwalts im Sinne der Zivilprozeßordnung hätte, als 
geschäftsmäßig anzusehen ist — mit der Folge der 
Zurückweisung nach § 157 Abs. i ZPO —, wird im 
Einzelfall von den Gerichten zu entscheiden sein. 

Nach dem Rechtszustand in der DDR ist eine Ver-
teidigung in Strafsachen oder eine Vertretung im 
Zivilprozeß durch einen Rechtsanwalt aus der Bun-
desrepublik Deutschland nicht möglich. 

Zu der eingangs angesprochenen sehr kleinen 
Gruppe von Rechtsanwälten in Berlin, die jeweils 
noch eine Zulassung im anderen Teil der Stadt ha-
ben, ist folgendes zu bemerken: 

Noch drei Rechtsanwälte mit Sitz in Berlin (West) 
sind in Berlin (Ost) zugelassen. Diese Rechtsanwälte 
können ihrer Berufstätigkeit in Berlin (Ost) nach-
gehen. Allerdings haben sich in einem Fall Schwie-
rigkeiten bei der Einreiseerlaubnis gezeigt. 

Umgekehrt gibt es noch 11 Rechtsanwälte mit Sitz 
in Berlin (Ost), die aus früherer Zeit in Berlin (West) 
zugelassen sind. Diese Rechtsanwälte sind Mitglie-
der der Anwaltskammer Berlin. Sie haben die Rechte 
— auch im Hinblick auf verfahrensrechtliche Befug-
nisse —, die einem im Geltungsbereich der Bundes-
rechtsanwaltsordnung zugelassenen Rechtsanwalt 
zustehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, können Sie ungefähr die Anzahl der 
Rechtsanwälte aus der DDR angeben, die in den 
letzten Jahren in der Bundesrepublik Vertretungen 
oder Mandate übernommen haben? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Das kann ich nicht sagen. Ich bin 
aber gern bereit, es Ihnen schriftlich mitzuteilen. 
Auf Grund Ihrer Fragen war nicht zu erwarten, daß 
Sie diese Zahl wissen wollten. Zahlenmäßig ange-
geben habe ich lediglich die Anwälte, die von hüben 
und drüben jeweils zugelassen sind. Das waren drei 
bzw. elf. 
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Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Auf Grund 
welcher der von Ihnen angeführten Tatbestände ist 
etwa eine Figur wie Herr Kaul, der hier als Star-
anwalt und Nebenkläger auftrat und eine ganze 
Reihe von prozessualen Funktionen übernommen 
hatte, die er zum großen Teil für Propaganda gegen 
die Bundesrepublik Deutschland ausnutzte, hier zu-
gelassen gewesen oder zugelassen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich dachte, dies hätte ich ausge-
führt. Das stammt noch aus der Zeit, als es in Berlin 
eine Anwaltskammer gab und lediglich die für alle 
gültigen Voraussetzungen zur Zulassung bestanden. 
Dieser Zustand besteht fort und betrifft die genann-
ten Zahlen von drei bzw. elf Anwälten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Noch eine Frage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Hat sich die 
Bundesregierung darum bemüht, daß in der letzten 
Zeit etwa bei den Fluchthelferprozessen Rechtsan-
wälte aus der Bundesrepublik die Angeklagten in 
der DDR vertreten konnten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich vermag insoweit einen Zu-
sammenhang nicht mehr zu erkennen. Ich glaube, 
dies sollte einer eigenen Frage vorbehalten bleiben. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Ich glaube, daß 
meine zweite Frage ganz genau darauf hinzielt. Ei-
gentlich habe ich meine Fragen nur deshalb gestellt. 
Das liegt doch nahe. Ich darf noch einmal fragen: 
Wenn Rechtsanwälte wie Herr Kaul bei uns pausen-
los Vertretungen übernehmen können, wo ist dann 
der Grundsatz der Gleichheit gewahrt, wenn wir 
von der Bundesregierung aus nicht dafür Sorge tra-
gen können, daß Rechtsanwälte aus der Bundesrepu-
blik Deutschland bei den Fluchthelferprozessen Ver-
teidigungsfunktionen übernehmen können? Warum 
ist das nicht möglich? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich meine, ich habe die Antwort 
bereits klar und präzise gegeben, indem ich auf die 
Geschichte verwiesen und dargelegt habe, wer von 
welcher Seite in welcher Zahl noch wie zugelassen 
ist, welche Möglichkeiten für die jeweiligen An-
wälte bestehen und welche Möglichkeiten es nicht 
gibt, allerdings für die Vertretung in der DDR. 

Auf einem ganz anderen Blatt steht es allerdings, 
inwieweit nach Abschnitt II Ziffer 4 des Zusatzpro-
tokolls zum Grundlagenvertrag die Möglichkeit be-
steht, in gegenseitigen Verhandlungen einen Weg 
zu finden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Die letzte Zusatz-
frage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Ich darf auf 
Grund des letzten Hinweises und Ihrer Antwort auf 
eine Anfrage meines Kollegen Spranger vom Sep

-

tember fragen: Wird die Bundesregierung wenig-
stens bei kommenden Verhandlungen über diese 
Problematik dafür Sorge tragen, daß der Grundsatz 
der Gegenseitigkeit in Zukunft gewahrt wird? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Die Bundesregierung ist be-
strebt, zunächst zu Vereinbarungen über die gegen-
seitige Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen zu ge-
langen, weil das als vordringlich angesehen wird. 
Der von Ihnen angesprochene Fragenkreis wird nicht 
zu den vordringlich zu erörternden Problemen zu 
rechnen sein. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Kollege de With, ich 
möchte gern noch einmal auf eine Ihrer anderen 
Antworten eingehen. Ich habe sie nicht ganz ver-
standen; deshalb frage ich hier. Sie sagten, aus 
Berlin-Ost seien in Berlin-West noch elf Anwälte zu-
gelassen. 

(Parl. Staatssekretär Dr. de With: So ist es!) 

Und Sie sagten, sie seien Mitglieder der Anwalts-
kammer Berlin. 

(Parl. Staatssekretär Dr. de With: So ist es!) 

Würden Sie uns bitte sagen, wo im Augenblick der 
Sitz dieser Anwaltskammer ist? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Der Sitz der Anwaltskammer, 
so meine ich, ist jetzt in West-Berlin. Aber ich sage 
das unter Vorbehalt. Ich bin gern bereit, es Ihnen 
schriftlich genau zu fixieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage mehr. 

Die Frage 52 des Abgeordneten Spranger wird auf 
Bitten des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär de With. 

Wir kehren nunmehr zu den Fragen aus dem Ge

-

schäftsbereich des Bundesministers der Finanzen zu-
rück. Zur Beantwortung steht Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Haehser zur Verfügung. 

Ich rufe die Fragen 53 und 54 des Abgeordneten 
Dr. Althammer auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen des verstärkten 
Andrangs von in der Bundesrepublik Deutschland lebenden ame-
rikanischen Staatsangehörigen zum zivilen Dienst bei den ameri-
kanischen Truppen am 8. Mai 1974 eine Verfügung des Head-
quarters European Exchange System erging, wonach bei der 
Einstellung Angehörige der amerikanischen Armee und Zivil-
amerikaner die erste Priorität (first priority) haben, deutsche 
Staatsangehörige aber nur die zweite Priorität? 

Entspricht die damit verbundene Verdrängung deutscher Staats-
angehöriger den vertraglichen Abmachungen aus dem Truppen-
vertrag und den ergänzenden Vereinbarungen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Dr. Althammer, bei 
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Pari. Staatssekretär Haehser 
der Verfügung des von Ihnen erwähnten Haupt-
quartiers vom 8. Mai 1974 handelt es sich nach Aus-
kunft des Hauptquartiers der amerikanischen Streit-
kräfte in der Bundesrepublik um ein Rundschreiben, 
das auf die bestehenden Grundsätze der Personal-
politik der amerikanischen Streitkräfte hinweist, 
wonach auf freien Stellen für zivile Arbeitnehmer 
bevorzugt Angehörige amerikanischer Soldaten, 
ehemalige Soldaten und amerikanische Touristen 
zu beschäftigen sind. Eine Verdrängung deutscher 
Arbeitnehmer von ihrem Arbeitsplatz findet nicht 
statt. 

Die Bundesregierung verhandelt bereits seit Ende 
1973 mit dem Hauptquartier der amerikanischen 
Armee mit dem Ziel, die US-Streitkräfte zu veran-
lassen, ihre Personalpolitik in Einklang mit dem 
NATO-Truppenstatut zu bringen. Diese Verhandlun-
gen sind noch nicht abgeschlossen. Deswegen bitte 
ich Sie um Verständnis, daß ich Ihnen im Augen-
blick keine weitere Auskunft geben kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekie-
tär, bedeutet Ihre letzte Auskunft, daß die bisherige 
Handhabung nicht im Einvernehmen mit dem 
NATO-Statut steht, weil nämlich dort die Zustän-
digkeit der deutschen Seite für das deutsche Zivil-
personal festgelegt ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Gerade das, Herr Kollege Dr. Alt-
hammer, soll durch die Verhandlungen, die im 
Gange sind und deren Abschluß wir für die nächste 
Zeit erhoffen, geklärt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, da Sie sagten, daß eine Benachteiligung deut-
scher Angehöriger nicht zu sehen sei, möchte ich Sie 
fragen, ob Sie sich auch bei den deutschen Stellen, 
insbesondere bei den Betroffenen, darüber erkundigt 
haben, ob diese Verfügung in der Sache durch ir-
gendwelche Beeinflussungen eben doch dazu führt, 
daß deutsche Angehörige veranlaßt werden, ihre 
Posten aufzugeben? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Es ist so, Herr Kollege Dr. Alt-
hammer, daß das Rundschreiben, das ich erwähnte, 
amerikanische Personen zum Einrücken in freie Stel-
len bevorzugt. Da es sich um freie Stellen und nicht 
um durch deutsches Personal besetzte Stellen han-
delt, sehe ich die Benachteiligung der Deutschen 
nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wären Sie bereit, auch nachzuprüfen, wie solche 
Stellen frei werden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist genau der 
Punkt!) 

Denn das ist genau der Punkt, auf den es hier an-
kommt. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich bin dazu im Rahmen un-
serer Möglichkeiten gern bereit, Herr Kollege Dr. 
Althammer. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
der Frau Abgeordneten Däubler-Gmelin. 

Frau Däubler-Gmelin (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie bereit, in Ihre Nachprüfungen auch die 
Beförderungsstellen aufzunehmen, die ja, wenn ich 
nicht irre, nach diesem Rundschreiben ebenfalls als 
freie Stellen gewertet werden, und sind Sie damit 
auch bereit, die Benachteiligung auch unter diesem 
Gesichtspunkt nachzuprüfen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich bin auch dazu gerne bereit, 
Frau Kollegin. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 55 des Herrn Abgeordneten 
Geldner auf: 

In welchem Ausmaß sind Personalkosten am neuen Rekord-
haushaltsentwurf der EG beteiligt, und ist die Bundesregierung 
bereit, auf die Brüsseler Institutionen im Sinne einer restriktiven 
Personalpolitik hinzuwirken, wenn schon eine koordinierte Haus-
haltspolitik geringer Zuwachsraten nicht erreichbar ist? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Geldner, die Perso-
nalkosten von rund 915 Millionen DM sind an dem 
Haushaltsentwurf der Europäischen Gemeinschaft, 
der am 23. September 1974 vom Ministerrat be-
schlossen wurde und der sich auf rund 20,5 Milliar-
den DM beläuft, mit rund 4,5 % beteiligt. 

Von insgesamt 729 beantragten neuen Stellen 
wurden 159 Stellen gestrichen. Die Gesamtsteige-
rungsrate des Gemeinschaftshaushaltes von rund 
37 % im Vorentwurf wurde auf rund 9,4 % in dem 
vom Ministerrat aufgestellten Entwurf gesenkt. Dies 
war insbesondere dadurch möglich, daß für alle nur 
dem Grunde nach beschlossenen und daher noch 
nicht etatreifen politischen Bereiche Leertitel ausge-
bracht wurden. 

Aus den bisherigen Mitteilungen ergibt sich, daß 
sich die Bundesregierung und ihre Partner gemein-
schaftlich um eine restriktive Haushaltspolitik mit 
Erfolg bemüht haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage? 
— Keine Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 56 des Herrn Abgeordne-
ten Geldner auf: 
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Vizepräsident Frau Funcke 
In welchem Umfang gedenkt die Bundesregierung, den land-

wirtschaftlichen Sektor an den konjunkturellen Förderungsmaß-
nahmen für benachteiligte Regionen und Sektoren in Höhe von 
900 Millionen DM zu beteiligen, und an welche agrarischen Be-
reiche ist dabei gedacht? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Geldner, zur Ab-
sicherung der Stabilitätspolitik und um zu verhin-
dern, daß die notwendige Anpassung der Bauwirt-
schaft ein unerwünschtes Ausmaß annimmt, hat die 
Bundesregierung ein Sonderprogramm zur regiona-
len und lokalen Abstützung der Beschäftigung mit 
einem Volumen von 950 Millionen DM beschlossen. 
Das Sonderprogramm hat dem Konjunkturrat für 
die öffentliche Hand und dem Finanzplanungsrat, 
in dem Bund, Länder und Gemeinden vertreten sind, 
vorgelegen. Beide Gremien haben dem Sonderpro-
gramm zugestimmt. 

Auf Maßnahmen zur Abstützung der Beschäfti-
gung, die den Sektor Landwirtschaft berühren, ent-
fallen fast 50 Millionen DM. Im Programmteil A 
bringen Bund und Länder je 20 Millionen DM für 
diesen Zweck auf. Damit werden gefördert: Woh-
nungen in landwirtschaftlichen Betrieben und in der 
Fischerei, die Verbesserung der Marktstruktur so-
wie wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Hochbaumaßnahmen. 

Im Programmteil B, der vom Bund, wie Sie wis-
sen, Herr Kollege Geldner, allein getragen wird, 
sind im Einzelplan 10 des Bundesministers für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten 7,3 Millionen 
DM veranschlagt. Hier werden Hochbaumaßnahmen 
im Bereich der Forschung gefördert. Darüber hinaus 
fließen auch Mittel aus anderen Teilen des Pro-
gramms, zum Beispiel bei kommunalen Infrastruk-
turinvestitionen, in ländliche Gebiete, und kommen 
damit auch indirekt der Landwirtschaft zugute. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. — Die Fragen 57 und 58 sollen auf Bitten des 
Fragestellers schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe auf Frage 59 des Abgeordneten Walkhoff: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß kostenlos erworbene 

Brennrechte zur Zeit zu einem Preis von 500 DM hl bis 600 DM/hl 
gehandelt werden, so daß landwirtschaftliche Kornbrennereien, 
die his zu 400 hl Brennrecht erwerben können, mindestens 
200 000 DM Gewinn und Inhaber eines Kartoffelbrennrechts bis 
zu I 500 hl 750 000 DM bis 900 000 DM Gewinn erlangen können, 
und hält es die Bundesregierung für richtig, derartige Spekula-
tionsgewinne zukünftig dadurch auszuschließen, daß landwirt-
schaftliche und gewerbliche Brennrechte nicht mehr verkauft 
werden können, sondern bei Betriebsaufgabe an den Staat zu-
rückfallen? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Walkhoff, es ist der 
Bundesregierung bekannt, daß für die Übertragung 
von Brennrechten Preise in der von Ihnen genann-
ten Höhe bezahlt werden. Es ist aber nicht so, daß 
man für Brennrechte nichts aufzuwenden bräuchte. 
Brenner erhalten nämlich nur dann ein Brennrecht, 
wenn sie zuvor eine Brennerei betriebsfähig herge-
richtet haben. Dies erfordert regelmäßig hohe Auf-
wendungen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist wahr!) 

Nach den im Bundesfinanzministerium vorliegenden 
Unterlagen betrugen die Kosten bei der Brennrecht

-

veranlagung 1972/73 für eine neue 400-hl-Brennerei 
etwa rund 0,3 Millionen DM, für eine 1 500-hl-Bren-
nerei etwa 0,8 bis 1,2 Millionen DM. Die seit 1967 
gesetzlich zugelassenen Brennrechtübertragungen 
sollen aus Strukturgründen beibehalten werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage! 

Walkhoff (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es nicht 
so, daß die Brennereibesitzer bzw. Besitzer von 
Brennrechten sich für die Aufwendungen, die sie 
zur Einrichtung einer Brennerei erbracht haben, ne-
ben den Brennrechten entschädigen lassen, wenn 
sie eine Brennerei bzw. Brennrechte abgeben, so daß 
eben doch diese, wie ich meine, nicht rechtmäßigen 
Gewinne in sehr hohe Zahlen gehen können? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Dies mag im Einzelfall so sein, 
Herr Kollege Walkhoff, aber Sie werden das nicht 
generalisieren können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, unter welchen Bedingungen können die von 
Ihnen genannten Übertragungen von Brennrechten 
die aus strukturellen Gründen beibehalten werden 
sollen, künftig in Anspruch genommen werden. 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich bin nach diesem Problem nicht 
gefragt worden in der Anfrage, bin aber gern be-
reit, Ihnen, Herr Kollege, dazu etwas schriftlich mit-
zuteilen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage? — Dann rufe ich ,die Frage 60 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Wittmann auf: 

Welchen Sinn haben die sogenannten Branntweineigenlager 
mit Bewachung durch Zollbeamte bei Branntwein-Verarbeitern, 
verursachen diese nicht unverhältnismäßig hohe Kosten und 
könnten diese nicht durch eine genaue Überprüfung der Waren-
eingangs- und Ausgangsbücher ersetzt werden? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Wittmann, Brannt-
weineigenlager sind unter zollamtlichem Mitver-
schluß stehende Steuerlager,  in  denen Branntwein 
unversteuert gelagert und verarbeitet werden kann. 
Die Branntweinsteuer wird erst dann erhoben, wenn 
die Ware aus dem Lager für den freien Verkehr 
entnommen wird. Der Zollmitverschluß führt dazu, 
daß bei jeder Lagerbewegung Zollbeamte mitwirken 
müssen. Er dient der Sicherung des Steueraufkom-
mens. Die in der Anfrage angesprochene Alterna-
tive zu den Branntweineigenlagern des geltenden 
Rechts wäre das offene Steuerlager, das nur buch-
mäßig überwacht würde. Der Entwurf einer Richt-
linie des Rates über die Harmonisierung der Ver-
brauchsteuern auf Alkohol sieht vor, daß offene 
Steuerlager allgemein in ,der EG wahlweise neben 
den Verschlußlagern einzuführen sind. Es wird zur 
Zeit geprüft, ob schon vor Wirksamwerden der 
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Parl. Staatssekretär Haehser 
Richtlinie offene Branntweinsteuerlager in Deutsch- 
land eingeführt werden sollen. Zu diesem Zweck 
laufen schon praktische Versuche mit solchen Lagern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ergibt sich hinsichtlich der offenen 
Lager und Verschlußlager ein Unterschied, der die 
Wahl problematisch erscheinen läßt, so daß zum 
Beispiel aus Kostengründen jemand lieber das ge-
schlossene Lager wählt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Dr. Wittmann, ich 
glaube, ich kann Ihrem Anliegen, das in Ihrer Frage 
enthalten ist, dienen, indem ich Ihnen sage: das 
Bundesministerium der Finanzen steht der Einfüh-
rung offener Lager aufgeschlossen gegenüber. Wenn 
die Versuche, von denen ,ich sagte, daß sie im Augen-
blick laufen, keine schwerwiegenden Nachteile sicht-
bar machen, wird es offene Lager anstreben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Die Frage 61 des Herrn Abgeordneten Spranger 
soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 62 des Herrn Abgeordneten 
Niegel auf: 

Wie hoch sind gegenwärtig die kurz-, mittel- und langfristigen 
Forderungen der Bundesrepublik Deutschland gegenüber anderen 
Staaten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Niegel, ich möchte 
zunächst darauf hinweisen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland nur auf dem Gebiet des Devisenaus-
gleichs und auch hier nur in einem kleinen Teilbe-
reich selbst Kredite vergibt, aus denen sie Forde-
rungen gegenüber anderen Staaten hat. Forderungen 
aus Krediten stehen vielmehr der Bundesbank bzw. 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau zu. Bei Forde-
rungen gegenüber anderen Staaten sind zu unter-
scheiden: 

1. Forderungen aus Währungsstützungskrediten, 

2. Forderungen durch Darlehen für Entwicklungs-
länder im Rahmen der Kapitalhilfe. 

Forderungen aus Währungsstützungskrediten an 
andere Staaten sind seit dem 1. Januar 1969 in fol-
genden Fällen neu entstanden: 

Erstens: Die Deutsche Bundesbank hat die gegen-
seitige Kreditvereinbarung mit dem US-Notenbank

-

system von 1962 im Jahre 1973 auf 2 Milliarden 
US-Dollar erhöht. Zinssatz ist der Satz für US-
Schatzwechsel. Die Kreditvereinbarung wird übri-
gens zur Zeit nicht in Anspruch genommen. 

Zweitens: Die Deutsche Bundesbank hat der ita-
lienischen Notenbank im Rahmen des EG-Überein-
kommens über den kurzfristigen Währungsbeistand 

am 28. Juni 1973 einen kurzfristigen Kredit von 403 
Millionen europäischer Währungsrechnungseinhei-
ten gewährt. Die Fälligkeit dieses Kredits ist am 
18. Dezember 1974. Der Zinssatz ist wieder  derselbe, 
wie er für US-Schatzwechsel anfällt. Der Kredit ist 
voll in Anspruch genommen. 

Drittens: Die Deutsche Bundesbank hat der ita-
lienischen Notenbank am 5. September 1974 einen 
goldgesicherten Kredit von 2 Milliarden US-Dollar 
gewährt. Der Zinssatz ist derselbe wie vorher ge-
nannt. Die Laufzeit beträgt zwei Jahre. Der Kredit 
ist voll in Anspruch genommen. 

Schließlich viertens. Im Rahmen der Devisen-
ausgleichsabkommen sind den USA und Großbri-
tannien von Bundesregierung und Bundesbank wei-
tere Kredite eingeräumt worden. Hierüber ist der 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages mit 
Vorlagen der Bundesregierung im einzelnen unter-
richtet worden. Die große Zahl der Darlehen für 
Entwicklungsländer im Rahmen der Kapitalhilfe und 
die somit entstandenen Forderungen kann ich Ihnen, 
wie Sie mir sicher zugeben werden, im Rahmen der 
Fragestunde nicht nennen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
stellt die Bundesregierung sich dazu, daß sie, wie 
Sie jetzt dargelegt haben, Geld an das Ausland ver- 
leiht, um andere Währungen zu sanieren, und auf 
der anderen Seite im Ausland mit Schuldscheinen 
wieder Geld einsammelt? 

Haehser, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Niegel, zum letzten 
Thema möchte ich Ihnen nichts sagen, weil der Herr 
Kollege Leicht gebeten hat, die Anfrage, die dieses 
Thema betrifft, schriftlich zu beantworten, und weil 
gestern im Finanzausschuß des Deutschen Bundes-
tages ausgiebig darüber gesprochen worden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage? 

(Niegel [CDU/CSU] : Eine weitere Zusatz- 
frage wäre im Anhang daran zu stellen 

gewesen!) 

— Es tut mir leid. Keine Zusatzfrage. 

Damit sind die Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich 
beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Haehser. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Grüner zur Verfügung. 

Die Fragen 63 und 64 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Evers sollen schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 65 des Herrn Abgeordneten 
Sauter auf: 

Hat die Bundesregierung bei der Verteilung der Mittel des 
Konjunktursonderprogramms die zu erwartende Entwicklung der 
Arbeitslosenzahlen zugrunde gelegt, um somit künftigen Aus-
wirkungen entgegenzutreten? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Sauter, bei der Aus-
wahl der Maßnahmen des Sonderprogramms zur 
regionalen und lokalen Abstützung der Beschäfti-
gung hat die Bundesregierung entscheidenden Wert 
darauf gelegt, die begrenzten Mittel schwerpunkt-
mäßig und gezielt in solchen Gebieten einzusetzen, 
die von einer überdurchschnittlich hohen Arbeits-
losigkeit betroffen sind. Da es sich entsprechend 
der konjunkturellen Situation ausschließlich um 
Baumaßnahmen handeln soll, war im besonderen 
auch auf die Beschäftigungslage im Baubereich zu 
achten. Um die Auswahl unter gleichzeitiger Berück-
sichtigung der konjunkturpolitisch gebotenen 
Schnelligkeit auf der Grundlage möglichst verläß-
licher Unterlagen treffen zu können, wurden die je-
weils jüngsten arbeitsmarktpolitischen Daten her-
angezogen. Sicherlich vermag kein Verfahren alle 
Beteiligten voll zu befriedigen. Streng logisch wäre 
es denkbar gewesen, die örtliche Beschäftigungslage 
im Zeitraum der Bauausführung, also in der Regel 
im Laufe des Jahres 1975, zugrunde zu legen. Es ist 
jedoch offenkundig, daß eine kurzfristige Prognose 
der Beschäftigungslage, noch dazu bezogen auf den 
örtlichen Arbeitsmarkt, nicht möglich ist. Es wäre 
sogar unverantwortlich, wenn Entscheidungen, die 
heute getroffen werden müssen, auf eine solch 
fragwürdige Basis gegründet werden, wie sie von 
der Regierung Baden-Württemberg als einzigem 
Bundesland vertreten worden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß sich aus 
der heutigen Sicht, am 10. Oktober 1974, erweist, daß 
es sinnvoll und zweckmäßig und gerecht gewesen 
wäre, auch die zu erwartende Arbeitslosigkeit und 
die Kurzarbeit in diese Überlegungen einzubeziehen, 
um zu verhindern, daß eine Verteilung des Kon-
junktursonderprogramms so vorgenommen wird, 
daß jenes Land, das 9% Arbeitslose und 15% der 
Gesamtbevölkerung des Bundesgebietes hat, nur 
1,5 % der Sondermittel bekommt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Sauter, dieses Sonder-
programm mit seinem Verteilungsschlüssel ist ein-
gehend mit den Bundesländern, mit denen es ja ab-
gewickelt wird, besprochen und erörtert worden, 
und kein Land außer Baden-Württemberg hat an 
dem schließlich gefundenen Schlüssel Anstoß ge-
nommen. Es ist, wie ich noch einmal mit großem 
Nachdruck sagen muß, selbstverständlich denkbar, 
künftige Entwicklungen einem Schlüssel zugrunde 
zu legen. Nur muß man sich darüber im klaren sein, 
daß künftige Entwicklungen eben nicht exakt nach-
weisbar sind und deshalb keine exakte Grundlage 
für einen Verteilungsschlüssel abgeben können; 
übrigens auch kein Hinweis darauf, daß etwa für 
Baden-Württemberg eine günstigere Position da-
durch hätte erreicht werden können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, könnten Sie sich vorstellen, daß, wenn in Baden-
Württemberg im Frühjahr 1975 auch Landtagswahlen 
angestanden hätten, wir dann eine andere Vertei-
lung gefunden hätten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Sauter, das kann ich 
mir nicht vorstellen, weil ja die jetzt gefundene Ver-
teilung der Mittel mit der Zustimmung aller übrigen 
zehn Bundesländer getroffen worden ist und weit 
überdurchschnittlich von diesen Mitteln etwa das 
Land Schleswig-Holstein — Ministerpräsident Stol-
tenberg — profitiert hat und auch die sonstige Ver-
teilung sehr deutlich macht, daß hier keinerlei — 
ich betone: keinerlei — parteipolitische Gesichts-
punkte eine Rolle gespielt haben. Das ist im Bund-
Länder-Verhältnis angesichts der Tatsache, daß die 
CDU-regierten Länder eine Mehrheit haben, auch 
von da her schon gar nicht möglich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig dahin verstanden, daß alle Bundesländer 
mit Ausnahme von Baden-Württemberg diesem Ver-
teilungsschlüssel zugestimmt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Sie haben mich richtig verstanden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, halten Sie es für ein ausreichendes Kriterium 
für die Gerechtigkeit eines Verteilungsmaßstabes, 
wenn alle Länder, die dadurch profitieren, daß Ba-
den-Württemberg schlechter behandelt wird, zuge-
stimmt haben und Baden-Württemberg nicht zuge-
stimmt hat, weil es der Leidtragende dieses Be-
schlusses ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich bin der Meinung, daß es keinen 
Verteilungsschlüssel gibt, der immer alle zufrieden-
stellen kann. Ich meine aber, daß, wenn zehn Bun-
desländer der Meinung sind, daß der gefundene Ver-
teilungsschlüssel tragbar ist, dies ein Hinweis dar-
auf ist, daß es ein objektiver Verteilungsschlüssel 
ist, der im Sinne des kooperativen Föderalismus 
vertretbar ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 66 der Frau Abgeordneten Dr. 
Riede auf: 

Gibt es eine neue Ausbildungsordnung für Kunststoffwerker, 
und wenn nein, bis wann ist damit zu rechnen? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Frau Kollegin Dr. Riede, ein Aus-
bildungsberuf mit der Bezeichnung „Kunststoffwer-
ker" ist bisher staatlich nicht anerkannt worden. Die 
Arbeitgeberseite hatte zwar ein Konzept einer ge-
stuften Ausbildung für einen zweijährigen Ausbil-
dungsberuf „Kunststoffwerker" mit einer darauf auf-
bauenden einjährigen Ausbildung zum Kunststoff-
facharbeiter entworfen. Diese Stufenausbildungsord-
nung fand jedoch nicht die Zustimmung der zustän-
digen Gewerkschaft. Der Plan wurde daher nicht 
weiter verfolgt. 

In der Diskussion steht nunmehr die Konzeption 
einer ungestuften Berufsausbildung zum Kunststoff-
mechaniker. Der Entwurf einer entsprechenden Aus-
bildungsordnung, auf den sich die Sozialpartner ge-
einigt haben, liegt dem Bundesminister für Wirt-
schaft vor. Ob dieser Entwurf als Ausbildungsord-
nung nach § 25 des Berufsbildungsgesetzes erlassen 
werden kann, hängt davon ab, ob sich die beteiligten 
Bundesministerien und die für die Rahmenlehrpläne 
der Berufsschulen zuständigen Kultusminister der 
Länder diese Konzeption zu eigen machen. 

(Vor sitz : Vizepräsident Dr. Schmitt-
Vockenhausen) 

Dem zur Abstimmung von Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen von Bund und Ländern ein-
gerichteten Koordinierungsausschuß wird in Kürze 
ein entsprechender Projektantrag zur Entscheidung 
vorgelegt werden. Da das Abstimmungsverfahren 
zwischen Bund und Ländern neu ist und noch keine 

I Ausbildungsordnung dieses Verfahren durchlaufen 
hat, kann noch keine Aussage gemacht werden, 
wann gegebenenfalls mit dem Erlaß der Ausbil-
dungsordnung für Kunststoffmechaniker und mit der 
Einführung eines entsprechenden Rahmenlehrplans 
in den elf Ländern gerechnet werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist beabsichtigt — da es sich hier 
offensichtlich um Neuland handelt —, vor Festle-
gung dieser Ausbildungsordnung die Betroffenen in 
den Betrieben dazu zu hören? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Frau Kollegin, das ist im Rahmen der 
Abstimmung zwischen den Sozialpartnern natürlich 
schon geschehen. Es ist den Ländern selbstverständ-
lich unbenommen, ihrerseits — etwa bei der Ge-
staltung der Rahmenlehrpläne — auf solche Erfah-
rungen zurückzugreifen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine weitere Zusatzfrage. 

Die Frage 67 wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 68 des Herrn Abgeordneten 
Höcherl auf: 

Besteht nicht ein Widerspruch zwischen der optimistischen Be

-

urteilung der sogenannten Konzertierten Aktion durch den Bun-
deswirtschaftsminister und den neuen Lohnforderungen im 
Eisen- und Stahlbereich, und wie ist dieser bejahendenfalls 
zu erklären? 

Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Höcherl, wie Ihnen be-
kannt sein dürfte, ist in der letzten Konzertierten 
Aktion vom 24. September 1974 an Hand der vom 
Bundesminister für Wirtschaft im Namen der Bun-
desregierung vorgelegten und erläuterten Orientie-
rungsdaten zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
1975 von den Beteiligten ein hohes Maß an Über-
einstimmung in der Beurteilung dieser Daten er-
reicht worden. Das war jedenfalls der Eindruck aller 
Teilnehmer. Der Bundesminister für Wirtschaft hat 
seiner Zufriedenheit über den erzielten Konsens 
Ausdruck gegeben. 

Daraus läßt sich jedoch keineswegs eine unmittel-
bare Stellungnahme zu bevorstehenden Tarifver-
handlungen ableiten. Eine solche — in Ihrer Frage 
angeklungene — Haltung würde vielmehr die vor-
gelegten Orientierungsdaten wieder in die Nähe 
der sogenannten Lohnleitlinien rücken, von denen 
sich der Bundesminister für Wirtschaft mehrfach klar 
und unmißverständlich distanziert hat. Ich möchte 
hierzu auf seine Ausführungen hier im Bundestag 
am 19. September 1974 in der Haushaltsdebatte ver-
weisen, in denen klargestellt wurde, daß Lohnleit-
linien nicht Bestandteil einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung sind, weil sie nämlich in die Tarifpolitik 
hineinwirken, die ein verfassungsrechtlich verbrief-
tes Recht in diesem Lande ist. 

Ob und inwieweit die Anerkennung gesamtwirt-
schaftlicher Orientierungsdaten zu entsprechenden 
Schlußfolgerungen bei den autonomen Entscheidun-
gen der Tarifpartner führt, muß deren eigener Ent-
scheidung überlassen bleiben. Aus bestimmten For-
derungen für bestimmte Bereiche kann jedenfalls 
noch keineswegs ein Widerspruch zu der weitgehen-
den Übereinstimmung in der gesamtwirtschaftlichen 
Beurteilung hergeleitet werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stellt 
die Bundesregierung nicht zu bescheidene Ansprüche 
an die mit soviel Tamtam angekündigten Veranstal-
tungen? Ich meine die Konzertierte Aktion, die 
weder konzertiert ist noch eine Aktion darstellt. 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, ich glaube nicht, daß 
wir hier zu hohe Erwartungen hegen. Ich glaube, 
es ist ein großer Fortschritt in diesem Lande, daß 
über die Ausgangsdaten, über die Grunddaten un-
serer wirtschaftlichen Entwicklung zwischen den 
Beteiligten Übereinstimmung erzielt werden konnte. 
Das war nicht zu allen Zeiten so. Die sozialen und 
wirtschaftspolitischen Auseinandersetzungen wer-
den von dieser grundsätzlichen Übereinstimmung 
doch maßgeblich mitbestimmt. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wer 
sollte denn mit dieser zweckoptimistischen Darstel-
lung beruhigt werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Es handelt sich hier nicht um eine 
Beruhigung, und 'wir haben auch keinerlei Anlaß, 
hier etwa beruhigend zu wirken; denn die Entschei-
dungen, die die Tarifpartner zu treffen haben, ste-
hen ja noch vor uns. Die Bundesregierung hat klar-
gemacht, welche Bedeutung sie diesen Entscheidun-
gen beimißt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 69 des Herrn Abgeordneten Böhm 
(Melsungen) auf: 

Welche Beteiligung des Zonenrandgebietes am Sonderprogramm 
zur Abstützung der Beschäftigung betrachtet die Bundesregierung 
unter Berücksichtigung des Zonenrandanteils von 45 % an den 
Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe für angemessen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Böhm, das Programm 
zur regionalen und lokalen Abstützung der Beschäf-
tigung ist in erster Linie dafür geschaffen, in Gebie-
ten mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit ein-
gesetzt zu werden. Das Zonenrandgebiet hat bei der 
Gewährung der Hilfen Priorität. So können für kom-
munale Infrastrukturmaßnahmen im Zonenrandge-
biet im Durchschnitt Hilfen in Höhe von 90 %, in 
den übrigen Gebieten im Durchschnitt Hilfen in 
Höhe von 80 % der Investitionen gewährt werden. 
Die Zonenrandländer sind im übrigen gehalten, bei 
der Auswahl der Vorhaben das Zonenrandgebiet be-
sonders zu bedenken. Die Aufteilung der Mittel der 
Gemeinschaftsaufgabe erfolgt unter ganz anderen 
Voraussetzungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, würden Sie es für nicht richtig halten, wenn 
auch bei solchen konjunkturpolitisch bedingten Maß-
nahmen die strukturpolitischen und die politischen 
Notwendigkeiten der Zonenrandförderung mit be-
dacht würden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Das ist bei dieser Aufteilung auch 
geschehen. Es besteht darüber hinaus selbstver-
ständlich, allein auch auf Grund des gewählten Ver-
teilerschlüssels, soweit nämlich überdurchschnitt-
liche Arbeitslosigkeit und unterdurchschnittliche Be-
schäftigung in den Bauberufen in diesen Gebieten 
vorhanden ist, eine starke Konzentration dieser Mit-
tel gerade auf das Zonenrandgebiet, wie wohl bei 
Beantwortung Ihrer zweiten Frage noch deutlich 
werden wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die nächste Frage des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf, die Frage 70: 

Wie hoch ist der Anteil des Zonenrandgebietes bei Teil B des 
Sonderprogramms zur regionalen und lokalen Abstützung der 
Beschäftigung? 

Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Von den für den Teil B des Pro-
gramms vorgesehenen Mitteln von 250 Millionen 
DM gehen in die Zonenrandländer rund 143 Millio-
nen DM, das sind rund 57 % dieser Mittel. Es ist 
vorgesehen, im Zonenrandgebiet Vorhaben mit 
einem Mittelbedarf von rund 73 Millionen DM 
durchzuführen; das sind rund 51% der Mittel, die 
für die Zonenrandländer vorgesehen sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, wie kommt es dann, daß bei der Verteilung 
der Mittel im Land Hessen das hessische Zonen-
randgebiet von den nach Hessen fließenden 35,1 Mil-
lionen DM nur 9,7 Millionen DM erhält, was einem 
Anteil von 27,6% entspricht und was gleichzeitig 
bedeutet, daß 72,4 % der vorgesehenen Mittel in 
die Teile Hessens gehen, die nicht zum Zonenrand-
gebiet gehören? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich habe darauf hingewiesen, daß bei 
der Verteilung dieser Mittel überdurchschnittliche 
Arbeitslosigkeit und unterdurchschnittliche Beschäf-
tigung im Baubereich eine der Voraussetzungen ist. 
Darüber hinaus spielt natürlich eine Rolle, welche 
Bundesinvestitionen überhaupt möglich sind, näm-
lich von den vorhandenen Projekten her, die Bun-
desressorts bedienen können. Entscheidend scheint 
mir aber doch die Zahl zu sein, die ich Ihnen eben 
für das gesamte Zonenrandgebiet genannt habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage, Herr Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, darf ich aus dieser Antwort schließen, daß es 
z. B. im hessischen Zonenrandgebiet keine weiteren 
Möglichkeiten gegeben hätte, Bundesmittel aus die-
sem Programm einzusetzen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Das müssen Sie daraus nicht schlie-
ßen, sondern Sie können davon ausgehen, daß die 
Begrenztheit der Mittel hier eine natürliche Grenze 
gezogen hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die nächste Frage auf, Frage 71 des Herrn 
Abgeordneten Niegel: 

Wie setzt sich der innerdeutsche Handel nach Gütern (ge-
werbliche und landwirtschaftliche Waren) absolut und relativ 
zusammen? 

Herr Staatssekretär! 
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Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Niegel, 1973 wurden 
im innerdeutschen Handel gewerbliche Waren im 
Werte von 4,28 Milliarden Verrechnungseinheiten 
— das sind 83 % — sowie Erzeugnisse der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaft im Werte von 0,87 Mil-
liarden Verrechnungseinheiten — das sind 17 % —
geliefert und bezogen. 

Im ersten Halbjahr 1974 belief sich der Wert der 
gewerblichen Waren auf 2,43 Milliarden Verrech-
nungseinheiten — gleich 86% —, der der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse auf 0,4 Milliarden Verrech-
nungseinheiten — gleich 14%. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Keine Zusatzfrage. 

Die Frage 10 des Herrn Abgeordneten Möhring 
wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. Die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundeswirtschafts-
ministers sind beantwortet. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten auf. 

Zur Beantwortung der Fragen steht der Parlamen-
tarische Staatssekretär Logemann zur Verfügung. 

Die erste Frage, die Frage 72, ist von Herrn Ab-
geordneten Eigen eingebracht. 

Liegt darin nicht ein Widerspruch, daß die Bundesregierung 
mit den Ländern gemeinsam 950 Millionen DM in struktur-
schwachen Räumen zur Konjunkturbelebung einsetzen will, an-
dererseits aber im Einzelplan 10 des Bundeshaushaltsplans die 
Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küstenschutz" um 
133 Millionen DM zu senken gewillt ist? 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Eigen, die Bundesregierung hat die 
Absicht, insgesamt 950 Millionen DM für ein Sonder-
programm zur regionalen und lokalen Abstützung 
der Beschäftigung zur Verfügung zu stellen. Ein Teil 
dieses Programms wird von Bund und Ländern zu 
gleichen Teilen finanziert. Die Zielsetzung des Pro-
gramms ist weder in sektoraler noch in regionaler 
Hinsicht mit der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruk-
tur vergleichbar. Daher können aus der finanziellen 
Ausstattung dieser beiden Maßnahmen auch keine 
Schlußfolgerungen der von Ihnen erwähnten Art 
gezogen werden. Über die von der Bundesregierung 
im Zusammenhang mit der Anhebung der Vor-
steuerpauschale angestellten Erwägungen, den im 
Einzelplan 10 des Haushaltsentwurfs 1975 für die 
Gemeinschaftsaufgabe vorgesehenen Ansatz um 80 
Millionen DM zu senken, wird im übrigen im Rah-
men der Haushaltsberatungen vom Parlament zu 
entscheiden sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, bei den Zusatzfragen mache ich Sie 
darauf aufmerksam, daß die Fragestunde noch zwei-
einhalb Minuten dauert; nur, damit Ihre zweite Zu-
satzfrage auch noch an die Reihe kommt. 

Eigen (CDU/CSU) : Ich stelle nur eine Frage. 

Herr Staatssekretär, kann ich aus Ihrer Beantwor-
tung meiner Frage entnehmen, daß Sie nicht der 
Meinung sind, daß die Mittel, die im Strukturbereich 
der Landwirtschaft ausgegeben werden, auch im 
schwach strukturierten ländlichen Wirtschaftsraum 
von Bedeutung sind? 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Durchaus, das habe ich auch nicht abgelehnt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Dann rufe ich noch die Frage 73 des Abgeordneten 
Eigen auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Italien große Men-
gen Fleisch aus dem Ostblock einführt, und was gedenkt sie 
gegebenenfalls zum Schutze der deutschen und vor allem der 
bayerischen Landwirtschaft dagegen zu unternehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Der Bundesregierung liegen keine Angaben über 
Verstöße gegen das Einfuhrverbot auf dem Rind-
fleischsektor in Italien vor. Wie ich in meiner Ant-
wort auf eine ähnlich lautende Anfrage des Kolle-
gen Dr. Früh vom 2. September 1974 bereits zum 
Ausdruck gebracht habe, wird die Bundesregierung 
die Einhaltung der bestehenden EG-Vorschriften 
weiterhin mit allen ihr zur Verfügung stehenden 
Mitteln überwachen und bei etwaigen Verstößen in 
anderen Ländern bei den zuständigen EG-Gremien 
vorstellig werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Kann ich aus Ihrer Antwort 
entnehmen, Herr Staatssekretär, daß Sie zu den 
Parlamenten der acht weiteren Mitglieder der Ge-
meinschaft keinerlei Beziehung haben? Denn der 
Senator Demassy hat in Rom im Parlament gesagt, 
daß im Juli und August entgegen den Bestimmungen 
der Einfuhrsperre 10 000 Tonnen aus dem Ostblock 
eingeführt worden sind. 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Ich kann von hier aus nicht sagen, ob diese Ein-
fuhren, die Sie eben erwähnten, gegen die Bestim-
mungen des Vertrages oder der Importsperre erfolgt 
sind. Das müßte nachgeprüft werden. Wir stehen 
jedenfalls durchaus mit anderen Ländern in Ver-
bindung und prüfen, wie gesagt, die Zufuhren ganz 
genau. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, werden 
Sie in Zukunft auch die Aussagen von Abgeord-
neten und Senatoren in den Parlamenten beachten, 
damit Sie wissen, was in den anderen Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft tatsächlich geschieht? 
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Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Ich unterstelle, daß das bisher geschehen ist und 
auch künftig geschehen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Früh, ich gebe Ihnen noch die Zusatz-
frage, weil Sie der nächste Fragesteller sind, der an 
die Reihe gekommen wäre. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Danke sehr, Herr Präsi-
dent. 

Herr Staatssekretär, im Zusammenhang mit der 
Frage von Herrn Eigen und meiner früheren Frage 
möchte ich Sie fragen: Können Sie wirklich bestäti-
gen, daß auch aus Jugoslawien keine Importe nach 
Italien gegangen sind? Dieses Gerücht hält sich näm-
lich hartnäckig. 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Dr. Früh, es ging eben um Zufuhren nach 
Italien aus anderen Ländern. Ich bin hier nicht auf 
Jugoslawien im einzelnen eingegangen. Ich kann 
Ihnen diese Frage nicht mündlich beantworten. Ich 
will sie lieber schriftlich beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Am Ende der Fragestunde darf ich noch folgendes 
bekanntgeben: Die Fragen A 75, 84, 85, 92, 93, 94, 
101, 102, 103, 104 und 105 sind von den Fragestel-
lern zurückgezogen worden. Die übrigen nicht be-
handelten Fragen werden schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit stehen wir am Ende der Fragestunde. 

Entsprechend einer interfraktionellen Vereinba-
rung fahren wir fort mit der Beratung des Tages-
ordnungspunkts 13: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Neunten Geset-
zes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
— Drucksache 7/2524 — 

Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Verteidigung, Herr Leber. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Am 29. November 1973 habe ich namens der 
Bundesregierung vor dem Deutschen Bundestag eine 
Erklärung zur neuen Wehrstruktur abgegeben. Ich 
habe damals im einzelnen darstellen können, welche 
Kriterien und welche Analysen uns bewogen ha-
ben, unserer Bundeswehr eine neue Struktur zu ge-
ben. Ich kann deshalb heute darauf verzichten, die 
gesamte Wehrstruktur noch einmal im einzelnen 
darzustellen. 

Diese erste Lesung des vorliegenden Gesetzent-
wurfs gibt mir jedoch Gelegenheit, einige Bemer-
kungen zum Gesamtzusammenhang und zur Einlei-
tung zu machen. 

Zunächst komme ich zu der Frage: Warum eine 
neue Wehrstruktur. Die eingehende Untersuchung 
der heutigen Wehrstruktur hat klar ergeben, daß 
die Entwicklung der Kosten für Investitionen und 
für den Betrieb von Streitkräften dazu führen würde, 
daß sich der Investitionsanteil am Verteidigungs-
haushalt zunehmend verringert und damit die not-
wendige moderne Bewaffnung, die Modernisierung 
unserer Bundeswehr nicht mehr gewährleistet wer-
den könnte. 

Es gibt in vielen Ländern der Welt Beispiele da- 
für, welche Wirkungen es hätte, wenn wir nicht 
rechtzeitig darauf reagieren würden. Es gibt auch in 
unserem Lande in anderen Institutionen bis hinein 
in die Wirtschaft genügend Beispiele für die Aus-
wirkungen, wenn nicht auf steigende Personalkosten 
und deren Auswirkung auf den investiven Bereich 
rechtzeitig reagiert wird. 

Dieser Befund hat es notwendig gemacht, durch 
eine neue Wehrstruktur Betriebsmittel zugunsten 
von Investitionen frei zu machen. Damit wird auf 
einem Felde, das wir steuern können, ein Beitrag 
dazu geleistet, daß der Verteidigungshaushalt auch 
in der zweiten Hälfte der 70er und in den 80er 
Jahren eine moderne Ausrüstung unserer Streit-
kräfte ermöglicht. 

Manche Kritiker haben diesem Befund zwar zu-
gestimmt, sie haben aber auch gemeint, es sei weder 
der richtige Zeitpunkt, noch sei angeraten, die 
Wehrstruktur so, wie es beabsichtigt ist, zu ändern. 
Zu beiden Fragen — warum jetzt eine neue Wehr-
struktur, und warum so? — möchte ich gern fol-
gendes bemerken. 

Erstens. Das Atlantische Bündnis bleibt Grund-
lage unserer Sicherheit. Aber ebenso, wie die poli-
tische Funktion des Bündnisses den Aufgaben der 
Zukunft angepaßt werden muß und permanent in der 
Diskussion ist, so sehr ist auch das Wie an optimaler 
Verteidigungsfähigkeit im militärischen Bereich in 
den einzelnen Ländern nicht starr, sondern muß sich 
immer wieder neu zu orientieren suchen an einer 
Umwelt, die in einer permanenten Veränderung be-
griffen ist. Zwar gelten die Grundprinzipien der 
Strategie der Flexiblen Reaktion unverändert fort; 
aber es hieße die Augen verschließen, wenn man 
verneinen wollte, daß sich die Handhabung dieser 
Strategie in den letzten Jahren gewandelt hat. 
Diese Wandlung ist gekennzeichnet durch das Gebot 
zur Präsenz, zu hoher Beweglichkeit, zu intensiver 
Feuerkraft vor allem im Bereich der Abwehr gegen 
gepanzerte Angriffskräfte. Moderne Streitkräfte 
müssen jederzeit ohne materielle und personelle 
Ergänzungen aus dem Stand eingesetzt werden kön-
nen. Andernfalls haben sie nicht den Verteidigungs-
wert, der abschreckend genug wirkt, damit der Ver-
teidigungsfall erst gar nicht eintritt. 

Die heutige Bundeswehrstruktur wird diesen  An-
forderungen nach unserer Überzeugung nicht aus-
reichend gerecht. Es ist deshalb dringend geboten, 
sie jetzt zu verändern. Es erscheint aber auch gün-
stig, daß wir uns die neue Wehrstruktur jetzt vor-
nehmen. Überall in den modernen Industriegesell-
schaften Westeuropas wird über den Sinn der Ver- 
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Bundesminister Leber 
teidigung nachgedacht; es werden praktische, zum 
Teil auch falsche Konsequenzen daraus gezogen. 

Im Zusammenhang mit der von der Bundesregie-
rung beharrlich betriebenen Politik mit dem Versuch 
zur Entspannung möchte ich auf zwei Aspekte be-
sonders hinweisen. Zum einen macht die neue 
Wehrstruktur deutlich, daß die Bundesrepublik 
Deutschland verteidigungswillig ist und daß sie ver-
teidigungsfähig bleiben will; beides ist wichtig. 
Andererseits macht sie aber auch deutlich, daß es 
uns ausschließlich darum geht, uns wirklich und 
glaubhaft nur verteidigen zu können. Wir wollen 
nicht fähig sein, durch Offensivkraft irgend jemand 
anderen zu bedrohen. 

(Damm [CDU/CSU] : Waren wir nie!) 

Dieser Wille zur Verteidigung findet seinen au-
genfälligen Ausdruck in unserer Entschlossenheit, 
am Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht festzuhal-
ten. Die Bundesregierung läßt keinen Zweifel daran, 
daß es notwendig ist, daß im Staat diejenigen Pflich-
ten erfüllt werden, die ihn erst in die Lage ver-
setzen, eine Politik der Entspannung zu betreiben. 
Die Wehrpflicht gehört zu diesen Pflichten. Sie 
macht deutlich, daß Verteidigung die Grundlage für 
Entspannungspolitik ist  und auch bleiben muß. Die 
neue Wehrstruktur steht nicht im Widerspruch zu 
dieser Entspannungspolitik, sondern sie gibt dafür 
eine Basis ab und stützt sie geradezu. 

Insofern kann ich jene Kritiker nicht verstehen, 
die meinen, die neue Wehrstruktur dürfe jetzt we-
gen des Zusammenhangs mit MBFR nicht eingeführt 
werden, da sie eine einseitige Vorleistung auf MBFR 
darstelle. Ich kann diesen Kritikern versichern, daß 
es nicht den geringsten Gegensatz zwischen unserem 
Wehrstrukturkonzept und dem von uns mitent-
wickelten Bündniskonzept für die MBFR-Verhand-
lungen gibt. So sehen das auch unsere Bündnispart-
ner, die ja wissen, was wir vorhaben. Das, was wir 
vorhaben, haben wir schon im Stadium der Ent-
wicklung, lange bevor im Verteidigungsministerium 
eine Entscheidung darüber gefällt worden ist, Punkt 
für Punkt mit ihnen besprochen und gemeinsam er-
arbeitet. Wir haben dieses neue Wehrstrukturkon-
zept in voller Übereinstimmung mit den Partnern 
behandelt, mit denen wir auch an den Verhand-
lungstischen über MBFR sprechen. 

Es liegt aber im Interesse unseres Staates, nicht 
hier in aller Öffentlichkeit Verhandlungspositionen 
und Verhandlungstaktik zu erörtern. Ich möchte 
das mit sehr großer Deutlichkeit sagen. Ich sage 
deshalb dazu: wenn hier die Frage des Zusammen-
hangs zwischen MBFR und dem Inhalt dieses Ge-
setzes aufgeworfen werden sollte, dann kann und 
werde ich, auch wenn Sie mich hier provozieren 
sollten, nicht in aller Öffentlichkeit deutsche Ver-
handlungspositionen preisgeben, weil das schädlich 
wäre für diesen Staat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin aber gern bereit — ich bin gern bereit, meine 
Damen und Herren —, im entsprechenden Kreis jede 
Auskunft auf Fragen zu geben, die sich bezüglich des 
Verhältnisses dessen, was hier zu behandeln ist, zu 
den MBFR-Verhandlungen für jeden stellen. 

Wir haben die Vorstellungen für eine neue Wehr-
struktur im engen konsultativen Kontakt mit dem 
Bündnis entwickelt. Wir wissen, daß der Oberbe-
fehlshaber der Bündnistruppen in Europa in vielen 
Reden in den Ländern des Bündnisses und auch in 
den Vereinigten Staaten von Amerika diese unsere 
neue Wehrstruktur als vorbildlich bezeichnet hat. 
Wenn die Opposition uns oder mir nicht zugeben 
will, daß die neue Wehrstruktur eine Verbesserung 
ist, dann sollte die Opposition wenigstens den höch-
sten Soldaten der Allianz und seine Stäbe, deren Ur-
teilsfähigkeit und deren Verantwortungsbewußtsein 
nicht gering einzuschätzen sind, nicht falsch interpre-
tieren und in unserem Lande Angstgefühle und im 
Bündnis Mißtrauen erzeugen, nur weil das vielleicht 
parteitaktisch nützlich sein könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Zusammengefaßt ergibt sich für mich, daß wir die 
Wehrstruktur jetzt ändern müssen, um die Einsatz-
bereitschaft der Streitkräfte zu sichern und das Bünd-
nis durch unseren angemessenen Beitrag auch in der 
Zukunft zu festigen, und um der Entspannungspolitik 
durch eine gute Verteidigungsfähigkeit unseres Lan-
des ein solides Fundament zu erhalten. 

Nun zu der Frage: warum diese Wehrstruktur, und 
warum keine andere? Unsere Verfassung gebietet, 
daß wir Streitkräfte zur Verteidigung aufstellen, zu 
keinem anderen Zweck als zur Verteidigung. So-
lange der Westen die Fähigkeit zu angemessener 
Verteidigung besitzt, bleibt das Gleichgewicht in der 
Welt ausreichend gewährleistet. Ich weiß, daß man-
che meinen, durch die neue Wehrstruktur werde das 
Gleichgewicht der Kräfte zu unseren Ungunsten ver-
ändert, und damit werde auch die Bedrohung größer. 
Diese Kritik irrt, weil sie auf einem falschen Gleich-
gewichtsbegriff beruht. Gleichgewicht bedeutet nicht, 
daß auf beiden Seiten eine numerisch gleiche Zahl an 
Soldaten und eine numerisch gleiche Zahl an Pan-
zern oder Ausrüstungsgegenständen jedweder Art 
vorhanden sein muß. Gleichgewicht ist vielmehr 
dann gegeben, wenn unsere Verteidigungsfähigkeit 
deutlich macht, daß ein möglicher Gegner selbst bei 
zahlenmäßiger Überlegenheit keine Chancen hat, 
uns seine politischen Ziele mit Gewalt aufzuzwingen, 
weil wir unsere Fähigkeit zur Verteidigung so kon-
kret, so nachhaltig und so ernst gestalten. 

Mit der neuen Wehrstruktur werden die Chancen, 
daß wir uns gegen die Aufzwingung eines fremden 
politischen Willens schützen können, größer, weil 
das Risiko für denjenigen wächst, der einen solchen 
Gedanken erwägen würde. Mit der neuen Wehr-
struktur schaffen wir die Voraussetzungen, unsere 
Abwehrfähigkeit beträchtlich zu verbessern. Dies gilt 
vor allem für den Bereich der Panzerabwehr, aber 
auch für die Verteidigung in der Luft. Wir verbes-
sern die Einsatzbereitschaft unserer Kampfverbände, 
indem wir ihre Mobilität erhöhen und sie von Aus-
bildungsaufgaben, aber auch von unnötigem Verwal-
tungsballast befreien. 

Wir werden eine größere Kostenwirksamkeit in 
der Verteidigung erreichen, weil die neuorganisier-
ten Einheiten die Gewähr dafür bieten, daß durch 
entsprechend intensivere Ausbildung teure und lei-
stungsfähige Abwehrwaffen wirklich beherrscht wer- 
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den und eine größere Effizienz der Streitkräfte er-
reicht wird. 

Mit der neuen Struktur erhalten wir aber auch 
größere politische Flexibilität. Dort, wo die Regie-
rung bis jetzt nichts anderes tun konnte, als gege-
benenfalls — wenn ein solcher Fall eingetreten wäre 
— den politisch aufwendigen Übergang aus der 
Friedenssituation zur Mobilmachung zu vollziehen, 
schaffen wir jetzt mit Hilfe der Verfügungsbereit-
schaft ein Instrument, das nicht die eskalierende 
Wirkung einer Mobilmachung hat, wohl aber in 
Zeiten einer Krise die Verteidigungsbereitschaft die-
ses Landes für jeden deutlich zu signalisieren in der 
Lage ist. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Gerade in einer Zeit, in der sich die Staaten unter-
schiedlicher Gesellschaftssysteme anschicken, Kon-
flikte besser in den Griff zu bekommen, Konflikte 
künftig besser als bisher kontrollierbar zu machen 
und damit die Chancen für den Frieden zu ver-
bessern, ist es bedeutsam, ein politisch handhab-
bares flexibles Instrument zu besitzen, wie es die 
Verfügungsbereitschaft darstellt. 

Mit anderen Worten: Die Verfügungsbereitschaft 
ist nicht Ersatz für irgend etwas, sondern sie ist ein 
zusätzliches Mittel und eröffnet zusätzlichen Spiel-
raum zur Verteidigung unseres Landes für den Fall, 
daß wir jemals vor diese Frage gestellt werden 
würden. 

Mit der Einführung der Verfügungsbereitschaft 
wird auf Dienste verzichtet, die zur Erfüllung der 
Friedensfunktion unserer Bundeswehr nicht erforder-
lich sind, wird auf Funktionen verzichtet, die im 
Ernstfall nötig wären. Darunter befindet sich keine 
Dienstleistung, die den Dienst an der Waffe betrifft. 
Sie kennen alle die Beispiele, meine Herren. Ein 
Bataillon braucht im Ernstfall 12 Sanitäter; ein Ba-
taillon muß im Ernstfall 12 Sanitäter zur Verfügung 
haben. Zur Erfüllung seiner Friedensfunktion braucht 
es nicht 12 Sanitäter. Deshalb verzichten wir darauf, 
im Frieden 12 Sanitäter Dienst tun zu lassen. Dies 
hat nichts mit dem Dienst an der Waffe zu tun. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das stimmt doch 
nicht!) 

— Sie wissen das besser als SACEUR, Herr Wörner, 
Sie wissen das besser als das ganze Bündnis, Sie 
wissen das besser als alle Soldaten der Bundeswehr, 
die diese Wehrstruktur erarbeitet haben. 

(Zuruf von der SPD: Er weiß alles besser! 
— Dr. Wörner [CDU/CSU] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

— Sie haben ja nachher Gelegenheit, sich dazu zu 
äußern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Wörner, es gibt bei der Einbringung 
keine Zwischenfragen. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Ich bin 
bald fertig. Ich bin gern bereit, mit Ihnen zu disku-
tieren. Wir haben das eben gerade 50 Minuten vor 

dem Fernsehen getan. Das können wir heute nach-
mittag auch noch fortsetzen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Gern, wenn es 
sein muß! — Seiters [CDU/CSU]: Es scheint 

ihn getroffen zu haben!) 

Unter diesen Dienstleistungen befindet sich keine 
Dienstleistung an der Waffe, sondern es sind aus-
schließlich Dienste, die zur Erfüllung der Friedens-
funktion der Bundeswehr nicht erforderlich sind. Mit 
dieser Lösung bleiben wir — dies ist entscheidend; 
sonst hätten wir das Siegel, die Abstimmung, das 
Ja und die gute Note der NATO nicht erhalten —
unter den vollen Bedingungen der NATO-Regeln, 
die uns in bezug auf Präsenz auferlegt sind, und wir 
sparen Geld für Personal, das im Frieden nicht be-
nötigt wird. „Gammeln" nennt man das draußen im 
Lande. 

Diese Mittel, die wir dort sparen an Diensten, die 
zur Erfüllung der Friedensfunktion nicht nötig sind, 
möchten wir in die Modernität der Streitkräfte und 
in eine Verbesserung ihrer Ausstattung mit Waffen 
stecken. Wenn ich die Wahl habe zwischen der Be-
zahlung von 30 000 Soldaten, die ich zur Erfüllung 
der Friedensfunktion nicht benötige, die aber jeder-
zeit dasein werden, wenn es im Ernstfall nötig ist, 
und der Verwendung dieses Geldes zum Kauf mo-
derner Waffen, entscheide ich mich für eine moder-
nere Ausrüstung der Streitkräfte. Dann habe ich mit 
Sicherheit unseren Soldaten und unserem Lande 
einen größeren Dienst erwiesen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich höre, das sei doch ein Klacks — ich kann das 
zitieren —, nur 360 Millionen DM kämen bei dem 
Spaß heraus. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Es sind noch nicht 
einmal 360 Millionen DM!) 

— Und wenn es 350 Millionen DM wären, Herr Dr. 
Wörner! Das wissen Sie gar nicht. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Es sind 180 Mil

-

lionen DM!) 

Das ist der Stand, den Sie jeweils erreichen, wie 
schlecht Sie auch rechnen wollen oder welche Prä-
missen Sie unterstellen. Diese 360 Millionen DM 
sind vom Führungsstab der Streitkräfte errechnet 
worden. Der ist zwar nicht so voll im Bilde wie Sie, 
welche Auswirkungen das hat, aber das ist seine 
Rechnung, auf die der Verteidigungsminister sich 
einläßt. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Hier haben wir 
Sie!) 

Ich sage darauf: Wir sind verpflichtet, sorgsam mit 
dem Geld der Steuerzahler umzugehen, mit jeder 
Mark sorgsam umzugehen und mit 360 Millionen 
DM erst recht, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Demon

-

strative Zustimmung bei der CDU/CSU — 
Seiters [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Wenn Sie sagen, es sind ja nur 180 Millionen DM, 
dann sage ich Ihnen: mit einer Mark sorgsam und 
mit 180 Millionen DM auch sorgsam. 
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Zweitens. Wer dieser Vorlage seine Zustimmung 

verweigert und nicht sagt, woher er dieses Geld — 
wieviel es auch immer ist, was diese 30 000 Solda-
ten kosten —, das wir einsparen wollen und werden, 
zusätzlich nehmen kann, der beschließt damit prak-
tisch eine Verminderung der Investitionen zum 
Zwecke einer modernen Bewaffnung für unsere 
Soldaten. In dem Obligo sind Sie. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Um etwaige Irrtümer zu vermeiden, will ich zum 
Schluß aber auch auf die Frage antworten, was die 
neue Wehrstruktur nicht ist. Erstens. Sie ist kein 
Mittel, um unsere Verteidigung billiger zu machen, 
sondern ein Mittel, um sie besser zu machen. Wir 
gewinnen erst Anspruch darauf, den Steuerzahler 
um mehr Geld zu fragen für unsere Verteidigung, 
wenn wir vorher alles getan haben, was in unseren 
Kräften stand, um uns mit den Mitteln, die es gibt, 
so effektiv wie möglich verteidigen zu können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das zweite. Sie entläßt uns und unsere europä-
ischen Partner im Atlantischen Bündnis nicht aus der 
Pflicht zur Rationalisierung und zur Standardisierung 
auch auf anderen Gebieten. .Sie vermindert nicht die 
nukleare Verantwortung der Vereinigten Staaten 
von Amerika; allenfalls könnte sie diese Verant-
wortung erleichtern helfen. Sie kann nicht die poli-
tische und militärische Präsenz der Vereinigten 
Staaten von Europa ersetzen. 

Meine Damen und Herren, ich bitte das Hohe 
Haus um Beratung und um Zustimmung zu diesem 
Gesetz. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, damit ist die Vorlage 
begründet. 

Wir treten in die Aussprache ein. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ernesti. 

Ernesti (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich werte die  Aufre-
gung des Ministers bei der Einbringung dieses Ge-
setzes 

(Zuruf von der SPD: Er war überhaupt nicht 
aufgeregt!) 

als Unsicherheit seiner eigenen Vorschläge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Minister, auch die Drohung, die Sie ausge-
sprochen haben gegenüber der Opposition — sie 
sollte dieses und jenes unterlassen und nicht sagen 
—, wird mich nicht davon abschrecken, das zu sagen, 
was die Opposition für richtig hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Namens meiner Fraktion habe ich heute Stellung 
 nehmen zu dem Gesetzentwurf der Bundesregie- 

rung hinsichtlich eines Neunten Gesetzes zur Ände

-

rung des Wehrpflichtgesetzes. Die Drucksache liegt 
Ihnen  vor: 7/2524. Es handelt sich um die Einführung 
eines Wehrdienstes in der Verfügungsbereitschaft.  

Dieser Entwurf gehört zu einem umfangreichen 
Paket weiterer Maßnahmen, das noch mit sehr vie- 
len Unbekannten behaftet ist und unter dem Stich- 
wort „Änderung der Wehrstruktur" mit großem Auf- 
wand angekündigt wurde. 

(Frau Tübler [CDU/CSU] : Genau das ist es!) 

Die Bundesregierung, insbesondere der Verteidi

-

gungsminister, weiß ganz genau, daß sie immer 
davon ausgehen kann, auf dem Gebiet der Sicher-
heitspolitik unsere uneingeschränkte Zustimmung 
zu allen Maßnahmen zu erhalten, sofern diese der 
sicherheitspolitischen Lage gerecht werden, unserer 
äußeren Sicherheit dienen und die Bundesregierung 
hierbei ihre wichtige Aufgabe wahrnimmt, unserem 
Volke in der gebotenen Deutlichkeit und ohne 
Schönfärberei die Tatsachen klarzumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wenden uns daher auch nicht gegen einen Mo

-

dernisierungsprozeß in den Streitkräften, den wir 
als einen entscheidenden Beitrag zur Qualität der 
Abschreckung ansehen.  

Uns ist bewußt, daß auf die Dauer bei einem Fest- 
halten am Umfang unserer Bundeswehr und bei 
gleichzeitiger Modernisierung die Mittel, die von der 
Bundesregierung zur Verfügung gestellt werden, 
nicht mehr ausreichen werden. Knappe Haushalts- 
mittel, steigende Personalkasten sowie anhaltende 
Kostenexplosionen der Waffensysteme — ein aktu

-

elles Beispiel ist das MRCA — sind die  Ursachen, 
die zu weiterführenden Überlegungen zwingen. 

Indessen helfen hier keine halben Maßnahmen 
oder Notlösungen mehr, die das eigentliche Problem 
nur sehr kurzfristig vor sich herschieben. Wir wür

-

den daher einer Änderung der Wehrstruktur zustim

-

men, wenn diese einen wirksamen Beitrag zur Ge

-

währleistung unserer äußeren Sicherheit darstellt. 
Dies trifft jedoch für die vorgesehenen Maßnahmen, 
insbesondere für die Einführung einer Verfügungs

-

bereitschaft, nach unserer Einschätzung nicht zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was wir grundsätzlich an diesem Gesetzentwurf 
auszusetzen haben, möchte ich vorab in drei we

-

sentlichen Punkten kurz zusammenfassen: erstens 
die großen Versprechungen, zweitens die  sicher

-

heitspolitische Lage und drittens nicht abgeschlos

-

sene Untersuchungen. 

Zum ersten Punkt. Wie in manchen anderen Be- 
reichen der  Politik ist auch hier in großen Ankündi

-
gungen wieder mehr versprochen und dem staunen

- den Bürger  in  Aussicht gestellt worden, als gehal-
ten wurde. Ich will das an zwei Beispielen verdeut

-

lichen. 

Nach dem ersten Bericht der unabhängigen Wehr

-

strukturkommission, „Wehrgerechtigkeit in der 
g Bundesrepublik Deutschland", am 3. Februar 1971 

vorgelegt, die zu dem Entschluß der Herabsetzung 
der Wehrdienstzeit von 18 Lauf 15 Monate führte, 

t rechnete man allenthalben mit 'der Herstellung eines 
g Maximums an Wehrgerechtigkeit. Hierbei darf an 

die vielversprechenden Erklärungen des damaligen 
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Verteidigungsministers und heutigen Bundeskanz-
lers — das ist ja auch im Weißbuch nachzulesen — 
hingewiesen werden. Er hat damals im Weißbuch 
geschrieben: „Die Erreichung größerer Wehrgerech-
tigkeit bei der Durchführung der Wehrpflicht ist 
zum Kernproblem und Prüfstein des derzeitigen 
Wehrsystems geworden." Oder ich darf an die Re-
gierungserklärung vom 28. Oktober 1969 erinnern, 
in der es noch hieß: „Wir wollen ein Maximum an 
Gerechtigkeit durch Gleichbehandlung der wehr-
pflichtigen jungen Männer schaffen." Der große 
Wurf des damaligen Verteidigungsministers zur Er-
reichung eines Maximums an Wehrgerechtigkeit 
erwies sich indessen meines Erachtens als ein Schlag 
ins Wasser. Man hatte viel versprochen, aber nur 
wenig gehalten; denn was allen Kennern der Sach-
lage — wir haben häufig genug darauf hingewiesen 
— vorher bekannt war, wurde bereits im nächsten 
Wehrstrukturkommissionsbericht zugegeben. Und 
zwar hieß es in diesem Bericht — „Die Wehrstruk-
tur in der Bundesrepublik Deutschland, Analyse 
und Optionen" —, der dann am 28. November 1972, 
also nach knapp zwei Jahren, vorgelegt wurde, auf 
Seite 26: „Die Zahl der wehrpflichtigen Bürger steigt 
in den nächsten Jahren so, daß Wehrgerechtigkeit 
durch Heranziehen aller Wehrdienstfähigen bei 
15 Monaten Grundwehrdienst und gleichbleibendem 
Umfang der Bundeswehr nicht mehr erreicht werden 
kann." 

Meine Damen und Herren, die Bankrotterklärung 
des Verteidigungsministers ließ dann auch nicht 
mehr lange auf sich warten. Inzwischen ist bekannt, 
daß die Frage der Wehrgerechtigkeit durch das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung zu lö-
sen ist. So jedenfalls lesen wir es in dem vorliegen-
den Gesetzentwurf, der ausdrücklich bestätigt, daß 
Wehrgerechtigkeit allein durch Maßnahmen der Bun-
deswehr nicht zu erreichen ist. 

Dann ging man seitens der Regierungsparteien — 
hier muß ich ausdrücklich den Verteidigungsminister 
ausnehmen — im Lande herum und kündigte große 
Wehrstrukturreformen an. Das Bild eines kreißen-
den Berges wurde entworfen, eine Maus wurde ge-
boren. 

Beide Beispiele erklärten dem staunenden Laien, 
daß bei Verkürzung der Wehrdienstzeit bzw. bei 
Verminderung der Zahl der präsenten Soldaten die 
Einsatzbereitschaft erhöht würde. Das hört sich, 
meine Damen und Herren, etwa so an wie die Be-
hauptung, man brauche die Spieler einer Bundes-
ligamannschaft nur weniger trainieren zu lassen und 
die Mannschaft um einen Spieler schlanker zu ma-
chen, um sich den Titel eines deutschen Meisters zu 
sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht selten — das müssen wir leider auch an die-
ser Stelle beklagen — wird der militärische Sach-
verstand oft im parteipolitischen Interesse verge-
waltigt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Oder sollte es reiner Zufall sein, daß z. B. die Maß

-

nahme zur Verringerung der Wehrdienstzeit ausge

-

rechnet vor den letzten Bundestagswahlen zur Aus-
wirkung kam? 

(Buchstaller [SPD] : Sie haben doch zugestimmt!) 

-- Herr Kollege, ich bin Ihnen dafür dankbar, daß 
Sie den Zwischenruf gemacht haben. Ich habe dar-
auf gewartet, um Ihnen an dieser Stelle endlich ein-
mal zu sagen, 

(Buchstaller [SPD] : Daß Sie eigentlich nicht 
zustimmen wollten!) 

wie der Vorgang eigentlich gewesen ist, damit Sie 
mit dem Märchen draußen aufhören. 

(Buchstaller [SPD] : Sie haben doch zugestimmt!) 

Wir haben den 15 Monaten nur deswegen zuge-
stimmt, weil — vielleicht nehmen Sie auch einmal 
die Begründung dafür entgegen, Herr Kollege — 

(Pawelczyk [SPD] : Haben Sie zugestimmt?) 

der Verteidigungsminister am Rande der Legalität, 
ohne eine gesetzliche Handhabe zu haben, 

(Buchstaller [SPD] : Das ist eine Unverschämt- 
heit!) 

organisatorisch die Bundeswehr bereits auf 15 Mo-
nate umgestellt hatte und uns alle Fachleute sag-
ten, daß ein Zurückdrehen jetzt wieder auf 18 Mo-
nate größeres Unheil bewirkte, als wenn wir den 
15 Monaten zustimmten. 

(Buchstaller [SPD] : Tolle Begründung!) 

Nur deswegen haben wir den 15 Monaten zuge-
stimmt. 

Ich sage noch einmal, daß es sicherlich kein reiner 
Zufall war, daß die Verringerung der Wehrdienst-
zeit ausgerechnet vor den letzten Bundestagswahlen 
zur Auswirkung kam 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nur deshalb!) 

und die Presseberichten zufolge in Aussicht gestell-
te Wahlfreiheit bezüglich der Ableistung des Ersatz-
dienstes bei abgelehntem Wehrdienst — ich er-
innere hier an die Erklärung des Verteidigungsmini-
sters — gerade zum Zeitpunkt zweier wichtiger 
Landtagswahlen veröffentlicht wurde und im Wahl-
jahr 1976 Wirklichkeit werden soll. Ich glaube nicht 
an den Zufall, meine Damen und Herren. 

Zu Punkt 2. Die sicherheitspolitische Lage wird 
durch die gegenläufige Entwicklung in Ost und West 
entscheidend gefährdet: dort wachsendes Militär-
potential der Sowjets und hier Nachlassen der Ver-
teidigungsanstrengungen in den europäischen Staa-
ten einschließlich der Bundesrepublik. Wir steuern 
unaufhaltsam einem Punkt zu, an dem Verteidigung 
und Abschreckung nicht mehr wirksam sein wer-
den. Dies ist genau der erwähnte gefährliche Punkt. 
Von der Bundesregierung muß erwartet werden, 
fortlaufend mit ungeschminkter Deutlichkeit die Ge-
fährdung unserer Sicherheit aufzuzeigen. Wir leben 
eben nicht in einer ruhigen und sicheren Landschaft. 
Die Gefährdung, durch militärisches Übergewicht 
politischem Druck ausgesetzt zu werden, ist im 
Wachsen. Hier hilft weder Euphorie noch Beschwich-
tigung. 
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Die gewaltige Rüstung des Ostblocks kann doch 

nur einem politischen Zweck dienen. Es ist noch 
nicht lange her — es war im April 1974 —, daß der 
sowjetische Verteidigungsminister Gretschkow 
einen Artikel in der ideologisch-sowjetischen Zeit-
schrift „Kommunist" über Lenin und die Streitkräfte 
der Sowjetstaaten veröffentlichte. Hier ist, in eine 
verständliche Sprache übersetzt, zu lesen, daß 
Lenin als unübertroffener Heerführer geistiger Va-
ter aller Doktrin der Roten Armee und die Rote 
Armee Wächter und Treuhänder der Gedanken 
Lenins zu allen militärpolitischen Fragen seien. Wei-
ter ist zu lesen, daß es sehr wohl auch künftig ge-
rechte und fortschrittliche Kriege geben werde und 
daß die Kriegsgefahr weiter bestehe, nicht nur 
weil reaktionäre Kreise im Westen den Erdball zum 
kalten Krieg zurückführen wollten, sondern auch 
weil die Tendenz der materiellen Vorbereitung eines 
Weltkrieges erkennbar sei. 

In diesem Zusammenhang darf ich auch aus einem 
Artikel von Dieter Cycon in der „Welt" vom 
3. April 1974 hinweisen. Ich zitiere sinngemäß: 
Keine Macht nimmt dies alles in Kauf, nur um Ge-
neralen Spielzeuge in die Hand zu drücken; denn 
Rüstungen kosten viel Geld, haben wirtschaftliche 
Umwalzungen aller Art zur Folge, erfordern Ent-
behrungen und Opfer der Bevölkerung und schwö-
ren gefährliche innenpolitische Entwicklungen her-
auf; sie entschließt sich zu solchen Anstrengungen 
nur, wenn sie davon einen politischen Gewinn er-
wartet; und nur die Hoffnung auf einen enormen 
politischen Gewinn kann die enormen militäri-
schen Anstrengungen des Sowjetstaats rechtferti-
gen. 

(Sehr wahr! in der Mitte — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU] : Cycon hat recht!) 

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund 
einer solchen Lage müssen wir nachhaltig vor Maß- 
nahmen warnen, die letzten Endes unsere Vertei-
digungsbereitschaft auf lange Sicht schwächen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es hätte dem Bundesminister der Verteidigung 
besser angestanden, zu erklären, daß man gezwun-
gen wurde, aus der Not eine Tugend zu machen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und nicht die Öffentlichkeit in dem Glauben zu 
lassen, es handle sich z. B. bei der Einführung der 
Verfügungsbereitschaft, die das Kernstück der 
neuen Wehrstruktur darstellt, um eine Stärkung der 
Kampfkraft unserer Streitkräfte. 

Zu Punkt 3. Der Gesetzentwurf wird vorgelegt, 
ohne daß zu einer Fülle im Zusammenhang mit dem 
Gesamtpaket „Wehrstruktur" aufgeworfener Fra-
gen erschöpfend Stellung bezogen wurde. An dieser 
Stelle soll nicht verschwiegen werden, daß, nach-
dem am 5. Dezember 1973 in der 17. Sitzung des 
Verteidigungsausschusses seine Mitglieder über die 
neue Struktur der Bundeswehr unterrichtet wurden, 
nahezu vier Monate vergingen, bis eine Anzahl dort 
vorgelegter Fragen — und diese auch nur unvoll-
ständig — beantwortet wurden. 

Darüber hinaus sind auch noch laufende Unter-
suchungen abzuschließen, deren Ergebnisse vor 
einer umfangreichen Stellungnahme vorliegen soll-
ten. Es sind Untersuchungen, die nicht vor Ende 1974 
und zu einem Teil erst 1975 abgeschlossen sein wer-
den. Ich erinnere nur an die Untersuchungen be-
züglich der Organisation der neuen Kommando-
struktur des Heeres, detaillierter Stellenpläne für 
alle Truppenteile und den Schülerumfang, insbeson-
dere auch detaillierter Aufgabenstellung der einzel-
nen Dienstposten der 30 000 Angehörigen der Ver-
fügungsbereitschaft in den einzelnen Einheiten. Blei-
ben Sie uns doch endlich mit den Sanitätern und den 
Kraftfahrern weg! Das haben wir jetzt oft genug ge-
hört. Wir wollen genau wissen, welche 30 000 Stel-
len in die Verfügungsbereitschaft hineingenommen 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weiter sind nicht untersucht: streitkräftegemein-
same Aufgaben, die viel Geld einsparen können, ein 
raumdeckendes System des Sanitätsdienstes, eine 
neue logistische Konzeption, die Anpassung der 
Bundeswehrverwaltung an die neue Bundeswehr-
struktur und Möglichkeiten der Aufgabenteilung im 
Bündnis. 

Alle diese Tatsachen, meine Damen und Herren, 
drängen doch die Frage auf, warum ein solcher Ge-
setzentwurf mit dieser Eile vorgelegt wird, zumal, 
wie auch der Haushalt 1975 erkennen läßt, das 
Verhältnis von Betriebskosten zum Investitions-
anteil bei 68 bzw. 32 % liegt. Im zweiten Bericht der 
Wehrstrukturkommission wird eine Grenze von 70 
zu 30 % gefordert. 

Meine Damen und Herren, vor diesem Hinter-
grund werden wir heute gezwungen, in dieser ersten 
Lesung Stellung zu nehmen. Es muß ausdrücklich 
festgestellt werden, daß ein großer Teil unserer Be-
denken trotz vieler beruhigend klingender Behaup-
tungen in der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates bestehen-
bleiben. Ich fasse diese wie folgt zusammen: 

Erstens. Mit der Einführung eines Wehrdienstes 
in der Verfügungsbereitschaft wird meines Erach-
tens ein fragwürdiger Präsenzbegriff vorausgesetzt. 
Er berücksichtigt nicht, daß die Truppen des War-
schauer Paktes fähig sind, in einer Phase ängstlicher 
Zurückhaltung der politisch Verantwortlichen aus 
dem Stand zum Angriff anzutreten. Ebenso ist die 
Gefahr einer überraschenden Gewaltanwendung 
gerade in einer vermeintlichen Entspannungsphase 
nicht auszuschließen, wie das grausame Beispiel des 
Einmarsches in die CSSR lehrt; dem Überfall gingen 
immerhin ausdrückliche Freundschaftsbeteuerungen 
voraus. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

General Rall schrieb am 29. März dieses Jahres 
in der „Rheinischen Post" : 

Der Warschauer Pakt ist ohne große Vorberei-
tung fähig, aus dem Stand anzugreifen, mit 
einer für uns nur sehr kurzen Vorwarnzeit. 

Hier muß auch darauf hingewiesen werden, daß 
die Manöver der Warschauer Paktstaaten in den 
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letzten Jahren Blitzkriegcharakter trugen und auf 
weitgreifenden Raumgewinn hin konzipiert waren. 
In diesem Zusammenhang ist eine fachmännische 
Auswertung des letzten Nahostkrieges interessant. 
Er hat unter anderem gelehrt, daß es selbst einem 
qualifizierten Nachrichtendienst nicht immer mög-
lich ist, die tatsächlichen Absichten eines Gegners 
genau vorauszusagen. 

Machen wir uns doch nichts vor, meine Damen 
und Herren. Wenn in dem vorliegenden Gesetzent-
wurf zu lesen ist, mit den erhöhten Pflichten der 
Wehrpflichtigen im Rahmen der Wehrüberwachung, 
nämlich der Pflicht zur Mitteilung von bevorstehen-
den Anschriftenänderungen, ist sichergestellt, daß 
auch die formlose Mitteilung die Angehörigen der 
Verfügungsbereitschaft in allen Situationen erreicht, 
und außerdem durch eine standortnahe Einplanung 
gewährleistet sein soll, daß die Angehörigen der 
Verfügungsbereitschaft rechtzeitig zu ihrer Einheit 
gelangen, so kann damit doch nur eine auf dem 
Papier stehende Präsenz gemeint sein. Die Schwie-
rigkeiten der Rückberufung der Soldaten aus der 
Verfügungsbereitschaft zur Truppe sind zu viel-
schichtig, als daß man sich mit beruhigenden Erklä-
rungen zufrieden geben sollte. Vor allem die lange 
Dauer von 12 Monaten Verfügungsbereitschaft ga-
rantiert keinesfalls das reibungslose Funktionieren. 

Zweitens. Auch wenn behauptet wird, daß die 
in Übungen durchgeführte Einberufung von Teilen 
dieser Verfügungsbereitschaft ein normaler und rou-
tinemäßiger Vorgang im Frieden sei, liegt es doch 
auf der Hand, Herr Minister, daß die plötzliche Ein-
berufung von 30 000 Mann einen spektakulären 
Effekt zur Folge hat, der sich um so gravierender 
auswirken muß, je ernster sich die Krise entwickelt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Hieraus müssen sich unweigerlich konfliktverschär-
fende Folgen ergeben. Die Einberufung in der in § 23 
Abs. 3 des Gesetzentwurfes vorgesehenen Form 
durch Aufruf in Funk und Fernsehen kann im In-
und Ausland doch nur als Maßnahme einer Mobil-
machung wenn auch unter anderen Vorzeichen, ver-
standen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Abgesehen von diesen Komplikationen gehört im 
geeigneten Augenblick vor allen Dingen eine mu-
tige Regierung dazu, die die Verfügungsbereitschaft 
rechtzeitig ausrufen wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Bemerkenswerterweise wurde vor einiger Zeit noch 
in einer Sitzung der WEU offen die Befürchtung 
ausgesprochen, ob in Krisenzeiten von einer Regie-
rung entsprechende Maßnahmen überhaupt noch 
getroffen werden können. 

Drittens. Die Einführung eines zusätzlichen Wehr-
dienstes in der Verfügungsbereitschaft sowie die 
Auswahl bestimmter Wehrpflichtiger für diese Art 
des Wehrdienstes verschärft die Wehrungerechtig-
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden das Problem der Wehrungerechtigkeit 
— von der Bundesregierung wird es dagegen oft nur 
im Rahmen der Wahlpropaganda benutzt — nicht 
aus dem Auge verlieren. 

Von dieser Stelle wird so häufig nach Alternati-
ven gefragt. Meine Fraktion hat am Ende der letzten 
Legislaturperiode anläßlich der Erörterung der drit-
ten Novelle zum Ersatzdienstgesetz einen Entschlie-
ßungsantrag zur Wehrgerechtigkeit eingebracht. In 
diesem Entschließungsantrag, an den immer wieder 
erinnert werden soll, wird vorgeschlagen, daß auf 
der Grundlage des Art. 12 a des Grundgesetzes die 
herkömmlichen, allgemeinen öffentlichen Dienst-
leistungspflichten im Wehrdienst, die Dienste des 
Bundesgrenzschutzes sowie die Dienste in Einheiten 
und Einrichtungen des Zivilschutzes und die Dien-
ste in einem Ersatzdienst auf der Grundlage des 
geltenden Verfassungsrechts neu zu ordnen sind. 

Nun komme ich zu einem Punkt, Herr Minister, 
bei dem Sie gewarnt haben, wir sollten ihn nicht 
aufgreifen. Ich sage nichts Geheimes, Sie brauchen 
auch nichts Geheimes zu sagen. Was Sie uns zu 
sagen haben, können Sie uns in den vertraulichen 
Sitzungen des Auswärtigen und des Verteidigungs-
ausschusses sagen. Trotzdem melde ich größte Be-
denken hinsichtlich des Charakters des Verzichts auf 
30 000 Soldaten in Vollpräsenz als Vorleistung im 
Hinblick auf die MBFR-Verhandlungen an, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die durch die in Ziffer 6 vorgelegten Gesetzentwur-
fes aufgeführte Feststellung nicht ausgeräumt wer-
den können. Der Gesetzentwurf sagt hierzu zwar 
unter anderem: „Die neue Struktur der Bundeswehr 
bedeutet keine Vorleistung im Hinblick auf die 
MBFR-Verhandlungen." An einer anderen Stelle 
heißt es: „Allerdings trifft es zu, daß sowohl die 
Wehrstrukturreform als Maßnahme für eine effek-
tive Organisation von Streitkräften als auch MBFR 
als ein Instrument der Entspannungspolitik unmittel-
bar auf die Streitkräfte einwirken. Daher wird auch 
die Bundesregierung bei der Realisierung der Wehr-
strukturreform den Stand der MBFR-Verhandlungen 
gebührend berücksichtigen." Natürlich ist das so; 
aber Sie bekommen von uns nicht ohne weiteres 
eine Vollmacht dafür. Wir möchten als Parlament 
eingeschaltet bleiben. 

Wenn man aber davon ausgeht, daß das Ziel der 
Verhandlungen ein stabiles Gleichgewicht in Zen-
traleuropa auf niedrigem Rüstungsniveau sein soll 
und dazu angestrebt wird, den grundlegenden Asy-
metrien zwischen den beiden Blöcken Rechnung zu 
tragen, muß jede Verringerung der Präsenz unserer 
Truppen, die aus Kostenersparnisgründen heute um 
30 000 und logischerweise bei weiteren Kostenstei-
gerungen morgen oder übermorgen um eine noch 
höhere Zahl der Verfügungsbereiten praktisch ge-
kürzt werden kann, die Verteidigungskraft schwä-
chen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das ist es!) 

Das wird als eine einseitige Vorleistung ange-
sehen. Eine solche Vorleistung wird dann nicht mehr 
in den noch gegenseitig auszutragenden Verhand-
lungen zur Disposition gestellt werden können. Es 
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ist offenkundig und geht aus vielen Beobachtungen 
hervor, daß zwar die östliche Seite Interesse daran 
zeigt, bestehende Differenzen zu überbrücken, aber 
nicht genügend Flexibilität gezeigt hat, um solche 
Ansätze zu Lösungen erkennen zu lassen. Woher 
nimmt man also den Optimismus, daß Vorleistungen 
wie die der Verfügungsbereitschaft nach ihrem In-
krafttreten noch Gegenstand von Verhandlungen 
sein können? 

Generalsekretär Breschnew hat am 26. Oktober 
1973 öffentlich dargelegt — die Vertreter der öst-
lichen Seite haben dies in der Eröffnungserklärung 
vom 30. und 31. Oktober in Genf unterstrichen —, 
daß ganze Einheiten reduziert werden sollen und 
die Reduzierung der Streitkräfte in prozentual oder 
summarisch gleichen Schritten vor sich gehen soll. 
Wir wissen, daß mit solchen Zielvorstellungen in 
erster Linie auch die Bundeswehr gemeint ist. 

Vor diesem Hintergrund — dies sei nochmals be-
tont — muß im Rahmen der neuen Wehrstruktur die 
vorgesehene Verfügungsbereitschaft zwangsläufig 
als Vorleistung angesehen werden. Bei den MBFR-
Besprechungen sollte man davon ausgehen, daß 
man das Ganze stets vor seinen Teilen sehen muß. 
Es geht heute und in Zukunft nicht urn Teilregionen 
der NATO, es geht um die Funktionsfähigkeit des 
Bündnisses schlechthin. Hier sollten wir kein 
schlechtes Beispiel geben, das sich als Signalwirkung 
für andere NATO-Partner auswirken könnte. 

Der von Bundesminister Leber wohl sehr voreilig 
angekündigte Plan der Auflösung der Wehrbereichs-
kommandos scheint vorerst zurückgestellt zu sein 
und im Augenblick nicht weiter verfolgt zu werden. 
Dieser Plan zählt jedoch zum Gesamtkonzept der 
sogenannten Wehrstrukturreform, und daher muß 
an dieser Stelle — nur hier haben wir Gelegenheit, 
das öffentlich zu sagen — kurz auch einiges hierzu 
gesagt werden. 

Der beabsichtigten Lösung werden wir unsere Zu-
stimmung aus folgenden Gründen versagen müssen. 
Erstens. Die weitere Fusion der nationalen militäri-
schen Verteidigung in NATO-integrierte Kommando-
behörden verstößt klar gegen den auch im Weiß-
buch 1973/74 Ziffer 85 aufgeführten Grundsatz, daß 
die Friedensstruktur der Verteidigungsstruktur ent-
sprechen muß. Daher muß unter Berücksichtigung 
aller bündnispolitischen und militärischen Faktoren 
eine Trennung zwischen NATO-Truppen und natio-
naler militärischer Struktur bestehen bleiben. 

Zweitens. Wir werden darauf bestehen, daß die 
Führung und Organisation der territorialen Verteidi-
gung auf ein regionales System ausgerichtet sein 
muß, das der Verwaltungsstruktur der Bundesländer 
anzupassen ist, wie dies übrigens auch im Weißbuch 
1971/72 von Ihnen vertreten wurde. Wir bestehen 
daher ausdrücklich auf dem Verbleiben der Stäbe 
am Sitz der Landesregierung, da wir der zivil-
militärischen Zusammenarbeit insbesondere im 
Spannungsfall ganz besondere Bedeutung beimessen. 
Eine raumdeckende militärische Regionalorganisa-
tion stellt in Angleichung an den föderativen Auf-
bau der Bundesrepublik und unter besonderer Be-
rücksichtigung der Organisation der zivilen Ver

-

teidigung eine wichtige Voraussetzung für ein funk-
tionierendes Verteidigungssystem und die Wahr-
nehmung der legitimen nationalen Sicherungs- und 
Uberlebensinteressen dar. 

Was indessen unsere Einwendungen gegen die 
Verfügungsbereitschaft im besonderen Maße ver-
stärkt, ist das Mißverhältnis zwischen den angeblich 
eingesparten Mitteln. Endgültig liegen noch keine 
detaillierten Angaben über echte Mehrkosten oder 
Einsparungen vor. Vorhin hat sich ja schon der 
Streit darüber, wie man nun rechnet, erneut ent- 
wickelt. Eines steht jedenfalls fest: daß hier keine 
Abklärung erfolgt ist, wieviel wirklich eingespart 
werden. Insbesondere muß man darauf achten, daß, 
wenn Mittel eingespart werden, sie im Verhältnis 
zu dem Verzicht auf 30 000 präsente Soldaten stehen 
müssen. 

Wir verschließen uns aus den bekannten Gründen 
— wie schon gesagt — nicht der Forderung nach 
Kosteneinsparung. Nicht einzusehen ist aber, daß 
ausgerechnet an der unwirtschaftlichsten Stelle ge-
spart werden soll. Warum ausgerechnet bei den 
Wehrpflichtigen, Herr Minister? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie bekannt, besteht die Bundeswehr aus drei, 
in ihrer Stärke einigermaßen gleichen Säulen: den 
Wehrpflichtigen, den Berufs- und Zeitsoldaten und 
den Zivilbediensteten. Das Weißbuch 1973/74 weist 
die durchschnittlichen Personalkosten z. B. im Solda-
tenbereich folgendermaßen aus: Offiziere 36300 DM, 
Unteroffiziere 23 570 DM und Wehrpflichtige 11 660 
DM pro Jahr. Ich meine, wenn Einsparungen erfor-
derlich sind, dann sollte für keinen Bereich ein 
„tabu" gelten. 

Sie werden nach der Alternative fragen; das ha-
ben Sie auch schon wieder getan. Ich will gern einige 
Dinge nennen, die Sie untersuchen sollten. 

Vordringlich sehe ich in der Straffung z. B. der 
Führungsstäbe großen, wenn Sie wollen, doppelten 
Gewinn. Erstens besitzen wir eine der kopflastigsten 
Streitkräfte in Ost und West. Hier darf noch einmal 
an Parkinson erinnert werden: „Jeder Beamte (in 
diesem Sinne sind auch die Soldaten gemeint) 
wünscht die Zahl seiner Untergebenen, nicht aber 
die Zahl seiner Rivalen zu vergrößern" und „Beamte 
(also Soldaten) oder Angestellte schaffen sich gegen-
seitig Arbeit." In diesem Sinn erinnert man sich 
beim Betreten eines so eindrucksvollen Gebäudes 
wie des Bundesministeriums der Verteidigung oder 
auch des Heeresamtes — um nur einige zu nen-
nen — an das Beispiel Parkinsons, daß die Entwick-
lung der Zu- und Abnahme der Großkampfschiffe 
der britischen Flotte zu der Zahl der Offiziere und 
Beamten der Admiralität sich in einem absurden, 
völlig gegensätzlichen Verhältnis bewegte. 

Die Straffung der Führungsstäbe, meine Damen 
und Herren, dürfte nicht nur eine Erhöhung der 
Schlagkraft, sondern auch, nämlich durch die Zu-
sammenlegung von auf dem gleichen Sachgebiet 
doppelt und teilweise dreifach arbeitenden Dienst-
stellen mit gleichzeitiger Rationalisierung, erheb-
liche Einsparungen bringen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
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Weitere bedeutende Einsparungen könnten auf 

lange Sicht durch Schrumpfung oder Wegfall ganzer 
Stäbe erreicht werden. Ich könnte sofort einen nen-
nen, bei dessen Wegfall man eine Einsparung von 
rund 50 Dienstposten erzielte. Wir werden in der 
Haushaltsberatung darauf zurückkommen. 

Im Bereich der Zivilbediensteten der Teilstreit-
kräfte lassen sich — Sie alle wissen, daß die Zahl 
nicht nur gegriffen ist 8 000 bis 9 000 Dienstposten 
nachweisen, die mit Wehrpflichtigen besetzt werden 
könnten. Ich meine natürlich nur solche Dienst-
posten, die der Durchführung des Auftrages der 
Streitkräfte unmittelbar dienen. Allein diese Maß-
nahme könnte eine Ersparnis von rund 250 Millio-
nen DM im Jahr erbringen. Dies könnte über Jahre 
durch Gesundschrumpfen erreicht werden, ohne daß 
auch nur ein einziger Bediensteter entlassen werden 
müßte. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Im Interesse von notwendigen Einsparungen sollte 
auch noch einmal an das Wort des Herrn Verteidi-
gungsministers erinnert werden dürfen, mit dem er 
vor einiger Zeit in Frankfurt feststellte: „Die Sowjet-
union braucht für ihre Rüstung einen großen Teil 
des russischen Sozialproduktes. Sie kann nicht er-
warten, daß der Westen diese Lücke in ihrem Kapi-
talbedarf durch Kapitalexport schließt und die ei-
gene Verteidigungsfähigkeit vernachlässigt." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein mutiges 
Wort!) 

Dieses Gebiet sollte durchaus in die Überlegungen 
wirksamer Einsparungen einbezogen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zusammenfassend stelle ich fest: Wir sind bereit, 
im Interesse einer ausgewogenen Sicherheitspolitik, 
unsere Zustimmung zu allen geeigneten Maßnahmen 
zu geben, sofern diese der sicherheitspolitischen 
Lage gerecht werden. Dem vorliegenden Gesetz-
entwurf allerdings müssen wir zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt unsere Zustimmung versagen, weil 

a) angesichts steigender Rüstungsanstrengungen 
des Warschauer Paktes eine Verringerung des Bun-
deswehrumfanges das Ungleichgewicht zu Lasten 
der NATO verstärkt; 

b) die Verringerung einheimischer Streitkräfte 
wesentlicher Verhandlungsgegenstand der MBFR-
Verhandlungen in ihrer zweiten Phase sein wird 
und solchen Gesprächen nicht vorgegriffen werden 
darf; 

c) die Einberufung zur Verfügungsbereitschaft 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung als 
Mobilmachungsmaßnahme 	verstanden 	werden 
müßte; 

d) die angekündigten Kosteneinsparungen in kei-
nem Verhältnis zum Verlust an Präsenz stehen; 

e) in der Gesetzesvorlage eine Festschreibung der 
Zahl der Wehrpflichtigen in der Verfügungsbereit-
schaft fehlt und dieser Umstand befürchten läßt, daß 
diese — wenn das Gesetz erst einmal in Kraft ist — 
in Zukunft aus Gründen der Kostenersparnis zu La- 

sten der sofortigen Präsenz weiter erhöht werden 
kann; 

f) die neue Art des Wehrdienstes in der Verfü-
gungsbereitschaft eine weitere Verschärfung der 
Wehrungerechtigkeit mit sich bringt und 

g) andere Möglichkeiten der Einsparung an Be-
triebskosten zugunsten des investiven Teils nicht 
ausreichend untersucht worden sind. 

Meine Damen und Herren, wir werden während 
der Ausschußberatungen über die Einzelheiten zu 
sprechen haben. Herr Minister, Sie können davon 
ausgehen, daß die CDU/CSU-Fraktion an einer 
neuen Struktur der Bundeswehr konstruktiv mit-
arbeiten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Horn. 

Horn (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Gestatten Sie, daß ich im 
Zusammenhang mit den Darstellungen des Kolle-
gen Ernesti drei Vorbemerkungen mache. Herr Kol-
lege Ernesti, es scheint mir ein bißchen mager zu 
sein, wenn Sie mittels Straffung der Führungsstäbe 
die gesamten zusätzlichen Investitionskosten auf-
bringen wollen. 

(Dr. Kraske [CDU/CSU]: Das hat er über

-

haupt nicht gesagt!) 

Seien Sie aber davon überzeugt, wenn Sie von 
250 Millionen DM sprechen: Das kann eine ergän-
zende Maßnahme sein. Die SPD-Fraktion wird in 
jedem Falle mit Ihnen gemeinsam, wenn Sie kon-
krete positive Vorschläge machen, die Angelegen-
heit prüfen. Seien Sie davon überzeugt, daß wir uns 
Vorschlägen nicht verschließen werden, die die 
Sache wirklich vorantragen. Eine Alternative scheint 
mir das aber nicht zu sein. 

Zweitens. Herr Ernesti hat darauf hingewiesen, 
daß Sie der 15monatigen Dienstpflicht nur deshalb 
zugestimmt haben, weil man gehört habe, daß der 
frühere Minister der Verteidigung sich in dieser 
Hinsicht am Rande der Legalität bewegt habe, weil 
er die Dinge schon zu weit vorangetrieben habe. 
Sehr verehrter Herr Kollege Ernesti, ich muß Ihnen 
sagen: Suchen Sie sich das nächste Mal einen bes-
seren Informanten aus. Ich kann mir keinen verant-
wortlichen Mann auf der Hardthöhe vorstellen, der 
so etwas sagt. 

Der nächste Punkt: Herr Kollege Ernesti, Sie ha-
ben gesagt, ähnlich wie damals die Verkürzung der 
Wehrdienstzeit vor einer Bundestagswahl erfolgt 
sei, so komme die jetzige Vorlage nun vor zwei 
wichtigen Landtagswahlen auf den Tisch. Dazu 
möchte ich einmal ein offenes Wort sagen. 

(Damm [CDU/CSU]: Das wäre ganz gut!) 

— Herr Kollege Damm, seien Sie davon überzeugt: 
Der Verteidigungsminister Georg Leber ist nicht der 
Mann, sich kurzfristiger Popularität auf Kosten der 
Wahrheit zu beugen. Er kann es gar nicht, denn er 
will und soll auch weiterhin unser Verteidigungs- 
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minister sein, der seine Politik langfristig verant-
worten muß. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kraske [CDU/ 
CSU] : Der reinste Lesebuchvers! — Damm 
[CDU/CSU] : Sagt das Herr Sperling? — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Ist das 
die Auffassung der Kollegen Reiser und 

Schlaga in Ihrer Fraktion?) 

— Seien Sie doch nicht so aufgeregt. Wenn Sie 
etwas dazu sagen wollen, können Sie nachher dazu 
Stellung nehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich habe nur 
eine Frage gestellt!) 

Die SPD-Fraktion begrüßt jedenfalls den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes, weil hiermit die Möglichkeit 
einer notwendigen Anpassung an Strukturen einer 
zeitgerechten Bundeswehr für uns gegeben ist. Wir 
stimmen mit Zielsetzung und Lösung der bevorste-
henden Aufgabe überein. Ich freue mich besonders 
über die Ehrlichkeit auch in der Begründung. Hier 
wird nüchtern und sachlich hinsichtlich der Kosten-
entwicklungen in der Bundeswehr Bilanz gezogen. 
Es werden auch die notwendigen Konsequenzen auf-
gezeigt.  

Bei der inneren Reform der Bundeswehr hatte sich 
die sozialliberale Koalition drei Aufgaben gestellt. 
Ich erinnere nur an die Neuordnung des Rüstungs-
wesens, wobei ich auch noch einmal auf die ver-
dienstvolle Arbeit des früheren Staatssekretärs 
Mommsen hinweisen möchte. Ich erinnere in diesem 
Zusammenhang an die Neuordnung des Bildungs-
und Ausbildungswesens. Die dritte Aufgabe ist die 
Wehrstrukturreform. Auf die negative Geisterbe-
schwörung der CDU/CSU gerade im Bereich der 
Bildungspolitik brauche ich hier nicht einzugehen. 
Dies ist ja Ihre Methode: Erst sperren Sie sich gegen 
alle vernünftigen Reformen, erschweren die Durch-
führung von Veränderungen; wenn die Reformen 
und Veränderungen dann vollzogen wurden, stellt 
sich die CDU/CSU auf das hohe Podest und klagt uns 
an, warum wir diese Reformen und Veränderungen 
nicht frühzeitiger und gründlicher vollzogen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Genau auf demselben Wege befindet sich auch jetzt 
wieder die Opposition bei der Behandlung des drit-
ten Schwerpunkts der sozialliberaten Koalition im 
Bereich der inneren Reform der Bundeswehr, näm-
lich bei der Änderung der Wehrstruktur. Man kann 
heute schon darauf gespannt sein, wann die CDU für 
diese Reform, die sie jetzt noch bekämpft, nach einer 
gewissen Schamfrist ihr Urheberrecht reklamiert. Ich 
habe mir die Bundestagsreden der Kollegen der CDT 
und auch ihre anderen Äußerungen einmal einge-
hend angesehen. Aber zu dem eigentlichen Aus-
gangspunkt dieses Gesetzes, zur Notwendigkeit 
einer Anpassung der bestehenden Wehrstruktur an 
die heutigen Verhältnisse, ist nirgendwo gesprochen 
worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage? — Bitte, Herr Biehle. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Kollege, würden Sie 
mir nicht bestätigen an Hand der Erfahrungen bei 
Truppenbesuchen, die Sie sicherlich auch gemacht 
haben, daß nach all den wunderbaren Darstellungen, 
die in den Ausschüssen und im Parlament bei der 
Verkürzung des Grundwehrdienstes von 18 auf 15 
Monate gegeben worden sind, heute in der Truppe 
übereinstimmend festgestellt wird, daß die Kürzung 
im Hinblick auf die Ausbildung und die Effizienz der 
Truppe eine schlechte Entscheidung war? 

Horn (SPD) : Nein, das trifft keineswegs in dieser 
pauschalen Weise zu. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Dr. 
Kraske [CDU/CSU] : Nicht pauschal, aber 

einigermaßen!) 

Selbstverständlich gibt es, meine Damen und Her-
ren, Problem- und Eckpunkte gerade in der Bundes-
wehr, auch gerade in den unteren Bereichen. Aber 
das ist nicht allein auf die Reduzierung der Dienst-
zeit um drei Monate zurückzuführen, sondern hier 
liegen zum Teil auch manche Strukturmängel vor, 
die auf längst behebbare Mängel der Vergangenheit 
zurückzuführen sind. 

Herr Wörner stellte beispielsweise in seiner  Reds 
 vom 29. November Maßstäbe für eine Reform der 

Wehrstruktur auf, Maßstäbe in zehn Zeilen, ohne 
eine einzige inhaltliche Aussage zu diesem Thema, 
ohne Anregung, ohne Alternative. Das ist eben zu-
wenig. Da hat doch bereits die Wehrstrukturkom-
mission zwei entscheidende Mängel der gegenwär-
tigen Struktur herausgestellt, und darauf müssen wir 
antworten. Hiervon können wir uns in der Inhalts-
darstellung nicht drücken. 

Wir haben seit über einem Jahrzehnt ein unver-
hältnismäßiges Ansteigen der Betriebskosten zu 
verzeichnen. Sie fressen geradezu einen immer 
größer werdenden Teil des Verteidigungsetats auf 
und verkürzen damit laufend den zur Beschaffung 
von modernen Waffen und Geräten übrig bleibenden 
Investitionsanteil. Neue Waffen und Geräte sind oft 
um ein vielfaches teurer als ihre Vorgänger. Auf 
Einzelheiten brauche ich in dem Zusammenhang 
nicht hinzuweisen. 

In Hinsicht auf die oft beschworene Relation zwi-
schen Betriebs- und Investitionskosten: Bleiben wir 
bei den alten Modellen in der Bewaffnung der Bun-
deswehr, so werden Wartung, Instandsetzung und 
Erhaltung dieser kostspieligen Waffen und Geräte 
immer teurer. Entschließen wir uns zu Neuanschaf-
fungen, so müssen wir davon ausgehen, daß die 
Neuanschaffungspreise jeweils ein Vielfaches der 
alten Waffensysteme betragen. Erhaltung, Wartung 
und Instandsetzung kosten auch entsprechend mehr. 
Das heißt aber in der Konsequenz: überdimensio-
nale Ausdehnung des Verteidigungshaushalts in ab-
sehbarer Zeit, Verzicht auf notwendige Modernisie-
rung im Investitionsbereich oder konsequente Aus-
gabenersparnis, vor allem im Personalsektor. Ich 
weiß, daß dies die Dinge sehr offen beim Namen 
nennt. Aber diese Ehrlichkeit müssen wir auch ge-
genüber der Bevölkerung und auch gegenüber der 
Bundeswehr haben. Der kritische Punkt in der Ko- 
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stenentwicklung wird mit einem Verhältnis von 
70% Betriebsausgaben zu 30% Investitionsaus-
gaben von allen Fachleuten markiert. Wenn die jet-
zige Entwicklung unkorrigiert so weiterläuft, dann 
ergibt eine Projektion des bestehenden Trends in 
die Zukunft, daß bei gleichbleibender Wehrstruktur 
Anfang der 80er Jahre nur noch 7,3% des Ver-
teidigungshaushalts für Investitionen übrigbleiben. 
Das dürfte gerade noch ausreichen, wie Hans Schü-
ler in der „Zeit" ironisch sagt, um das Heer mit 
neuen Lastkraftwagen zu versehen, die Luftwaffe 
auf Sportflugzeuge und die Marine auf Segelboote 
umzurüsten. 

Übrigens, vor diesem Problem stehen wir ja nicht 
zum erstenmal in der Geschichte der Bundeswehr. 
Im Rezessionsjahr 1967 machte der damalige Ver-
teidigungsminister, Ihr Parteifreund Dr. Schröder, 
dem damaligen Bundeskanzler Kiesinger das Ange-
bot, die Bundeswehr auf 407 000 Mann zu reduzieren. 
Es war der damalige Fraktionsvorsitzende der SPD, 
der heutige Bundeskanzler Helmut Schmidt, der eine 
Gesamtstärke, einschließlich Reservisten von 
460 000 Mann durchsetzte. Dieser Tatbestand wurde 
damals mit dem Begriff der abgestuften Präsenz 
beschrieben. Meine Damen und Herren von der 
CDU, heute wollen Sie angesichts der Einführung 
von 30 000 Mann Verfügungsreserve hier in Welt-
untergangsstimmung machen. Ich sage das in allem 
Freimut: Auch die Haushaltsmittel für den Verteidi-
gungsetat sind nicht beliebig zu steigern. 

Gerade die Opposition treibt hier ein falsches 
Spiel, wenn sie in ihren Regierungszeiten notwen-
dige Erneuerungen unterließ und jetzt als Opposi-
tion ständig neue Forderungen stellt. Machen Sie 
sich doch selbst einmal die einfache Rechnung auf: 
1967 bietet Herr Schröder dem damaligen Kanzler 
eine Gesamtstärke von 407 000 Mann an. 1969, zur 
Zeit des letzten CDU-Verteidigungsministers, be-
trägt die Stärke der Bundeswehr 460 000 Mann, 
heute dagegen 495 000 Mann. Selbst, wenn Sie diese 
30 000 Mann Verfügungsreserve abziehen — was 
nicht legitim ist —, ist die absolute Stärke der Bun-
deswehr immer noch größer als zur Zeit des letzten 
CDU-Verteidigungsministers. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schon was von 
Qualität gehört?) 

Sie wollen doch nicht ehrlich die Probleme der Bun-
deswehr gemeinsam mit uns in den Griff bekommen, 
sondern Sie wollen hier nur Ideologieverdacht näh-
ren, als ob Sozialdemokraten die Sicherheit der 
Bundesrepublik aufs Spiel setzen wollten. Das ist 
doch Ihre Methode! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Personaleinsparungen werden bei der Verab-
schiedung dieses Gesetzes jährlich 370 Millionen DM 
betragen. Die weiteren Betriebskosteneinsparungen 
durch die vorgesehene Wehrstrukturreform werden 
noch einmal zusätzlich 200 Millionen DM betragen. 
Das ist dann eine Bandbreite, innerhalb derer wir 
uns echt bewegen können, mit der wir auch die 
Bundeswehr mit den nötigen Waffen und Geräten 
ausstatten können, damit sie ihrem politischen Auf- 

trag gerecht werden kann, nämlich Sicherheit durch 
Abschreckung zu erzeugen. 

Die neue Wehrstruktur soll und darf nicht den 
Auftrag der Bundeswehr einschränken. Die Bundes-
wehr wird diesem Auftrag bei nicht verminderter, 
sondern erhöhter Effizienz gerecht. Bei den 30 000 
Mann Verfügungsreserve — und das hat auch der 
Verteidigungsminister eben klar gesagt — handelt 
es sich eindeutig um nicht waffentragende Dienst-
posten, die außerdem auch nicht ständig besetzt wer-
den müssen. Die Präsenzkraft wird im .men der 
gesamten Strukturreform nicht gemindert worden, 
sondern erhöht. Bei der Luftwaffe und Marine wer-
den so 100 "A der Mob-Stellen in Dienstposten für 
verfügungsbereite Soldaten umgewandelt, beim 
Heer werden es künftig 60% sein. 

Deshalb ist es auch falsch, wenn Vertreter der 
CDU ständig davon sprechen, die Verfügungsbereit-
schaft wäre eine Art Reservistenstatus. Hier handelt 
es sich doch um eine ganz andere Qualität. Das kann 
doch keiner leugnen, der um die Dinge Bescheid 
weiß. Das wissen Sie doch besser, als Sie es hier 
zum Ausdruck bringen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sagen Sie doch, 
mit welchen Einschränkungen?) 

Die Verbände, Brigaden, Bataillone, Kompanien wer-
den alle drei Monate mit Soldaten aufgefüllt — das 
wissen Sie —, die die Grundausbildung hinter sich 
haben. Das bedeutet aber im Ergebnis doch, daß in 
der Kompanie Soldaten mit durchaus unterschied-
lichem Ausbildungsniveau zusammen sind, Soldaten 
mit drei-, sechs- oder zwölfmonatiger Dienstzeit. Die 
Soldaten der Verfügungsbereitschaft haben 15 Mo-
nate Wehrdienst bereits abgeleistet. Da sie nur 12 
Monate verfügungsbereit sind, ist ihr Wissen für den 
soldatischen Bereich keineswegs veraltet, zumal sie 
entsprechend ihrer Qualifikation in zugeordnete 
Dienstposten kommen. 

Aus alldem ist doch der Schluß erlaubt, daß sie 
leistungsfähiger sind als viele ihrer Kameraden, die 
nur drei oder sechs Monate gedient haben. Sie wer-
den nur in den Funktionen verwendet, in denen sie 
ausgebildet und auch während ihrer regulären 
Dienstzeit verwendet wurden. 

Herr Dr. Wörner, Sie haben einmal die Frage ge-
stellt, ob die neue Wehrstruktur der internationalen 
Lage, der vorhersehbaren sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Entwicklung entspricht. Die Ver-
kleinerung bei gleichzeitiger Vermehrung der An-
zahl der Einheiten führt zu einem beweglicheren 
und unmittelbareren Führungsstil. Die Kompanie-
chefs werden von viel unnützer Arbeit entlastet 
und damit freier für ihre eigentliche Aufgabe, näm-
lich die Ausbildung der Soldaten. Die Zahl der Bri-
gaden wird entsprechend einer NATO-Forderung 
auf 36 erhöht. Auch dies wird man einmal sagen 
dürfen: In den aktiven Brigaden werden wir zirka 
700 Kampfpanzer mehr haben als bisher und außer-
dem fast doppelt soviel Panzerabwehrwaffen von 
der Panzerfaust bis zur Panzerabwehrrakete, und 
dann kann man nicht sagen, wir würden die äußere 
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Sicherheitspolitik unserer Bundeswehr vernachläs-
sigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die neue Wehrstruktur ordnet sich fugenlos in das 
militärstrategische Konzept ein. Die Bundeswehr 
wird niemanden bedrohen, aber sie wird ihren Auf-
trag, zu verhindern, daß uns Gewaltlösungen von 
fremder Seite aufgezwungen werden, noch besser 
durchführen als bisher. Die Präsenz und somit die 
Verteidigungsfähigkeit wird nicht verringert, son-
dern sie wird erhöht. Dies geht allein daraus her-
vor, daß die Änderung des Verhältnisses zwischen 
der sogleich fechtenden und der zunächst reservier-
ten Truppe von der klassischen Relation von 2 : 1 
auf eine Relation von 3 : 1 erfolgt. Hier werden doch 
alle Theoriebehauptungen der CDU widerlegt, die 
Bundesregierung treibe ein frevelhaftes Spiel mit 
der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. Das 
Gegenteil ist der Fall. Sicherheitsgefühl und Ver-
trauen der Bürger in unserem Land wachsen immer 
mehr, und da die CDU keine klare und ehrliche 
Alternative aufzuweisen hat, flüchtet sie in die Un-
terstellung und versucht, mit albernem Ideologiever-
dacht Regierung und Koalition herunterzusetzen. 

(Damm [CDU/CSU]: Der redet wie Johano 
Strasser!) 

Wunschvorstellung der CDU und die Wirklichkeit 
sind Gott sei Dank sehr weit auseinander. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da wird auch bei Ihnen mit dem Begriff der Si-
gnalwirkung gearbeitet. Mit dieser Verfügungsbe-
reitschaft reihe sich die Bundesrepublik Deutschland 
ein in eine Reihe europäischer Länder, welche im 
isolierten Alleingang eine restriktive Verteidigungs-
politik betrieben. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Dazu darf ich nur eines vermerken. Auch Herr Wör-
ner und einige der Kollegen der CDU kennen diese 
Stellungnahme führender Offiziere der NATO. Die 
Stellungnahme auch von Luns und auch von Good-
paster hinsichtlich der Reform unserer Wehrstruktur 
ist nicht nur eindeutig positiv. 

(Wörner [CDU/CSU]: Ist Ihnen schon be-
kannt, daß die NATO das nicht abgesegnet 

hat?) 

Sie haben auch eindeutig die Konzeption der deut-
schen Wehrstruktur befürwortet und als vorbildlich 
bezeichnet. 

(Frau Tübler [CDU/CSU] : Woher wissen Sie 
denn das?) 

Wenn Herr Wörner im vorigen Jahr und die 
CDU/CSU-Fraktion nach einem Bericht der „FAZ" 
vom 9. Oktober eine Signalwirkung durch die deut-
schen Maßnahmen befürchtet, so ist dies geradezu 
grotesk. Jawohl, wir Sozialdemokraten hofften, daß 
von dieser Strukturreform eine Signalwirkung aus-
geht, nämlich eine Signalwirkung im Sinne unserer 
Verbündeten in der NATO, daß sie gleiche Anstren

-

gungen unternehmen, und auch im Sinne unserer 
Bündnis- und Entspannungspolitik. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sowie Belgien 
und Holland neuerdings!) 

Herr Kollege Wörner, ich möchte keine unnötigen 
Gräben aufreißen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

aber auch Ihnen müßte es 'zu denken geben, daß im-
merhin in 14 Jahren der Aufbau der Bundeswehr 
sich unter der politischen Führung der CDU vollzo-
gen hat. 

(Damm [CDU/CSU] : Das braucht nicht zu 
denken zu geben!) 

Ich will keine Bewertung der Vergangenheit machen, 
aber sehen Sie nicht auch einen Niedergang konzep-
tioneller Verteidigungspolitik im Augenblick i n  den 
Reihen der CDU? 

(Buchstaller [SPD] : Das kann man wohl 
sagen!) 

An der Stelle meines Parteifreundes Georg Leber 
waren früher Leute wie Theodor Blank. wie Strauß, 
wie Herr von Hassel, wie Gerhard Schröder. 

(Ernesti [CDU/CSU] : Alles gute Leute!) 

Was ich als junger Bundestagsabgeordneter in fünf 
Jahren von Ihnen als Opposition an Impulsen, An-
regungen, Hinweisen und Überlegungen erfahren 
habe, war niederschmetternd gering. Viele Soldaten 
fühlen sich den von mir erwähnten Verteidigungs-
ministern noch verbunden; das ist legitim und übri-
gens auch eine notwendige Kontinuität. Wo aber 
bleibt in der CDU der Ansporn, der Impuls und die 
richtungweisende Markierung für die Regierung 
und auch als Element  des  Wettbewerbs für uns hier 
innerhalb der einzelnen Fraktionen? 

Heute und jetzt sind Sie sicher des Nachdenkens 
nicht fähig, weil Sie sich einfach in einer Abwehr-
stellung befinden. Die CDU kann doch nicht bei dem 
verharren, was Sie hier ständig wie eine tibetanische 
Gebetsmühle herunterplappert, höchstens noch über-
troffen vom „Deutschland-Magazin" und einigen 
anderen suspekten Zeitschriften. 'Da bringen Sie, 
meine Damen und Herren von der CDU, nachweis-
lich die neue Wehrstrukturreform in den Verdacht 
einer Vorleistung gegenüber den Sowjets. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Nicht nur, daß dieses Vokabular abgegriffen ist; 
eben jene, welche die erste deutsche Republik ver-
rieten mit der Harzburger Front, gebrauchten auch 
das Wort von den Vorleistungen, vom Verzicht und 
vom Verschenken. Das reiht sich ein in eine sehr 
unheilvolle Ahnengalerie, wo der Nationalismus 
unser Volk erst im Innern spaltete und dann im 
Äußeren zur Katastrophe führte. Die Unterstellun-
gen der CDU, mit dieser Strukturänderung der Bun-
deswehr werde eine Vorleistung für MBFR erbracht, 
gehört in diese Reihe hinein. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
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So proklamierte die CDU die Unterstellung, daß 
eine SPD-Regierung den Austritt der Bundesrepu-
blik aus der NATO vollziehe. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Herr Dr. Jaeger, ja, die CSU prophezeite doch 
bereits 1969, daß schon ein Vierteljahr nach Bildung 
der sozialliberalen Koalition die sowjetischen Pan-
zer hier einrücken würden. Der Deutschland-Union-
Dienst ließ vor zwei Jahren verlauten, die geplanten 
Bundeswehrhochschulen würden zu Einrichtungen, 
um die Bundeswehr überhaupt abzuschaffen. Jetzt 
jammern Sie, die neue Wehrstruktur sei eine Vor-
leistung gegenüber den Sowjets bei MBFR. 

Der „Bayernkurier" lamentiert sogar, dies sei der 
Anfang vom Ende der Bundeswehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Ich habe zwar Verständnis dafür, daß Sie uns Ihr 
politisches Vertrauen entziehen. Ich habe auch Ihnen 
gegenüber keines, das sage ich offen. 

(Abg. Dr. Wörner: Das trifft mich unge- 
mein!) 

Sie sollten uns doch wenigstens für klug genug 
halten, meine Damen und Herren, daß wir nicht ge-
gen fundamentale Grundsätze unserer eigenen Poli-
tik verstoßen, d. h. daß wir unsere eigene Politik 
torpedieren. Ostpolitik, KSZE und MBFR waren nur 
möglich unter der Voraussetzung eines funktionie-
renden Bündnisses. Diese erfolgreiche Politik wäre 
uns niemals möglich gewesen, wenn wir isoliert ge-
handelt hätten, wenn wir aus dem Bündnis ausgetre

-

ten wären und die Löffel hingeworfen hätten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind ja gar 
nicht beigetreten! Das waren wir!) 

Diese Politik war nur erfolgreich, weil sie vom Bünd-
nis her mit getragen wurde und weil wir in diesem 
NATO-Bündnis partnerschaftliche Mitsteuerungs-
funktion hatten. Deshalb war es nur möglich. 

(Beifall 'bei der SPD — Abg. Damm [CDU/ 
CSU] : Wissen Sie, was die Jusos dazu sa- 

gen?) 

Die Bundesregierung hat durch ihre Politik KSZE 
und MBFR wesentlich initiiert und beeinflußt. Es 
wäre doch geradezu schizophren, wenn eine solche 
Regierung sich selbst um die Ergebnisse ihrer Ar-
beit brächte. Es gehört schon die vereinte Logik der 
„National- und Soldatenzeitung" und des vom 
Land Bayern geförderten „Deutschland-Magazins" 
dazu, einen solchen ausgesprochenen Unsinn zu ver-
breiten. 

(Beifall von der SPD) 

Verteidigung und Entspannung sind die Prämissen 
der sozialliberalen Politik. Die Veränderung der 
Wehrstruktur geht von drei Grundbedingungen aus. 
Erstens. Die neue Wehrstruktur soll insgesamt eine 
Anpassung an die NATO-Konzeption vornehmen. 
Zweitens. Die finanzielle Situation gebietet eine 
Kostenverlagerung. Deshalb handelt es sich hier 
nicht um eine Einsparung, sondern um eine Kosten-
verlagerung innerhalb der Bundeswehr, damit die 
Streitkräfte auch in den 80er Jahren entsprechend 

ihrem politischen Auftrag ihre militärische Aufgabe 
erfüllen können. Drittens. Die neue Wehrstruktur 
muß eine Antwort auf die Herausforderung der 80er 
Jahre hinsichtlich der technologischen Entwicklung 
geben. Wir werden ein quantitativ und qualitativ 
verändertes Angebot technischer Systeme in den 
80er Jahren haben. Das gesamte Bündel der Maß-
nahmen zur Veränderung der Wehrstruktur dient 
auch dem Ziel, die Bundeswehr darauf vorzubereiten. 

Deshalb ist es kleinlich und widersprüchlich, wenn 
Sie heute nach Ausreden und Ausflüchten suchen, 
um Ihr von vornherein festgelegtes Nein nur noch 
nachträglich dann mit Ausflüchten zu begründen. 
Da kommen dann solche widersprüchlichen Aus-
sagen zustande, daß einerseits die Verfügungsbe-
reitschaft als eine Art Reservistenstatus bezeichnet 
wird und daß andererseits das drohende Bild an die 
Wand gemalt wird, die Verfügungsbereitschaft 
würde als ein Akt Teilmobilisierung mißverstanden 
werden. Das Gegenteil ist doch der Fall. Gerade in 
einer Krisenzeit wird der politische Handlungsspiel-
raum des Verteidigungsministers dadurch erheblich 
ausgeweitet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso denn?) 

— Wieso denn? Er kann nämlich die Sicherheit un-
seres Landes durch höhere Präsenzkraft ohne das 
eskalierende Mittel einer Mobilmachung besser ge-
währleisten. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Was sagen die 

Jusos dazu?) 

Die vorhergesehene Wehrstrukturänderung bringt 
keine Vorleistung gegenüber MBFR. Allerdings ver-
hindert sie auch auf keinen Fall die internationalen 
Entspannungsbemühungen. Sie ist MBFR-offen und 
fügt sich in diese gesamtpolitischen Rahmenbedin-
gungen systematisch ein. 

(Zuruf des Abg. Damm [CDU/CSU]) 

— Herr Damm, Sie kommen gleich dran. — Aber da 
stellt sich ja gleich die Frage gegenüber der CDU, 
ob sie den Sack der Wehrstruktur schlagen will, um 
den vermeintlichen Esel der Entspannung zu tref-
fen. Von dem Signal von Reykjavik bis zu den 
jetzigen MBFR-Verhandlungen kommt jedenfalls 
von der CDU/CSU kein einziger Impuls für eine 
aktive Entspannungspolitik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier müssen die Positionen geklärt werden, ob 
die CDU etwa den Auffassungen ihres Fraktionsge-
schäftsführers Herrn von Wrangel folgt, wie sie 
übrigens in ähnlicher Weise auch Dr. Schröder ein-
mal formulierte, oder ob sie ein anderes Sicher-
heitskonzept hat. Auf der Internationalen Wehr-
kundetagung in München sagte Herr von Wrangel 
beispielsweise: 

In der Vergangenheit hat die NATO immer 
dann im Bereich der politischen Konsultationen 
Fortschritte gemacht, wenn die Sowjetunion 
durch Unrechtsaktionen den nichtkommunisti-
schen Teil der Welt schockierte. Wenn solche 
Schockwirkungen ausblieben, dann ließ in der 
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Regel auch die Bereitschaft nach, etwas für die 
eigene Verteidigung im politischen, wirtschaft-
lichen und militärischen Bereich zu tun. 

Er fährt fort: 

Wir befinden uns heute nicht zuletzt durch die 
deutsche Ostpolitik in einer solchen Phase. 

Diese These blieb allerdings nicht unwiderspro-
chen. Es war ausgerechnet ein Franzose, der gaul-
listische Abgeordnete Michel l'Abib de Loncle, der 
leidenschaftlich für die Entspannungspolitik Stel-
lung nahm. „Ihr Bericht", so sagte er zu Herrn von 
Wrangel, „nimmt die politischen Veränderungen in 
der Welt nicht zur Kenntnis". 

Wenn ich Sie hier so höre, habe ich den Eindruck, 
daß auch Sie die weltpolitischen Veränderungen 
nicht zur Kenntnis nehmen wollen. 

(Dr. Kraske [CDU/CSU] : Was hat das mit 
Wehrstruktur zu tun?) 

— Das kriegen Sie gleich gesagt. 

„Die Konsequenz der Nichtratifizierung der Ost-
verträge", so sagte er, „wäre eine Erneuerung der 
Spannungen in Europa und damit eine Verschärfung 
und eine Erschwerung des NATO-Auftrags". 

In gleicher Weise wandte sich vor wenigen Tagen 
Außenminister Kissinger gegen solche Gedanken. 
Kissinger sagte: 

Das Entstehen normaler Beziehungen zur So-
wjetunion darf nicht unsere Entschlossenheit 
untergraben, unsere nationale Verteidigung auf-
rechtzuerhalten. 

Dem stimmen wir Sozialdemokraten vorbehaltlos zu, 
aber auch in der gleichen Entschiedenheit den nach- 
folgenden Ausführungen von Kissinger, als er sagte: 

Auf der anderen Seite teilen wir nicht die Auf-
fassung, daß es der Krise bedürfe, um unsere 
Gesellschaft aufrechtzuerhalten. Eine Gesell-
schaft, die künstlich Krisen braucht, um das zu 
tun, was für ihr Überleben notwendig ist, wird 
sich bald in tödlicher Gefahr befinden. 

Die gefährliche Verlegenheit der Opposition auch 
in diesem Bereich dokumentiert sich darin, daß sie 
hier eine Politik der Widersprüche und der Konzep-
tionslosigkeit proklamiert. Eine solche Politik bietet 
keine Alternativen und hat keine reelle Chance zur 
Verwirklichung. 

Wir Sozialdemokraten wissen auch, daß Struktur-
änderungen dieser Art nicht gerade populär sind. 
Das betrifft übrigens nicht nur die Frage der Ver-
fügungsbereitschaft; das betrifft auch die neu zu 
verändernde Truppenstruktur von den Kompanien 
über die Bataillone bis zu den Brigaden. Da ist 
selbstverständlich manche Neueinstellung zu den 
Dingen notwendig. Aber diese Probleme kommen 
ja nicht von ungefähr. Jeder Sachkundige weiß, daß 
die Schere zwischen Investitionskosten und Betriebs-
kosten seit Jahren immer weiter auseinanderläuft. 
Es ist nun an der Zeit, eine Neuorganisation der 
Bundeswehr durchzuführen. Wir haben dabei aller-
dings auch das Vertrauen in die Soldaten, daß sie 

in gleicher Weise wie bei der Reform des Bildungs-
und Ausbildungswesens in der Bundeswehr auch 
diese Strukturveränderungen mittragen. 

Aber auch die Opposition kann hier nicht aus der 
Verantwortung entlassen werden. Sie müssen dem 
Bürger draußen im Lande drei grundsätzliche Fragen 
beantworten. Erstens. Welche Form der Wehrstruk-
tur will die CDU angesichts des immer stärker wer-
denden Kostendrucks? Ihr Parteifreund Woller hat 
in seinem Buch „Der unwahrscheinliche Krieg" — 
meiner Auffassung nach völlig zu Recht — die These 
vertreten ,daß eine Rüstungsexpansion nicht die 
Substanz einer Volkswirtschaft treffen dürfe, sonst 
würde man eben auf diesem Wege das gefährden, 
was man gerade verteidigen will. Er kommt zu einer 
Konzeption, mit der ich zwar inhaltlich nicht über-
einstimme, die aber im Unterschied zu Ihren bruch-
stückhaften und widersprüchlichen Äußerungen zu 
diesem Thema eine in sich geschlossene und diskus-
sionswürdige Konzeption darstellt. 

Zweitens. Wie stellt sich die CDU eine über den 
jetzt vorliegenden Rahmen hinausgehende Aus-
gabenerhöhung für den Verteidigungshaushalt vor, 
wenn allein die Sprecher der CSU in Ihrer Fraktion 
wie Herr Strauß, Herr Höcherl und andere verschie-
dene Gruppen unseres Landes und unseres Volkes 
Sondergeschenke machen, die eine Einnahmenminde-
rung für den Bundeshaushalt von neun Milliarden 
DM zur Folge hätten? Wenn zugleich andere Spre-
cher Ihrer Fraktion, von der Landwirtschaft bis zum 
Straßenbau hin, Mehrausgaben fordern, die unseren 
Haushalt um 53 Milliarden DM erhöhen würden? 
Mein Freund Wilhelm Nölling kommentierte schlicht: 
Da sind Finanzchaoten am Werk. 

Drittens. Sollen nach Ihrer Auffassung Haushalts-
erhöhungen nur zur Verbesserung der Lage der 
Bundeswehr vorgenommen werden, oder ist die 
CDU auch bereit, notwendige Strukturreformen 
durchzuführen? Dann muß sie aber auch sagen, 
welche sie durchführen will und wie sie es will. 

Die jetzige Vorlage und die Gesamtkonzeption, 
Herr Minister, sind — bei aller Wertschätzung — 
sicherlich nicht nur das Ergebnis rein ministerieller 
Eingebungen, bezogen auf Ihre Person. Das ist 
sicherlich das Ergebnis einer gemeinschaftlichen Zu-
sammenarbeit der politischen und der militärischen 
Führung Ihres Ministeriums. Wir wissen, daß alle 
Gruppen unserer Gesellschaft an das Parlament mit 
Wünschen herantreten. Welcher Inspekteur, welcher 
General möchte nicht auch einen wesentlich breite-
ren finanziellen Spielraum haben? Daß bei dieser 
Vorlage das Wissen um die finanziellen Grenzen 
und zugleich auch die Verantwortung gegenüber 
dem gesamten Staat im Vordergrund gestanden ha-
ben, verdient besonderen Dank und Anerkennung. 
Ihnen, Herr Minister, gegenüber und auch Ihren 
Mitarbeitern gegenüber. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, auch hier wieder nach Ihrem alten 
Motto verfahren: „So nicht und jetzt nicht", so setze 
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Horn 

ich dem entgegen: Es ist an der Zeit, es ist not-
wendig, so und jetzt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Rom

-

merskirchen [CDU/CSU] : Das war die Wie

-

dergutmachungsrede!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Ab-
geordnete Graaff. 

Graaff (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich darf für meine Frak-
tion zu den heutigen Diskussionen zur Vorlage des 
Bundesministers der Verteidigung folgendes fest-
stellen. Meine Partei hat sich seit Jahren in den 
Arbeitskreisen intensiv mit den Problemen der 
Wehrstruktur beschäftigt, und sie hat auch eigene 
Vorstellungen entwickelt, die in die Überlegungen 
des Bundesministers der Verteidigung eingeführt 
worden sind. 

Ich möchte dabei eindeutig feststellen, daß wir an 
der Einsatzbereitschaft und der Verteidigungskraft 
der Bundeswehr festhalten, da wir sie als eine un-
abdingbare Voraussetzung für die konsequente Fort-
setzung der Ost- und Entspannungspolitik dieser 
Regierung ansehen. Wir haben nie einen Zweifel 
daran gelassen, daß wir die Vorkehrungen zur 
Sicherung und Bewahrung unseres freiheitlichen und 
demokratischen Rechtsstaates gegenüber äußerer 
Gewalt voll unterstützen und dafür eintreten. 

Solange Gewalt und Drohung mit Gewalt als 
3) Mittel der politischen Auseinandersetzung noch nicht 

weltweit geächtet und aus der Realität dieser Welt 
verbannt sind, so lange wird auch die Bundesrepu-
blik Deutschland zu ihrem Schutz auf Streitkräfte 
angewiesen sein. Je besser die Bundeswehr ist, je 
glaubhafter sie innerhalb des Bündnisses ihren Siche

-

rungs- und Abschreckungsauftrag wahrnehmen kann, 
desto unwahrscheinlicher ist der heiße Konflikt. 

Bei allen Überlegungen zur Wehrstruktur ist es 
die entscheidende Frage, wie mit den verfügbaren 
finanziellen Mitteln ein Optimum an Abwehrkraft 
und Einsatzbereitschaft gesichert werden kann. Das 
Dilemma, auf das sich das Gesamtproblem immer 
wieder zurückführen läßt, besteht darin, daß sich die 
Betriebsausgaben — und hier vor allem die Perso-
nalausgaben — in den Streitkräften geradezu explo-
sionsartig nach oben entwickelt haben. Diese Ver-
teuerung des Faktors Personal ist im übrigen nicht 
nur bei Militärorganisationen zu beobachten, son-
dern gilt ebenso für Wirtschaftsunternehmen und für 
den gesamten Bereich des öffentlichen Dienstes. An-
dererseits, meine Damen und Herren, steigen auch 
die Investitionskosten. Immer kompliziertere und 
damit aufwendigere Waffensysteme verursachen 
höhere Kosten. Es ist eine Faustregel, daß ein neues 
Waffensystem etwa das Doppelte des Systems ko-
stet, das es ablösen soll. Es kommt also darauf an, 
den erforderlichen Anteil der Investitionskosten un-
bedingt aufrechtzuerhalten. Unter den internationa-
len Militärexperten besteht Einigkeit darüber, daß 
die Sicherung der erforderlichen Investitionsmittel, 
vor allem die erforderliche Beschaffung moderner 

Waffensysteme, und damit die Aufrechterhaltung 
einer wirksamen Verteidigung nur durch eine Be-
grenzung der Personalstärken möglich sind. 

Dieses Kernproblem, nämlich einerseits eine aus-
reichende Anzahl präsenter Sreitkräfte zu unterhal-
ten und andererseits diese Streitkräfte modern aus-
zurüsten und zu bewaffnen, erfordert einen Kompro-
miß zwischen beiden Zielsetzungen. Daher muß ein 
Weg gesucht werden, der auf dem Personalsektor 
Kosten einspart, ohne die Schlagkraft der Streit-
kräfte zu beeinträchtigen. 

Dieser Kompromiß ist nach unserer Auffassung die 
Verfügungsbereitschaft. Nach unserer Auffassung 
kommt zur Gewährleistung unserer Sicherheit im 
Rahmen des NATO-Bündnisses präsenten Streitkräf-
ten der Bundesrepublik Deutschland eine überra-
gende Bedeutung zu. 

Diese Präsenz bedeutet jedoch nicht, daß wir alles, 
was wir an militärischen Kräften besitzen, auch 
ständig im Dienst halten müssen. In dieser Hinsicht 
gelten für die Streitkräfte der Bundesrepublik 
Deutschland, deren Soldaten im eigenen Lande sta-
tioniert sind und ihre Verteidigungsbereitschaft hier 
zu erfüllen haben, nicht die Maßstäbe, die für ein 
Expeditionskorps gelten müßten. 

Wie sich die Verfügungsbereitschaft, die nur ein 
Teil der neuen Wehrstruktur ist, im einzelnen dar-
stellt, ist an dieser Stelle im November des vorigen 
Jahres von Verteidigungsminister Leber sowie den 
Sprechern der Koalition und der Opposition ausführ-
lich behandelt worden. Ich will das heute nicht im 
einzelnen wiederholen. 

Die Verfügungsbereitschaft erlaubt, die Forderun-
gen nach präsenten Streitkräften im erforderlichen 
Umfang zu erfüllen. Nach dem eingebrachten Gesetz-
entwurf sollen alle Angehörigen der Verfügungs-
bereitschaft ausschließlich voll ausgebildete Soldaten 
sein. Die Verfügungsbereitschaft erstreckt sich auf 
das im Anschluß an die Dienstzeit folgende Jahr und 
gewährleistet damit, daß die Angehörigen der Ver-
fügungsbereitschaft mit den Waffensystemen, an de-
nen sie ausgebildet wurden, voll vertraut sind. 

Durch die vorgesehenen Meldepflichten und Her-
anziehungsmöglichkeiten ist sichergestellt, daß alle 
Angehörigen der Verfügungsbereitschaft ebenso wie 
beurlaubte Soldaten oder Soldaten im Wochenend-
ausgang im Bedarfsfall unverzüglich zu ihren Ein-
heiten und Verbänden zurückgerufen werden kön-
nen. 

Die Fraktion der FDP ist zugleich der Meinung, 
daß diese Form der Ergänzung des Friedensumfangs 
unserer Streitkräfte geübt und der politische Wille 
dokumentiert werden muß, daß diese neue Form des 
Wehrdienstes eine vollwertige Komponente des prä-
senten Friedensumfanges unserer Streitkräfte ist. 
Die Freien Demokraten sind außerdem über die bis-
herigen Vorstellungen der Verfügungsbereitschaft 
hinaus der Auffassung, daß hier ein Instrument ge-
schaffen wird, das zumindest auch für einen Teil der 
heute nur durch Mobilmachung zu erreichenden Auf-
füllung von Verbänden, vor allen Dingen des Terri-
torialheeres, benutzt werden kann. 
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Graaff 
Meine Damen und Herren, selbst wenn die Ziel-

setzung der neuen Verfügungsbereitschaft in der 
Praxis voll realisiert sein wird, werden der Fort-
gang und ein denkbares Ergebnis der laufenden 
Verhandlungen über beiderseitige ausgewogene 
Truppenreduzierungen in Wien, sprich MBFR, sorg-
fältig zu beobachten und zu berücksichtigen sein. 

Aber selbst unter der Voraussetzung einer Trup-
penreduzierung wird die Zahl der ständig im Dienst 
befindlichen Soldaten der Bundeswehr im Friedens-
umfang höher sein als bis zum Jahre 1968, also in 
der Zeit — meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, das geht Sie an —, in der Sie die Bundes-
minister der Verteidigung laufend gestellt haben. 
Der damalige Höchststand an Soldaten hat maximal 
455 000 betragen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aus 
der Sicht meiner Partei noch folgende ergänzende 
Bemerkungen machen. Die gesamte neue Wehrstruk-
tur, von der die Verfügungsbereitschaft nur einen 
kleinen, wenn auch wichtigen Abschnitt darstellt, 
realisiert im wesentlichen auch die Vorstellungen 
und Forderungen unserer politischen Freunde. So 
finden wir im neuen Reorganisationsplan darüber 
hinaus Gedanken wie erstens: endgültige Verschmel-
zung der Territorialverteidigung mit dem Heer; 
zweitens: die Bundeswehr verfügt dann erstmals 
Tiber die von der NATO geforderten 36 Brigaden; 
drittens: die Kampfverbände werden besser führ-
bar und damit effektiver, obwohl sie „schlanker" 
werden; viertens: die Einheiten werden von Ver-
waltungsarbeit entlastet; fünftens: Kommandoebe-
nen werden eingespart. 

Andere, nach unserer Auffassung notwendige Re-
gelungen im Zuge einer ernsthaft betriebenen Re-
organisation der Wehrstruktur fehlen allerdings 
nach unserer Ansicht noch. So fehlt unserer Mei-
nung nach erstens noch eine im Prinzip klare Ant-
wort auf die Frage der Wehrgerechtigkeit. Es fehlt 
zweitens noch die ganz unvermeidlich notwendige 
Ergänzung zur neuen Struktur, nämlich die neue 
Spitzengliederung der Bundeswehr und der Teil-
streitkräfte. Drittens sind Luftwaffe und Marine 
sowohl insgesamt als auch besonders in ihren Füh-
rungsstäben vorerst noch weitgehend aus der Re-
organisation herausgehalten. Viertens ist die ganz 
grundsätzliche Herausformung von bundeswehr-
gemeinsamen Aufgaben, die in einem Teilstreit-
kraftbereich der Bundeswehr wahrgenommen wer-
den, noch kaum vorangetrieben. 

Meine Damen und Herren, hier sehen wir Ansatz-
punkte für eine Verstärkung und Vervollständigung 
eines Reformkonzepts, das in den Ansätzen stimmt, 
den angedeuteten Rahmen jedoch ganz ausfüllen 
sollte. Wir werden uns in Kürze in diesem Hohen 
Hause mit weiteren aktuellen Fragen der Sicher-
heitspolitik beschäftigen müssen, die in engem Zu-
sammenhang mit dem heutigen Thema stehen. Es 
wird das Problem der Kriegsdienstverweigerung 
und der Abschaffung des Prüfungsverfahrens an-
stehen. 

Ich will dem hier und heute nicht vorgreifen und 
abschließend zur Frage der Verfügungsbereitschaft 

feststellen, daß ich für meine Fraktion der Über-
weisung des Gesetzentwurfes zustimme. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage 
an den Verteidigungsausschuß — federführend —
sowie an den Innenausschuß und an den Haus-
haltsausschuß — mitberatend — zu überweisen. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeit von Wasch- und 
Reinigungsmitteln (Waschmittelgesetz) 
- Drucksache 7/2271 — 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
Abgaben für das Einleiten von Abwasser 
in Gewässer (Abwasserabgabengesetz 

—AbwAG) 
— Drucksache 7/2272 — 

c) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 
betr. Schutz vor den Gefahren radioaktiver 
Strahlen 
— Drucksache 7/2369 — 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Lemmrich, Gierenstein, Dr. Gruhl, Dr. Alt-
hammer, Dr. Hauser (Sasbach), Gerster 
(Mainz), Sick, Dr. Riedl (München) und Ge-
nossen 
betr. Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
— Drucksache 7/2263 (neu) — 

e) Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor-
gelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Richtlinie des Rates betreffend die An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Zusammensetzung von 
Benzin — Probleme über den Bleigehalt von 
Benzin 

-— Drucksachen 7/1520, 7/2560 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Gruhl 

Abgeordneter Konrad 

f) Beratung des Antrags des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu dem Bericht der Bundes-
regierung über die Durchführung des Benzin-
bleigesetzes und über die zur Erfüllung der 
Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 24. Juni 1971 zum Benzinbleigesetz ge-
troffenen Maßnahmen 
— Drucksachen 7/854, 7/2561 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Gruhl 

Abgeordneter Konrad 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Das Wort zur Begründung der Punkte 8 a und 8 b 

hat der Herr Bundesinnenminister. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des 
Innern: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Mit dem Abwasserabgabengesetz und dem Wasch-
mittelgesetz legt Ihnen die Bundesregierung zwei 
weitere bedeutsame Gesetze zur Verwirklichung 
des Umweltprogramms vor. Sie stehen in engem 
sachlichen Zusammenhang mit zwei anderen Gesetz-
entwürfen der Bundesregierung: mit den bereits in 
der vergangenen Legislaturperiode und 1973 erneut 
eingebrachten Entwürfen zur Änderung des Wasser-
haushaltsgesetzes und zur Änderung des Grundge-
setzes. Letzteres soll die konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes für den Wasserhaus-
halt begründen. 

Gestatten Sie mir, zunächst zur Einleitung der 
heutigen Umweltdebatte dieses Hohen Hauses auf 
die allen diesen gesetzgeberischen Initiativen, auch 
den heute zur Beratung anstehenden, zugrunde lie-
gende wasserwirtschaftliche Konzeption der Bundes-
regierung einzugehen. Das Lebensgut „Sauberes 
Wasser" ist zunehmend knapper geworden, was den 
Bürgern in unserem Lande erschreckend bewußt 
wird. Die Belastung der Gewässer hat in den letzten 
Jahren ständig zugenommen. Die Schere zwischen 
zunehmendem Schmutzwasseranfall und der Reini-
gungsleistung klafft immer weiter auseinander. Die 
von den Bundesländern kürzlich vorgelegte Gewäs-
sergütekarte bestätigt: Ein großer Teil der Gewäs-
ser ist stark, zum Teil sogar übermäßig stark ver- 
schmutzt. Dazu zählen wesentliche Teile des Rhei-
nes, der Donau und der Weser, aber auch des Nek-
kars und des Mains. 

Diese schon für sich genommen besorgniserregen-
de Entwicklung muß vor dem Hintergrund eines zu-
gleich steigenden Wasserbedarfs gesehen werden. 
Das Batelle-Institut hat 1972 in seinem Gutachten 
über den Wasserbedarf in Industrie und Haushal-
ten, in öffentlichen Einrichtungen sowie in der Land-
wirtschaft festgestellt: der gesamte Wasserbedarf 
in der Bundesrepublik wird von etwa 27 Milliarden 
Kubikmetern im Jahre 1969 auf rund 44 Milliarden 
Kubikmeter im Jahre 2000 ansteigen. In gleichem 
Maße wird die Abwassermenge ansteigen. Die schon 
jetzt als unerträglich empfundene Verschmutzung 
droht damit noch weiter zuzunehmen, wenn nicht 
beschleunigt und wirkungsvoll gehandelt wird. 

Ziel der Wasserwirtschaft muß es daher sein, den 
Wasserhaushalt insgesamt neu zu ordnen. Dabei ist 
sicherzustellen: 1. den Gewässern müssen Stoffe 
ferngehalten werden, die die Gesundheit des Men-
schen bedrohen und die die belebte Umwelt zerstö-
ren; 2. die einwandfreie Wasserversorgung der Be-
völkerung und der Wirtschaft muß durch langfristige 
Planungen gesichert werden. 

Die Gewässerreinhaltung beinhaltet danach nicht 
nur, daß die bisher nur unerheblich verschmutzten 
Gewässer in diesem Zustand erhalten bleiben, son-
dern vor allem auch, daß der Zustand der erheblich 
verschmutzten Gewässer nachhaltig verbessert 
wird. Mit dem vorhandenen juristischen Instrumen

-

tarium ist dies zur Zeit nicht zu erreichen. Einleite-
bedingungen und Reinhalteauflagen reichen nicht 
aus, um die Einhaltung der vorgegebenen Normen 
für die Güte unserer Gewässer sicherzustellen. Zu-
dem fehlen vor allem einheitliche Kriterien für die 
Gewässergüte bei der Trinkwasserversorgung über-
haupt. 

Ebenso mangelt es an einem wirtschaftlichen An-
reiz für die Abwassereinleiter, die Schädlichkeit 
des Abwassers zu verringern. Ein Kostenausgleich 
für eine Belastung unserer Gewässer durch schäd-
liche Abwassereinleitungen findet derzeit nicht statt. 

Mit der 1973 wieder eingebrachten vierten No-
velle zum Wasserhaushaltsgesetz hat die Bundes-
regierung einen ersten Schritt getan, um diesen un-
befriedigenden Zustand abzustellen. Die Novelle 
enthält, wie Sie sich erinnern werden, Bestimmun-
gen über einen auf die Trinkwasserversorgung aus-
gerichteten Gewässergütestandard, über Anforde-
rungen an das Einleiten von Abwasser, über das 
Lagern wassergefährdender Stoffe, über Bewirtschaf-
tungspläne und die Sanierung verschmutzter Gewäs-
ser und schließlich über erweiterte Straf- und Buß-
geldvorschriften. 

Solche präventiven Maßnahmen sind nicht nur für 
den Umweltschutz, wie manche meinen, sondern 
auch für die Trinkwasserversorgung unerläßlich. 
Nicht zuletzt hängt doch die sichere und ausreichen-
de Versorgung der Bevölkerung mit gutem Trink-
wasser davon ab, daß bereits das Rohwasser gewis-
sen qualitativen Mindestanforderungen genügt. Die 
für unsere Trinkwasserversorgung genutzten Ge-
wässer, also ein großer Teil unserer Flüsse und 
Seen, können schon aus diesem Grunde auf Dauer 
nicht so verunreinigt wie heute bleiben. Das heißt 
im Fachjargon: sie müssen mindestens die Gewässer-
güte 2 haben. Davon kann heute keine Rede sein, 
wenn Sie sich einmal die Gewässergütekarte an-
schauen. Der zunehmenden Verschmutzung einfach 
ihren Lauf zu lassen, um sich im nachhinein auf die 
Verbesserung der Trinkwasseraufbereitungsverfah-
ren zu beschränken, ist so schon für die Trinkwasser-
versorgung, ganz abgesehen vom Umweltschutz, 
keine realistische Alternative, wie Sie mir zugeben 
werden müssen. 

Das juristische Instrumentarium des Wasserhaus-
haltsgesetzes soll nunmehr ergänzt werden durch 
die Bestimmungen des Waschmittelgesetzes über die 
Umweltverträglichkeit von Wasch- und Reinigungs-
mitteln, um die schädlichen Einwirkungen von 
Wasch- und Reinigungsmitteln auf die Flüsse und 
Seen längerfristig zu verhindern und kurzfristig je-
denfalls zu vermindern. Zwar ließe sich mit Abwas-
serbehandlungsanlagen, wie sie auf Grund des Was-
serhaushaltsgesetzes vorgeschrieben werden kön-
nen, jeglicher Phosphateintrag von den freien Ge-
wässern fernhalten. Solche Abwasserbehandlungs-
anlagen wären jedoch nur mit einem unverhältnis-
mäßigen Aufwand und mit zeitlicher Verzögerung zu 
errichten. Das Waschmittelgesetz dagegen schafft 
hier sofortige Abhilfe. 

Neben der Möglichkeit, die Zusammensetzung der 
auf dem Markt befindlichen Wasch- und Reinigungs- 
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Bundesminister Dr. Dr. h. c. Maihofer 
mittel zu beeinflussen, stellt das Waschmittelgesetz 
eine frühzeitige und umfassende Kenntnis auch der 
neu entwickelten Stoffe sicher. Der Erfolg dieses 
Gesetzes hängt dabei entscheidend von der Mitwir-
kung der Bürger ab. Auch hier ist erfolgreicher Um-
weltschutz auf das Mittun jedes einzelnen angewie-
sen. Daher zielt das Gesetz nicht zuletzt auf den 
Verbraucher der Wasch- und Reinigungsmittel ab. 
Es will ihn dazu anhalten, diese für seine Wäsche 
zwar nützlichen — wenn ich es einmal so sagen 
darf —, für die Umwelt jedoch schädlichen Stoffe 
bewußt umweltfreundlich zu verwenden. 

Zugleich enthält das Waschmittelgesetz Ermächti-
gungen für die Festlegung von Höchstmengen für 
den Phosphatgehalt in Wasch- und Reinigungsmit-
teln und zu einem künftigen Verbot phosphathalti-
ger Wasch- und Reinigungsmittel überhaupt, sobald 
geeignete Ersatzstoffe entwickelt sind. Leider kann 
die Verwendung von Phosphat in Wasch- und Rei-
nigungsmitteln derzeit noch nicht grundsätzlich un-
tersagt werden, denn es ist der bisherigen Forschung 
trotz erheblicher Anstrengungen nicht gelungen, ein 
Phosphatsubstitut bis zur Produktionsreife zu ent-
wickeln, das allen Anforderungen, auch den ökologi-
schen. in jeder Hinsicht genügt, So bleibt uns derzeit 
kein anderer Weg als der, durch eine stufenweise 
Verminderung des Phosphatanteils die von Eutro-
phierung bedrohten Gewässer beschleunigt von 
Schadstoffen zu entlasten. Dies wird zugleich auch 
die bei der Trinkwasseraufbereitung derzeit auftre-
tenden Schwierigkeiten erheblich verringern. Aber 
nicht nur der Einsatz von Phosphat, sondern auch 
die Verwendung anderer gewässergefährdender 
Stoffe, insbesondere noch unbekannter Austausch-
stoffe, kann auf Grund des Waschmittelgesetzes be-
schränkt oder verboten werden. Die möglichst früh-
zeitige und umfassende Kenntnis auch all dieser 
Stoffe wird durch die gesetzliche Verpflichtung ge-
währleistet, die Rahmenrezepturen nebst allen Än-
derungen einer Bundesbehörde laufend mitzuteilen. 

Die Mitwirkung des Verbrauchers, von der ich 
sprach, läßt sich in unserem freiheitlichen Rechts-
staat durch gesetzliche Verpflichtungen dagegen 
nicht erzwingen. Sie baut vielmehr auf dem Ver-
antwortungsbewußtsein jedes einzelnen, daß eine 
umfassende Information jedes Bürgers über die 
Probleme des Gewässerschutzes voraussetzt. Mit 
seinen Bestimmungen über die Beschriftung der Ver-
packung wird das Waschmittelgesetz dazu beitragen. 
Danach — das ist eine praktisch wichtige Sache — 
müssen die Hauptinhaltsstoffe eines Reinigungs-
produkts und nach Wasserhärten abgestimmte Do-
sierungsvorschriften künftig auf jeder Waschmittel-
packung aufgedruckt sein. Entsprechend werden die 
Wasserversorgungsunternehmen verpflichtet, die 
Wasserhärten regelmäßig der Bevölkerung mitzu-
teilen. Diese Informationen sagen dem Verbraucher 
— um es einmal zusammenfassend so zu formulie-
ren —, wie er mit geringstmöglichem Verbrauch an 
Wasch- und Reinigungsmitteln einen bestmöglichen 
Reinigungserfolg erzielt. 

Während die Bundesregierung mit dem Wasch-
mittelgesetz für die Produktion Daten setzt, bemüht 
sie sich mit dem Abwasserabgabengesetz, u. a. auch 

den Produktionsprozeß selbst zu beeinflussen. Un
-sere Gewässer sind nicht zuletzt deshalb verun-

reinigt, weil der Reinigungs- oder Vermeidungs-
aufwand vielfach entweder gar nicht oder nur teil-
weise in die Produktionskosten einbezogen wird. 

Hier setzt die Bundesregierung nun den ökonomi-
schen Hebel an. Auch hier muß man ja den Men-
schen als homo oeconomicus voraussetzen, der nach 
Gewinn und Verlust rechnet. Der Gesetzentwurf 
sieht vor, daß die Einleiter von Abwasser eine Ab-
gabe nach Maßgabe der Schädlichkeit des einge-
leiteten Abwassers zu leisten haben. 

Es kann sich also in der Zukunft nun für den Ein-
leiter lohnen, die Schädlichkeit des Abwassers durch 
eigene Investitionen drastisch zu verringern. Das ist 
ja die Logik dieses ganzen Konzepts. Die Abgabe 
schafft so einen wirtschaftlichen Anreiz, mehr Klär-
anlagen als bisher zu bauen, die Technik der Ab-
wasserreinigung zu verbessern, verstärkt abwasser-
arme oder abwasserlose Produktionsverfahren ein-
zuführen und abwasserintensive Güter sparsam zu 
verwenden. 

Die Bundesregierung hat bei der Bemessungs-
grundlage der Abgabe die schwer abbaubaren, be-
sonders die für die Trinkwasserversorgung gefähr-
lichen Stoffe und die Giftigkeit der Abwässer an-
gemessen bewertet. Dieser Schritt wird richtung-
weisend für die künftige Entwicklung des Gewässer-
schutzes wie der Trinkwasserversorgung sein. Es 
wird dabei weder Vorzugstarife noch weitgehende 
Freistellungen für die Verunreinigungen geben, die 
nach Reinigung des Abwassers nach dem jeweiligen 
Stand der Technik verbleiben; würden Vorzugstarife I 

 oder Freigrenzen doch den mit der Abwasserabgabe 
bezweckten Anreiz zur Weiterentwicklung der Rei-
nigungstechnik und zur Einführung abwasserarmer 
oder gar abwasserloser Produktionsverfahren ver-
ringern. Von diesem Grundgedanken gehen nicht 
nur die vergleichbaren Regelungen in anderen west-
europäischen Ländern, sondern auch der CDU/CSU-
Entwurf aus. 

Die hiermit vorgeschlagene Abwasserabgabe ist, 
worauf auch der Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen hinweist, ein für uns unverzichtbares Mittel, 
die allseits anerkannten Ziele des Umweltprogramms 
ökonomisch optimal zu erreichen. Sie reizt vor allem 
da zur Abwasserreinigung an, wo sich mit geringen 
Mitteln die Schädlichkeit erheblich verringern läßt. 

Daß die Einführung einer neuen Abgabe, wie sie 
das Abwasserabgabengesetz vorsieht, von den Be-
troffenen, insbesondere in der Wirtschaft, nicht mit 
ungeteilter Freude betrachtet wird, liegt auf der 
Hand. Die Bundesregierung weiß sehr wohl, daß die 
Abwasserabgabe für die Betroffenen eine Belastung 
darstellt. Dies ist gewollt, weil nur so die Absicht 
des Gesetzes zu verwirklichen ist. Wir sind uns auch 
bewußt, daß die Belastung durch die Abwasserab-
gabe für Betriebe, die auf Grund produktionstech-
nischer Gegebenheiten oder wegen fehlender moder-
ner Abwasserreinigungsanlagen sehr abwasser-
intensiv sind, empfindliche Ausmaße annehmen 
kann, vor allem dort, wo bisher praktisch nichts für 
die Abwasserreinigung getan worden ist. Aber auch 
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in hier besonders betroffenen Industriezweigen gibt 
es Betriebe, die die Schädlichkeit ihrer Abwasser-
einleitung bereits aus eigenem Antrieb so erheblich 
reduziert haben, daß sie durch die Abgabe nur rela-
tiv geringfügig belastet werden. So beträgt, um nur 
ein Beispiel herauszuheben, nach eigenen Berech-
nungen des Verbandes Deutscher Papierfabriken die 
Abgabebelastung für den Betrieb der Zellstoffindu-
strie, der die bisher größten Anstrengungen zur 
Verminderung der Abwasserschädlichkeit unternom-
men hat, nur etwa ein Zehntel der durchschnittlichen 
Belastung dieser Branche. Die Bundesregierung hat 
gerade der Frage der Belastbarkeit besondere Auf-
merksamkeit gewidmet. Sie hat die zahlreichen 
Stellungnahmen der Betroffenen sorgfältig verarbei-
tet, in der von meinem Hause durchgeführten An-
hörung erörtert und hierzu ein Sondergutachten des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen eingeholt. 

Die Bundesregierung trägt im Einzelfall auftreten-
den Schwierigkeiten durch Ü bergangsregelungen 
Rechnung, die den Betroffenen die Einstellung auf 
das Gesetz und die Anpassung an die durch das Ge-
setz eintretenden Änderungen erleichtern. Dazu ge-
hört vor allem eine Abgabe in geringerer Höhe für 
eine Übergangszeit bis zum 1. Januar 1980. Ferner 
zählt dazu die erhöhte Berücksichtigung der Reini-
gungsleistung bereits bestehender Abwasserbehand-
lungsanlagen. Sie kann eine zusätzliche Verminde-
rung der Abgabe bis auf die Hälfte bewirken. Neben 
der Regelung, wonach die Abgabe während der Bau-
zeit einer Abwasserbehandlungsanlage gestundet 
und weitgehend erlassen werden kann, gibt es eine 
weitere besonders wichtige Möglichkeit, wonach die 
Länder aus dem Aufkommen der Abwasserabgabe 
und aus anderen Förderungsprogrammen die durch 
die Abwasserabgabe besonders empfindlich getrof-
fenen Betriebe gezielt fördern können, um ihnen die 
Durchführung von Investitionen zur Verminderung 
der Schädlichkeit ihrer Abwässer zu erleichtern. Für 
dann noch verbleibende Härtefälle kommt die Ein-
führung einer zeitlich begrenzten und an strenge 
Voraussetzungen gebundenen Härteklausel in Be-
tracht. 

Diesen auf einen zeitgemäßen Gewässerschutz 
ausgerichteten Gesetzentwürfen sollte auch die 
Opposition ihre Zustimmung nicht verweigern. Der 
von ihr vorgelegte Gesetzentwurf zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes reicht trotz einiger erfreu-
licher gemeinsamer Ansatzpunkte nach meiner Über-
zeugung dazu nicht aus. Er ist aus den folgenden 
Gründen für uns keine realistische politische Alter-
native: 

Erstens. Es fehlen insbesondere Vorschriften über 
einen Gewässergütestandard. Im Konzept der CDU 
für Umweltvorsorge vom 27. Oktober 1972 dagegen 
waren sie ausdrücklich vorgesehen. 

Zweitens. Es fehlen ausreichende Vorschriften 
über das Lagern und Abfüllen wassergefährdender 
Flüssigkeiten. 

Drittens. Durch die Anbindung der Einleitungstan-
dards an die allgemeinen Regeln der Abwassertech-
nik orientiert sich der CDU/CSU-Entwurf an kon-
ventionellen Verfahren der Abwasserreinigungs-
technik und bleibt damit hinter den Erfordernissen 
eines neuzeitlichen Gewässerschutzes zurück. 

Viertens. Bei ihrer Reinhalteabgabe hat die Oppo-
sition — ich begrüße das ausdrücklich zwar den 
Ansatz der Bundesregierung für eine Abwasserab-
gabe übernommen. Der Oppositionsentwurf weist 
jedoch so erhebliche Mängel auf, daß er die Rein-
haltung unserer Gewässer nicht im erforderlichen 
Umfang gewährleisten könnte. Denn der Opposi-
tionsentwurf bewertet, obwohl er zur Bestimmung 
des biochemischen Sauerstoffbedarfs ein aufwendi-
ges Verfahren vorsieht, die schwer abbaubaren, 
insbesondere die für die Trinkwasserversorgung ge-
fährlichen Stoffe nicht hinreichend und die Giftig-
keit des Abwassers überhaupt nicht. 

Fünftens. Der Oppositionsentwurf sieht bei der 
Abgabenhöhe keine zweite Stufe vor wie der Re-
gierungsentwurf. Eine ausreichend kräftige Anreiz-
wirkung läßt sich aber nur dann erzielen, wenn be-
reits heute die volle Abgabenbelastung auch für die 
Zukunft festgelegt ist. 

Sechstens. Der Oppositionsentwurf erfaßt das sehr 
schädliche und zudem ständig zunehmende ver-
schmutzte Niederschlagswasser von bebauten Flä-
chen überhaupt nicht. 

Siebentens und letztens. Ein weiterer entscheiden-
der Mangel des Oppositionsentwurfs: Er enthält 
keine einheitlichen Vorschriften zur Ermittlung der 
Schädlichkeit des Abwassers. Mithin ist auch nicht 
sichergestellt, daß für gleich schädliches Abwasser 
in allen Bundesländern eine gleich hohe Abgabe zu 
leisten ist. 

Diese Mängel des Oppositionsentwurfs, auch des 
in ihm enthaltenen juristischen Instrumentariums 
resultieren — bei aller Anerkennung der Gemein-
samkeiten — nicht zuletzt daraus, daß die Oppo-
sition allein mit rahmenrechtlichen Regelungen aus-
zukommen sucht. Hier zeigt sich einmal mehr, wie 
unhaltbar es ist, dem Bund die volle Gesetzgebungs-
zuständigkeit auf dem Gebiet des Wasserhaushalts 
zu verweigern. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, auch 
zu dieser verfassungsrechtlichen Lage einige ab-
schließende Bemerkungen zu machen. Mit dem Ent-
wurf eines Abwasserabgabengesetzes und dem Ent-
wurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Was-
serhaushaltsgesetzes, der bereits in den Ausschüs-
sen des Bundestages beraten wird, entsteht für den 
Bundesgesetzgeber die Schwierigkeit, daß Art. 75 
Nr. 4 GG bisher nur den Erlaß von Rahmenvor-
schriften für den Wasserhaushalt zuläßt, wie Sie 
alle wissen. Das Bundesverfassungsgericht hat die 
Grenzen der Rahmengesetzgebung in seiner Recht-
sprechung dahin umschrieben: 

1. Die Rahmenvorschriften des Bundes müssen als 
Ganzes für die Landesgesetzgebung ausfüllungs-
fähig und ausfüllungsbedürftig, jedenfalls auf 
eine solche Ausfüllung hin angelegt sein. 

2. Sie müssen dem Landesgesetzgeber Raum für 
Willensentscheidungen in der sachlichen Rechts-
gestaltung lassen. 

3. Was den Ländern zu regeln bleibt, muß von 
substantiellem Gewicht sein. 
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4. Rahmenvorschriften dürfen ihre Zweckbestim-

mung nicht überschreiten, nur eine Grenze für 
landesgesetzliche Eigenregelungen zu bilden. 

5. Soweit der Bund eine Materie selbst unmittelbar 
rechtlich ordnet, müssen die Vorschriften des 
Bundesrechts wiederum so gestaltet sein, daß 
Bundesgesetz und Landesgesetz nebeneinander 
wirksam werden müssen, um die gewollte ge-
setzliche Ordnung zu erreichen und anwendbares 
Recht zu schaffen. 

Diese rahmengesetzlichen Grenzbestimmungen 
lassen zureichende Bundesregelungen für die Kern-
bereiche des Gewässerschutzes, beispielsweise für 
die Anforderungen an das Lagern wassergefährden-
der Stoffe, für die Bestimmung eines auf die Trink-
wasserversorgung ausgerichteten Gewässergüte

-

standards, für die Anforderungen an Abwasserein-
leitungen und auch für Meßverfahren und Pauschal-
tabellen bei der Abwasserabgabe nicht zu oder be-
lasten sie zumindest mit einem erheblichen Gel-
tungsrisiko. Solche Regelungen, die vorwiegend 
technisches Recht darstellen, müssen aber in der 
Bundesrepublik unmittelbar und einheitlich gelten. 
Ja, sie sollten auch über die Grenzen der Bundes-
republik hinaus so  bald  wie möglich v ereinheitlicht 

werden. Die Initiativen dazu im Europarat und in 
den Europäischen Gemeinschaften sind Ihnen be-
kannt. 

Meine Damen und Herren, die Gewässerschutz-
politik der Bundesregierung ist auf eine föderative 
Kooperation von Bund und Ländern zum Nutzen 
aller Bürger angelegt. Auch mit einer konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenz des Bundes für den 
Wasserhaushalt wird den Ländern ein erheblicher 
Spielraum für eigenverantwortliche Tätigkeit blei-
ben. Nicht nur bleibt dabei das bisherige landes-
rechtliche Instrumentarium größtenteils erhalten, 
sondern die präventive Planung wird gegenüber der 
klassischen Gesetzgebung für die Länder sogar noch 
an Bedeutung gewinnen. 

Als Schwerpunkte werden auch nach einer sach-
angemessenen Verfassungsänderung bei den Län-
dern verbleiben — es ist wichtig, sich das einmal zu 
vergegenwärtigen —: 

1. die Bestimmung des Güteziels bei Gewässern, 
die nicht der Trinkwasserversorgung dienen, 

2. die wasserwirtschaftliche Rahmenplanung und 
die Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen für 
Gewässer, 

3. die Aufstellung von Sanierungsplänen für über-
mäßig belastete Gewässer, 

4. die Aufstellung von Abwasserbeseitigungsplä-
nen und 

5. die Verwendung der Mittel aus der zukünftigen 
Abwasserabgabe. 

Das ist genug, vielleicht sogar übergenug. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat mit den vorliegenden Gesetzentwürfen, wie wir 
glauben, einen weiteren wesentlichen Beitrag zur 
Verbesserung der Umweltbedingungen in dem be-
sonders notleidenden Bereich des Gewässerschutzes 

geleistet. Die Bürger in unserem Lande werden kein 
Verständnis dafür aufbringen, falls die von allen als 
notwendig erkannte Sanierung unserer Gewässer an 
Kompetenzquerelen zwischen Bund und Ländern 
scheitern sollte. Sie erwarten vielmehr von uns 
allen beschleunigte und durchgreifende Lösungen. 
Ich appelliere daher in dieser Stunde nochmals auch 

und gerade — an die Opposition, den von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwürfen zu-
zustimmen und damit den Weg freizumachen für 
eine zeitgemäße, zukunftsoffene Wassergesetzge-
bung in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn 
Bundesminister. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Biechele. 

Biechele (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wasser ist 
unentbehrlich für alles menschliche, tierische und 
pflanzliche Leben. Es bildet unmittelbar oder mit-
telbar die Grundlage für die gewerbliche und indu-
strielle Produktion. Die Besonderheit dieses über-
ragend wichtigen Gemeinschaftsguts besteht darin, 
daß seine nutzbaren Vorräte begrenzt, unvermehr-
bar und unersetzbar sind. Die Inanspruchnahme des 
uns zur Verfügung stehenden Wasserschatzes zur 
Deckung des Wasserbedarfs hat in den letzten 
Jahrzehnten nicht erwartete Ausmaße angenommen. 
Allein in den letzten 50 Jahren ist der Wasserbedarf 
durch das gesteigerte Hygienebewußtsein im weite-
sten Sinne, durch das veränderte Konsumverhalten 
des Menschen und vor allem durch die Ausweitung 
der industriellen Produktion auf das Zwanzigfache 
gestiegen. Gleichzeitig hat sich die Bevölkerung 
verdoppelt, so daß der gesamte Wasserbedarf um 
das Vierzigfache zugenommen hat. Diese Entwick-
lung wird sich in den nächsten Jahrzehnten vor-
aussichtlich überproportional fortsetzen. 

Die Kehrseite dieser Entwicklung: Der Wasser-
schatz unseres Landes ist, wie in anderen hoch

-

industrialisierten Staaten, in vielfacher Weise ge-
fährdet. Dies gilt sowohl für die Oberflächengewäs-
ser wie auch für das Grund- und Quellwasser. Der 
Abwasseranfall ist sprunghaft gestiegen. Die 
Schmutzfracht unserer Gewässer hat sich erheblich 
vergrößert. 

Es ist sicher gut, wenn wir den ökologischen Hin-
tergrund skizzieren, vor dem wir heute unsere De-
batte führen. Von 1957 bis 1969 ist die Schmutz-
fracht der aus öffentlichen Kanalisationen abgeleite-
ten Abwässer um fast 50 % gestiegen. Selbst die ab-
solute Menge des ungereinigt eingeleiteten Abwas-
sers hat zugenommen, nämlich von 1963 bis 1969 
um rund 20 %. Hochrechnungen auf die Gegen-
wart zeigen noch keine Umkehrung dieses Trends 
an. 

Weitere und nachhaltige Anstrengungen müssen 
zusätzlich unternommen werden, um einen gesunden 
und leistungsfähigen Wasserhaushalt zu sichern. 
Diesem Ziel dient die Novelle zum Wasserhaushalts- 
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Besetz, für die die Bundesregierung und die CDU/ 
CSU-Fraktion Gesetzentwürfe vorgelegt haben. Wir 
haben sie in der ersten Beratung in der 57. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 18. Oktober 1973 
diskutiert. Diesem Ziel dienen auch die uns heute 
vorliegenden Gesetzentwürfe der Bundesregierung: 
der Entwurf eines Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeit von Wasch- und Reinigungsmitteln (Wasch-
mittelgesetz) und der Entwurf eines Gesetzes über 
Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewäs-
ser (Abwasserabgabengesetz). Die Fraktion der 
CDU/CSU hat in ihrem Entwurf einer Vierten No-
velle zum Wasserhaushaltsgesetz im 6. Teil — Ge-
wässerbenutzungsabgabe — die sogenannte Rein-
halteabgabe vorgeschlagen. Sie entspricht im Prin-
zip der Abwasserabgabe des Abwasserabgaben-
gesetzes. Herr Bundesminister, Sie haben darauf hin-
gewiesen. 

Bevor ich zur Reinhalteabgabe, zur Abwasserab-
gabe grundsätzliche Bemerkungen mache, möchte 
ich einige Hinweise zum Entwurf eines Waschmit-
telgesetzes geben. Auch dieses Gesetz soll der Rein-
haltung der Gewässer und damit der Sicherung der 
Wasserversorgung dienen. Durch eine Reihe von 
gesetzlichen Maßnahmen sollen die von Wasch-
und Reinigungsmitteln ausgehenden Einwirkungen 
auf die Gewässer verhindert werden. Es soll das 
Detergentiengesetz aus dem Jahre 1961 ablösen und 
fortentwickeln, das als erstes Gesetz dieser Art 
strenge Anforderungen an die Abbaubarkeit der in 
Wasch- und Reinigungsmitteln enthaltenen wasch-
aktiven Substanzen stellte. Diese Vorlage wird auch 
an die einschlägige EG-Richtlinie von 1973 ange-
paßt. 

Wasch- und Reinigungsmittel gehören zu den Um-
weltchemikalien, die die Gewässer besonders be-
lasten. Über das Waschen im Haushalt werden sie 
mit dem Abwasser in die Gewässer transportiert. 
In Rechtsverordnungen sollen bestimmte Anforde-
rungen an die in Wasch- und Reinigungsmitteln ent-
haltenen Stoffe festgesetzt werden. Rahmenrezep-
turen und deren Änderungen für alle Wasch- und 
Reinigungsmittel müssen dem Umweltbundesamt 
angezeigt werden. 

Stehende und langsam fließende Gewässer müssen 
vor allem vor überhöhter Phosphatzufuhr geschützt 
werden. Sie führt zur bekannten Überdüngung, Eu-
trophierung der Gewässer, die das „Umkippen" 
eines Gewässers bewirken kann. Ein wesentlicher 
Teil der Phosphatzufuhr stammt vom Phosphatan-
teil moderner Waschmittel. Da es der Forschung bis-
her noch nicht gelungen ist, für das Phosphat einen 
auch ökologisch geeigneten Ersatzstoff zu finden, 
kann diese gefährliche Phosphatbelastung wenig-
stens teilweise durch die im Gesetzentwurf festge-
legten Bestimmungen — Dosierungsempfehlungen 
nach Härtegraden des Wassers, die auf Verpackun-
gen und Umhüllungen deutlich sichtbar und gut les-
bar angebracht sein müssen — vermindert werden. 
Allerdings hängt der Erfolg dieser Empfehlungen 
von der Mitwirkung des umwelt-, also wasserbe-
wußten Bürgers ab. 

Obwohl dieses Instrumentarium des Waschmittel-
gesetzes schnell zur Verfügung stehen und beacht

-

liche Ergebnisse erzielen kann, benötigen wir bei der 
wachsenden Zahl eutrophierungsgefährdeter Gewäs-
ser eine zusätzliche Phosphatfällung in den Kläranla-
gen. Ich darf in diesem Zusammenhang auf den 
Bodensee verweisen. Als größter Trinkwasserspei-
cher und Trinkwasserspender in Europa hat er eine 
besondere, ja einzigartige Bedeutung. Über 3 Millio-
nen Menschen beziehen heute ihr Trinkwasser aus 
dem Bodensee. In Ihrer Rede, Herr Bundesminister, 
vor der Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen in 
Bonn am 27. September 1974 haben Sie ausgeführt: 

Der Bodensee, der Rhein und die Küsten

-

gewässer sind in den letzten Jahren hier 
und dort nicht nur nicht sauberer, sondern 

noch schmutziger geworden. 

Herr Bundesminister, diese Aussage stimmt für den 
Bodensee nicht. Die Gewässergüte des Bodensees hat 
sich verbessert. Die besonderen Anstrengungen des 
Landes Baden-Württemberg im Schwerpunktpro-
gramm Bodensee und die zusätzlichen Hilfen des 
Bundes machten und machen sich bezahlt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Mit großer 
Unterstützung des Bundes!) 

Bis Ende 1975 werden alle bedeutenden Kläranlagen 
im Einzugsgebiet des Bodensees, insbesondere alle 
Kläranlagen am See, in Betrieb sein, vor allem jene, 
die die Hauptverschmutzer — Untere Radolfzeller 
Aach und Schussen — sanieren. Alle diese Kläran-
lagen werden wegen der Eutrophierungsgefahr mit 
der dritten Reinigungsstufe zur Phosphatfällung aus-
gestattet. 

Allerdings erträgt der Bodensee, dessen Zustand 
immer noch labil ist, keine gefährlichen Experimente 
wie etwa die Hochrhein-Kanalisierung in den Boden-
see, regulierende Stauwehre, die den vielbeschwo-
renen Neckarstollen ermöglichen würden, um mit 
gutem Bodenseewasser den Neckar aufzufrischen, 
technische Großprojekte im Rheintal; Öldestillati-
onsanlagen, die die Petrochemieindustrie nach sich 
ziehen werden, und ein Kernkraftwerk in Seenähe, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das müssen 
Sie aber der CDU-Regierung in Stuttgart 

sagen!) 

weil davon nicht zu unterschätzende Gefahren für 
die Reinhaltung des Bodensees ausgehen können. — 
Herr  Kollege Professor Schäfer, selbstverständlich ist 
hier auch die Landesregierung von Baden-Württem-
berg in die Verantwortung genommen. Trotzdem 
bitte ich die Bundesregierung — denn auch die Bun-
desregierung hat in diesem Felde Einwirkungsmög-
lichkeiten, Herr Bundesminister —, Ihre Möglichkei-
ten zur Abwehr dieser Gefahren einzusetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir werden die Beratungen des Waschmittelge-
setzes nachdrücklich fördern. 

Ich wende mich nun der Regierungsvorlage eines 
Abwasserabgabengesetzes zu. Die Fraktion der 
CDU/CSU hat, wie ich schon erwähnt habe, in ihrem 
Entwurf einer Vierten Novelle zum Wasserhaus-
haltsgesetz im 6. Teil ihre Vorstellungen zu einer 
Gewässerbenutzungsabgabe formuliert. Wir treten 
dafür ein, daß die Länder eine Gewässerbenutzungs- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 	8195 

Biechele 
abgabe für die Benutzung der Gewässer erheben 
können. Wir werden in den Ausschußberatungen 
darauf zurückkommen. 

Unser Konzept einer Reinhalteabgabe entspricht, 
wie ich schon gesagt habe, dem Prinzip der Abwas-
serabgabe des Regierungsentwurfs. Trotz der Vor-
schriften des Wasserhaushaltsgesetzes und der Lan-
deswassergesetze, die die Einleitung schädlicher Ab-
wässer verbieten oder unter Festsetzung von Aufla-
gen an die Beschaffenheit des Abwassers zulassen, 
haben die Wasserbehörden erhebliche Schwierigkei-
ten, die zur Reinhaltung der Gewässer erforderlichen 
Maßnahmen durchzusetzen. Auch die Regelungen in 
den Entwürfen einer Vierten Novelle zum Wasser-
haushaltsgesetz reichen nicht aus, solange das Inter-
esse der Gewässerverschmutzer fortbesteht, so we-
nig wie möglich an Kosten für die Verringerung der 
Schädlichkeit ihres Abwassers aufzuwenden. 

Die durch die Gewässerverschmutzung entstehen-
den Schäden treten im allgemeinen nicht bei denjeni-
gen auf, die sie verursachen, sondern sie fallen der 
Allgemeinheit oder nicht an der Verschmutzung Be-
teiligten zur Last. Sie schlagen sich somit in den Ko- 
sten der Abwassereinleiter nicht nieder. Das ist ein 
unerträglicher Sachverhalt. Wenn man das Verursa-
cherprinzip ernst nimmt, nach dem die Kosten der 
Umweltschädigungen den Verursachern angelastet 
werden — und die Fraktion der CDU/CSU nimmt es 
ernst —, dann muß man hier für eine wirkungsvolle 
Abhilfe sorgen. Sowohl die Reinhalteabgabe als auch 
die Abwasserabgabe sind ein neues und eigenstän-
diges Instrument einer modernen Gewässerschutz-
politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Höhe der Abgabe ist so zu bemessen, daß von 
ihr ein kräftiger wirtschaftlicher Anreiz ausgeht, in 
stärkerem Umfang als bisher Kläranlagen zu bauen, 
den Stand der Abwassertechnik zu verbessern, ab-
wasserarme oder abwasserlose Produktionsverfah-
ren zu entwickeln und einzuführen und abwasser-
intensiv hergestellte Güter sparsam zu verwenden. 
In diesen grundsätzlichen Überlegungen stimmt die 
Fraktion der CDU/CSU mit der Regierungsvorlage 
überein. Wir wissen sehr wohl, daß unsere auf das 
Wesentliche beschränkten Vorstellungen einer Rein-
halteabgabe ergänzungsfähig und ergänzungsbedürf-
tig sind. Das gilt sicher für die Berechnungsformel. 

Unsere Möglichkeiten als parlamentarische Oppo-
sition bei der gesetzgeberischen Vorbereitung 
schwieriger Materien sind begrenzt. Trotzdem muß 
ich die einigermaßen globale Bewertung, daß es 
keine reale Alternative zur Abwasserabgabe der 
Bundesregierung gebe, zurückweisen. Die Regie-
rungsvorlage eines Abwasserabgabengesetzes macht 
hinreichend deutlich, daß es sich hier um eine 
schwierige Gesetzesmaterie handelt. Neuland mußte 
betreten werden. 

Nach gründlichem und kritischem Studium bin ich 
zu der Auffassung gekommen, daß die Bundesregie-
rung mit dieser Vorlage die Schwierigkeiten nicht 
bewältigt hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Gesetzentwurf ist in seiner Konsequenz nicht 
zu Ende gedacht und damit auch nicht überzeugend 
formuliert. Er hat nicht jenen Grad von Reife, den 
wir gerade von einem solchen Gesetzentwurf erwar-
ten müssen. Dies wird recht deutlich, wenn wir die 
umfangreiche Begründung lesen. Ich verweise vor 
allem auf den Schlußteil des Abschnittes C. 

Angesichts dieses Sachverhaltes ergeben sich aus 
unserer Sicht ungelöste Probleme von zentraler Be-
deutung. 

Erstens. Die Bundesregierung wollte in ihrem Um-
weltprogramm von 1971 durch die Abwasserabgabe 
den Vorteil ausgleichen, den öffentliche oder pri-
vate Einleiter gegenüber denjenigen Einleitern ha-
ben, die schon jetzt ihre Abwässer ausreichend rei-
nigen. Jetzt will sie jede Abwassereinleitung mit 
einer Abgabe belasten, bei der das eingeleitete Ab-
wasser nicht so weit gereinigt ist, daß sein Rein-
heitsgrad der Gewässergüteklasse II — leicht ver-
schmutzt — entspricht. Dadurch werden selbst die 
Einleiter belastet, die schon heute ihr Abwasser 
nach dem Stand der Technik reinigen. Auch kann der 
unterschiedliche Stand der Abwassertechnik nicht 
berücksichtigt werden. Damit ist der Grundgedanke 
des Vorteilsausgleichs aufgegeben worden, der in 
unserer Konzeption sicher entwicklungsfähig — 
enthalten ist. Die Übergangsregelungen, die Unaus-
gewogenheiten heilen sollen, bleiben problematisch. 
Warum hat die Bundesregierung, so müssen wir 
fragen, weitere Übergangsregelungen, die sie andeu-
tet und wohl für notwendig hält, nicht jetzt schon 
vorgelegt? 

Zweitens. Die Bundesregierung räumt ein, daß 
durch die Abgabenhöhe erhebliche Belastungen für 
die Abgabepflichtigen gegeben sind, daß sich Be-
triebsteile oder Unternehmen möglicherweise nicht 
mehr behaupten können. Sie schließt auch inter- 
nationale Wettbewerbsnachteile für die deutsche 
Wirtschaft nicht aus. Warum hat die Bundesregie-
rung, so müssen wir fragen, nicht eine genaue Unter-
suchung der wirtschaftlichen Auswirkungen vorge-
legt, damit das rechte Maß zwischen den unter-
schiedlichen legitimen Interessen gefunden werden 
kann? 

Drittens. Die Bundesregierung hat keine verläß-
lichen Unterlagen über die mit der Erhebung der 
Abwasserabgabe verbundenen Personal- und Sach-
kosten vorgelegt. Sind Befürchtungen zutreffend — 
so  müssen wir auch hier fragen —, daß das Auf-
kommen aus der Abwasserabgabe in unverhältnis-
mäßiger Weise durch die Verwaltungskosten auf-
gezehrt wird? 

Es ließen sich noch mehr Fragen und Bedenken 
zum Gesetzentwurf formulieren, auf die wir keine 
Antwort bekommen. 

Bevor ich zum Schluß komme, darf ich noch eine 
heitere Note anschlagen. In einem bekannten Nach-
richtenmagazin fand ich folgenden Satz: 

Hierbei handelt es sich regelmäßig um Fälle aus 
Teilursachen zusammengesetzter kumulativer 
Kausalität, die nach den üblichen Kausalitäts-
formeln der conditio sine qua non unserer Be-
dingungstheorie, aber auch der Adäquanz- 
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theorie nicht einem bestimmten Verursacher zu-
gerechnet werden können. 

— Herr Bundesminister, Sie lachen. Dieser Satz ist 
von Ihnen, Herr Bundesminister, 

(Heiterkeit) 

und er steht in dem von mir schon einmal zitierten 
Referat, das Sie vor kurzem vor der Arbeitsgemein-
schaft für Umweltfragen in Bonn gehalten haben. 
Ich kenne den Zusammenhang, in dem Sie diesen 
Satz formuliert haben. Er ist arg juristisch geraten. 
Herr Bundesminister, das mit den Verursachern und 
dem Verursacherprinzip, von denen heute vielfach 
die Rede ist, ist doch eine schwierige Sache. Wer 
soll sich da zurechtfinden? 

Wir — das gilt für die CDU/CSU-Fraktion — sind 
davon überzeugt, daß wir mit den Möglichkeiten 
unseres Gesetzentwurfes einer Vierten Novelle zum 
Wasserhaushaltsgesetz auch im Hinblick auf die 
Reinhalteabgabe die Sanierung und Reinhaltung der 
Gewässer schneller, sachgerechter und wirksamer 
fördern und sicherstellen können, und zwar mit den 
Regelungen des Rahmenrechts, als dies die Regie-
rungsvorlagen der Vierten Novelle zum Wasser-
haushaltsgesetz und eines Abwassergesetzes ver-
sprechen. 

Ich möchte dabei darauf hinweisen, daß das gilt, 
was wir in der Debatte im Oktober vergangenen 
Jahres zur Kompetenzfrage gesagt haben, was vor 
allem der Kollege Vogel gesagt hat. Wir gehen mit 
aller Aufgeschlossenheit auch in die Beratungen des 
Abwasserabgabengesetzes, obwohl sie wegen der 
dargelegten schwerwiegenden Unzulänglichkeiten 
sicher sehr schwierig werden. Wir werden neue Ge-
sichtspunkte unvoreingenommen und sachgerecht 
prüfen. 

Die CDU/CSU-Fraktion — damit möchte ich schlie-
ßen — läßt sich in der Sorge für eine menschen-
würdige Umwelt von niemandem übertreffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Konrad. 

Konrad (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Es ist mir eine Herzensfreude, mit einem 
Glückwunsch an den Herrn Kollegen Biechele begin-
nen zu können. Er hat sehr schnell die Bedeutung 
erkannt, die den Äußerungen des Bundeskanzlers 
über Professoren allgemein und professorale Äuße-
rungen im besonderen beizumessen ist, und hat sich 
diesem stilbildenden Vorbild angeglichen. Herr Pro-
fessor Maihofer hat gute Miene zum guten Spiel 
gemacht. 

Das Abwasserabgabengesetz und das Waschmit-
telgesetz — zwei vorn Ursprung, vom Inhalt und von 
der Auswirkung her betrachtet höchst unterschied-
liche Gesetze, sind kennzeichnend für die Weite des 
Bogens, mit dem die Bundesregierung erneut und 
zukunftsträchtig das Feld des Umweltschutzes über-
spannt. 

Der Entwurf des Waschmittelgesetzes baut auf  
den bewährten Bestimmungen des Detergentienge-
setzes von 1961 auf und paßt sie der Rahmenricht-
linie der Europäischen Gemeinschaften von 1973 
an. Es gehört in die Reihe der Gesetze, die mit ord-
nungsrechtlichen Mitteln zum verbesserten Schutz 
der Umwelt beitragen. Verursachungsgrundsatz und 
verstärkte Vorsorge vor weiterer Gewässerver-
schmutzung kommen in seinen Paragraphen zum 
Tragen. 

Der Entwurf des Abwasserabgabengesetzes läßt 
schon beim ersten Blick auf die vollständige Über-
schrift erkennen, daß eine nach Menge und Schäd-
lichkeit des Abwassers bemessene Abgabe als Ver-
ursacher zu zahlen hat, wer solches in Gewässer 
einleitet. Hier eröffnet sich in der strikten Anwen-
dung des Verursachergrundsatzes für den Gesetz-
geber insoweit Neuland, als die wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte des Anreizes zu umweltfreundlichem 
Verhalten und des Vorteilsausgleichs im Vorder-
grund stehen. 

Die Regierung hat die Entwürfe eingebracht, nach-
dem ein ausgiebiges Anhörverfahren für beide 
durchgeführt worden ist. Ich möchte für die SPD-
Fraktion der Regierung und den beteiligten Beamten 
dafür danken, daß die Gesetze so sorgfältig vorbe-
reitet worden sind. 

Diese Entwürfe runden das Gesetzgebungspro-
gramm der sozialliberalen Koalition im Bereich des 
Gewässerschutzes ab und ergänzen, was hauptsäch-
lich für das Abwasserabgabengesetz gilt, das Vierte 
Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes, 
das der Bundestag etwa vor Jahresfrist in erster 
Lesung beraten hat. Wie nötig es ist, mit allen Kräf-
ten das Ziel anzustreben, das Lebensgut „sauberes 
Wasser" zu bewahren oder wiederherzustellen und 
es sparsam zu bewirtschaften, ist schon an den Tat-
sachen und Zahlen abzulesen, die sowohl  der  Herr 
Bundesminister als auch der Herr Kollege Biechele 
vorgetragen haben. Ich kann sie mir ersparen. 

Nur auf die Gewässergütekarte möchte ich ver-
weisen. Da hat schon im Jahre 1971 bei dem Anhö-
rungsverfahren, das der Innenausschuß des Bundes-
tages gemeinsam mit dem Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit veranstaltet hat, Herr Pro-
fessor Salzwedel als Sachverständiger auf die da-
mals vorliegende Gewässergütekarte aufmerksam 
gemacht. Sie muß in ihm apokalyptische Visionen 
geweckt haben. Die jetzt erstellte neue Gewässer-
gütekarte ist keineswegs besser. Sie verdeutlicht in 
bedenklicher, wenn nicht sogar in erschreckender 
Weise, daß ein großer Teil der Gewässer — vom 
„Vater Rhein" über die „schöne blaue Donau" und 
den „Blanken Hans" in meiner engeren Heimat bis 
zu sagenumwobenen Seen und kleinen Flußläufen —
stark bis übermäßig verschmutzt ist. Dazu kommt der 
steigende Wasserbedarf über den wir Zahlen ge-
hört haben. Mit ihm steigt die Abwassermenge ent-
sprechend an. Deshalb geht es darum, in den ge-
meinsamen Bemühungen von Bund und Ländern, 
Gemeinden und großen industriellen Einleitern bei 
der Ordnung des Wasserhaushalts nicht nachzulas-
sen, sondern sie noch zu verstärken. Dabei wäre es 
ungerecht zu übersehen, daß nicht nur von umwelt- 
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bewußten Bürgern und kritischen Massenmedien 
der Wert sauberen Wassers und die Notwendigkeit 
seiner Erhaltung erkannt werden, sondern daß sich 
auch das Bewußtsein der großen Wasserverschmut-
zer und -verbraucher gewandelt hat. 

Aber da nun heute — anders als an den Wassern 
Babyions — an unseren Gewässern nicht geweint, 
sondern gesiedelt, produziert und gekühlt wird, 
wobei es eben auch jene gibt, die allzumal Sünder 
sind und des Ruhms mangeln, den sie haben sollten, 
geht es nicht ohne gesetzliche Regeln und ohne zu 
Buch schlagende Kosten und Abgaben. 

Das Waschmittelgesetz trägt dem Umstand Rech-
nung, daß beim Waschen beträchtliche Mengen che-
mischer Substanzen — zur Zeit überwiegend Phos-
phat, das auch noch nicht ersetzt werden kann — mit 
dem häuslichen Abwasser entfernt werden. Abwas-
serbehandlungsanlagen und Ringkanalisation wür-
den das Phosphat aus dieser Quelle wie auch aus 
den beiden anderen, aus den menschlichen Fäkalien 
und der landwirtschaftlichen Düngung, den Gewäs-
sern fernhalten können. Doch muß aus finanziellen 
und zeitlichen Gründen auf die sofort zur Verfügung 
stehenden Maßnahmen des Waschmittelgesetzes zu-
rückgegriffen werden. 

Es sieht vor, durch Rechtsverordnungen auf die 
Zusammensetzung der Wasch- und Reinigungsmittel 
Einfluß zu nehmen und dem Umweltbundesamt um-
fassend und frühzeitig Kenntnis von allen, auch den 
neu entwickelten Stoffen, die in ihnen verwendet 
werden, zu verschaffen. 

Am wichtigsten aber ist der gesetzgeberische Ap-
pell an die Verbraucher, durch sachgemäßen Ver-
brauch von Wasch- und Reinigungsmitteln persön-
lich zum Verbraucherschutz beizutragen. Die Pflich-
ten für die Hersteller, ihre Erzeugnisse mit Bestands-
angaben und Dosierungsempfehlungen zu versehen, 
und für die Wasserversorgungsunternehmen, den 
Wasserhärtegrad anzugeben, sind die Grundlagen 
für die Information der Verbraucher. 

Den Frauen wird mit diesen Bestimmungen des 
Waschmittelgesetzes viel Vertrauen entgegenge-
bracht. Sie erhalten im Gewässerschutz einen eige-
nen, großen Handlungs- und Bewährungsraum. In 
diesen können sie natürlich nicht gezwungen wer-
den, was ohnehin ein Verstoß gegen die Emanzipa-
tion wäre. Deshalb sind die Hilfen für ihre freiwil-
lige Mitwirkung an der Verminderung der Wasser-
verschmutzung ausführlich ausgestaltet. Ich bin sehr 
froh darüber, daß noch zwei Kolleginnen im Saal 
sind und damit gehört haben, wie hoch ich den Wert 
weiblicher Mitarbeit veranschlage. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Weil wir gerade mal bei denen sind, die da sind, 
möchte ich eigentlich auch einen Gedanken jenen 
zuwenden, die nicht da sind. Sonderlich berufen bin 
ich dazu nicht; ich bin kein fleißiger Plenumsbesu-
cher. Aber was ich über die Abwesenden sage, ge-
schieht zu deren höherem Ruhm; denn ein großer 
Teil von ihnen widmet sich ja in diesem Augen-
blick dem Kult des reinen Bieres, was, nachdem wir 
uns um reines Wasser bemühen, doch zumindest ein  

konkurrenzwürdiges und zu billigendes Unterneh-
men ist. 

Dann möchte ich noch meinen, daß der Inhalt des 
Entwurfs, wie ich den Ausführungen des Kollegen 
Biechele entnommen habe, hier im Haus kaum An-
laß zu Meinungsverschiedenheiten bieten wird. Auch 
über die Notwendigkeit einer Novelle bestand nach 
der vom Bundesinnenministerium im Februar 1973 
durchgeführten Anhörung kein Zweifel. Es scheint 
mir aber ein Gebot der Gerechtigkeit zu sein, auf 
die vielfachen und von besonderer Sachkunde getra-
genen Bemühungen meines Fraktionskollegen Dr. 
Haenschke zu verweisen, der auf eine baldige No-
vellierung ständig gedrängt hat und dessen Bemü-
hungen im politischen Raum nicht unbemerkt geblie-
ben sind. 

Das Abwasserabgabengesetz ist die zwingende 
und logische Schlußfolgerung aus der Tatsache, daß 
die bisherigen, gewissermaßen klassischen Maß-
nahmen der Einleitebedingungen und der Reinhalte-
maßnahmen keinen durchgehenden Einfluß auf die 
Wassergüte gehabt haben. Aus dem vom Innenaus-
schuß durchgeführten Anhörverfahren des Jahres 
1971 zum Wasserhaushalt wären die Feststellungen 
des von mir bereits erwähnten Professor Dr. Salz-
wedel in Erinnerung zu rufen, daß bei der Wasser-
einleitung das Verursacherprinzip praktisch geschei-
tert sei und daß es deshalb darauf ankomme — so 
Salzwedel wörtlich —, 

die unterschiedliche Auflagenpraxis durch Ab-
wassergebühren auszugleichen, die den einlei-
tenden Gemeinden und der Industrie einen An-
reiz geben, den Verschmutzungsgrad ihrer Ab-
wässer von sich aus durch eine möglichst weit-
gehende Klärung zu vermindern und ihre Ge-
bührenlasten auf diese Weise zu verhindern. 

Sehr einfach und verständlich hat er seiner Forde-
rung, daß die Lasten gerecht verteilt werden müs-
sen, hinzugefügt: 

Wer einen hohen Kläraufwand auferlegt be-
kommt, bezahlt wenig Abwassergebühren, wer 
nicht klärt, zahlt viel. 

Nun habe ich gewiß eine parlamentarische Unter-
lassungssünde begangen, weil ich mir die Zitier-
erlaubnis nicht eingeholt habe. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Die Frau Präsidentin wird sehr gnädig über dieses 
Vergehen hinwegsehen, weil ich ja aus einem Buch 
zitiert habe, für dessen Herausgabe — „Zur Sache" 
3/71 — der Präsident des Bundestages verantwort-
lich ist. Die Ergebnisse der Anhörungsverfahren 
werden mühselig aufgeschrieben und gedruckt, so 
daß es doch eigentlich eine Ehrenpflicht für uns ist, 
uns auch einmal dieser Quelle zu bedienen, um eine 
Meinung zu belegen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Auch die Präsi

-

dentin darf zitiert werden!) 

Niemand wird heute bestreiten, daß eine Abwas-
serabgabe gegenüber der sonst erforderlichen star-
ren Verschärfung des bisher verwendeten Instru-
mentariums die günstigere Lösung ist. Die Ausein- 
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andersetzung beginnt erst bei der Ausgestaltung 
der Einzelheiten. Der Regierungsentwurf enthält 
Regelungen, die im allgemeinen zu billigen sind. 
Der Herr Bundesminister des Innern hat angedeutet, 
daß, unabhängig von den Übergangsvorschriften 
und einer Härteklausel, Vorschläge auf dem Tisch 
liegen, die im Gesetzgebungsverfahren zu erörtern 
wären. Der Herr Kollege Biechele hat das, wenn 
auch ein wenig kritisch, aufgegriffen. Aber eine Ab-
wasserabgabe, wie sie in Ihrem Entwurf, Herr 
Biechele, enthalten ist, kann nicht in Frage kommen. 
Das, was Sie dort konstruiert haben, ist eigentlich 
nur mit einem Etikett versehen und wird dem, was 
Sie an Ihren eigenen Grundsätzen gemessen haben 
wollen, nicht gerecht. Und ich halte Sie persönlich 
für viel zu seriös, als daß ich Ihnen nachsagen 
möchte, Sie hätten hier einen verbalen Krafttakt 
begangen, als Sie uns Ihre strengen Maßstäbe vor-
getragen haben. 

Sie müssen sich als Opposition den Vorwurf ge-
fallen lassen, mit Ihrer Schädlichkeitsformel mehr 
an die finanzielle Belastung der Einleiter und we-
niger an die Belastung der Gewässer mit schwer ab-
baubaren Stoffen und Giften gedacht, außerdem die 
zweite Stufe mit einer Abgabenerhöhung weggelas-
sen und für die Übergangszeit bis 1980 wasserwirt-
schaftlich bedenkliche Abzugswerte zugelassen zu 
haben. 

Außerdem ist ja Ihre in der Rahmenkompetenz 
liegende Möglichkeit, daß die Länder Abwasser-
abgaben nur einführen können — nicht müssen — 
und  daß der Zeitpunkt auseinanderfallen kann, ein 
Verstoß gegen Gleichheit vor dem Gesetz und 
Gleichheit im Wettbewerb — ein Argument, das bei 
Ihnen als dem Angehörigen einer Unternehmer-
partei doch hoffentlich nicht ungehört verhallen 
wird. 

(Biechele [CDU/CSU] und Dr. Miltner [CDU/ 
CSU] : Was,  was!  — Burger [CDU/CSU] : Na, 
na! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Muß das sein?!) 

— Also, es wundert mich, daß Sie, da ich mich doch 
um ausgesprochene Sanftheit bemühe, nun plötzlich 
in Erregung geraten. Dabei habe ich nichts als die 
reine Wahrheit gesagt. 

(Erneuter Widerspruch von der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch einmal auf Ihre Wasser-
abgabe zurückkommen. Um im Bilde zu bleiben: 
Der Pelz soll zwar gewaschen, aber nicht naß ge-
macht werden. Demgegenüber entspricht der Regie-
rungsentwurf wasserwirtschaftlichen Erfordernis-
sen, der Lage und der Belastungsmöglichkeit der 
Gemeinden und der Wirtschaft und vor allem den 
Ergebnissen wissenschaftlicher Forschungen und 
Untersuchungen. In der Höhe der Abgabe bleibt er, 
was wahrscheinlich nicht überall Beifall findet, hin-
ter den Überlegungen des Rates der Sachverständi-
gen für Umweltfragen zurück. Dieser hat ab 1980 
einen Gesamtanreiz von 70 DM pro Schadeinheit 
und Jahr errechnet. Nach dem Entwurf soll er mit 
einer Abgabe von 40 DM erreicht werden, wenn die 
aufgekommenen Mittel bestmöglich verwendet wer-
den. Die Festsetzung der Abgabe auf nur 25 DM  

pro Schadeinheit und Jahr bis Ende 1979 trägt dem 
Gesichtspunkt Rechnung, daß zunächst dort zur 
Verminderung der Schädlichkeit angereizt werden 
soll, wo sie mit verhältnismäßig geringem Kosten-
aufwand möglich ist. Hier, Herr Kollege Biechele, 
muß ich Ihnen entgegenhalten, daß, wenn es um 
die Reinheit der Gewässer geht, es sich um Rest-
verschmutzung handelt. Wer die Restverschmutzung 
nicht erfassen will und wer auch übermäßig den 
begünstigen will, der bereits reinigt, ohne ihn auch 
noch angemessen heranzuziehen, der muß mit der 
Abwasserabgabe Vorstellungen verbinden, die nicht 
dem entsprechen, was der Zustand unserer Gewäs-
ser erfordert. Für die Übergangszeit werden dadurch 
aber auch in Verbindung mit Stundungs- und Erlaß-
bestimmungen unter Berücksichtigung bereits er-
brachter Reinigungsleistungen die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten für die Einleiter, die nicht über-
sehen werden sollen, gemildert. Die bereits seit 
mehr als einem halben Jahr in einer Arbeitsgruppe 
des Innenausschusses aufgenommenen Beratungen 
der vierten Wasserhaushaltsnovelle lassen erken-
nen, daß es am grundsätzlichen Willen aller Frak-
tionen, zu befriedigenden Regelungen zu kommen, 
nicht fehlt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na also!) 

Auch was Herr Kollege Biechele gesagt hat, wer-
den wir im Ohr behalten und im Herzen bewegen, 
ohne daß wir dazu immer das Protokoll vornehmen 
müßten. Denn Sie lassen ja erkennen, daß Sie sich 
in nichts übertreffen lassen wollen, und dann ist 
ja vom „Rahmen" bis zur „Konkurrenz" nur ein 
sehr kleiner Schritt, über den man doch noch ein-
mal reden muß. Wir stoßen bei unseren Beratungen 
in der Berichterstattergruppe immer wieder an die 
Grenzen der dem Bund gegenwärtig gesetzten Kom-
petenz. Trotz der unzulänglichen, fast schon provo-
zierend zu nennenden Behandlung, die das Ab-
wasserabgabengesetz im Bundesrat durch die dor-
tige Mehrheit von CDU und CSU gefunden hat, soll 
die Hoffnung auf bessere Einsicht und auf Einlen-
ken, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen!) 

und kämen sie auch erst mit den Iden des März 
1975, nicht aufgegeben werden. Es hieße ja auch, die 
„Bayerische Wasserwacht" systemsprengend mißzu-
verstehen, wenn mit dieser Bezeichnung die Weige-
rung des Freistaates Bayern, an der Grundgesetz-
änderung mitzuwirken, umschrieben würde. Die 
CDU-regierten Länder sollten aber auch an die In-
teressen ihrer Bevölkerung und nicht nur an die 
einzelner Industriezweige denken. Der Preis für das 
Papier, auf dem die Lage der hierfür in Betracht 
kommenden Ursprungsindustrie geschildert wird, ist 
seit Jahresfrist auf das Dreifache gestiegen, was 
doch auf das Verhältnis von Umsatz und Abwasser-
abgabe nicht ohne Einfluß sein dürfte. Dabei werden 
wir Eingaben wie die der Sodaindustrie auf ihren 
Kerngehalt sorgfältg prüfen und nach gangbaren 
Wegen suchen, dort zu helfen, wo ersichtlich das 
Instrumentarium noch zu grob ist. 

Aber wenn Sie, Herr Kollege Biechele, gemeint 
haben, die Bundesregierung habe nicht genügend 
Berechnungen vorgelegt, so sollten Sie doch nicht 
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übersehen, daß die Bundesregierung auch Einge-
ständnisse dort macht, wo die Vorausschau schwie-
rig ist. Hier soll Ihnen eben nicht Gelegenheit gege-
ben werden, wieder einmal von der Kluft zwischen 
Erwartung und Vollziehung zu sprechen, sondern 
hier wird vorsichtig zugegeben, was noch erörtert 
werden muß. Es geht der sozialdemokratischen 
Fraktion im Deutschen Bundestag um ein gutes 
Wasserhaushaltsrecht unter Einschluß der Abwas-
serabgabe. Wäre es mit der Rahmenkompetenz zu 
erreichen, was in der Arbeitsgruppe laufend geprüft 
wird, so würden wir uns mit ihr bescheiden. Kommt 
aber dabei nur ein Wechselbalg heraus, so sollte 
sich die Opposition der Änderung des Zeugungsvor-
ganges nicht versagen; hier würde ein Stellungs-
wechsel nicht anstößig sein. 

Auch bei konkurrierender Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes für das Wasserhaushaltsrecht geht 
es den Ländern nicht ans Eingemachte. Ihnen ver-
bleibt ein erheblicher Freiraum, den das Bundesver-
fassungsgericht als „Hausgut" bezeichnet hat, für 
eigenverantwortliche und politisch bedeutende Tä-
tigkeiten im Gewässerschutz. Die heutige Ausspra-
che über zwei Wassergesetze könnte zum Ergebnis 
führen, daß das gemeinsame Anliegen verbesserten 
Umweltschutzes nicht verwässert, sondern herzhaft 
und bekömmlich mit durchschlagender Wirkung 
vollendet wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bei dem Beginn einer ganzen 
Serie umweltpolitischer Vorlagen scheint es richtig 
zu sein, einmal auch die Seite des Umweltschutzes 
zu beleuchten, die allen diesen Vorlagen gemeinsam 
ist. Herr Kollege Biechele, damit meine ich nicht die 
strafrechtliche Seite. Ihr etwas umfangreiches Zitat, 
das Sie gebracht haben, bezog sich — das konnte 
der Fachjurist spätestens bei dem Wort „Äquivalenz

-

theorie" merken — eindeutig auf die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Verursachers. Das meine ich 
nicht, sondern ich meine den Zusammenhang von 
Umweltschutz mit den wirtschaftlichen Erforder-
nissen, mit denen wir es zu tun haben. Die Ziele 
des Umweltschutzes stoßen häufig auf heftigen 
Widerstand. Damit meine ich nicht nur den verbalen 
Widerstand, bei dem die Begriffe Umweltschutz und 
Umwelthysterie vertauscht werden, sondern die 
Geltendmachung wirtschaftlicher Interessen einzel-
ner Betroffener oder Branchen. 

Das ist ebenso verständlich wie legitim. Das er-
folgt aber, so meinen wir, häufig aus mangelnder 
Einsicht sowohl in das Ausmaß der Gefährdung 
unserer Umwelt als auch in einer falschen Ab-
wägung zwischen den Einzel- und Gesamtinteressen, 
die wir miteinander abzuwägen haben. Wir beob-
achten mit Sorge die Versuche, in einer nach meinem 
Eindruck überflüssigen Weise Einzelinteressen in 
einen Gegensatz zu den Notwendigkeiten des Um-
weltschutzes zu bringen. Ich erinnere an unsere 
Debatte über die Regierungserklärung im Januar 

1973, in der wir gesagt haben, daß die Durchführung 
des Umweltprogramms der Bundesregierung mit 
Unterstützung der beteiligten Wirtschaft eine Be-
währungsprobe unserer marktwirtschaftlichen Ord-
nung und gleichzeitig eine Chance ist, weil nämlich 
marktwirtschaftliche Antriebskräfte, wenn man sie 
benutzt, häufig wirksamer als administrative Maß-
nahmen sind. 

Wir können überall dort besonders nachteilige 
Verhältnisse im Umweltschutz feststellen, wo sich 
der Umweltschutz nicht lohnt, wo also dem Einzel-
unternehmen durch Umweltschutzmaßnahmen nicht 
vordergründige Vorteile, sondern Kosten entstehen, 
so daß ein gesamtwirtschaftlich richtiges Verhalten 
eines einzelnen Wirtschaftssubjektes mit einem 
Wettbewerbsnachteil verbunden war. 

Dasselbe Problem stellt sich im Vergleich des 
internationalen Wettbewerbs. Er kann kein alleini-
ger Maßstab für das Tempo sein, mit dem wir 
Umweltschutz betreiben müssen. Im europäischen 
Bereich muß an dem Grundsatz festgehalten werden, 
daß Umweltschutzmaßnahmen eines Staates nicht 
durch andere EG-Staaten behindert werden dürfen, 
die ein langsameres Tempo einschlagen wollen. 
Wollte man den Umweltschutz an europäische Über-
einkommen binden, so wäre der Maßstab sowohl 
das am dünnsten besiedelte europäische Land als 
auch das Land mit der am wenigsten leistungsfähi-
gen Wirtschaft, und das kann nicht richtig sein. Ich 
werde bei diesen Argumentationen immer an einen 
Gedanken von Bismarck erinnert, den er in den 
„Gedanken und Erinnerungen" niedergelegt hat, als 
er sich über die Abschaffung der Kinderarbeit ge-
äußert und gesagt hat, er könne es nicht verant-
worten, so tief in das Erwerbsleben des deutschen 
Arbeiters einzugreifen, und im übrigen würde die 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie leiden, wenn 
man sie abschaffe. Die Kinderarbeit ist abgeschafft 
worden, nicht durch ein europäisches Übereinkom-
men, sondern durch eine vorausschreitende Sozial-
gesetzgebung. 

Es ist keine Frage, daß die Existenzbedürfnisse 
unserer Gesellschaft durchgesetzt werden müssen, 
notfalls auch gegen wirtschaftliche Interessen. Je 
weniger leistungsfähig sich unser wirtschaftliches 
System bei dieser Aufgabe darstellt, um so stärker 
wird der Ruf nach immer tiefergreifenden admini-
strativen Eingriffen werden. Sie sind heute schon 
beachtlich. Wer einmal in der Praxis des normalen 
Lebens mit einem Gewerbeaufsichtsamt über not-
wendige Investitionen oder Investitionsplanungen 
einer genehmigungspflichtigen Anlage unter dem 
Gesichtspunkt der Luftreinhaltung und Lärmabwehr 
verhandelt hat, der weiß, daß der Staat auf diesem 
Gebiet bereits jetzt in der Verwaltungspraxis In-
terventionsmöglichkeiten hat, die in das normale 
Denkschema unserer marktwirtschaftlichen Ord-
nung überhaupt nicht hineinpassen. Das hat sich 
unmerklich vollzogen. Die Notwendigkeit solcher 
Eingriffsmöglichkeiten wäre nicht gegeben, wenn 
wir nicht auf diesen Gebieten die Versäumnisse von 
30 Jahren hätten aufholen müssen. Wir — damit 
meine ich nicht nur die Industrie, die zum Teil 
außerordentlich hohe Mittel investiert hat, sondern 
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die Gesamtheit haben in unserer Generation noch 
die Chance, Umweltprobleme mit marktkonformen 
Mitteln, das heißt ohne drastische Einschränkungen 
individueller Entscheidungsfreiheiten lösen zu kön-
nen. Diese Chance sollte genutzt und nicht durch 
die Geltendmachung individueller Interessen ver-
hindert werden. Das Problem der Wasserreinhal-
tung ist ein fast klassisches Beispiel für diesen Vor-
gang. 

Wir haben hier heute von den Vorrednern gehört, 
daß das Wachstum der Bevölkerung und der Indu-
strieproduktion zu einem wachsenden Abwasser-
anfall als auch Wasserbedarf geführt hat, einem 
Abwasseranfall, dem der Bau von Kläranlagen nicht 
gewachsen war. Trotz aller Bemühungen um die 
Wasserreinhaltung hat sich in den vergangenen 
Jahren nicht nur die Schmutzfracht ständig erhöht, 
sondern auch die absolute Menge des ungereinig-
ten Abwassers hat zugenommen. Zahlreiche Seen 
sind in einem kritischen Zustand. Ganze Teile 
unseres Flußsystems sind biologisch nahezu tot. Der 
Investitionsaufwand für die Kanalisation und für 
Kläranlagen nach dem Kostenstand von 1971 für die 
nächsten zehn Jahre wird auf 65 Milliarden DM ge-
schätzt, während — zum Vergleich   in den neun 
Jahren von 1962 bis 1971 nur 17 Milliarden DM und 
davon 4 Milliarden DM für Kläranlagen investiert 
worden sind. Es bleibt für mich absolut unverständ-
lich, daß es vor der Formulierung des Umweltpro-
gramms dieser Bundesregierung überhaupt keine 
klar definierten oder zusammenhängenden politi-
schen Zielvorstellungen über die zu erreichenden 
und notwendigen Gewässerverbesserungen gelte- 
ben hat. 

Nun muß man fragen, wie wir in diese Situation 
gekommen sind. Die Kommunen und die Betriebe 
sind daran interessiert, das Abwasser aus ihrem 
eigenen Bereich herauszuleiten. Die Reinigung der 
Abwässer bringt im Prinzip nicht Vorteile für sie 
selbst, sondern nur für die Unterlieger, nämlich die-
jenigen, auf die das Wasser dann zufließt. Soweit 
die durch die Gewässerverschmutzung anderen und 
der Allgemeinheit zugefügten Schäden nicht haf-
tungsrechtlich geltend gemacht werden, gehen eben 
die externen Kosten nicht in die betriebswirtschaft-
liche Kalkulation des Verursachers ein. Daraus 
folgt auf der anderen Seite aber auch, daß von der 
Einführung der Abwasserabgabe nunmehr diejeni-
gen am härtesten betroffen werden, die bisher am 
weitestgehenden zu ihrem eigenen Vorteil ihnen 
selbst zuzurechnende Kosten auf die Gemeinschaft 
abgewälzt haben. 

Das zweite ist: Bei den staatlichen Zuschüssen für 
den Bau von Kläranlagen durch die Kommunen sind 
verheerende Fehler gemacht worden. Die Zuschüsse 
richteten sich nach der Pro-Kopf-Belastung. Es wur-
den also damit die teuersten und die unrentabelsten 
kleineren Kläranlagen gefördert, während die För-
derung der optimalen Großanlagen einen viel höhe-
ren Effekt für die Wasserreinhaltung gehabt hätte. 
Das ist eine der Ursachen dafür, daß der Anteil der 
vollbiologisch behandelten Abwässer unserer Groß-
städte heute noch unter 30 °/o liegt. Die systemati-
sche Vernachlässigung der kommunalen Großeinlei

-

ter ist eine der Hauptursachen für die Verschmut-
zung unserer großen Flußsysteme. 

Wir haben also nun die Grundentscheidung zu 
treffen, ob wir überhaupt bei diesem Kostenaufwand 
Gewässerreinigung betreiben oder uns darauf ver-
lassen wollen, daß die Trinkwassergewinnungsver-
fahren verbessert werden könnten. Die Lösung ist 
klar: Wir wollen die Gewässerreinigung, und dieses 
geht nur mit der Abwasserabgabe. Sie bewirkt 
gleichzeitig die Erleichterung der Anwendung und 
die größere Wirksamkeit des klassischen Instrumen-
tariums. Es wird sich in Zukunft eben nicht mehr 
bezahlt machen, die erforderlichen Einleitebedingun-
gen oder -auflagen zu verhindern oder zu verzögern. 
Im Gegenteil, der größte Anreiz für den Bau von 
Kläranlagen wird dort eintreten, wo mit geringen 
Mitteln der größte Effekt erzielt werden kann. 

In diesen Zusammenhang gehört auch das Wasch-
mittelgesetz, zu dem ich hier im einzelnen nichts 
mehr vortragen will, weil das bereits geschehen ist 
und wir ihm in dieser Form im wesentlichen glau-
ben zustimmen zu können. Einige Einzelprobleme 
sind erwähnt worden. Es wurde die Frage der 
Schädlichkeitsformel angesprochen. Es ist einfach 
notwendig, die Giftigkeit und die schwer zu beseiti-
genden Stoffe besonders zu berücksichtigen. Das 
Problem liegt im Meßverfahren und in der Abschät-
zung der Belastung der einzelnen Betriebe. 

Das zweite Problem ist die Frage der Restver-
schmutzung. Wir sind der Meinung, daß die Rest-
verschmutzung, auch wenn sie dem jeweiligen Stand 
der Technik entspricht, von der Belastung nicht frei-
gestellt werden kann, weil wir sonst eine Bevorzu-
gung der Großeinleiter bewirken werden. 

Das dritte Problem liegt in der Höhe der Rein -
halteabgabe. Es ist darauf hingewiesen worden, daß 
der Sachverständigenrat eine Höhe von 40 DM für 
notwendig gehalten hat, um wirksame Anreize zu 
schaffen. Man muß sich freilich über die Frage der 
Straffelung unterhalten. Die Sachverständigen ha-
ben vorgeschlagen, ab 1976 eine Staffelung von plus 
8 DM pro Jahr einzuführen. Allerdings kann man 
einem solchen Gedanken nur dann nähertreten, 
wenn man nicht etwa gleichzeitig auch noch die volle 
Härteklausel, Stundungen und Erlaßvorschriften ha-
ben will. Kumuliert geht dies nicht. 

Sowohl von Herrn Kollegen Konrad als auch von 
Minister Maihofer sind hier die Nachteile dargestellt 
worden, die die vierte WHG-Novelle in der Fassung 
des CDU/CSU-Entwurfes zweifellos beinhaltet: bei 
der Reinhalteabgabe die ungenügende Höhe; die 
Abzugswerte, auf die Herr Konrad hingewiesen hat, 
die für die Abwassereinleiter einen Anreiz bieten 
würden, ihr Abwasser zu verdünnen, um dadurch 
eine niedrigere Abgabe zahlen zu müssen, d. h. also 
geradezu sauberes Wasser zu verschwenden, um 
dadurch zu einer niedrigeren Abgabe zu gelangen. 
Ich will das im einzelnen nicht weiter aufzählen. 

Ein Problem, über das wir im Unterausschuß schon 
lange reden und mit dem wir wohl auch noch lange 
befaßt sein werden, ist die Frage der Rahmenkom-
petenz. Man kann auf das verweisen, was hier in 
der Debatte vom Oktober 1973 gesagt worden ist. 
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Ich verstehe bei der Argumentation, daß man mit 
der Rahmengesetzgebung, also im wesentlichen mit 
der Länderzuständigkeit auskommen könne, nicht, 
wie man denn eigentlich die ständige Verschlech-
terung der Wasserqualität — trotz aller Bemühun-
gen — anders erklären sollte als mit dem Versagen 
von Länderverwaltungen und Landtagen. Wenn das 
nicht so ist, zeigt das eben, daß hier die Grenzen 
einer partiellen Regelungsfähigkeit erreicht sind, 
daß unser gesetzgeberisches System nicht ausreicht, 
um die Wirkungen zu erzielen, die wir alle erzielen 
wollen und, wie ich meine, auch erzielen müssen. 

Bei den Einzelberatungen sind wir auch auf das 
Problem der Detailregelungen gestoßen, also auf den 
ganzen Bereich des technischen Rechts, die Notwen-
digkeit einheitlicher Lösungen bei der Lagerverord-
nung, bei den Gewässergütestandards, bei den An-
forderungen an die Abwassereinleitungen. Wir kön-
nen uns das nicht anders als bundeseinheitlich vor-
stellen. Ich frage mich, wenn die Christlich-Demo-
kratische Union in dieser Frage eine andere Mei-
nung vertritt, warum sie dann im Wahlkampf der 
Bevölkerung zugesagt hat, daß sie für eine konkur-
rierende Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 
eintreten werde. Wir kennen Ihr Problem, daß Sie 
an den  L än dern  Bayern und Baden-Württemberg nur 
schwer vorbeikommen. Aber dies ist ein Problem, 
das den Bundesgesetzgeber eigentlich nicht daran 
hindern dürfte, das zu tun, was doch auch nach Ihrer 
eigenen Meinung, so wie Sie sie in der Öffentlich-
keit vorgetragen haben, notwendig ist. Man muß 
sich fragen: Wie kommen wir darüber hinweg? 

Ich stelle zur Debatte, ob man z. B. ein Hearing 
unternehmen sollte, um durch die Meinungen von 
Fachleuten, von Sachverständigen, von Wissen-
schaftlern festzustellen, ob nicht doch die bundes-
einheitliche Zuständigkeit, die konkurrierende Ge-
setzgebungszuständigkeit notwendig ist, um in dem 
kurzen Zeitraum, den wir zur Verfügung haben, um 
die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung zu si-
chern, das zu erreichen, was notwendig ist. Die 
Durchführung der Wasserreinhaltung wird ohne die 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern nicht gehen. 
Aber dies aufzuputzen als einen grundsätzlichen 
Streit über die Staatlichkeit oder, ich weiß nicht: 
Souveränität der Länder ist für uns wenig einfühl-
bar. Wir sollten uns nicht an solchen Theorien, son-
dern müßten uns an den Notwendigkeiten und Er-
fordernissen unserer Gesellschaft orientieren. Wir 
können an dieser Stelle nur an Sie appellieren, Ihre 
Position zu überdenken und nicht dem entgegenzu-
stehen, was doch nach Ihrer eigenen geäußerten 
Meinung notwendig ist, um die Deckung des Was-
serbedarfs der Bevölkerung zu sichern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort zur Begrün-
dung des Antrags der CDU/CSU-Fraktion betreffend 
Schutz vor den Gefahren radioaktiver Strahlen — 
Drucksache 7/2369 — hat der Abgeordnete Dr. Gruhl. 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Als die Fraktion 
der CDU/CSU den Antrag betreffend „Schutz vor 

Gefahren radioaktiver Strahlen" im Juli ein-
brachte, lag das auslösende Moment in verschiede-
nen Vorfällen im Frühsommer dieses Jahres. Ob-
gleich diese Ergebnisse keine gefährlichen Auswir-
kungen hatten, deckten sie doch ganz beträchtliche 
Mängel in folgenden Bereichen auf: 

1. Die Überwachung ist unzulänglich. 

2. Die bisherige Gesetzgebung wird verschieden 
ausgelegt. 

3. Die Sicherheitsvorkehrungen, z. B. bei Transpor-
ten, haben Lücken. 

4. Der Umgang mit radioaktivem Material wird 
offensichtlich zunehmend sorgloser. 

Inzwischen liegt uns der Bericht des Innenmini-
sters über das Gesamtproblem „Sicherheit kerntech-
nischer Einrichtungen und Strahlenschutz" vor. Für 
diese umfangreiche Ausarbeitung sei allen Beteilig-
ten gedankt. Damit ergibt sich die gute Gelegenheit, 
die Erkenntnisse dieses Berichts mit den Absichten 
unseres Antrags zu verbinden. Außerdem hat der 
Präsident des Bundesrechnungshofs als Bundesbe-
auftragter für die Wirtschaftlichkeit in der Verwal-
tung eine gutachtliche Stellungnahme „zur Organi-
sation des Bereichs ,kerntechnische Sicherheit und 
Strahlenschutz' beim Bund" vorgelegt. Im Bericht 
des Innenministers heißt es, daß eine politische Ab-
sicherung des angestrebten Sicherheitsstandards 
nach innen und außen unerläßlich ist. Damit sollte 
wohl die letztliche Verantwortung des Deutschen 
Bundestags festgestellt werden. 

Bei aller Kernenergienutzung muß die Sicherheit 
die erste Grundbedingung sein. Dazu gehören vor 
allem die Sicherheit der Anlagen und ihres Betriebs, 
die Beförderung der radioaktiven Stoffe und ihre 
Lagerung auf unvorstellbar lange Zeiten. Hier ent-
stehen Probleme, mit denen Menschen bisher noch 
niemals konfrontiert wurden. Es hat keinen Zweck, 
daß wir uns hier selbst etwas vormachen. Es wird, 
solange Menschen leben, auch niemals eine abso-
lute Sicherheit in der Technik geben, genausowenig 
wie es diese bisher gegeben hat. Es gibt nur eine 
„größtmögliche Sicherheit". 

Im Bericht heißt es wörtlich: 

Es muß jedoch bei der beabsichtigten raschen 
Expansion der Kerntechnik und den daraus er-
wachsenen Aufgaben allen Beteiligten klar sein, 
daß selbst der extrem umfangreiche Aufwand 
für sicherheitsorientierte Konstruktionen und 
Kontrollen mathematisch gesehen, Restrisiken 
verbleiben und nachteilige Folgen absolut nicht 
ausgeschlossen werden können. Letzten Endes 
erfordert jede Technologie zur Hebung oder 
Erhaltung der Daseinsvorsorge ihren Preis. 

Es bleibt also immer ein „Restrisiko", das in Be-
ziehung zu dem Nutzen gesetzt werden muß, den 
wir haben, indem wir dieses Risiko eingehen. Dieser 
Nutzen kann in der Tat ungeheuer groß sein. Darum 
lechzen auch viele Länder geradezu nach Kernener-
gie. 

Der Bericht spricht von den „Vorteilen der Kern-
energie, sofern das Gesamtrisiko hinreichend klein 
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gehalten werden kann". Diese Beziehungen und Ab-
wägungen müssen in aller Öffentlichkeit erörtert 
und dargelegt werden. Es ist in einem demokrati-
schen Staat ein hoffnungsloses Unterfangen, mit 
Verheimlichungen und Vertuschungen arbeiten zu 
wollen. Früher oder später kommen doch alle Sach-
verhalte ans Tageslicht. Nur der totalitäre Staat 
kann seinen Bürgern Risiken mit einiger Aussicht 
auf Erfolg verheimlichen. 

Das Innenministerium sollte sich hüten, seinen 
Kredit als neutraler Sachwalter zu verspielen, indem 
es eine unglaublich primitive Propaganda statt sach-
licher Aufklärung betreibt, wie dies leider in den 
ersten beiden „Umwelt-Zeitungen" geschehen ist. 
Wenn man an das Problem mit der Überschrift her-
angeht „Den friedlichen Riesen gehört die Zukunft", 
dann ist das eine verhältnismäßig vereinfachende 
und simple Darstellung, die bei diesen Problemen 
nicht weiterhilft, sondern eher neues Mißtrauen 
weckt. 

Zwischen den Forderungen nach atomarer Energie 
und den Anforderungen an die Sicherheit sollte 
eigentlich gar kein Gegensatz bestehen. Alle müssen 
an größtmöglicher Sicherheit interessiert sein. Denn 
eines ist völlig klar: Sollte es bei uns zu einem 
schweren Schaden in einem Kernkraftwerk kommen, 
dann würde das nach dem Ergebnis einer wissen-
schaftlichen Untersuchung von Dr. Lindackers, jetzt 
stellvertretender Geschäftsführer des Technischen 
Überwachungsvereins Rheinland, einer, wie er sagt, 
„nationalen Katastrophe" gleichkommen. Wenn je-
mals ein solcher Fall in der Bundesrepublik Deutsch-
land eintreten sollte, wäre ab diesem Tag jede wei-
tere Nutzung der Kernenergie ausgeschlossen. Der 
erstrebte Vorteil, einen hohen Energieanteil aus 
Kernkraft zu beziehen, würde sich dann zu einem 
katastrophalen Nachteil umkehren, weil dieser hohe 
Anteil plötzlich ausfallen müßte. 

Das muß doch auch den Herstellern und Betreibern 
von Kernkraftwerken klar sein. Darum ist es schwer 
verständlich, wenn, wie es in dem Bericht heißt, die 
Hersteller und Betreiber kerntechnischer Anlagen 
dahin tendieren — wörtlich —, „über das Maß des 
für die rein betriebliche Zuverlässigkeit Gebotenen 
wesentlich hinausgehende Sicherheitsanforderungen 
aus Kostengründen sehr kritisch zu bewerten und 
nach Möglichkeit als unzumutbar, unnötig, übertrie-
ben oder falsch zurückzuweisen." 

Von fachkundiger Seite wird der Sachverhalt in 
der Bundesrepublik Deutschland zur Zeit in einer 
Stellungnahme so beurteilt: In manchen Bundeslän-
dern werden nicht alle Sicherheitsaspekte überprüft, 
da die Betreiber erheblichen Druck hinsichtlich der 
Verkürzung der Verfahren ausüben. Die Betreiber 
sind nämlich zugleich Mitglieder bei der Prüfungs-
behörde — TÜV — und meist auch in der Reaktor-
sicherheitskommission vertreten. 

Bei der Novellierung des Atomgesetzes, die wir 
bereits angekündigt erhalten haben, wird dieser Ge-
sichtspunkt eine erhebliche Rolle spielen müssen. 

Auch von den anderen Seiten geht ein Druck auf 
die Sicherheits- und Umweltüberlegungen aus, wie 
man an vielen Stellen des Berichts des Innenmini

-

sters nachlesen kann. Diese Forderungen gipfeln 
dann meistens in einer Beschleunigung der Geneh-
migungsverfahren und in einer Standardisierung der 
Kernkraftwerke. Die Forderung ist nicht neu, in den 
USA vielmehr seit langem im Gespräch, ohne daß 
sie dort bisher zu Ergebnissen geführt hätte. Aus-
führungen des Berichts an anderen Stellen sprechen 
auch gegen die Standardisierung, weil das bisherige 
Verfahren den Vorteil hatte, daß auf Grund neuer 
Erkenntnisse und auch auf Grund von leichteren 
Pannen wieder neue Sicherheitsvorschriften entwik-
kelt werden konnten, um die Sicherheit laufend zu 
verbessern. Das würde bei einer generellen Stan-
dardisierung nicht möglich sein. 

Die Standardisierung wird in nächster Zeit aus 
vielen Gründen nicht zweckmäßig sein. Wir befin-
den uns auf kerntechnischem Gebiet noch in einem 
sehr schnellen Wandel. Dieser hat folgende Ursa-
chen: 

1. Die Wasserkühlung durch Flüsse ist am Ende 
der Möglichkeiten, und die Luftkühlung muß erst 
noch geprobt werden. 

2. Die begrenzten Uranvorräte zwingen zur bes-
seren Ausnutzung des Urans. Darum wird in meh-
reren Ländern an „schnellen Brütern" gearbeitet. 
Sollte diese Entwicklung ein Fehlschlag werden, 
wie heute schon viele behaupten, dann ergeben 
sich daraus weitere Probleme. 

3. Der Hochtemperaturreaktor wird aber erprobt. 
Er bietet eine bessere Ausnutzung des Urans und 
die Möglichkeit, die lästige Abwärme für indu-
strielle Zwecke und für die Raumbeheizung zu nut-
zen. Dieser Verbund würde bedeutende Energieein-
sparungen mit sich bringen. Darum sollte man auch 
unter diesen Zukunftsaspekten eine Entwicklung 
nicht voreilig forcieren. 

Ein überstürzter Bau vieler Leichtwasserreaktoren 
beseitigt auch keineswegs die Abhängigkeit der 
Bundesrepublik Deutschland von Energieimporten. 
Die Abhängigkeit vom Erdölimport wird lediglich 
durch die Abhängigkeit vom Uranimport ersetzt. 

Einige wichtige Probleme sind der Bundesregie-
rung schon seit 1972, als der Entwurf eines vierten 
Atomprogramms veröffentlicht wurde, bekannt, 
ohne das bisher entsprechende Konsequenzen ge-
zogen worden sind. Das betrifft: 1. Die stärkere Ko-
ordinierung der verschiedenen Genehmigungsver-
fahren für Wasser-, Energiewirtschaft- und Baurecht 
sowie für Natur- und Landschaftsschutz mit den 
atomrechtlichen Verfahren, die geprüft werden 
sollte. Was ist dabei herausgekommen? 2. Kerntech-
nische Regeln und Sicherheitskriterien sollten er-
arbeitet werden. Was ist in dieser Beziehung ge-
schehen? 3. Die Verbesserung der  Organisations-
strukturen im Genehmigungs- und Aufsichtsverfah

-

ren sowie die rechtzeitige personalmäßige Ausrü-
stung der beteiligten Sachverständigen war vor-
geschlagen worden. Was ist aber geschehen? 

Im Bericht des Innenministers ist an mehr als 
15 Stellen von der Notwendigkeit die Rede, daß 
mehr und besser ausgebildetes Personal für die 
Überwachung der Betriebe, der Transporte und der 
Ablagerung radioaktiven Abfalls erforderlich ist. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 	8203 

Dr. Gruhl 
Ebenfalls wird die Befürchtung ausgesprochen, 

daß das Personal der Werke wegen des großen 
wachsenden Bedarfs immer weniger gut ausgebildet 
sein wird. 

Eine im Juli dieses Jahres veröffentlichte Studie 
angesehener britischer Wissenschaftler führt aus, 
daß vor dem Ende dieses Jahrhunderts ein „schwer-
wiegender Zwischenfall" zu erwarten sei. Denn — 
wörtlich — „mit dem ständigen Wachsen der Zahl 
von Kernkraftwerken wird es bald nicht mehr mög-
lich sein, alle Sicherheitsrisiken auszuschließen, zu-
mal man die Wartung der Nuklearanlagen immer 
stärker weniger gut ausgebildetem Personal über-
tragen muß". Entsprechend heißt es im Bericht des 
Innenministers: 

Hinzu kommt die Gefahr, daß die bei den 
Genehmigungsinhabern Beschäftigten wegen 
des wachsenden Bedarfs an Spezialisten weni-
ger gut ausgebildet sein können und die not-
wendigen Arbeiten weniger interessierten und 
engagierten Personen übertragen werden, je 
stärker die Anwendung der Kernenergie an-
wächst und entsprechendes Personal nicht 
rechtzeitig herangebildet und eingesetzt wird. 

Sehr ernst ist zur Zeit die mangelhafte Personal-
ausstattung bei den verantwortlichen Behörden des 
Bundes und einiger Länder. Bei den Beratungen des 
Innenausschusses wurde über die unerlaubten Ab-
lagerungen des Kernforschungszentrums Karlsruhe 
erklärt, daß das zur Zeit vorhandene Personal für 
die effektive Überwachung nicht ausreiche. Wenn 
das jetzt schon der Fall ist, wie soll dann die dop-
pelte, dreifache, vierfache Zahl von Anlagen über-
wacht werden? Der Bericht des Innenministers 
weist an vielen Stellen auch auf die Verbindungen 
zur Qualifikation des Personals in der Überwachung 
hin und darauf, daß dies nur langfristig gebessert 
werden könne. Wie verträgt sich dann diese Fest-
stellung des „Konzepts zur Beschleunigung der 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahren der Kern-
kraftwerke" vom 4. Juni 1974 mit dem bisherigen 
Energieprogramm der Bundesregierung? Und wie 
vereinbart sich die vorgeschlagene Verlagerung der 
Überprüfung auf die Länder mit der völlig mangel-
haften Personalausstattung der atomaren Geneh-
migungsbehörden einiger Bundesländer? 

Ein weiteres Bund-Länder-Problem ist die Frage 
der Standortwahl. Im Bericht heißt es sehr richtig, 
daß dafür Sorge zu Tragen ist, „daß bereits bei der 
Wahl von Standorten auf die Belange der Reaktor-
sicherheit und des Strahlenschutzes Rücksicht genom-
men werden wird." Da die räumlichen Möglichkeiten 
der Bundesrepublik Deutschland sehr gering sind, 
ist eine langfristige Standortvorsorge um so dring-
licher. Es darf nicht zu Zusammenballungen kom-
men, wie sie sich zur Zeit am Oberrhein und an ver-
schiedenen Ländergrenzen abzeichnen. 

Ich komme zum Schluß. Ein noch völlig unbeach-
tetes Problem wird sich bei der Beseitigung un-
brauchbar gewordener Kernkraftwerke ergeben. Dar-
um ist der Bundesregierung anzuraten, daß bei der 
angekündigten Novellierung des Atomgesetzes auch 
Regelungen getroffen werden, die die Betreiber zu 

einer anschließenden Beseitigung verpflichten. Dies 
ist ein viel dringenderes Problem als die Rekultivie-
rung ehemaliger Sand- und Tongruben, die geregelt 
ist. Dort ist die Wiederherstellung des alten Zustan-
des gesetzlich geregelt, nicht aber bei den Kernkraft-
werken, obwohl die Aufwendungen ein riesiges Aus-
maß erreichen werden. Nach dem Verursacherprin-
zip sind diese den Stromerzeugern anzulasten und 
nicht der Allgemeinheit. Dafür müßten sie durch 
Gesetz vorzuschreibende Rücklagen bilden. 

Es ist unmöglich, in dieser kurzen Begründung 
alle Sicherheitsaspekte anzusprechen. Ich wollte nur 
einige Hinweise für die Novellierung des Atomge-
setzes geben, bei dessen Beratung wir dann die Mög-
lichkeit haben werden, weitere Notwendigkeiten 
gesetzlich zu regeln. In der Abwägung zwischen 
Energiebedarf und Sicherheit muß der Sicherheit die 
Priorität zukommen, da jede Unsicherheit die ge-
samte Energieversorgung aufs höchste gefährdet. 

Ich bitte für die CDU/CSU-Fraktion um Zustim-
mung zu unserem Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort in der Aus-
sprache hat der Herr Abgeordnete Dr. Haenschke. 

Dr. Haenschke (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Seit 1961 sind in der Bundes-
republik Anlagen in Betrieb, deren Aufgabe es ist, 
die bei der Spaltung von Uranatomen freiwerdende 
Wärme in nutzbare Elektrizität umzuwandeln. Das 
Gesetz über die friedliche Nutzung der Kernenergie 
und den Schutz gegen ihre Gefahren ist seit Dezem-
ber 1959 in Kraft. Die erste Strahlenschutzverord-
nung wurde im darauffolgenden Jahr erlassen. 

Die bisherigen atomrechtlichen Regelungen, die im 
Prinzip noch heute gelten, haben einen doppelten 
Zweck: einmal die Sicherung von Leben, Gesundheit 
und Umwelt vor den Gefahren der Kernenergie 
und der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen, 
zum anderen aber auch die Förderung der Kern-
energie. 

Man kann heute mit Befriedigung feststellen, daß 
das bei uns bestehende rechtliche und organisato-
rische System die Probleme der Kernenergie bisher 
im großen und ganzen sicher beherrscht hat. Das 
darf aber keinesfalls zu dem Glauben verführen, 
Kernkraftwerke seien nun so weit entwickelt, daß 
man sie sorglos als Spielzeug in Deutschlands Kin-
derstuben einführen könnte. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Wer will das denn?) 

Allerdings wird eben dieser Eindruck allzu häufig 
in der Öffentlichkeit zu erwecken versucht. Das Ge-
plapper von der „umweltfreundlichen" Kernenergie 
versetzt mir jedesmal einen Stich. Natürlich ist es 
verständlich und zweifellos auch volkswirtschaftlich 
sinnvoll, nun die Früchte jener 20 Milliarden DM, 
die Staat und Industrie bei uns bisher in die Ent-
wicklung der Kernenergie gesteckt haben, ernten zu 
wollen. 

Zu den immensen Kapitalsummen, die für den 
Aufbau eines Netzes von Atomkraftwerken mit 
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Leichtwasserreaktoren nötig wären und deren Her-
kunft noch zu klären ist, kommen die Kosten für den 
Brennstoffkreislauf und die bis jetzt kaum zu schät-
zenden Aufwendungen fur die Demontage von aus-
gedienten Kernenergieanlagen und den jahrhun-
dertelangen hermetischen Einschluß radioaktiver 
Abfälle. 

Die Rechnung wird ohne den Steuerzahler ge-
macht, wenn man wie die „Welt" vom 13. August 
1974 die Schlagzeile setzen läßt: „Wer keinen Atom-
strom will, muß für Elektrizität tief in die Tasche 
greifen". Mit derselben Logik könnte man dem Ver-
braucher raten, dann eben einfach mehr Strom zu 
verbrauchen, weil er nach der heutigen Tarifgestal-
tung der Elektrizitätsversorger dann ja wieder bil-
liger ist. Damit könnte man auch gleich noch auf 
einen paradoxen Zustand in einem Land hinweisen, 
das sich von der Energiekrise heimgesucht fühlt. 

Meine Damen und  Herren,  die Diskussion über 
die Gefährdung der Bevölkerung durch Radioaktivi-
tät darf nicht unter irgendeinem Zwang dieser augen-
blicklichen Energiekrise geführt werden. Es gibt 
keinen Zweifel an der Priorität der Sicherheit der 
Bevölkerung und des Schutzes der Umwelt gegen-
über der Bequemlichkeit einer Überflußgesellschaft, 
die sich heute durch Verknappung auf dem Energie-
sektor und morgen durch den Mangel an Rohstoffen 
bedroht fühlt. 

Es muß hier ganz offen angesprochen werden: Uns 
bewegt ebenso wie die Briten, die Amerikaner und 
die Schweden die Frage, ob Sicherheit und Risiko-
losigkeit der Kernenergieanlagen bereits jene 
Schwelle überschritten haben, oberhalb derer die 
politische Entscheidung für die Atomenergie als eine 
der Hauptstützen zur Befriedigung des künftigen 
Energiebedarfs schon heute verantwortet werden 
kann. Wir wissen doch, daß bisher experimentell 
nicht bewiesen werden konnte, daß die Notkühl-
systeme eines Kernreaktors im entscheidenden Mo-
ment auch funktionieren. Wir wissen doch, daß ein 
technisch machbarer und wirtschaftlich vertretbarer 
Weg erst gesucht wird, um bei den Wiederaufberei-
tungsanlagen für Kernbrennstoffe die viel zu hohen 
Dosen von Radiojod und Radiokrypton in der Ab-
luft drastisch zu verringern. Wir wissen doch, daß 
die bisherige Erfahrung nicht ausreicht, um über die 
Materialermüdung durch jahrzehntelange radio-
aktive Bestrahlung befriedigende Erkenntnisse zu 
besitzen. 

Schließlich verdient wohl Aufmerksamkeit, daß es 
keinen hundertprozentigen Schutz gegen Terroris-
mus gibt und daß es einen potentiellen Angreifer 
interessieren könnte, durch ein paar konventionelle 
Raketen — deren Zielsicherheit seit dem Nahost-
krieg ja bekannt ist — in einem mit Kernenergie-
anlagen übersäten Land das hunderttausendfach töd-
liche Strahleninventar freizusetzen. 

Wir befinden uns heute am Umbruch von der 
„Kernenergie im Versuch" zur rein kommerziellen 
Nutzung der Kernenergie. Innerhalb kurzer Zeit 
sind die Kraftwerkblöcke von wenigen Hundert auf 
über Tausend Megawatt gewachsen, und manche 
Schwierigkeit bei der Durchsetzung der von den 

Elektrizitätsversorgungsunternehmen gewünschten 
Standorte bewirken eine Tendenz zu noch größeren 
Einheiten. Man sollte hier zunächst einmal kurz-
treten. 

Es ist der Bundesregierung zu bescheinigen, daß 
sie die Zeichen der Zeit frühzeitig erkannt hat. 1969 
wurden für die deutsche Reaktorsicherheitsforschung 
ganze 5 Millionen DM ausgegeben. Bis dahin hatte 
man es für ausreichend gehalten, selbst nur punk-
tuell zu forschen und im übrigen die Sicherheits-
technik der amerikanischen Lizenzgeber zu über-
nehmen. Bereits 1970 kam dann die Erkenntnis — 
wohl ausgelöst durch den Antrag der BASF, mitten 
im Ballungsgebiet Ludwigshafen /Mannheim ein 
Kernkraftwerk zu errichten —, daß sich die US-
Sicherheitsnormen nicht weiter bedenkenlos auf die 
Verhältnisse in unserem dicht besiedelten Lande 
übertragen lassen. 1971 wurden schon 16,25 Millio-
nen DM für die Reaktorsicherheitsforschnug aus-
gegeben, und im laufenden Jahr sind es bereits 
43,1 Millionen DM. Im Entwurf des Bundeshaushalts 
für 1975 sind 59 Millionen DM für diesen Zweck 
eingesetzt. 

Waren Anfang 1970 im zuständigen Bundesmini-
sterium 16 Planstellen für die Reaktorsicherheit und 
den Strahlenschutz besetzt, so erkennt man den Fort-
schritt, wenn man heute im Bundesinnenministerium 
dafür 45 Stellen vorweisen kann. Es ist zu hoffen, 
daß sich der Haushaltsausschuß erweichen läßt und 
dem im Gutachten des Bundesrechnungshofs für not-
wendig erachteten Ausbau auf 70 Stellen zustimmt. 

Zu den Kräften des Bundesinnenministers kom-
men noch 180 Mitarbeiter im Institut für Reaktor-
sicherheit der Technischen Überwachungsvereine in 
Köln und 60 Wissenschaftler im Laboratorium für 
Reaktorregelung und Anlagensicherung in München. 
Bei den Technischen Überwachungsvereinen der Bun-
desländer arbeiten etwa 230 Fachkräfte in den kern-
technischen Abteilungen. Angesichts der wachsen-
den Kontrollaufgaben — Herr Kollege Gruhl hat 
darauf hingewiesen — werden die Länder Anstren-
gungen machen müssen, um weiteres Personal aus-
zubilden und einzustellen. 

Durch den Organisationserlaß des Bundeskanzlers 
vom 15. Dezember 1972 wurde die Zuständigkeit für 
die Sicherheit der Kernenergie einerseits und der 
Förderung der Kernenergie andererseits innerhalb 
der Bundesregierung getrennt. Ich kann heute fest-
stellen, daß sich diese Trennung voll bewährt hat, 
und den Bundesländern nur empfehlen, zu überden-
ken, ob die Mitzuständigkeit der Wirtschaftsminister 
bei Genehmigung oder Kontrolle von Kernenergie-
anlagen noch zeitgemäß ist. 

In den etwa 20 Monaten ihrer Existenz hat die für 
Reaktorsicherheit und Strahlenschutz zuständige Ab-
teilung im Bundesinnenministerium eine große Akti-
vität entfaltet. Nach einer Reihe von Durchführungs-
richtlinien, Verwaltungsanordnungen und organisa-
torisch-praktischen Maßnahmen wurde jetzt ein scho-
nungslos offener Bericht über die Erfahrungen aus 
der Vergangenheit und die Vorstellungen über die 
notwendige Weiterentwicklung der Sicherheit kern-
technischer Einrichtungen und den Strahlenschutz 
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vorgelegt. Auch die Opposition hat diesen Bericht 
als „gründliche und vielseitige Arbeit" bezeichnet. 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat 
sich bereits gestern ausführlich mit diesem Bericht 
beschäftigt. Es ist der Beschluß gefaßt worden, sich 
weiterhin in diese Materie zu vertiefen. Dazu dient 
auch die Anhörung des Innenausschusses am 2. und 
3. Dezember, die auf unseren Antrag hin gestern be-
schlossen wurde. 

Weiterhin wird in Kürze die dritte Novelle zum 
Atomgesetz beraten, die eine Verschärfung der Haf-
tung für den Kernkraftwerkbetreiber und den Bei-
tritt zu den internationalen Haftungsübereinkommen 
bringen wird. Ich darf hier nur erwähnen, daß ich das 
im „Sozialdemokratischen Pressedienst" bereits vor 
einem Jahr gefordert habe. Ich will von dieser Stelle 
aus die Bundesregierung nochmals ermuntern, als-
bald die vierte Novelle zum Atomgesetz vorzulegen, 
um die fällige Anpassung des rechtlichen Rahmens 
an die kommerzielle Nutzung der Kernenergie zu 
vollziehen. 

Der vorliegende Antrag der CDU/CSU sollte die 
Bundesregierung offenbar auf einen Weg stoßen, auf 
dem sie sich längst befindet. Die verehrten Kollegen 
von  der Opposition erinnern sich sicher auch daran, 
daß mein sozialdemokratischer Freund und Kollege 
Schäfer — in diesem Falle Appenweier — sofort nach 
den Vorkommnissen in Leopoldshafen und Obrig-
heim Sondersitzungen des Innenausschusses bean-
tragt hatte, die am 6. und 20. Juni sowie am 10. Juli 
— dem Datum Ihres Antrags — stattfanden. 

Sie werden auch gestern im Ausschuß gemerkt ha-
ben, daß wir nicht bereit sind, hier Fünfe gerade sein 
zu lassen. Ich verstehe Ihren Antrag deshalb nur als 
nachträgliche Zustimmung der CDU/CSU zu sozialli-
beraler Politik. Das soll schon öfter vorgekommen 
sein. Vielen Dank! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich begrüße zunächst, daß unsere Kolle-
gen von der CDU/CSU die jüngsten Vorfälle von 
Müllskandalen zum Anlaß eines Antrages nehmen, 
um den Schutz vor den Gefahren radioaktiver Strah-
len zu verbessern. Ich begrüße allerdings noch mehr, 
daß das Bundesinnenministerium dem Innenausschuß 
des Deutschen Bundestages mit Datum vom 12 Sep-
tember 1974 einen sehr ausführlichen Bericht zur Si-
cherheit kerntechnischer Einrichtungen und zum 
Strahlenschutz übermittelt hat; denn dieser Bericht 
gibt einen umfassenden Überblick über die Eignung 
des derzeitigen Schutz- und Kontrollsystems, aber 
auch seine kritischen Stellen beim Vollzug des Atom-
und Strahlenschutzrechts, und er gibt Aufschluß über 
die Gesamtkonzeption für die Sicherheit kerntech-
nischer Einrichtungen und den Strahlenschutz sowie 
auch über die geplanten Maßnahmen. 

Darüber hinausgehende Erkenntnisse und vor 
allem kritische Wertungen erwarten wir uns von 

der öffentlichen Anhörung des Innenausschusses zu 
den Risiken der Kernenergie in etwa acht Wochen, 
bei der sehr viele anerkannte Fachleute, aber auch 
sozusagen anerkannte Gegner der Kernenergie zu 
Wort kommen werden. Schon deshalb möchte ich 
nicht den Versuch fortsetzen, hier in die reine Sach- 
und Fachdiskussion und in einzelne Bewertungen 
der Problematik einzusteigen. Ich glaube, daß wir 
nach der Auswertung der Sachverständigeneinlas-
sungen möglicherweise zu neuen und hoffentlich 
gemeinsam getragenen Initiativen und Anregungen 
an die Regierung kommen werden, bevor wir uns 
hier eine Beschränkung auf Teilaspekte des Schut-
zes vor Gefahren radioaktiver Strahlen auferlegen, 
wie es ja in dem vorliegenden Antrag tatsächlich der 
Fall ist. 

Das Problem ist dabei nach Ansicht meiner Frak-
tion nicht in erster Linie die Verbesserung der ge-
setzlichen Voraussetzungen, von denen wir ja im 
Atomgesetz mit all seinen Ergänzungen und in der 
bevorstehenden Neufassung der Strahlenschutzver-
ordnung schon sehr umfassende haben. Uns geht es 
vielmehr vor allem um eine effiziente Durchführung 
dieser Vorschriften im Zusammenwirken von Bund 
und Ländern, damit künftig auch Vorkommnisse wie 
die jetzt bekanntgewordenen ausgeschlossen wer-
den können und damit ein wirklich optimaler Schutz 
der Bevölkerung vor den Gefahren, die die Kern-
energie mit sich bringt, gewährleistet wird. Voraus-
setzung dafür ist eine bessere — auch personelle —
Ausstattung aller Aufsichtsbehörden bei Bund und 
Ländern. 

Ich glaube, wir müssen unserer Bevölkerung ganz 
glaubhaft beweisen können, daß alle Fragen des 
Schutzes vor den Gefahren radioaktiver Strahlen 
von den politisch Verantwortlichen sehr ernst ge-
nommen werden. Denn nach unserem heutigen tech-
nischen Entwicklungsstand bleibt zu einer ausrei-
chenden Energieversorgung kein anderer Weg als 
der Einsatz der Kernenergie. 

(Benz [CDU/CSU]: Das müssen Sie der SPD 
sagen!) 

In diesem Zusammenhang nur eine Bemerkung zu 
der Meinung der Opposition, die hier vorhin ge-
äußert wurde: daß wir beim Ausbau der Kernenergie 
lediglich von einer Abhängigkeit — nämlich von 
der des Mineralöls — in eine neue nämlich die 
des Urans — hineingeraten würden. Hier muß ein-
mal festgestellt werden, daß diese Abhängigkeit na-
türlich relativ geringer ist. Denn Uranvorkommen 
verteilen sich über alle Kontinente und viele Län-
der, so daß eine politische Abhängigkeit wie die 
von wenigen ölproduzierenden Ländern - mit 
allen Möglichkeiten, auch denen von Repressio-
nen — sehr viel stärker eingeschränkt wird. Im 
übrigen würde man auch die bekannten Lagerungs-
probleme, die man bisher im Mineralölbereich hat, 
um größere Vorräte halten zu können, bei der Uran-
versorgung in diesem Umfange natürlich nicht ken-
nen. 

(Benz [CDU/CSU] : Den Abfall!) 

Wir sollten aber dennoch alle Anstrengungen 
unternehmen, um durch eine rationelle Verwendung 
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von Energie den Verbrauch zu senken und damit 
dann unter Umständen auch den Anteil der Kern-
energie nicht noch stärker wachsen zu lassen. Da-
bei müssen wir aber auch ganz nüchtern sehen 
— das ist vorhin schon einmal angedeutet wor-
den —, daß es einen absoluten Schutz vor den Ge-
fahren der friedlichen Nutzung der Kernenergie 
auch in Zukunft niemals geben wird. 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
hat bereits seit Oktober 1972 einen Maßnahmen-
katalog zum Schutze vor Sabotage und Diebstahl des 
spaltbaren Materials verbindlich festgelegt und für 
den Bereich sonstiger radioaktiver Stoffe in Arbeit. 

Durch die Übertragung der Verantwortung für die 
Reaktorsicherheit auf das Innenministerium und die 
damit erfolgte Trennung von den Förderungsmaß-
nahmen zur Reaktortechnik im Forschungs- und im 
Wirtschaftsministerium wird nachdrücklich unter-
strichen, wie ernst die Bundesregierung den Schutz 
vor radioaktiver Gefährdung nimmt. 

Die FDP-Fraktion unterstützt dieses Vorgehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Zu diesem Komplex 
meine Damen und Herren, gibt es jetzt keine Wort-
meldungen mehr. Wir kommen nun zur Begründung 
des Antrags — Punkt 8 d — der CDU/CSU. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es handelt sich hier nicht um einen Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion, sondern um einen Gruppen-
antrag. Ich darf das vielleicht vorweg sagen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist Vorsicht!) 

Der Schutz des Bürgers vor Fluglärm ist in dem 
Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom März 1971 
fixiert. Hiernach sollen auch Zuschüsse für bauliche 
Maßnahmen gegeben werden. Dadurch soll insbe-
sondere den Menschen, die im Bereich der Flug-
häfen wohnen, geholfen werden. Dabei handelt es 
sich nicht nur um Zivil-, sondern auch um eine 
beträchtliche Anzahl von Militärflughäfen. Durch 
die Abgrenzung dieser Schutzzonen, die jetzt er-
folgt, merken diese Bürger zur Zeit erst richtig, 
was auf sie zukommt. 

In den dreieinhalb Jahren seit Bestehen dieses 
Gesetzes sind im Bereich der baulichen Schutz-
maßnahmen Kostensteigerungen eingetreten. Es geht 
vor allem darum, daß entsprechende Fenster und 
Türen hergestellt werden, um die Bürger vor Flug-
lärm zu schützen. Dieser Sachverhalt der Möglich-
keit der Kostenänderung von baulichen Schutzmaß-
nahmen war dem Gesetzgeber augenscheinlich 
schon von Anfang an gegenwärtig, denn er hat in 
§ 9 Abs. 4 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm 
vorgesehen, daß die Bundesregierung ermächtigt 
wird, durch Verordnung den Höchstsatz für bau-
liche Schutzmaßnahmen, der 100 DM pro qm Wohn-
fläche beträgt, zu ändern. 

Das Anliegen dieses Antrages ist es nun, in An-
betracht der von mir geschilderten Sachverhalte 

jetzt diese Situation zu überprüfen und, wenn es 
sich als notwendig erweisen sollte, die Höchst-
grenze zu ändern, damit sich die betroffenen Bür-
ger entsprechend schützen können und sich die 
Kosten für sie in einem erträglichen Maß halten. 
Das ist das Anliegen des Antrages. Ich bitte Sie, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, ihn zu 
unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort in der Aus-
sprache hat Herr Abgeordneter Schäfer (Appen-
weier). 

Schäfer (Appenweier) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Lemmrich 
hat darauf hingewiesen, daß das Gesetz zum Schutz 
gegen Fluglärm vom 30. März 1971 bei Verkehrs-
und militärischen Flughäfen, die von Strahlflugzeu-
gen benutzt werden, Lärmschutzbereiche festlegt. 
Die Bundesregierung ist in diesem Gesetz ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Schallschutzanforde-
rungen für Gebäude festzusetzen, die im Lärmschutz-
bereich liegen. Die Bundesregierung hat im Frühjahr 
dieses Jahres diese Verordnung erlassen. 

Den Eigentümern der betroffenen Grundstücke 
werden auf Antrag Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen — Herr Kollege Lemmrich 
hat auf Doppelfenster und ähnliches hingewiesen — 
erstattet, nach § 9 Abs. 3 Fluglärmgesetz freilich nur 
bis zu einem Betrag in Höhe von 100 DM pro qm 
Wohnfläche. Nach dem Verursacherprinzip hat im 
übrigen der Flugplatzhalter die Aufwendungen für 
diese Umweltbelastungen durch Fluglärm zu zahlen. 
In § 9 Abs. 4 des Gesetzes wird die Bundesregierung 
schließlich ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung ders Bundesrates den Höchstbetrag zu 
ändern, wenn sich die erforderlichen Aufwendungen 
wesentlich erhöht haben. 

Im Gegensatz zum Antrag hat Herr Kollege Lemm-
rich hier soeben festgestellt, daß sich die Kosten tat-
sächlich erhöht hätten, obwohl im zweiten Teil des 
Antrages erst die Überprüfung dieser Kosten ver-
langt wird. 

(Lemmrich [CDU/CSU] : . . . erhöht haben 
könnten! — Konrad [SPD] : Die wissen im- 

mer alles schon vorher!) 

— Herr Kollege Lemmrich, eine Zwischenfrage? 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Nein, hat sich er- 
ledigt!) 

Nach Untersuchungen des Berliner Senators für Bau-
und Wohnungswesen reicht der bisherige Beitrag 
aus; das sei vor allem auf das ständig gestiegene 
Angebot von Schallschutzmitteln zurückzuführen, 
das zu einer verstärkten Konkurrenzsituation auf 
dem Markt geführt habe. Das Bundesministerium 
des Innern hat im Rahmen der Arbeiten zum Erlaß 
einer Verordnung über bauliche Schallschutzanfor-
derungen auch die Frage geprüft, ob der Erstattungs-
betrag angemessen erhöht werden muß. 

Meine Damen und Herren, wir beraten heute 
Drucksache 7/2263 (neu) vom 20. Juni 1974. Die alte 
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Drucksache ist nur acht Tage älter. Im ursprüng-
lichen Antrag haben die Antragsteller die Erhöhung 
des maximalen Erstattungsbetrages für dringend ge-
boten gehalten. Die im zweiten Absatz des Antrages 
geforderte Überprüfung der Höhe wurde im ur-
sprünglichen Antrag vorweggenommen. Acht Tage 
später gibt es nur noch — ich zitiere — „Anhalts-
punkte dafür, daß eine Erhöhung dieses Betrages 
geboten wäre". Der Konjunktiv zeigt die veränderte 
Auffassung der Antragsteller in dieser Frage, die 
einer vorsichtigeren und realistischeren Einschät-
zung entspricht. 

Der im Gruppenantrag geforderten Überprüfung 
der Höhe des Erstattungsbetrages stimmen wir zu. 
Im übrigen wäre der Opposition nur zu wünschen, 
daß sie sich insgesamt als ebenso lernfähig — und 
dazu noch in so kurzer Zeit — erwiese wie die An-
tragsteller des vorliegenden Antrags. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der  
Herr Abgeordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Gruppenantrag der 
CDU/CSU auf Überprüfung der maximalen Erstat-
tungsbeträge für Aufwendungen baulicher Schall-
schutzmaßnahmen spricht ein Problem an, mit dem 
sich die FDP-Fraktion bereits seit länger als einem 
Jahr ganz konkret beschäftigt; denn mein Kollege 
Dr. Hirsch hatte schon am 10. August des vergange-
nen Jahres das Bundesinnenministerium aufgefor-
dert, den jetzigen und schon bei der ursprünglichen 
Festlegung sehr umstrittenen Erstattungshöchstbe-
trag von 100 DM pro Quadratmeter Wohnfläche zu 
überprüfen. Auf die sicher öffentlichkeitswirksa-
mere Einbringung eines solchen Antrags im Deut-
schen Bundestag wurde allerdings verzichtet, da die 
Bundesregierung nach § 9 Abs. 4 des Fluglärmgeset-
zes ja ermächtigt wird, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates den Erstattungshöchst-
betrag dann anzuheben — das wurde schon be-
tont —, wenn sich die erforderlichen Aufwendungen 
allgemein wesentlich erhöht haben. 

Eine entsprechende Prüfung auf Anregung des 
Kollegen Dr. Hirsch ergab seinerzeit — federführend 
für solche Überprüfungen ist ja das Ministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau —, daß eine 
Erhöhung als nicht gerechtfertigt oder notwendig an-
zusehen war. Mit dem Ergebnis einer neuerlichen, 
einer aktualisierten Überprüfung auf Grund einer in 
die gleiche Richtung zielenden Initiative des Bundes-
rates ist außerdem ja in Kürzt zu rechnen. Insofern  
könnte hier eigentlich der Oppositionsantrag bereits 
als erledigt angesehen werden. Aber ich meine, er 
sollte hier heute Anlaß genug sein, noch einmal zu 
den grundsätzlichen Problemen der Fluglärmbe-
kämpfung kurz Stellung zu nehmen. 

Nach Auffassung der FDP-Fraktion bliebe selbst 
eine notwendige Erhöhung der Erstattungen tatsäch-
lich nur ein Kurieren an den Symptomen, ohne daß 
wir einer wirklichen Problemlösung näherkämen. 
Das Fluglärmgesetz in der jetzigen Fassung ist 

sicher unvollständig, nachdem wir schon nach kur-
zem Erfahrungszeitraum weitere Erkenntnisse ge-
wonnen haben. 

Zunächst einmal sind wir der Meinung, daß sich 
der Geltungsbereich des Fluglärmgesetzes nicht nur 
auf solche Flughäfen beschränken dürfte, auf denen 
Luftlinienverkehr oder Militärluftfahrt betrieben 
wird. Es ist geradezu grotesk, daß sich z. B. die An-
lieger von den etwa 280 Landeplätzen nur deshalb 
nicht vor nicht einmal geringerem Lärm schützen 
können, nur weil er von Hochleistungspropellern der 
Sportflugzeuge oder von Hubschraubern erzeugt 
wird. Hier muß, wie wir meinen, der Geltungsraum 
erweitert werden. Fluglärmprobleme beschränken 
sich eben nicht nur auf die Umgebung von zwölf 
Verkehrsflughäfen in diesem Land, sondern der 
Fluglärm beeinträchtigt etwa zwei Prozent unserer 
Bevölkerung, also rund eine Million Bundesbürger. 

Deshalb muß in diesem Bereich auch mehr Trans-
parenz gefordert werden. Wir sind der Auffassung, 
daß die Grundsätze des Bundesimmissionsschutzge-
setzes hinsichtlich der Auslegungsfrist bei den Plan-
feststellungsverfahren von zwei Wochen auf zwei 
Monate angeglichen werden müssen und daß die 
vom Gesetzgeber geforderten Lärmmessungen der  

Öffentlichkeit ganz allgemein zugänglich gemacht 
werden müssen. 

Die notwendigen vermehrten Anstrengungen des 
vorbeugenden Lärmschutzes sollten sich aber auch 
darauf richten zu verhindern, daß immer noch Schu-
len, Kindergärten oder Krankenhäuser im Nachhin-
ein mitten in die Flugschneisen hineingebaut wer-
den. Verstärkt werden müssen aber auch unsere Be-
mühungen, den Fluglärm direkt an der Quelle zu 
bekämpfen. Zwar müssen seit 1969 Musterzulas-
sungen von Düsenflugzeugen den Lärmhöchstwerten 
des ICAO-Zulassungsverfahrens genügen. Aber ein 
verbindliches Umrüstungsprogramm für bereits im 

 Einsatz befindliche Strahlflugzeuge auf geräusch-
ärmere Triebwerke wurde bisher nur einzelstaat-
licher Initiative empfohlen. 

Um so mehr begrüßen wir die Absicht des Bundes-
verkehrsministeriums, ganz konsequenterweise bis 
1. 1. 1979 alle älteren Düsenflugzeuge mit deutscher 
Zulassung aus dem Verkehr zu ziehen, wenn nicht 
die lärmmindernden Umrüstungen erfolgt sind. Die 
notwendigen Umbausätze können nach Angaben der 
ICAO ab 1975 geliefert werden, was nach Berech-
nungen von Fachleuten bedeuten würde, daß bereits 
drei Jahre später 75 % aller im Weltluftverkehr ein-
gesetzten Düsenflugzeuge den restriktiven Lärm-
forderungen entsprechen würden, wenn alle Luft-
verkehrsgesellschaften mit den notwendigen Um-
rüstungsarbeiten sofort beginnen könnten. Aber  die 
Ertragslage zum Beispiel allein der Deutschen Luft-
hansa läßt es nicht zu, daß die erforderliche und 
von den Luftverkehrsgesellschaften schon 1973 im 
Rahmen der IATA selbst gewünschte Umrüstung 
mit fast 80 Millionen DM aus eigener Finanzkraft 
erfolgen kann, wenn schon die Folgekosten in noch 
einmal der gleichen Höhe erhebliche Belastungen 
darstellen. 

Im übrigen wird sich in dieser Frage der Grund-
satz des Verursacherprinzips ohnehin nur schwer 
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halten lassen, weil die einzelne Luftverkehrsgesell-
schaft, die ja für die Lärmverursachung zuständig 
wäre, ihre Preispolitik nicht frei gestalten kann und 
der Fluglärm auch bei all jenen Gebäuden zum 
Problem wird, die erst lange Jahre nach Anlage 
eines Flughafens in die direkten Flugzonen hinein-
gebaut werden. Hier ist die Bundesregierung auf-
gefordert, schnell zu einer notwendigen finanziellen 
Regelung mit der nationalen deutschen Luftverkehrs-
gesellschaft zu kommen, die verständlicherweise den 
Hauptanteil des Flugverkehrs bei uns stellt. Nur 
wenn wir sicherstellen, daß alle Flugzeuge im kür-
zestmöglichen Zeitraum umgerüstet sind, wird es 
uns gelingen, die Lärmbelästigung schon in etwa 
drei Jahren um bis zu 50 °/o zu reduzieren. 

Sinnvoll ist ein solches Umrüstungsprogramm nach 
Auffassung meiner Fraktion letztlich aber nur dann, 
wenn sich alle international tätigen Gesellschaften 
in abgestimmten Fristen zu gleichen Maßnahmen 
verpflichten. Wir fordern die Bundesregierung des-
halb auf, mit aller Energie auch im internationalen 
Bereich dieses Ziel zu erreichen. Nur wenn die Fra-
gen der Umrüstungskosten und des verpflichtenden 
Einsatzes jeweils neuester technologischer Entwick-
lungen gelöst werden können, wird es tatsächlich 
möglich werden, daß bereits Mitte der achtziger 
Jahre der Fluglärm in der Umgebung von Flughäfen 
niedriger ist als der Verkehrslärm auf unseren Stra-
ßen. Schon deshalb muß auch im Zusammenhang mit 
diesem Antrag die grundsätzliche Frage entschieden 
werden, ob die hohen Aufwendungen für lärmmin-
dernde Baumaßnahmen, ob die flankierenden Maß-
nahmen allein — ich nenne als Beispiele Nachtflug-
beschränkungen, verbesserte An- und Abflugverfah-
ren, Lärmschutzhallen, gestaffelte Prämien für leisere 
Flugzeuge, die ja das Problem nur von einem auf 
den anderen Flughafen verlagern, je nachdem, wel-
cher Flughafen hier mitmacht oder die Höchstpreise 
für Prämien aussetzt — sinnvoll sind, ob also ins-
gesamt der Versuch, an Symptomen herumzukurie-
ren, sinnvoller sein kann als eine Therapie, die an 
der Wurzel der Krankheit ansetzt, nämlich bei einer 
erzwungenen Verbesserung und dem verpflichten-
den Einsatz solcher Triebwerke und Flugzeuge, die 
bewirken, daß Fluglärm schon in wenigen Jahren 
kein wirkliches Problem mehr darstellt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Als Berichterstatter 
hat nunmehr der Herr Abgeordnete Dr. Gruhl zu 
Punkt 8 e) und f) der Tagesordnung das Wort. 

(V o r sitz : Vizepräsident Frau Funcke) 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Als Berichterstatter bitte ich 
zunächst zu protokollieren, daß in der Drucksache 
7/2560 bei der Drucklegung ein Fehler entstanden 
ist. Im Antrag des Ausschusses ist eine ganze Zeile 
weggefallen. Unter 2 a) muß es heißen: 

Spätestens bis zum 1. Januar 1980 wird die 
Kommission Vorschläge für einen weiteren 
Schritt zur Lösung des Problems des Bleigehalts 
im Benzin vorlegen. 

Zum Bericht ist festzustellen, daß es heute nicht 
um eine Änderung der deutschen Gesetzgebung 
geht. Die erneute Beratung wurde veranlaßt durch 
den Vorschlag der EG-Kommission für eine Richt-
linie des Rates betreffend die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Zusammensetzung von Benzin, die in Brüssel zur 
Beratung ansteht. Die EG-Kommission bleibt hinter 
den deutschen Werten insofern zurück, als sie erst 
1976 die Begrenzung des Bleigehalts auf 0,40 Gramm 
je Liter festlegen will, die wir heute schon haben. 
Zu diesem Zeitpunkt — 1. Januar 1976 — schreibt 
unser Gesetz bereits eine Begrenzung des Blei-
gehalts von 0,15 Gramm je Liter vor. Diese Begren-
zung auf 0,15 Gramm je Liter soll in der Europä-
ischen Gemeinschaft erst ab 1. Januar 1978 einge-
führt werden. Gravierender bei dieser schlechteren 
Regelung ist aber, daß sie überhaupt nur für Nor-
malbenzin gelten soll, während es bei Superbenzin 
auch dann noch bei der Begrenzung auf 0,40 Gramm 
je Liter bleiben soll. 

Nun befindet sich die Bundesrepublik Deutschland 
auch insofern in einer Ausnahmesituation, als bei 
uns in vielen Ballungsgebieten der Verkehr in stär-
kerer Massierung auftritt als z. B. in Frankreich oder 
in Italien. Die Bleikonzentrationen sind um ein 
Mehrfaches höher als der Wert, der von der „VDI-
Kommission zur Reinhaltung der Luft" festgelegt 
worden ist. Die Werte übertreffen auch den von der 
amerikanischen Umweltschutzbehörde festgelegten 
Wert. Die USA führen ab 1976 einen Wert von 
0,33 Gramm je Liter ein und verringern diesen ab 
1979 auf 0,135 Gramm pro Liter, gehen also leicht 
unter den deutschen Wert. Dabei ist aber zu berück-
sichtigen, daß die 1976er-Automobilmodelle der Ver-
einigten Staaten bereits eine katalytische Nachver-
brennung haben müssen, für die — gesetzlich vor-
geschrieben — völlig bleifreies Benzin zur Verfü-
gung stehen muß. Dies aus dem Grunde, weil die 
Anlagen zur Nachverbrennung das Blei nicht ver-
tragen. 

In den letzten Jahren ist wiederholt von Schwie-
rigkeiten der deutschen Mineralölindustrie berichtet 
worden, die deutschen Werte ab 1. Januar 1976 zu 
erfüllen. Der Innenausschuß hat bei seinen Beratun-
gen diesen Gesichtspunkt stark berücksichtigt. Der 
vom Mineralölwirtschaftsverband bestätigte Sach-
verhalt sieht zur Zeit wie folgt aus: Für Normal-
benzin werden die deutschen Raffinerien ab 1. Ja-
nuar 1976 den Bedarf 100%ig mit Benzin mit 0,15 
Gramm erfüllen können. Für Superbenzin werden 
sie einen Bedarf von über 7% erfüllen können. 
Für reichlich 20 % werden — im Gesetz vorge-
sehene — Übergangsregelungen eintreten müssen, 
bis dann ab etwa Mitte 1977 auch dieser Bedarf voll 
produziert werden kann. 

Die Importe an Superbenzin betrugen im Jahre 
1973 14,5%. Für diesen Anteil können sich ab 1976 
vorübergehend Schwierigkeiten ergeben, weil unbe-
kannt ist, wie weit ausländische Raffinerien niedrig 
verbleites Superbenzin werden liefern können. Es 
gibt aber zumindest eine Raffinerie in Holland und 
eine in England, die auf eine entsprechende Umstel-
lung bis 1976 vorbereitet sind. Eine Raffinerie in 
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Italien kann schon jetzt allerdings nur kleine Men-
gen dieses niedrig verbleiten Benzins in der gefor-
derten Qualität liefern.  

Die Schwierigkeit, diesen Rest in einer Über-
gangszeit zu decken, konnte für den Innenausschuß  
kein Grund sein, die deutsche Gesetzgebung in  
Frage zu stellen. Wenn man das täte, dann würde  

man gerade die Produzenten, die sich um Erfüllung  

der deutschen Gesetzgebung bemüht haben, in den  
April geschickt haben, während diejenigen, die in  

ihrer Umstellung säumiger waren, eine Belohnung  

erhielten. Es kann nicht der Sinn einer langfristigen  
Umweltgesetzgebung sein, solche Kehrtwendungen  

und Unsicherheiten bei der Industrie hervorzurufen.  

Im Gegenteil, die Wirtschaft wünscht langfristige  

Daten.  

Es liegt darum in der Konsequenz unserer gemein-
sam betriebenen Umweltpolitik, daß die Bundesre-
publik Deutschland entweder bei der EG die deut-
schen Werte durchsetzt oder, wenn das nicht gelingt,  

daß der Bundesrepublik Deutschland eine besondere  

nationale Regelung genehmigt wird. In der Folge  
der Entwicklung wird sich wahrscheinlich ergeben,  

daß die Europäische Gemeinschaft früher oder später  

zu gleichen Grenzwerten kommen wird. Der Sinn  

des Antrags des Innenausschusses ist der, alle Mittel  
auszuschöpfen und die Bundesregierung dazu aufzu-
fordern, zu einer gemeinsamen europäischen Rege-
lung zu kommen. Das kann aber nicht bedeuten, daß  

die riesigen Anstrengungen, die hier im Lande unter-
nommen worden sind, dann wieder in Frage gestellt  
werden. Wir hoffen, daß die EG in dieser Beziehung  

kompromißbereit sein wird. Darum hat der Innen-
ausschuß beschlossen, die Kommission aufzufordern,  
bis spätestens 1. Januar 1980 weitere Vorschläge  

vorzulegen, die dann eine Harmonisierung bringen  
könnten.  

Gerade in der letzten Zeit haben weitere Unter-
suchungen die Gefährlichkeit des Bleis in der Luft  

festgestellt, woraus der Innenausschuß die Schluß-
folgerung ziehen durfte, daß die deutsche Umwelt-
politik in diesem Bereich die richtige ist.  

Der Innenausschuß empfiehlt daraufhin dem Ho-
hen Hause einstimmig, die Anträge Drucksachen  

7/2560 und 7/2561 anzunehmen. — Ich danke Ihnen.  

(Beifall bei allen Parteien)  

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der  
Abgeordnete Konrad. 

Konrad (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Während der Bericht der Bundesregie-
run g  über die Durchführung  des Benzinbleigesetzes  
Grund zur Zufriedenheit gibt, ist der Vorschlag der  
EG-Kommission für eine Richtlinie über den Bleige-
halt von Benzin Anlaß zu einer gewissen Besorgnis.  
der Herr Kollege Dr. Gruhl hat als Berichterstatter  

hier die Daten vorgetragen, die nicht wiederholt zu  

werden brauchen. Wir wissen also, daß der Richt-
linienvorschlag der EG-Kommission unserer Gesetz-
gebung nur teilweise entspricht. Auch hier kann ich  

mich auf den umfassenden Zahlenvortrag des Be-
richterstatters beziehen.  

Der Antrag des Innenausschusses greift hier ein,  

um der Bundesregierung eine Unterstützung in ihren  

Verhandlungen in Brüssel zu geben. Allerdings hat  
der Bundestag nur selten Gelegenheit, sich in einer  

Aussprache mit einer EG-Richtlinie zu beschäftigen.  

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!)  

Daß dies heute im Rahmen einer umfassenden Aus-
sprache über Umweltschutz geschieht, beweist die  

Bedeutung dieses Bereichs gesetzgeberischer Tätig-
keit im nationalen und im multinationalen Maßstab.  
Die Bundesregierung wird also mit unserer Unter-
stützung hoffentlich in besserer Position in Brüssel  

verhandeln können und dafür sorgen, daß der Vor-
sprung der Bundesrepublik in einem Teilbereich des  
Umweltschutzes nicht zu Lasten unserer Bürger  

durch einen Federstrich verlorengeht, sondern von  

unseren Partnerstaaten mit eigenen Anstrengungen  

aufgeholt wird.  

Es wäre eine denkbar schlechte und von der Öf-
fentlichkeit gewiß nicht verstandene Lösung, wenn  
die für den 1. Januar 1976 anstehende zweite Stufe  

des Benzinbleigesetzes nicht verwirklicht würde.  

Über die Gefährlichkeit von Blei für den mensch-
lichen Organismus sollte nichts mehr gesagt werden  
müssen. Es ist bemerkenswert, was der Herr Kollege  
Dr. Gruhl als Berichterstattung über das Vorgehen  

der Vereinigten Staaten von Amerika hier vorgetra-
gen hat. Diese bemerkenswerte Verminderung des  

Bleigehalts in den Kraftstoffen geschieht zu einem  

Zeitpunkt, in dem die Amerikaner andere Umwelt-
schutzmaßnahmen wegen der kritischen Energielage  

ausgesetzt haben.  

Es darf nicht vergessen werden, daß die Termine  
des Benzinbleigesetzes mit der deutschen Industrie  
abgestimmt sind. Eine im vergangenen Jahr in  
Frankfurt anläßlich der Autoausstellung geführte  

Diskussion hat zwar erkennen lassen, daß es bei der  

Mineralölindustrie nicht an Versuchen fehlt, eine ge-
wisse Terminverschiebung zu erreichen, daß sie aber  

durchaus in der Lage ist, den Erfordernissen des Ge-
setzes zeitgerecht zu entsprechen. Dabei wird sie auf  

eine verständnisvolle Handhabung der Ausnahme-
möglichkeiten durch den Bundesminister des Innern  

rechnen dürfen. Das ist vorwiegend zum Schutz mit-
telständischer Vertriebsunternehmen notwendig.  

Es wäre äußerst ungerecht und würde das Ver-
trauen der Industrie erschüttern, wenn den bereits  

im Hinblick auf den 1. Januar 1976 vorgenommenen  

Investitionen plötzlich die Grundlage entzogen  

würde. Ich finde es also in diesem Zusammenhang  
Ihrem literarischen Rang entsprechend, Herr Dr.  

Gruhl, wenn Sie hier scherzhaft den 1. April einge-
führt haben. Das Wort wird in der Industrie, wo man  

ja auf Sie zu hören pflegt, nicht vergessen werden.  

Es wäre kein gutes Unterfangen, wenn die gesamte  
mit dem Kraftfahrzeug verbundene Industrie und  

wenn die Kraftfahrer durch unnötige Schwarzmalerei  

über die Zeit nach dem 1. Januar 1976 hinaus verun-
sichert würden. Die Erfahrungen mit der ersten Stufe  

des Benzinbleigesetzes bieten Gewähr dafür, daß  

sich die zweite Stufe durchsetzen läßt. Ohnehin bie-
tet auch der Vertrieb von Kraftfahrzeugen mit Moto-
ren für bleiarmen Kraftstoff positive Ansätze für  
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weitere Maßnahmen, die Luftverunreinigung durch 
Kraftfahrzeuge zu vermindern. Unumgängliche An-
laufschwierigkeiten müssen mit der richtigen Ein-
stellung hingenommen werden. 

Soweit Schwierigkeiten dadurch aufgetreten sind, 
daß die Genehmigungsverfahren für neue Anlagen 
der Mineralölindustrie eine zu lange Dauer haben, 
greift der Antrag des Innenausschusses dieses Pro-
blem auf. Es muß von den Ländern bewältigt wer-
den, verlangt aber auch sorgfältige Bearbeitung der 
Antragsunterlagen durch die betroffene Industrie. 

Das Benzinbleigesetz hat erfreuliche Auswirkun-
gen im Umweltschutz gezeitigt. Wir alle sollten kei-
nen Zweifel an unserer Entschlossenheit aufkommen 
lassen, dieses Gesetz auch weiterhin in der vorgese-
henen Weise anzuwenden. Auf dem Weg nach Brüs-
sel begleiten die Bundesregierung die besten Wün-
sche der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine beiden Vorredner haben es mir 
leicht gemacht, hier den inhaltlich gleichen Willen 
unserer gesamten Fraktion darzulegen. Über das 
Verhältnis zwischen den beteiligten oder berührten 
wirtschaftlichen Interessen zu einer gesamtwirt-
schaftlichen Betrachtung dieses Problems haben wir 
in anderem Zusammenhang schon ausführlich ge-
sprochen. Es ist in keiner Weise die Leistungsfähig-
keit der beteiligten Industrien zu bezweifeln, die na-
türlich in der Lage sind, das Problem zu lösen, wenn 
sie merken, daß wir in unseren Entscheidungen da-
bei bleiben. 

Zu der Berührung der wirtschaftlichen Interessen 
tritt hier eine weitere Komponente, die der Herr 
Kollege Konrad angedeutet hat, nämlich die Tat-
sache, daß Blei nach Auskunft aller Sachverständi-
gen zu den gefährlichsten Atemgiften gehört, die wir 
heute in den Großstädten haben. Schon heute wird 
in den Ballungszentren die von den Sachverständi-
gen als Obergrenze betrachtete Konzentration um 
das Dreifache überschritten, und das Blei, das sich in 
der Atemluft befindet, wird zu 90 bis 95 % vom 
Menschen aufgenommen. Es verändert das Lungen-
gewebe und das Knochenmark. Es wirkt als Depot-
gift, dessen Wirkungen wir langfristig überhaupt 
noch nicht abzuschätzen vermögen, und zwar insbe-
sondere auf die Kinder. 

Die Durchsetzung des Benzinbleigesetzes, das wir 
einstimmig beschlossen haben, war auch in der er-
sten Stufe nicht einfach. Wir müssen aber die Bereit-
schaft der Mineralölindustrie begrüßen, daran mit-
zuwirken, daß auch die Verwirklichung der zweiten 
Stufe erreicht werden kann, nämlich die Senkung 
auf 0,15 Gramm ab 1. Januar 1976. Es sind von der 
Industrie außerordentlich hohe Anstrengungen unter-
nommen worden, durch neue Investitionen die Ka-
pazitäten zu schaffen, die dafür erforderlich sind. 
Wir danken dabei auch der Bundesregierung, daß 
sie mit Erfolg dazu beigetragen hat, daß die dazu  

erforderlichen Genehmigungen durch die Behörden 
der Länder erteilt worden sind. 

Nach allen Kenntnissen, die wir haben, liegt das 
Versorgungsproblem nur vorübergehend bei der 
Vollversorgung mit bleiarmem Superbenzin im Jahre 
1976, ein Problem, das aber durch Importe gelöst 
werden kann. Dies ist hier ausgeführt worden. 

Es erschiene uns denkbar, nun trotz dieses Sach-
verhaltes von unseren Zielsetzungen abzugehen. 
Angesichts der Investitionen würde ein nicht wieder-
gutzumachender Schaden für das Vertrauen in die 
Willensbildung und die Willensfestigkeit unserer 
Zielsetzungen bewirkt werden. Das hätte Auswir-
kungen auf die gesamte Umweltpolitik. Umwelt-
schutz kostet Geld. Wenn hier von einer Mehrbela-
stung von zwei Pfennigen pro Liter gesprochen wird, 
dann scheint dies keine unzumutbare Mehrbelastung 
zu sein, zumal ja nicht klar ist, ob diese zwei Pfen-
nige tatsächlich im Preis voll weitergegeben werden. 

Zur EWG-Richtlinie ist hier gesagt worden, daß 
die zweite Stufe erst für den 1. Januar 1978 vorgese-
hen und das Superbenzin ausnimmt. Diese Richtlinie 
ist für uns und für eine moderne und vorausschauen-
de Umweltpolitik nicht akzeptabel. Wir haben im 
Innenausschuß dazu einstimmig unsere Meinung 
festgehalten, daß die von diesem Bundestag be-
schlossenen Umweltziele nicht dadurch beeinträch-
tigt werden dürfen, daß die anderen EWG-Länder 
offenbar gewillt sind, das Problem nur in langsame-
ren Schritten zu lösen. Ich möchte für die gesamte 
Fraktion der FDP erklären, daß wir aus diesen Grün-
den einmütig an den Zielsetzungen festhalten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Im Namen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion möchte ich zunächst 
feststellen, daß wir in vollem Umfange Inhalt, Sinn 
und Zweck des Benzinbleigesetzes noch einmal be-
jahen. Wir bedauern, daß leider wieder die Gefahr 
besteht, daß eine nationale Sonderregelung in einem 
Teilbereich erfolgt, was nachteilige Wirkungen nicht 
zuletzt möglicherweise für den Verbraucher haben 
kann, wenn beispielsweise nur deutsche Anbieter 
auf dem Markt in Erscheinung treten. 

Wir bitten daher die Bundesregierung, nochmals 
alle Anstrengungen zu unternehmen — diese Bitte 
richtet sich natürlich in erster Linie an Sie, Herr 
Minister Maihofer —, um sicherzustellen, daß die 
Aufnahme der im deutschen Benzinbleigesetz ent-
haltenen Begrenzungen des Bleigehalts in die EG-
Richtlinie erfolgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Maihofer. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des 
Innern: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 	8211 

Bundesminister Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Es ist so Vieles und Gutes gesagt worden, daß ich 
mir weitere Worte zur Durchführung des Benzinblei-
gesetzes hier ersparen kann. Ich will aber dem 
Hohen Hause danken für die einmütige Unter-
stützung bei der von der Bundesregierung unter-
nommenen Anstrengung, den bei uns mit dem 
Benzinbleigesetz erreichten Fortschritt auch in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft durchzuset-
zen. Ich bin sicher, daß dieses Votum die Resonanz 
für unseren Wunsch auch in jenem Bereich ver-
stärken wird. 

Auch und gerade hier, meine ich, darf sich der 
Fortschritt nicht nach dem langsamsten Dampfer 
richten. Ich werde daher, auch durch die heutige 
Aussprache ermutigt, unbeirrt mit dem Vollzug des 
von diesem Hohen Hause einstimmig beschlossenen 
und eben wiederum bekräftigten Gesetzes fortfahren 
und bin davon überzeugt, daß unsere Nachbarn, so 
wie sie jetzt bereits dem Vollzug der ersten Stufe 
des Benzinbleigesetzes zuneigen, letztlich das ge-
samte technologische Programm übernehmen wer-
den, so wie es in den Vereinigten Staaten, dem 
größten Automobilproduzenten der Welt, in diesem 
Frühjahr bereits geschehen ist. Ich glaube, hier lei-
sten wir wirklich Schrittmacherdienste auch für 
Europa. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Aus der Tagesordnung er-
sehen Sie die Überweisungsvorschläge des Ältesten-
rates für die Punkte 8 a), b), c) und d). Dazu ist 
interfraktionell noch vorgeschlagen worden, daß die 
Vorlage unter Punkt b) — Abwasserabgabengesetz 
— zur Mitberatung auch dem Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zugewiesen wer-
den sollte. Sind Sie mit dieser erweiterten Über-
weisung einverstanden? Dann bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Vorlage 
unter Punkt 8 e), Antrag des Innenausschusses zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Richtlinie des Rates betreffend die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Zusammensetzung von Benzin — Probleme über 
den Bleigehalt von Benzin. Wer diesem Antrag zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Beschlußfassung über die Vor-
lage unter Punkt 8 f), Antrag des Innenausschusses 
zu dem Bericht der Bundesregierung über die Durch-
führung des Benzinbleigesetzes und über die zur Er-
füllung der Entschließung des Deutschen Bundes-
tages vom 24. Juni 1971 zum Benzinbleigesetz ge-
troffenen Maßnahmen. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Drucksache 
2561?) 

— Das ist 2561, jawohl. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Dr. 
Jenninger, Köster, Frau Dr. Neumeister, Dr. 
Hammans, Frau Schleicher, Braun und der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes zur Änderung der Bundesärzteordnung 
— Drucksache 7/2373 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung der Bundesärzteordnung 
— Drucksache 7/2569 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Zur Begründung hat das Wort Herr Abgeordneter 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein -Hohenstein 
(CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die CDU/CSU-Fraktion hält eine Änderung 
des Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteordnung 
für notwendig, um Vorschriften der  von  der Bundes-
regierung am 28. Oktober 1970 erlassenen Approba-
tionsordnung den Realitäten anzupassen und zu-
gleich unbillige Härten für Studierende der Medizin 
durch Neuformulierung der Übergangsvorschriften 
zu beseitigen. 

Studierende, die im Sommersemester 1970, im 
Wintersemester 1970/71 und im Sommersemester 
1971 ihr Studium aufgenommen haben, müssen ihr 
Studium und das Staatsexamen nach der Bestal-
lungsordnung von 1953 ableisten, dagegen entspre-
chend der neuen Approbationsordnung im letzten 
Studienjahr eine acht- bzw. zwölfmonatige prakti-
sche Ausbildung durchführen. Eine solche, lediglich 
in der Übergangszeit vorgesehene Vermischung un-
terschiedlicher Ausbildungssysteme hätte zur Folge, 
daß die Studenten der Tätigkeit in den Krankenhäu-
sern wegen nicht ausreichend Zeit für die Vorbe-
reitung zum alle Prüfungsfächer umfassenden Staats-
examen alter Ordnung zur Verfügung hätten. 

Die praktische Ausbildung am Krankenbett kann 
schwerlich Vorbereitung für die Prüfung in den 
theoretischen Fächern sein. Der Student wäre daher 
gezwungen, nach der praktischen Ausbildung, die 
zudem noch für einen größeren Teil der Studieren-
den in Lehrkrankenhäusern außerhalb der Hoch-
schulorte durchgeführt worden wäre, sich auf das 
Examen vorzubereiten. Eine nicht unerhebliche Ver-
längerung des Studiums wäre die Folge. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Wohnungsschwierigkeiten, zusätzliche finanzielle 
Belastungen für die Studenten und vor allem ein 
Rückgang der Zahl ausgebildeter Ärzte wäre damit 
verbunden. 

(Seiters [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Eine ordnungsgemäße Ausbildung von Medizin-
studenten in Lehrkrankenhäusern ist nach Auffas-
sung der CDU/CSU-Fraktion bis zum 1. August 1975 
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nicht gewährleistet, weil weder die personellen und 
die materiellen noch die finanziellen und die struk-
turellen Voraussetzungen bis zu diesem Zeitpunkt 
geschaffen worden wären. Eine unzureichende Per-
sonalsituation vor allem an den Lehrkrankenhäu-
sern hätte zudem zur Folge, daß das zur Ausbildung 
der Medizinstudenten erforderliche Lehrpersonal, 
also insbesondere Ärzte, für die Versorgung der, 
Patienten nicht mehr in ausreichendem Maße zur 
Verfügung stünde. Sowohl die Qualität der Ausbil-
dung als auch die ärztliche Versorgung müßten 
gleichermaßen leiden. 

Es wäre voraussichtlich auch unmöglich gewesen, 
in dem noch zur Verfügung stehenden Zeitraum 
500 bis 800 zusätzlich zur Ausbildung benötigte und 
befähigte Ärzte zu gewinnen, weil z. B. in den 
chirurgischen Fachabteilungen wie aber auch schon 
in anderen Krankenhausbereichen Engpässe zu be-
obachten sind. Wenn man dann noch weiß, daß in 
den chirurgischen Abteilungen jeder dritte Arzt 
schon ein Ausländer ist, erkennt man, daß eine 
solche Tatsache auch für die Ausbildung von Stu-
dierenden von besonderer Bedeutung ist. 

Nach unseren Feststellungen haben die Länder 
auch unterschiedlich und oft viel zu spät die erfor-
derlichen Maßnahmen eingeleitet, um die entspre-
chenden Einrichtungen für Lehrveranstaltungen und 
die Ausbildungsplätze zu planen und zu schaffen. 

Eine — zugegebenermaßen unvollständige — 
Überprüfung der Länderhaushalte hat gezeigt, daß 
die erforderlichen finanziellen Konsequenzen aus 
der beabsichtigten Neuordnung des Medizinstudi-
ums für das Haushaltsjahr 1975 nicht gezogen wor-
den sind. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Zum Teil auch nicht 
gezogen werden konnten!) 

Schließlich müssen auch zahlreiche Fragen hin-
sichtlich des Status des Medizinstudenten in der 
praktischen Ausbildung ausführlicher und befriedi-
gender als bisher beantwortet werden Es kann ein-
fach nicht hingenommen werden, daß der Student 
gewissermaßen ohne Netz und Boden arbeiten muß, 
weil man auf berechtigte Überlegungen und Anre-
gungen etwa hinsichtlich zusätzlicher finanzieller 
Belastungen oder nicht ausreichenden Versicherungs-
schutzes während des praktischen Jahres einfach 
nicht eingeht, wie man es den Studenten, vor allem 
denen der ersten Ausbildungsgeneration, zugeste-
hen müßte. 

Die von der CDU/CSU-Fraktion vorgeschlagene 
Änderung der Bundesärzteordnung hat unseres Er-
achtens drei Vorzüge: 

Erstens. Medizinstudenten, die ihr Studium noch 
nach den Vorschriften der Bestallungsordnung be-
gonnen und teilweise durchgeführt haben, beenden 
ihr Studium nach diesen Vorschriften und werden so 
vor unbilligen Härten geschützt. 

Zweitens. Bundesregierung und Länder erhalten 
die Möglichkeit, gründlicher und umfassender als 
bisher die notwendigen Voraussetzungen zu schaf-
fen, die eine weitgehende gleichwertige Ausbildung 

der Medizinstudenten im praktischen Jahr garan-
tieren können. 

Drittens. Der Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit erhält durch die Gesetzesinitiative der 
CDU/CSU-Fraktion die Gelegenheit, alle mit der 
Approbationsordnung verbundenen, noch offenen 
Fragen zu erörtern, und auf Grund der dann gege-
benen Auskünfte der Bundesregierung hoffentlich 
auch die Gelegenheit, diese Fragen besser als bisher 
zu erörtern. 

Die Beantwortung der Kleinen Anfragen der 
CDU/CSU vom 15. Juni 1973 und vom 24. Mai 1974, 
in denen wir uns nämlich kritisch mit den Vorarbei-
ten und der Durchführung der Approbationsordnung 
beschäftigten, durch die Regierung, hat gezeigt, daß 
die Regierung bis vor wenigen Wochen alle mit der 
Approbationsordnung zusammenhängenden Proble-
me entweder verharmlost, abgeleugnet oder falsch 
gesehen hat. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Anstatt die vielen Ungereimtheiten zu beseitigen 
und den verunsicherten Studenten eine zusätzliche 
Hilfe zu geben, hat man nichts anderes als zusätz-
lichen poliklinischen Unterricht in die Approbations-
ordnung eingeplant, um so auch politischen Forde-
rungen der eigenen Partei nachzukommen. Daß die 
Einführung eines solchen poliklinischen Unterrichts 
unter Umständen nicht gerade die beste Möglichkeit 
ist, den jungen Medizinstudenten für die Allgemein-
medizin zu interessieren — wir wünschen doch alle, 
daß die Medizinstudenten diesem Teil der Aus-
übung des Arztberufs stärker als bisher zuwenden 
—, mag hier eben so erwähnt werden. 

Meine Damen und Herren, es steht fest: Noch im 
Juli lehnte die Regierung jegliche Änderung der 
Approbationsordnung bzw. der Bundesärzteordnung 
ab; 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

nachweislich tat es ebenso die SPD-Fraktion. Erst 
die Gesetzesinitiative der CDU/CSU-Fraktion .hat 
Regierung und Koalitionsparteien veranlaßt, sich 
unserer Meinung anzuschließen, um schließlich im 
September einen eigenen Gesetzentwurf einzubrin-
gen. Wenn Frau Bundesminister Focke noch vor 
wenigen Tagen in einem Fernsehinteview unserer 
Kollegin Frau Wex unterstellt hat, die CDU schreibe 
Gesetzesinitiativen der Koalitionsparteien ab, so 
haben wir hier ein ganz konkretes Beispiel dafür, 
daß es genau umgekehrt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die von SPD und FDP vorgetragene Begründung, 
die CDU/CSU-Gesetzesinitiative könne aus rechts-
formalen Gründen nicht als Alternative angesehen 
werden, ist so schwach, daß es sich einfach nicht 
lohnt, heute darauf einzugehen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Lediglich der Hinweis sei gestattet, daß die genannte 
Begründung im Widerspruch zu der in der Antwort 
auf unsere Kleine Anfrage vom 16. August 1974 vor- 
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Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
getragenen Auffassung der Regierung steht. Dort ist 
ausdrücklich von einer Übergangsregelung die Rede. 

Niemand, meine Damen und Herren, kann bestrei-
ten, daß die bisherigen Planungen und Vorbereitun-
gen zur Durchführung der Approbationsordnung 
keine ordnungsgemäße Durchführung des prakti-
schen Jahres garantieren können. Inhalt, Verlauf 
und Qualität der Ausbildung werden nicht durch den 
optimistischen gesetzlichen Anspruch, sondern durch 
die reale sachliche und personelle Situation an den 
Lehrkrankenhäusern bestimmt. 

Unerläßlich ist, daß die mit der Ausbildung be-
faßten Ärzte besser auf ihre Lehrtätigkeit vorbe-
reitet werden. Solange Gegenstandskataloge fehlen, 
kann kaum erwartet werden, daß die Ausbildung 
ausreichend auf das neue Prüfungsverfahren vorbe-
reitet. Wenn keine zusätzlichen Stellen für Ärzte 
geschaffen und besetzt werden, geht die Ausbildung 
der Studenten zu Lasten der Patienten. 

(Seiters [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Es ist doch geradezu widersinnig, wenn die Re-
gierung einerseits zur Zeit versucht, durch gesetz-
liche Regelungen die qualitative und quantitative 
ärztliche Versorgung der Bevölkerung zu verbes-
sern, andererseits aber durch unverständliches und 
stures Festhalten an längst nicht mehr zutreffenden 
Einschätzungen genau das Gegenteil bewirkt, näm-
lich eine schlechtere Ausbildung der Medizinstuden-
ten und eine geringere Zahl die Hochschule verlas-
sender Ärzte. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Der Bundestag bzw. der federführende Ausschuß 
muß von der Regierung und den zuständigen Res-
sortministern fordern, daß dieser Widerspruch be-
seitigt wird und die zahlreichen noch offenen Fragen 
im Interesse der Bevölkerung und der Medizinstu-
denten rückhaltlos beantwortet sowie offensichtliche 
Mängel in der Anwendung der Approbationsord-
nung beseitigt werden. Noch hat das Ministerium 
keine bündige Antwort auf die Frage, wie die 
akademischen Lehrkrankenhäuser finanziell, tech-
nisch und vor allem personell funktionieren sollen, 
gegeben. Meine Damen und Herren, wir sind auf 
diese Antwort gespannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Bardens. 

Dr. Bardens (SPD) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir legen heute einen Entwurf zur 
Änderung eines Gesetzes vor, das wir gemeinsam, 
einstimmig, einmütig am 2. Juli 1969 in diesem 
Haus beschlossen haben. Wir sind damals gemein-
sam davon ausgegangen — es gab weder Ände-
rungsanträge noch irgendwelche Kritik , daß die 
ärztliche Ausbildung so geändert werden muß, wie 
es in der neuen Bundesärzteordnung vorgesehen 
war. Das war unsere gemeinsame Auffassung. 

Im übrigen wußten spätestens seit diesem Zeit-
punkt, seit Juli 1969, die Länder, die ja ihrerseits 
Mitinitiatoren dieser Änderung der Bundesärzteord

-

nung waren, welche Aufgaben auf sie zukommen 
würden und was sie an Vorbereitung zu leisten 
hätten, um im entsprechenden Zeitabstand auch 
wirklich die Ausbildungsmöglichkeiten zu schaffen. 
Ich will aber jetzt gar nicht die Länder angreifen 
und will auch nicht die Schuld irgendwohin ver-
lagern. Festzustellen bleibt jedoch, daß seit Juli 1969 
bekannt war, was getan werden müßte, und daß 
nicht eingewandt worden ist, daß dies nicht reali-
sierbar sei. 

Wir haben damals also einmütig beschlossen. 
Wenn wir nun keine Spiegelfechterei und keine 
der Sache nicht angemessene Plänkelei vorführen 
wollen, müssen wir feststellen, daß auch die beiden 
Gesetzentwürfe, die heute zur Änderung der Bun-
desärzteordnung vorliegen, im materiellen Inhalt 
wieder gleich sind, nachdem sowohl Sie als auch 
wir die Schwierigkeiten gesehen haben, die drau-
ßen entstanden sind. 

Die Länder waren, ganz gleich, aus welchem 
Grunde, nicht imstande, rechtzeitig die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß vom nächsten Herbst an 
zum ersten mal das Internatsjahr praktiziert werden 
könnte. Sie haben die Einrichtungen der Lehrkran-
kenhäuser in dieser Zeit nicht so weit entwickeln 
können, daß dies ginge. 

Wir wollen deshalb aus zwei wesentlichen Grün-
den jetzt diese Änderung vorschlagen. Zum einen 
wollen wir den Auszubildenden, den Studenten 
nicht die Folgen dieser verzögerten Entwicklung auf-
lasten, sondern dafür sorgen, daß sie ausreichend 
ausgebildet sind, wenn sie ins Examen nach der 
neuen Ärzteordnung und nach der neuen Approba-
tionsordnung gehen. 

Zum zweiten wollen wir — darauf haben auch Sie, 
Herr Kollege Prinz zu Sayn-Wittgenstein, schon hin-
gewiesen — den Betrieb an den Krankenhäusern, 
die als akademische Lehrkrankenhäuser vorgesehen 
sind, nicht dadurch stören, daß sie zu einem Zeit-
punkt mit der Ausbildung belastet werden, zu dein 
sie einfach technisch, personell und finanziell nicht 
präpariert sind. Dies ist unser gemeinsames An-
liegen. 

Aber ich meine, man sollte sich zu diesem Zeit-
punkt vor einem hüten: Sie haben davon gespro-
chen, daß man im Ausschuß nach der Überweisung 
die Approbationsordnung und die Ärzteordnung in 
ihrem Inhalt schlechthin diskutieren sollte. Ich 
glaube nicht, das wir das tun sollten. Selbstverständ-
lich gibt es inzwischen schon von da und dort Be-
denken gegen die neue Ärzteordnung, gegen die 
Approbationsordnung. Aber können wir denn das, 
was wir einmütig beschlossen haben, nun schon 
ändern, bevor w i r  die  A usbildung überh aupt nur 
einen einzigen Tag nach den Bedingungen dieses 
neuen Gesetzes praktiziert haben? Ich glaube, da-
durch würden wir draußen — gerade dort, wo in den 
Lehrkrankenhäusern Ausbildung mitgetragen wer-
den sollte — noch mehr Unsicherheit, noch mehr 
Schwierigkeiten erzeugen, und das sollten wir eben 
nicht tun! 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Aber dafür sorgen, daß es 

funktioniert!) 
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Dr. Bardens 
Ich bin sicher, daß wir dann, wenn schließlich nach 

der Verzögerung, die wir jetzt selbst vorschlagen 
müssen, nach der neuen Ärzteordnung und der 
neuen Approbationsordnung ausgebildet wird, die 
Praxis kritisch beobachten müssen. Dann müssen wir 
uns wirklich überlegen, ob man korrigieren muß, ob 
man neue Inhalte hineinbringen muß, ob man neue 
Formen für die Ausbildung wählen muß dann, 
aber nicht, bevor diese Ordnung auch nur einen ein-
zigen Tag praktiziert wurde. 

Ich will, wie ich vorhin sagte, den Ländern nicht 
die Schuld zuschieben. Wir können jetzt gar nicht 
untersuchen, welche Ursachen dazu geführt haben, 
daß der Zeitplan nicht eingehalten werden konnte; 
aber ich will die Länderregierungen und die Länder-
parlamente hier heute bitten, nun wirklich alles zu 
tun, damit zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Regelungen, um die es heute geht, in den akademi-
schen Lehrkrankenhäusern auch tatsächlich ausge-
bildet werden kann. Wir wollen den Ländern helfen, 
aber wir bitten auch um die Kooperation der Bundes-
länder in dieser Frage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, wird das Wort noch gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Der Ältestenrat schlägt die Über-
weisung beider Vorlagen an den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit vor. Wer damit ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 15 der Tagesordnung auf: 
Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Erhal-
tung und Modernisierung kulturhistorisch und 
städtebaulich wertvoller Gebäude 
— Drucksache 7/2552 — 

Das Wort zur Begründung und zur Aussprache 
wird nicht gewünscht. Der Ältestenrat schlägt Über-
weisung an den Finanzausschuß — federführend — 
sowie an den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau — mitberatend — und an den Haus-
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung vor. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre kei-
nen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 16 der Tagesordnung auf: 
Beratung der Sammelübersicht 26 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen und systematische Ubersicht 
über die beim Deutschen Bundestag in der 
Zeit vom 13. Dezember 1972 bis 31. August 
1974 eingegangenen Petitionen 
— Drucksache 7/2562 — 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Wir kommen zur Beschlußfassung über die 
Sammelübersicht. Wer damit einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 
Beratung der Ubersicht 9 des Rechtsausschus

-

ses (6. Ausschuß) über die dem Deutschen 

Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 7/2553 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Lenz 

(Bergstraße) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Beratung wird 
nicht gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dieser Vorlage zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 18 und 19 zu-
sammen auf: 

18. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vor-
schlag der EG-Kommission für eine Richtlinie 
des Rates zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über Massenent-
lassungen 
— Drucksachen 7/1669, 7/2566 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Hölscher 

19. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
der von der Bundesregierung beschlossenen 
Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 9/74 — Zollpräferenzen 
1974 gegenüber Entwicklungsländern  — 
EGKS) 
— Drucksachen 7/2282, 7/2572 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Jens 

Wünschen die Herren Berichterstatter das Wort? 
— Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Beratung wird 
nicht gewünscht. Sind Sie damit einverstanden, daß 
wir darüber zusammen abstimmen? — Ich höre 
keinen Widerspruch. Wer den beiden Vorlagen zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe den Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Beratung der von der Bundesregierung vor-
gelegten zustimmungsbedürftigen Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 12/74 — Zollkontingente für Walzdraht 
und Elektrobleche — 2. Halbjahr 1974) 
— Drucksache 7/2577 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. Der Ältestenrat 
empfiehlt Überweisung an den Ausschuß für Wirt-
schaft. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Es ist so beschlossen. 

Meine Herren und Damen, damit sind wir am Ende 
der für heute vorgesehenen Tagesordnungspunkte. 
Ich kann damit die Beratungen schließen und berufe 
das Haus auf Freitag, den 11. Oktober, morgens 
9 Uhr ein. Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.45 Uhr) 
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Anlage 1 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht (4  

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Zusatz- 
frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/2550 Frage A 42, 119. Sitzung, Seite 7975 c) : 

Im Bundeshaushalt sind bereits am 13. März 1974 
durch Beschluß des Bundeskabinetts 10 Millionen 
DM für die Förderung von Investitionen zur Ölsub-
stitution und Energieeinsparung eingestellt worden, 
die im übrigen keineswegs ausschließlich für Gar-
tenbaubetriebe bestimmt sind. Da es sich dabei um 
eine Maßnahme im Sinne des Gesetzes über die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" handelt, kann sie nur 
durchgeführt werden, wenn die Länder bereit sind, 
gemeinsamen Förderungsgrundsätzen zuzustimmen 
und entsprechende Landesmittel bereitzustellen. 

In meinem Hause sind mehrfach Versuche unter-
nommen worden, in den nach dem Gemeinschaftsauf-
gabengesetz vorgesehenen Gremien mit den Län-
dern zu einer Einigung zu gelangen. Von allen Län-
dern wurde jedoch eine derartige Maßnahme bezügl. 
der Ölsubstitution als nicht mehr aktuell abgelehnt. 
Schließlich hat man sich darauf geeinigt, nur eine 
der vorgesehenen Maßnahmen, nämlich die Förde-
rung von Investitionen zur Energieeinsparung als 
gemeinsame Maßnahme von Bund und Ländern 
durchzuführen. Über die Einzelheiten der Förde

-

rungsgrundsätze wird in Kürze mit den Ländern 
nochmals verhandelt, so daß der Unterausschuß am 
28. Oktober und der Planungsausschuß am 11. No-
vember 1974 endgültig entscheiden können. 

An einem positiven Ergebnis der beiden genann-
ten Sitzungen ist nicht zu zweifeln, da die Vorver-
handlungen mit den Ländern bereits eine grundsätz-
liche Einigung über diese eingeschränkte Maßnahme 
gebracht haben. 

Ich bitte, aus dem von mir geschilderten Ablauf 
der Verhandlungen zu entnehmen, daß seitens der 
Bundesregierung alles getan worden ist, um die 
Maßnahme „Ölsubstitution und Energieeinsparung" 
in vollem Umfange zu verwirklichen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Frage A 1): 

Nachdem die amerikanische Regierung wie Wissenchaft in ho-
hem Maß von dem Berufswechsel von Wissenschaftlern zwischen 
Universität, Regierung und Industrie profitiert und in England 
eine Kommission (Task Force on Interchange of Scientists) zu 
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demselben Thema einen Untersuchungsbericht vorgelegt hat, 
um diesen Austausch zu fördern, frage ich die Bundesregierung, 
ob bei ihr ähnliche Pläne bestehen, und wenn ja, wie sie ge-
denkt, diese in die Praxis umzusetzen? 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie widmet dem Problem der Mobilität insbe-
sondere des wissenschaftlichen und technischen Per-
sonals in den von ihm geförderten Forschungsein-
richtungen seit längerer Zeit große Aufmerksamkeit, 
da neue Aufgaben für die Forschung zur Zeit nicht 
durch eine Erhöhung des Personalstandes bewältigt 
werden können. Es hat mit Sachverständigen aus 
den Forschungseinrichtungen die Frage erörtert, wie 
die Mobilität verbessert werden kann. Ferner sind 
Studien zu einer Mobilitätsstatistik und zur Weiter-
bildungsfunktion von Forschungseinrichtungen ver-
geben worden. 

Die Mobilität soll durch Schaffung von Anreizen, 
durch Abbau von Hemmnissen, die einen Wechsel 
zwischen Forschung, öffentlichem Dienst und Indu-
strie entgegenstehen, und auch durch Berücksichti-
gung mobilitätsfördernder Gesichtspunkte bei Ta-
rifverhandlungen, beim Erlaß von Rechtsvorschrif-
ten oder bei Verwaltungsmaßnahmen verbessert 
werden. Die Forschungseinrichtungen sollen die Mo-
bilität im koordinierten Zusammenwirken in ihrem 
Bereich verwirklichen. An die Einrichtung einer be-
sonderen Dienststelle, wie es die britischen Exper-
tengruppe vorgeschlagen hat, ist nicht gedacht. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von Bül-
lesheim (CDU/CSU) (Drucksache 7/2584 Frage A 2) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherige Tätigkeit der 
Deutschen Rettungsflugwacht e. V., und — im Falle positiver 
Beurteilung — welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die Hilfsmöglichkeiten dieser Organisation einer breiteren Öffent-
lichkeit bekanntzumachen? 

Die bisherige Tätigkeit der Deutschen Rettungs-
flugwacht e. V. in Stuttgart ist in zwei unterschied-
liche Aufgabenbereiche zu gliedern: 

1. Die Durchführung des regionalen Hubschrauber-
rettungsdienstes im Raum Stuttgart, der in den ört-
lichen Rettungsdienst voll integriert ist. In diesem 
Rahmen werden auch sogenanne Sekundärtransporte 
von Patienten aus Krankenhäusern in Spezialklini-
ken sowie Transporte von Blutkonserven und Or-
gantransplantaten durchgeführt. 

Dieser regionale Hubschrauberrettungsdienst fällt 
nicht in die Verantwortlichkeit der Bundesregierung 
und kann daher nicht beurteilt werden. 

2. Repatriierungsflüge von im Ausland erkrankten 
oder verletzten Deutschen. Sie werden nach Kennt-
nis der Bundesregierung von der Deutschen Ret

-

tungsflugwacht e. V. auf kommerzieller Basis durch-
geführt. Die Deutsche Rettungsflugwacht e. V., die 
keine geeigneten Flugzeuge besitzt, chartert auf-
grund abgeschlossener Verträge Flugzeuge, mit de-
nen sie die Ambulanzflüge durchführt. Die dabei 
entstehenden erheblichen Kosten, die von den ge-
setzlichen Krankenversicherungen im allgemeinen 
nicht vergütet werden, können durch den Abschluß 
eines entsprechenden Versicherungsvertrages abge-
deckt werden. Über diese Repatriierungsflüge liegen 
der Bundesregierung objektive Erfahrungsberichte 
nicht vor. 

Neben der Rettungsflugwacht e. V. in Stuttgart 
werden solche Repatriierungsflüge auch von ande-
ren Organisationen durchgeführt, so u. a. von der 
Ambulanzfluggruppe Nordbayern des Bayerischen 
Roten Kreuzes, die von einem auf diesem Gebiet 
besonders erfahrenen Arzt geleitet wird, von der 
Deutschen Flugrettung in München und in einzelnen 
Fällen auch von der Bundeswehr. 

Die Bundesregierung sieht aus Gründen der Wett-
bewerbsneutralität keine Möglichkeit, die Öffent-
lichkeit auf die Tätigkeit einer dieser Organisatio-
nen besonders hinzuweisen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wolters auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Wolfram (SPD) (Druck-
sache 7/2584 Frage A 9) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Entscheidung der 
Ärztekammern, Hinweise auf Vorsorgeuntersuchungen auf Praxis-
schildern zu verbieten, und in welcher Form sollte es nach Auf-
fassung der Bundesregierung Ärzten gestattet sein, für Vor-
sorgeuntersuchungen zu werben? 

Die auf dem Praxisschild des Arztes zu führende 
erlaubte Beschriftung ist in den Berufsordnungen 
der Landesärztekammern verbindlich geregelt. Bei 
diesen Berufsordnungen handelt es sich um Satzun-
gen autonomer Berufsverbände. Sie sind als solche 
unmittelbar geltendes Recht. Nach § 25 der auf dem 
73. Deutschen Ärztetag beschlossenen Fassung der 
Berufsordnung für die deutschen Ärzte, der in alle 
Berufsordnungen der Landesärztekammern Eingang 
gefunden hat, darf der Arzt nur die in dieser Vor-
schrift aufgeführten Angaben auf seinem Praxis-
schild führen. Die Bezeichnung „Vorsorgeunter-
suchungen" ist im Katalog der zugelassenen An-
gaben auf dem Praxisschild nicht enthalten. 

Die Bundesregierung wird mit der dafür zustän-
digen Vertretung der Ärzte prüfen, ob im Interesse 
der Patienten die Berufsordnungen dahingehend ge-
ändert werden sollten, daß es Ärzten, die auf ihrem 
Fachgebiet zur Durchführung von Vorsorgeunter-
suchungen nach der RVO ermächtigt sind, ermög- 
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licht wird, einen eindeutigen und für den Patienten 
unmißverständlichen Hinweis auf diese Untersu-
chungen auf ihrem Praxisschild zu führen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Ritz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Frage A 15) : 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Aus-
sage des Entwurfs eines Bundesraumordnungsprogramms für die 
Forderung nach Einordnung der Europastraße 8 (E 8) von Rheine 
zur niederländischen Grenze sowie des niedersächsischen Teil-
stücks Bonn—Emden in die erste Dringlichkeitsstufe des Bundes-
fernstraßenausbauplans? 

Ich gehe davon aus, daß Sie die im Entwurf des 
Bundesraumordnungsprogramms angesprochenen 
allgemeinen Ziele für die gesamträumliche Entwick-
lung des Bundesgebietes meinen. 

Was den Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 
anbetrifft, so wird dieser gegenwärtig gemäß § 4 
des Ausbauplangesetzes überprüft. Dem Bundesmi-
nister für Verkehr liegen von seiten der obersten 
Straßenbaubehörden der Länder rd. 500 Änderungs-
anträge zu Einzelplanungen vor, u. a. die Anträge 
des Landes Niedersachsen, die Europastraße 8 von 
Rheine bis zur niederländischen Grenze sowie die 
BAB Bonn—Emden von der B 72 bis Norddeich in 
die I. Dringlichkeitsstufe aufzunehmen. Bei der Prü-
fung auch dieser Anträge werden nicht nur raumord-
nerische Kriterien, sondern auch verkehrliche und 
ökonomische Gesichtspunkte gleichrangig zu be-
rücksichtigen sein. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2584 Frage A 20) : 

Ist die Bundesregierung bereit, durch gesetzliche Regelungen 
sicherzustellen, daß durch Einbau von technischen Sicherheits-
einrichtungen auf Tankschiffen für das Be- und Entladen mit und 
von Öl  Gefahren für Menschen und die Umwelt (Auslaufen von 

Öl in Gewässer, Brandkatastrophen etc.) ausgeschlossen wer-
den?  

Der Transport gefährlicher Güter auf Binnen-
wasserstraßen sowie Bau und Ausrüstung der Bin-
nenschiffe ist durch die Verordnung über die Be-
förderung gefährlicher Güter auf dem Rhein (ADNR) 
vom 23. November 1971 nebst einigen Zusatzverord-
nungen weitgehend geregelt. Die Verordnungen gel-
ten auch auf den übrigen Bundeswasserstraßen mit 
Ausnahme der Donau. 

Darüber hinaus ist seit etwa 2 Jahren ein vom 
Gewerbetechnischen Beirat des Bundesministers für 
Verkehr eingesetzter Arbeitskreis, dem außer den 
Sachverständigen des Bundesministers für Verkehr 
auch Vertreter von Berufsgenossenschaften, des 
Verbandes der Chemischen Industrie, der Mineral-
ölwirtschaft und des Binnenschiffahrtsgewerbes an-
gehören, damit befaßt, einheitliche Richtlinien für 
den Umschlag gefährlicher Güter in den Häfen 
— der in den Zuständigkeitsbereich der Länder 
fällt — unter Harmonisierung bereits vorhandener 
Vorschriften zu erarbeiten. Die Arbeiten stehen 
kurz vor dem Abschluß. 

Weiterhin befaßt sich ein Arbeitskreis der Länder 
mit der Harmonisierung der landesrechtlichen Ha-
fenordnungen. 

Am 1. Oktober dieses Jahres ist eine Verord-
nung in Kraft getreten, durch welche der Schiffs-
führer und die verantwortliche Person der Um-
schlagstelle vor dem Laden bzw. Löschen zur Über-
prüfung der Sicherheitseinrichtungen und Maßnah-
men anhand einer Prüfliste verpflichtet werden. 

Die Beförderung gefährlicher Güter ist im übrigen 
ein internationales Problem, insbesondere auf dem 
Rhein. Das gilt auch für die endgültige Lösung des 
Komplexes der Ausrüstung aller Tankschiffe mit 
brauchbaren Überfüllsicherungen. 

Die Bundesregierung ist dabei in ständigem Ge-
spräch mit allen am Transport gefährlicher Güter 
auf Binnenwasserstraßen interessierten Regierun-
gen. Die hierfür wichtigsten Gremien sind die Zen-
tralkommission für die Rheinschiffahrt und die Wirt-
schaftskommission für Europa in Genf. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Roser (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2584 Frage A 26) : 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Verkehrs-
museum — Abteilungen für Post und Eisenbahnen — in Nürn-
berg bei, und was ist von wem unternommen worden, um einen 
systematischen Ausbau und eine geschlossene und vollständig© 
Unterbringung — in Abstimmung mit welchen anderen Einrich-
tungen auf diesem Gebiet im freien Teil Deutschlands - sicher-
zustellen? 

Die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bun-
despost haben sich in der Vergangenheit um die 
Wiederherstellung des Verkehrsmuseums in Nürn-
berg bemüht. Heute sind die Abteilung Post voll 
und die Abteilung Bahn bereits zu nahezu 85 % 
hergestellt. Bei aller Bedeutung des kulturellen Wer-
tes und der Werbewirksamkeit des Museums muß 
aber die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der 
Bundesbahn und der Bundespost auf der Grundlage 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Vorrang 
haben. 
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Unter dem Aspekt einer gewissen kulturellen 
Verpflichtung, Tradition und einer nicht zu unter-
schätzenden Werbung hat die Deutsche Bundesbahn 
trotz angespannter Finanzlage allein in den Jahren 
von 1963 bis 1973 1,5 Millionen DM investiert. Wei-
tere 64 000 DM sind eingeplant. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2584 Frage A 30) : 

Trifft es zu, daß die DDR eine Berlin-Briefmarke mit der 
Aufschrift „Hauptstadt der DDR" herausgegeben hat, und welche 
Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu unternehmen, 
angesichts der Tatsache, daß die DDR vor einigen Jahren die 
Beförderung von Briefen aus der Bundesrepublik Deutschland, 
die mit einer Briefmarke mit dem Bildnis des Dresdner Zwin-
gers frankiert waren, abgelehnt hat? 

Das DDR-Postministerium hat mehrfach Postwert-
zeichen mit der Aufschrift „Berlin, Hauptstadt der 
DDR" herausgegeben, so z. B. im Juni 1969 anläßlich 
des damaligen „Weltfriedenstreffens" oder im Som-
mer 1973 anläßlich der „Weltfestspiele". 

Durch die Herausgabe von Postwertzeichen, in 
denen Berlin als Hauptstadt der DDR bezeichnet 
wird, kann am fortgeltenden Viermächtestatus Ber

-

lins ebensowenig geändert werden wie durch die 
entsprechende Aussage, die die DDR bereits vor 
Jahren in den Artikel 1 ihrer Verfassung aufgenom-
men hat. 

Es gibt weder Bestimmungen in den Verträgen 
des Weltpostvereins noch andere Beschlüsse von 
Weltpostkongressen, wonach ein Mitgliedsland des 
Weltpostvereins die Motive der Beschriftung von 
Postwertzeichen eines anderen Mitgliedslandes zum 
Anlaß nehmen dürfte, um die betreffenden Sendun-
gen nicht weiterzubefördern oder an die Einliefe-
rungsverwaltung zurückzugeben. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. h. c. Wagner (Günz-
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2584 Frage A 32) : 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre postalische Organisation 
den Ergebnissen der Gebietsreform in den einzelnen Bundeslän-
dern anzupassen, um insbesondere Erschwernisse für die Benutzer 
von Fernmeldeeinrichtungen zu vermeiden, die sich dadurch er-
geben, daß vereinzelt die Grenzen eines Fernmeldebereiches 
sich nicht mehr mit den politischen Grenzen decken? 

Die Deutsche Bundespost berücksichtigt die Ergeb-
nisse der Gebietsreformen in ihrer Organisation, 
soweit nicht betriebliche Gründe entgegenstehen. 

 
Im Postwesen führen Gebietsreformen i. d. R. zu 

entscheidenden Veränderungen der Verkehrsbedin-
gungen, denen durch eine Anpassung der postali-
schen Aufbau- und Ablauforganisation Rechnung 
getragen wird. 

Im Fernmeldewesen ist eine Berücksichtigung von 
Gebietsreformen wesentlich schwieriger. 

Die Leitungen des Fernsprechnetzes der Deutschen 
Bundespost sind in der Erde fest verlegt und auf 
bestimmte Zentralpunkte — die Vermittlungsstel-
len — ausgerichtet. Das bestehende Kabelnetz kann 
also nicht ohne weiteres an die Änderungen der po-
litischen Gebietseinheiten angepaßt werden. 

Mit der am 1. Juli 1971 in Kraft getretenen Fern-
meldeordnung ist die Einführung eines neuen groß-
raumorientierten Gesprächstarifs — Nahverkehrs-
tarif — angeordnet worden. Mit diesem „Nandienst" 
werden die Tarifgrenzen von den Ortsnetzen ge-
löst. Die Bereiche, in denen die „Nahgebühr", d. h. 
die Ortsgebühr, gilt, werden hierdurch von derzeit 
70 qkm auf künftig ca. 2 000 qkm erweitert. Der Nah-
gebührenbereich wird sich auf alle umliegenden bis 
zu 25 km entfernten Ortsnetze erstrecken. Jedes 
einzelne Ortsnetz ist Zentrum eines solchen Nahge-
bührenbereichs, so daß im Durchschnitt von ihm aus 
30 andere Ortsnetze zur Nahgesprächsgebühr er-
reicht werden können. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Wolfram (SPD) 
(Drucksache 7/2584 Frage A 36) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Entscheidung der US-
Atomenergiekommission, auf Grund von Rissen im Kühlsystem 
von Reaktoren zusätzliche Vorsichtsmaßnahmen einzuführen, 
durch die die Verfügbarkeit von US-Kernkraftwerken reduziert 
wird, und ist anzunehmen, daß durch solche oder ähnliche Risi-
ken im Bereich der deutschen Kernkraftwerke Störungen eintre-
ten könnten und die geplanten Versorgungsanteile aus dem 
Kernkraftbereich nicht erreicht werden? 

Nachdem in gleichen Nebenleitungen im Primär-
system von drei amerikanischen Siedewasserreak-
toren Risse entdeckt worden waren, hat die US-
Atomic Energy Commission angeordnet, alle Anla-
gen dieses Typs binnen 60 Tagen auf solche Fehler 
zu überprüfen. Die Betreiber haben also Gelegenheit, 
ihre normale Betriebsplanung darauf abzustellen. 
Für die Hälfte der 21 betroffenen Anlagen ist dies 
leicht möglich, da sie sich noch in der Inbetrieb-
nahmephase befinden bzw. zu Wartungszwecken so-
wieso abgeschaltet werden sollen. Die übrigen Anla-
gen müssen allerdings für die Überprüfung jeweils 
etwa eine Woche vom Netz genommen werden. 

Es ist nicht grundsätzlich auszuschließen, daß auch 
in der Bundesrepublik Deutschland aufgrund eines 
bei einer Reaktoranlage aufgetretenen Schadens alle 
anderen insoweit vergleichbaren Anlagen zur Über- 
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prüfung zeitweilig abgeschaltet werden müssen. Dies 
wird um so mehr gelten, wenn, wie angestrebt, in 
Zukunft weitgehend zeichnungsgleiche Anlagen ge-
plant werden sollten. 

Das Bemühen der für die Reaktorsicherheit zu-
ständigen Behörden, aber auch aller anderen Betei-
ligten, die Sicherheit der Kernkraftwerke insbeson-
dere durch Kodifizierung der Anforderung an sorg-
fältige Auslegung und Qualitätsgewährleistung bei 
der Fertigung weiter zu erhöhen, kann dazu beitra-
gen, das Risiko für das Auftreten der verfügbarkeits-
mindernden Schäden zu verringern. 

Die Bundesregierung darf bei dieser Gelegenheit 
noch einmal ihre Auffassung bekräftigen, daß die 
Reaktorsicherheit Vorrang vor der Vermeidung von 
Betriebsausfällen hat. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Franz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Frage A 42) : 

Ist einem Mitglied des Parteivorstands der DKP die Genehmi-
gung zur Annahme eines Ostberliner Ordens erteilt worden, 
und, sollte dies der Fall sein, auf Grund welcher Erwägungen 
hat die Bundesregierung diese Genehmigung gegengezeichnet? 

Die Antwort auf Ihre Frage lautet nein. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2584 Frage A 43) : 

Wieweit findet auf europäischer Gemeinschaftsebene ein plan-
mäßiger Informationsaustausch über die Planung neuer Stand-
orte von Kernkraftwerken statt? 

Die Bundesregierung erörtert mit den Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft, vor allem mit den An-
rainerstaaten Frankreich, Niederlande, Dänemark., 
aber auch mit der Schweiz, im Rahmen bilateraler 
Kontakte neben Fragen der Sicherheit kerntechni-
scher Einrichtungen auch standortspezifische Pro-
bleme. 

Sie beabsichtigt, die Erörterung von Fragen der 
Standortbewertung und -planung besonders für 
grenznahe Räume mit diesen Staaten zu vertiefen, 
mit dem Ziel, auf Gemeinschaftsebene zu planungs-
wirksamen Konsultationen zu gelangen, insbeson-
dere in Fällen, in denen gegenseitige Belange der 
Sicherheit und des Schutzes der Bevölkerung vor 
den Gefahren der Kernenergie betroffen sind. 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt des-
halb den Entwurf einer Entschließung über Energie 
und Umwelt, der von der Kommission vorbereitet, 
sodann in der Ratsgruppe „Umwelt" erörtert worden 
ist und dem Rat (Umweltminister) in seiner nächsten 
Tagung zur Beschlußfassung vorliegen soll. Dieser 
Entwurf sieht unter anderem vor, daß die Kommis-
sion mit Priorität Vorschläge für einen Informations-
austausch — auf Gemeinschaftsebene — über die 
Planung der Standorte neuer Kraftwerke unter Be-
rücksichtigung der Umweltrisiken ausarbeitet (Dok. 
R/1637/74 [ENV 80 — ENER 32]). 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Frage A 52) : 

Was ist der Bundesregierung über die Entwendung wichtiger 
technischer Konstruktionszeichnungen fur  den Neuhau des Ka nz

-

leramtes bekannt, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß für ausländische Nachrichtendienste ein großes Interesse an 
diesen Konstruktionszeichnungen besteht? 

Der von Ihnen angeschnittene Sachverhalt ist 
Gegenstand eines Ermittlungsverfahrens des Gene-
ralbundesanwalts beim Bundesgerichtshof. Die Er-
mittlungen sind noch nicht abgeschlossen, sie haben 
bisher folgendes ergeben: 

Am 24. September 1974 wurde nach Ablauf der 
Aufbewahrungszeit einem Schließfach im Bahnhof 
Opladen ein Plastikbehälter entnommen, der Bau-
zeichnungen der Sprinkler-Anlage des neuen Bun-
deskanzleramtes in Bonn enthielt. Es handelt sich 
um Montagezeichnungen einer Firma, die am Bau 
des Bundeskanzleramtes beteiligt ist. Sie unterlie-
gen keinem VS-Schutz. 

Der Plastikbehälter mit den Bauzeichnungen 
wurde am 20. September 1974 von einem Mitarbei-
ter der Firma in das Schließfach gelegt. Dieser hatte 
die Zeichnungen mit ausdrücklicher Erlaubnis eines 
ihm vorgesetzten Mitinhabers der Baufirma von 
seiner Arbeitsstelle mitgenommen, um sich für den 
Bau von Sprinkler-Anlagen fortzubilden. Der Be-
troffene gab bei seiner Vernehmung an, die Zeich-
nungen in dem Schließfach aufbewahrt zu haben, 
weil er sie nicht in seiner zur Zeit noch dürftig möb-
lierten Wohnung liegen haben wollte. 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Ermittlungen 
ist, wie auch der Generalbundesanwalt öffentlich 
erklärt hat, ein nachrichtendienstlicher Hintergrund 
wenig wahrscheinlich. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage erkläre ich im Ein-
vernehmen mit dem Chef des Bundeskanzleramtes: 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß wichtige 
technische Konstruktionszeichnungen für den Neu-
bau des Bundeskanzleramtes für manche auslän- 
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dische Nachrichtendienste interessant sind. Dieser 
Interessenlage wird von der Bundesregierung durch 
die Veranlassung entsprechender Sicherheitsvor-
kehrungen der Bauleitung Rechnung getragen. Die 
Sicherheitsvorkehrungen können allerdings bei aller 
gebotenen Sorgfalt nur bis an die Grenze dessen ge-
hen, was die praktische Durchführung des Bauvor-
habens zuläßt. 

Ein nachrichtendienstliches Interesse gerade an 
den Plänen, um die es im laufenden Ermittlungs-
verfahren geht, kann wegen des technisch eng be-
grenzten Einblicks, den sie in die Neubaukonstruk-
tion geben, so gut wie ausgeschlossen werden. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Früh (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Frage A 74): 

Ist die Auslegung des § 42 Abs. 2 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe cc des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte zu-
treffend, daß derjenige Betrieb, der als entwicklungsfähiger Be-
trieb für betriebliche Investitionen nach den Richtlinien für die 
Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in der Land-
wirtschaft und für die Förderung der ländlichen Siedlung geför-
dert wird, zunächst ausschließlich als aufnehmender Betrieb in 
Frage kommt und erst dann, wenn derartige Betriebe in unmittel-
barer Nähe nicht vorhanden sind, andere übernehmende Be-
triebe unter bestimmten Voraussetzungen zum Zuge kommen, 
und können, sollte dies zutreffen, diesen bevorrechtigten Be-
trieben diejenigen Betriebe gleichgestellt werden, die nach den 
Richtlinien förderungsfähig sind? 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung beantworte ich Ihre Frage 
wie folgt: 

§ 42 Absatz 2 Buchstabe a cc des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte sichert den landwirt-
schaftlichen Betrieben, die nach den Grundsätzen 
für die Förderung von einzelbetrieblichen Investi-
tionen in der Landwirtschaft und für die Förderung 
der ländlichen Siedlung (Bundestags-Drucksache 
7/1538) gefördert werden, einen Vorrang bei der 
Landaufnahme. Hierbei handelt es sich um Betriebe 
mit einem genehmigten Betriebsentwicklungsplan. 

Wenn eine nach Landesrecht bestimmte Stelle 
jedoch feststellt, daß die abzugebenden Flächen 
nicht durch einen landwirtschaftlichen Unternehmer 
bewirtschaftet werden können, der in den Genuß 
dieser einzelbetrieblichen Förderungsmaßnahmen 
kommt, können die Flächen durch landwirtschaft-
liche Unternehmer aufgenommen werden, deren 
Unternehmen 

a) seit mindestens einem Jahr eine Existenzgrund-
lage im Sinne des Altershilfegesetzes gebildet 
haben, 

b) in der Zeit nach dem 31. Juli 1969 nicht ganz 
oder zu wesentlichen Teilen durch den abgehen-
den Unternehmer bewirtschaftet worden sind 
und 

c) in den der Landaufnahme vorausgehenden 12 Mo-
naten mindestens das Doppelte der für die Bei-
tragspflicht nach dem Gesetz über eine Alters-
hilfe für Landwirte festgesetzten Mindestbe-
triebsgröße erreicht haben oder durch die Land-
aufnahme mindestens das Dreifache der fest-
gesetzten Mindestbetriebsgröße erreichen wer-
den (§ 42 Abs. 4 GAL). 

Es kommt hierbei nicht darauf an, ob die Unter-
nehmer des landaufnehmenden Betriebes in den 
Genuß von Maßnahmen nach den oben genannten 
Förderungsgrundsätzen kommen könnte. Maßgebend 
ist lediglich die Erfüllung der im Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte aufgeführten Vorausset-
zungen, die ich Ihnen soeben genannt habe. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Josten (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Fragen A 76 und 77): 

In welcher Weise unterstützt die Bundesregierung die Bemü-
hungen der Vogelschutzverbände in der Bundesrepublik Deutsch-
land, den Vogelmord, besonders in Italien und Belgien, zu ver-
hindern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Schäden durch Mas-
senvernichtung von Singvögeln bisher schon entstanden sind? 

Herr Bundesminister Ertl beabsichtigt, in einem 
formellen Schreiben an seinen italienischen Kollegen 
mit der Bitte heranzutreten, sich intensiv für eine 
Abhilfe in der Angelegenheit einzusetzen. Da Ge-
setzesinitiativen bisher immer im italienischen Par-
lament gescheitert sind, wäre es zu 'begrüßen, wenn 
von seiten des Bundestages entsprechend auf Abge-
ordnete des italienischen Parlaments eingewirkt 
würde. Auch z. Zt. liegt ein Regierungsentwurf für 
eine Novellierung des italienischen Jagdrechtes dem 
italienischen Parlament vor, wird aber dort offen-
sichtlich nicht behandelt. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bemüht sich um die Sammlung 
von exakten Unterlagen, da ich mir nach der bis-
herigen Erfahrung ohne solche wenig Erfolg für ein 
Vorgehen von deutscher Seite verspreche. Auch zu 
diesem Zweck hat eine Besprechung mit dem „Komi-
tee gegen den Vogelmord" in der Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Tierschutz e. V., dem Deutschen 
Bund für Vogelschutz sowie dem Präsidenten der 
italienischen Liga gegen den Vogelmord stattge-
funden. Leider konnte dem BML dabei nur ein all-
gemeiner Eindruck über die Situation vermittelt 
werden, nicht jedoch genaue und wissenschaftlich 
abgesicherte Daten über das Ausmaß der Vogeljagd 
und über seine Auswirkungen auf die Vogelpopu-
lationen Deutschlands und deren ökologische Folge-
wirkung. Ich erwarte nunmehr die Ergebnisse der 
auch von der Bundesrepublik Deutschland unter-
stützten Untersuchung der Europäischen Gemein- 
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schaften über „Möglichkeiten eines besseren Schut-
zes der Zugvögel Europas auf der Ebene der EG". 

Zu diesem Zwecke stehe ich mit dem für Deutsch-
land wesentlichen Bearbeiter der Studie, der Vogel-
warte Radolfzell beim Max-Planck-Institut für Ver-
haltensphysiologie in Verbindung. Ich hoffe, daß 
diese Untersuchung auch Aussagen zum Inhalt 
Ihrer zweiten Frage macht. Bisher liegen mir exakte 
Angaben nicht vor. Im übrigen möchte ich Sie zur 
genaueren Information insbesondere über die inter-
nationalen Aktivitäten und um diese Antwort nicht 
zu lang werden zu lassen auch auf die Beantwortung 
der Anfragen der Herren Kollegen Dr. Fuchs und 
Spitzmüller hinweisen (siehe Protokolle der 115. Sit-
zung des Deutschen Bundestages vom 18. Septem-
ber 1974 und der 67 Sitzung vom 28. November 
1973). 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Schirmer (SPD) 
(Drucksache 7/2584 Fragen A 86 und 87) : 

Welchen Erfolg hatten inzwischen die in der DPC-Ministerrats-
sitzung und durch bilaterale Verhandlungen unternommenen Be-
mühungen des Bundesministers der Verteidigung, um zu ver-
hindern, daß die Regierung der Niederlande ihre im Verteidi-
gungsweißbuch veröffentlichte Absicht realisiert und einen Teil 
ihrer auf deutschem Boden stationierten Verbände zurückzieht? 

Wird sich die Bundesregierung weiter darum bemühen, den 
nicht vereinbarten Abzug verbündeter Militäreinheiten zu ver-
hindern, und wird sie dabei möglichst auch die zivilen (örtlichen 
und regionalen) Belange berücksichtigen, wie das z. B. im Be-
reich der Stadt Oldendorf deutlich wird, wenn der vom Komman-
deur niederländischer Einheiten angekündigte Abzug stattfinden 
sollte? 

Die niederländische Regierung hatte das Konsul-
tationsverfahren über ihren Verteidigungsplan in 
der NATO am 21. Mai 1974 eingeleitet — bereits 
8 Wochen vor Erscheinen ihres Verteidigungsweiß-
buches. Darüber hinaus fanden bilaterale Bespre-
chungen zwischen dem niederländischen und dem 
deutschen Verteidigungsminister statt. Die Bundes-
regierung und die NATO-Gremien brachten über-
einstimmend ihre Besorgnis über die niederländi-
schen Pläne zum Ausdruck. Dies führte dazu, daß 
die in den Niederlanden stationierte 5. Reservedivi-
sion nicht aufgelöst wird und keine niederländischen 
Heeresverbände aus der Bundesrepublik abgezogen 
werden. Als besonderen Erfolg der Konsultationen 
möchte ich te hervorheben, daß die niederländische 

zugesagt hat, keine einseitige Reduzie-
rung des Heeres vor MBFR-Beschlüssen vorzuneh-
men. Die auf Grund der Konsultationen vorgenom-
menen Abänderungen ides  niederländischen Vertei-
digungsplanes fanden daraufhin ihren teilweisen 
Niederschlag bei der Abfassung des Verteidigungs-
weißbuches. 

Auch bei den Flugabwehrraketeneinheiten hat die 
niederländische Regierung Veränderungen der ur-
sprünglichen Planungen vorgenommen: Es werden 

hier nicht, wie ursprünglich geplant, 6 sondern 8 der 
insgesamt 11 HAWK-Batterien in Deutschland ver-
bleiben. 

Ihre 2. Frage, Herr Kollege Schirmer, beantworte 
ich wie folgt: Es ist die Politik des ganzen Bündnis-
ses, die Sicherheit unvermindert aufrechtzuerhalten 
und dabei einseitige Truppenverminderungen vor 
MBFR-Vereinbarungen zu vermeiden. Selbstver-
ständlich wird sich die Bundesregierung sowohl bila-
teral als auch in den NATO-Gremien weiterhin ge-
gen einen vorzeitigen Abzug verbündeter Streit-
kräfte einsetzen. Dabei werden, wenn immer mög-
lich, auch örtliche und regionale Belange berücksich-
tigt, wenn sie nicht militärischen Gründen entge-
genstehen. 

Die Äußerungen des von Ihnen angeführten nie-
derländischen Kommandeurs waren voreilig und 
nicht autorisiert. Es waren keine genau bezeichne-
ten Einheiten für den Abzug vorgesehen; darüber 
hinaus hat die niederländische Regierung, wie ich 
bereits bei der Beantwortung Ihrer 1. Frage aus-
führte, ihre Pläne inzwischen abgeändert. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 7/2584 Fragen A 88 und 89) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den im Stern Nr. 40 
Seite 78 wiedergegebenen Ausspruch eines Oberstleutnants „Wir 
sprechen zwar offiziell von Innerer Führung, aber in Wirklich-
keit bilden wir eine Elite aus" und den eines Obersten auf 
Seite 137 Tiber die Innere Führung „Nach 15 Jahren Bundeswehr 
habe ich immer noch nicht begriffen, was das sein soll. Das 
verwirrt doch die Soldaten nur."? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den im Stern-Artikel na-
mentlich genannten Offizieren, falls sich die Aussagen als rich-
tig wiedergegeben herausstellen, die Grundsätze der Inneren 
Führung zu erläutern? 

Aufgrund einer Überprüfung hat sich heraus-
gestellt, daß der im Artikel genannte Oberstleut-
nant das ihm zugeschriebene Zitat weder wörtlich 
noch dem Sinne nach gemacht hat. Es entspricht 
auch nicht seiner Überzeugung. Er hat sich viel-
mehr zum angesprochenen Problem dahingehend 
geäußert, daß Innere Führung für ihn kein Dis-
kussionsthema sei, weil er die mit der Inneren Füh-
rung verbundene zeitgemäße Menschenführung, den 
kooperativen Führungsstil und die politische Bil-
dung der Soldaten im Sinne des parlamentarisch-
demokratischen Rechtsstaates bejahe und prakti-
ziere. 

Auch das einem Oberst zugeschriebene Zitat ist 
aus einem anderen gedanklichen Zusammenhang 
herausgenommen, der inhaltlich und der Tendenz 
nach von dem des Artikels wesentlich abweicht. 
Der Offizier hat vielmehr geäußert, daß in der 
Truppe Innere Führung „praktiziert" werde. Des-
halb halte er die ständige Wiederholung von be- 
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währten und nicht in Frage gestellten Prinzipien 
der Inneren Führung durch Diskussionen außerhalb 
der Bundeswehr für wenig sinnvoll. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Conradi (SPD) 
(Drucksache 7/2584 Fragen A 90 und 91) : 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um 
eine Wiederholung tragischer Unfälle, wie den Tod des herz-
und nierenkranken Pioniers Friedhelm Willemsen nach einem 
20-km-Marsch, zu verhindern? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Musterungsordnung un-
verzüglich so zu ändern, daß derartige krasse Fehldiagnosen 
— ein Herzfehler wäre mit einem normalen EKG erkennbar ge-
wesen — zukünftig ausgeschlossen werden, beispielsweise durch 

Überprüfung von Musterungsdiagnosen durch andere Ärzte, und 
wird die Bundesregierung von sich aus darauf einwirken, even-
tuell solche Vorurteile in Musterungskommissionen, jeder Mu-
sterungskandidat sei von vornherein ein möglicher Simulant, ab-
zuhauen? 

Zu Frage A 90: 

Tragische Ereignisse des vorerwähnten Ablaufs 
werden sich auch in Zukunft durch besondere Maß-
nahmen, gleichgültig welcher Art, nicht völlig ver-
meiden lassen. Zu jeder Tragik im menschlichen 
Leben gehören erfahrungsgemäß unvorhersehbare 
Momente, denen nicht vorzubeugen ist. 

Zu Frage A 91: 

Das zur Zeit gültige Wehrpflichtgesetz schreibt im 
§ 17 Abs. 4-7 die Untersuchungen und die dazuge-
hörenden Untersuchungsmethoden bei den Muste-
rungen vor. Dabei werden solche Untersuchungen 
vorgenommen, die nach dem Stand der ärztlichen 
Wissenschaft für die Beurteilung der Tauglichkeit 
des Wehrpflichtigen für den Wehrdienst notwendig 
und im Rahmen einer Reihenuntersuchung erforder-
lich sind 

Ärztliche Untersuchungen, die einer ärztlichen 
Behandlung oder einer Operation im Sinne des § 17 
Abs. 4 Satz 6 des Soldatengesetzes gleichkommen, 
dürfen nicht ohne Zustimmung des Wehrpflichtigen 
vorgenommen werden. 

Durch eine Änderung des Wehrpflichtgesetzes und 
der Musterungsverordnung im Sinne einer Erweite-
rung der Untersuchungsmethoden würde die Wah-
rung der körperlichen Unversehrtheit, so wie sie 
vom Gesetzgeber verstanden wird, nicht gewähr-
leistet. 

Außerdem steht nicht zu erwarten, daß durch eine 
derartige Erweiterung der Untersuchungsmethoden 
sogenannte stumme Krankheiten erkennbar werden, 
z. B. hätte in dem der Anfrage zugrunde liegenden 
Falle ein einfaches EKG normale Befunde ergeben. 
Die für den Tod des Soldaten verantwortliche Ano- 

malie des Herzens hätte erst durch komplizierte Un

-

tersuchungsmethoden, wie z. B. durch Anwendung 
eines Herzkatheters erkannt werden können. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2584 Fragen A 95 und 96) : 

Mit welcher Zahl von Wehrdienstverweigerern ist zu rechnen, 
wenn nach den Plänen der Bundesregierung die Wehrpflichtigen 
in Zukunft ohne Prüfungsverfahren zwischen dem Dienst in der 
Bundeswehr und dem zivilen Ersatzdienst werden wählen kön-
nen, und welche Tatsachen haben den Bundesverteidigungsmini-
ster zu der Aussage veranlaßt, „ich stehe vor jedermann gerade, 
daß die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr nicht beeinträchtigt 
wird"? 

Ist sichergestellt, daß im Falle der freien Wahl zwischen 
Wehrdienst und zivilem Ersatzdienst genügend Ersatzdienst-
plätze zur Verfügung stehen, und treffen Pressemeldungen zu, 
daß die Kosten für die zusätzlichen Ersatzdienstplätze sich auf 
600 Millionen DM belaufen werden? 

Zu Frage A 95: 

Die Zahl der Kriegsdienstverweigerer ist von 
1968 bis 1972 jährlich stark gestiegen. 1968 waren 
es 11 952 Anträge, 1972 dann 33 792. Jahre 1973 gab 
es mit 35 192 Anträgen einen Zuwachs von 4,1 Pro-
zent. Im ersten Halbjahr 1974 liegt die Zahl der 
Antragsteller um 3 Prozent unter dem entsprechen-
den Vorjahreswert. Von einem Musterungsjahr-
gang haben sich bislang höchsten 28 000 Wehrpflich-
tige auf das Grundrecht der Kriegsdienstverweige-
rung berufen. Das waren 7 Prozent des Jahrgangs. 

Diese Entwicklung zeigt, daß ein Kulminations-
punkt erreicht, vermutlich schon überschritten ist. 

Wie sich der Fortfall des Prüfungsverfahrens für 
ungediente Kriegsdienstverweigerer auswirken 
wird, kann heute niemand genau voraussagen. Die 
Zahl der Anträge wird erfahrungsgemäß auch davon 
abhängen, daß der Zivildienst gleiche Belastungen 
wie der Wehrdienst mit sich bringt und daß aner-
kannte Kriegsdienstverweigerer ohne Verzug und 
ausnahmslos zum Zivildienst herangezogen werden. 

Trotz der wachsenden Zahl von Wehrpflichtigen, 
die sich auf das Grundrecht der Kriegsdienstverwei-
gerung berufen haben, war der personelle Bedarf 
der Streitkräfte sowohl nach Zahl als auch nach kör-
perlicher und geistiger Leistungsfähigkeit, nach Bil-
dung und Berufsvoraussetzung gesichert. 

In der zweiten Hälfte unseres Jahrzehnts wird die 
Zahl der wehrdienstfähigen Wehrpflichtigen, die 
zur Einberufung heranstehen, von Jahr zu Jahr 
größer. Der Bedarf der Streitkräfte an Wehrpflichti-
gen bleibt in dieser Zeit gleich. Er wird nach Um-
stellung auf die neue Bundeswehrstruktur noch 
etwas geringer sein als bisher. 

Außerdem ist festzustellen, daß die jungen Män-
ner inzwischen mehr Bereitschaft zum Wehrdienst 
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zeigen als in den Jahren vorher. Sollte sich entge-
gen der so begründeten Erwartung die Zahl der 
Kriegsdienstverweigerer infolge des Verzichts auf 
ein Prüfungsverfahren dennoch erheblich erhöhen, 
muß vermutet werden, daß Antragsteller die Bedin-
gungen des Grundgesetz-Artikels 4 Absatz 3 nicht 
erfüllen. 

Dann soll nach dem Vorschlag des Bundesmini-
sters der Verteidigung die Bundesregierung das 
Recht haben, die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte, 
das heißt ihren personellen Bedarf, dadurch zu 
sichern, daß ein Prüfungsverfahren neuer Art nur 
diejenigen vom Wehrdienst freistellt, die tatsäch-
lich eine Gewissensentscheidung gegen den Kriegs-
dienst mit der Waffe getroffen haben. Abgesehen 
davon werden jederzeit Einberufene oder dienstlei-
stende Wehrpflichtige und Reservisten, die für den 
Verteidigungsumfang benötigt werden, zur Feststel-
lung der berechtigten Inanspruchnahme des Grund-
rechts auf Kriegsdienstverweigerung einem modifi-
zierten Prüfungsverfahren unterworfen bleiben. Da-
mit ist gewährleistet, daß die Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr durch die vorgeschlagene Regelung 
nicht beeinträchtigt werden kann. 

Zu Frage A 96: 

Die Entwicklung der verfügbaren Zivildienst-
plätze und die Einbeziehung weiterer ziviler Tätig-
keiten, vor allem im sozialen Bereich, in denen die 
Dienstpflicht erfüllt werden kann, läßt erwarten, 
daß selbst bei einer weiteren Zunahme der Kriegs-
dienstverweigerer jeder von ihnen Zivildienst lei-
sten muß. Die jährlichen Kosten für 1 000 Zivil-
dienstplätze belaufen sich auf rund 10 Millionen DM. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) 
Drucksache 7/2584 Frage A 97) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Entwurfs des 
Bundesraumordnungsprogramms vom 25. Juli 1974, wonach die 
wirtschaftlichen und infrastrukturellen Schwächen des emslän-
disch-ostfriesischen Raums, über eine verstärkte Wirtsdiaftsför-
derung hinaus eine Verbesserung der überregionalen Verkehrs-
einbindung erforderlich macht? 

Ja. Den wirtschaftlichen und infrastrukturellen 
Schwächen des emsländisch-ostfriesischen Raumes 
wird nach den Zielsetzungen des Raumordnungs-
programmes im Rahmen einer Gesamtkonzeption für 
die Gebietseinheit 7 (Ems) auch durch Maßnahmen 
zur Verbesserung der überregionalen Verkehrsan-
bindung entgegenzuwirken sein. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Fragen A 98 und 99) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Marktsättigungserschei-
nungen im Wohnungsbau, und in welchem Umfang sind im Bun-
desgebiet Leerwohnungen vorhanden? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung das anfallende Finanz-
aufkommen aus der von ihr beabsichtigten Planungswertaus-
gleichsabgabe? 

Zu Frage A 98: 

Zu einem funktionsfähigen Wohnungsmarkt ge-
hört eine gewisse Fluktuationsreserve in Form leer-
stehender Wohnungen. Eine ausreichende Leerraum

-

reserve vergrößert die Wahlmöglichkeiten bei der 
Suche nach einer geeigneten Wohnung und wirkt 
regulierend auf die Entwicklung der Marktmieten 
ein. Die veränderte Marktlage und der dadurch ent-
standene Leerwohnungsbestand haben bereits teil-
weise zu günstigeren Konditionen für Eigentums-
wohnungen und bei neu vermieteten Wohnungen 
geführt. 

Die in der unternehmerischen Wohnungswirtschaft 
zum Teil entstandenen Probleme ergeben sich, wie 
die Bundesbank in ihrem letzten Monatsbericht zu-
treffend feststellt, weniger aus der Gesamtzahl der 
freien Wohnungen als vielmehr aus der Konzentra-
tion dieser ungenutzten Wohnungen auf bestimmte 
Regionen, bestimmte Preisklassen und insbesondere 
auf bestimmte Bauträgergesellschaften und Baufir-
men, die schon aus Liquiditätsgründen darauf ange-
wiesen sind, rasch zu verkaufen oder zu vermieten. 
Manche Wohnungsbauträger und Finanzierungsinsti-
tute haben die Absatz- und Finanzierungsmöglich-
keiten offenbar überschätzt. Es gehört zu ihren un-
ternehmerischen Aufgaben, sich auf die daraus fol-
genden Risiken und Schwierigkeiten einzustellen. 

Zur Größe des Leerwohnungsbestandes können 
keine zeitnahen Angaben gemacht werden, da es 
hierüber keine laufende Statistik gibt. Zur Frage 
nach den Möglichkeiten einer statistischen Erfassung 
hat Herr Bundesminister Ravens bereits am 
24. Mai auf eine Frage von Herrn Kollegen Dr. 
Schneider Stellung genommen. Auf das Bundestags-
protokoll der 104. Sitzung vom 5. Juni 1974 Anl. 46 
darf ich verweisen. 

Zu Frage A 99: 

Die von den konkreten Umständen des Einzelfalles 
abhängigen unterschiedlichen Wertsteigerungen des 
Grund und Bodens lassen eine auf das gesamte 
Bundesgebiet bezogene Schätzung des Aufkommens 
der Ausgleichsbeträge nicht zu. Die Höhe des Fi-
nanzaufkommens aus den vorgesehenen Ausgleichs-
beträgen hängt zunächst und vor allen Dingen davon 
ab, in welchem Umfange die Gemeinden Bauland in 
ihren Bebauungsplänen ausweisen. Darüber hinaus 
werden die Bodenwertsteigerungen entscheidend be-
einflußt von Art und Maß der zulässigen baulichen 
Nutzung und der Lage des Grundstücks im Sied-
lungsgefüge. Selbst bei gleicher Art und gleichem 
Maß der zulässigen baulichen Nutzung werden also 
unterschiedliche Wertsteigerungen in verschiedenen 
Gebieten einer Gemeinde entstehen. 

Im Rahmen eines von meinem Hause vergebenen 
Forschungsauftrages sind die Ausgleichsbeträge grob 
geschätzt worden, die jährlich in den nächsten 10 
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Jahren für einige Städte nach der voraussichtlichen 
Entwicklung zu erwarten sind. 

Für zwei Großstädte im süddeutschen Raum wür-
den die Ausgleichsbeträge danach in einem Falle 
etwa 165 Millionen DM jährlich betragen, in einem 
anderen Fall 5 Millionen DM. Bei einer Großstadt im 
Ruhrgebiet würden jährlich etwa 6 Millionen DM 
Ausgleichsbeträge anfallen. Die entsprechenden Zah-
len für 2 Kleinstädte im Ruhrgebiet sind 1,9 bzw. 
0,8 Millionen DM. Werden in diesen Gemeinden 
allerdings Erschließungsbeiträge erhoben, so werden 
diese nach dem Entwurf der Novelle zum Bundes-
baugesetz auf die Ausgleichsbeträge angerechnet. 

Anlage 23 

Antwort 

des Bundesministers Franke auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Franz  (CDU/CSU) (Drucksache 
7/2584 Frage A 100) : 

Hat die Bundesregierung den Senat von Berlin gebeten, dafür 
zu sorgen, daß in Prospekten des Berliner Verkehrsamts der bis-
her enthaltene Hinweis auf den Berliner Amtssitz des Bundes-
präsidenten ausgelassen wird? 

Ihre Anfrage beantworte ich mit „Nein" 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schreiber (SPD) (Druck-
sache 7/2584 Frage A 106) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die Absolventen der 
sogenannten Sonderhegabtenprüfung während ihres Studiums 
außerordentliche finanzielle Härten entstehen, und wenn ja, 
beabsichtigt die Bundesregierung, dieser Personengruppe im 
Rahmen des Bundesausbildungsförderungsgesetzes einen Förde-
rungsbetrag zu gewähren, der dem Einkommen dieser Personen 
im vorher ausgeübten Beruf entspricht? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß viele der 
Auszubildenden, die den Hochschulzugang durch 
eine Begabtensonderprüfung erreichen, sich während 
ihres Studiums in einer finanziell schwierigen Situa-
tion befinden; dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn sie z. B. vorher längere Zeit erwerbstätig wa-
ren und bereits eine Familie haben. In derselben 
Situation befinden sich ebenso häufig die Auszubil-
denden, die die Hochschulreife auf einem Abend-
gymnasium oder Kolleg erworben haben. 

Im Rahmen der Möglichkeiten des Förderungs-
rechts ist dem durch das 2. ÄndG zum Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz Rechnung getragen worden: 
Die elternunabhängige Förderung in § 11 Abs. 3 
BAföG wurde gerade mit der Zielrichtung auf die-
sen Personenkreis erweitert; auch die Bestimmung 
über die Verdoppelung der Freibeträge in § 25 a 

BAföG kommt vornehmlich diesem Kreis von Aus-
zubildenden zugute. 

Dagegen sieht sich die Bundesregierung nicht in 
der Lage, den Absolventen der Begabtensonderprü-
fung sowie den Auszubildenden, die sich in einer 
entsprechenden besonderen Lebens- und Ausbil-
dungssituation befinden, einen Förderungsbetrag zu 
leisten, der in seiner Höhe an ihrem Einkommen 
während der früheren Erwerbstätigkeit orientiert ist. 
Das Gesetz räumt eine solche Möglichkeit nicht ein. 

Die Bundesregierung sieht sich aber auch aus 
grundsätzlichen und finanziellen Erwägungen gehin-
dert, eine entsprechende Änderung des Bundesaus-
bildungsförderungsgesetzes vorzuschlagen: Das Ge-
setz, das eine Erstausbildung ermöglichen will, ist 
auf die Leistung von Unterhaltsersatz in den Fällen 
angelegt, in denen Kinder aus einkommensschwa-
chen Schichten einen Unterhaltsanspruch gegen ihre 
Eltern nicht realisieren können; es ist konsequent, 
daß der Förderungsanspruch — wie der Unterhalts-
anspruch — auf die Deckung des notwendigen Le-
bens- und Ausbildungsbedarfs gerichtet ist. Jede 
Durchbrechung dieses Prinzips würde zudem zu sehr 
erheblichen finanziellen Mehraufwendungen führen, 
für die eine Deckungsmöglichkeit nicht besteht. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. h. c. Wagner (Günz

-

burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2584 Frage A 112) : 

Trifft die Meldung der .Welt" vom 3. Oktober 1974 zu, einem 
von polnischen Polizisten in Landsberg an der Warthe verhafte-
ten Berliner sei verwehrt worden, mit der Deutschen Botschaft 
in Warschau Kontakt aufzunehmen, und was hat die Bundes-
regierung getan, um die Kompetenzen und Zuständigkeiten der 
Deutschen Botschaft in Warschau gegenüber den polnischen Be-
hörden zu wahren? 

Dem Auswärtigen Amt war bisher nur die Tat-
sache der Verhaftung und der späteren Freilassung 
des betreffenden Berliners bekannt. Der in der ge-
nannten Pressemeldung geschilderte Vorfall war 
uns weder von dem Betroffenen noch von seinen 
Angehörigen mitgeteilt worden. Das Auswärtige 
Amt und die Botschaft in Warschau bemühen sich 
z. Zt. um eine Aufklärung des Vorfalls. 

Anlage 26 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2584 Frage A 113) : 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die Stimm-
abgabe der deutschen Delegation in der UNO in der Frage Süd-
afrikas widersprüchlich ist, und was sind bejahendenfalls die 
Gründe hierfür? 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 122. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. Oktober 1974 	8225* 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht, 
und zwar deshalb nicht, weil es sich um zwei ver-
schiedene Anträge handelte. 

Einmal ging es um einen Entschließungsantrag auf 
Zurückweisung des Beglaubigungsschreibens der 
südafrikanischen Delegation, mit der Begründung, 
diese sei nicht repräsentativ für die südafrikanische 
Bevölkerung. 

Die Prüfung der Beglaubigungsschreiben muß sich 
aber auf die formale Richtigkeit beschränken und 
darf sich nicht auf die materielle Legitimation einer 
Delegation erstrecken. Sonst werden Legitimations-
fragen die Debatte beherrschen. Durch Verfahrens-
entscheidungen können Mitgliedschaftsrechte beein-
trächtigt werden. Dies steht nicht im Einklang mit 
der Charta der VN. 

Wir haben deshalb gegen diese Resolution ge-
stimmt. 

In einem weiteren Entschließungsantrag wurde 
I  der Sicherheitsrat aufgefordert, die Beziehungen der 

VN zu Südafrika zu überprüfen. Dieser Antrag zielt 
auf das in Art. 6 der Charta vorgesehene Verfahren, 
wonach der Sicherheitsrat der Generalversammlung 
den Ausschluß eines Mitgliedstaates, der die 
Grundsätze der Charta verletzt, empfehlen kann. 

Ein derartiges Verfahren bietet den Vereinten 
Nationen die Möglichkeit, im Rahmen der Charta 
politisch auf Südafrika einzuwirken. 

Wie bekannt verurteilt die Bundesregierung vor-
behaltlos jede Form der Rassendiskriminierung und 
tritt für die Menschenrechte und das Selbstbestim-
mungsrecht ein. Sie hat dies vor den Vereinten 
Nationen wiederholt mit Nachdruck erklärt. 

Unser Vertreter in New York hat daher dieser 
Resolution zugestimmt. 
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